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| Mitteilung. 


Der Führer der Deutſchen Rechtsfront und des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten, Reichs⸗ 
juſtizkommiſſar Staatsminiſter Dr. Frank, hat angeordnet, daß alle juriſtiſchen Fachvereinigungen in ihrer bis⸗ 
herigen Form bis ſpäteſtens 31. Dezember 1933 zu liquidieren und in die zuſtändigen Fachgruppen des Bundes 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten zu überführen ſind. Für den Deutſchen Anwaltverein im Bund National⸗ 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten und alle örtlichen deutſchen Anwaltvereine iſt der unterzeichnete Reichsfach⸗ 
gruppenleiter der Berufsgruppe „Rechtsanwälte“ mit der Durchführung dieſer Anordnung beauftragt und ihm 
zu dieſem Zwecke — im Einvernehmen mit dem beurlaubten Präſidenten Dr. Voß — die alleinige Leitung des 
Deutſchen Anwaltvereins im Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten übertragen worden. 

Die näheren Weisungen über die Art der Eingliederung in die anwaltlichen Fachgruppen des Bundes 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten werden allen Beteiligten demnächſt zugehen. 

Die Juriſtiſche Wochenſchrift bleibt nach wie vor das Organ der deutſchen Anwaltſchaft und wird auch 
weiterhin ihre vornehmſte Aufgabe darin erblicken, durch gründliche wiſſenſchaftliche Arbeit der Erneuerung des 
deutſchen Rechts und damit auch der deutſchen Anwaltſchaft ſowie dem geſamten deutſchen Juriſtenſtand zu dienen. 


Berlin, den 23. Oktober 1933. 
Der Vorſtand 


des Deutſchen Anwaltvereins im BNS DJ. 


Dr. Walter Raeke 
Reichsfachgruppenleiter. 
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Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1033. 


Von Rechtsanwalt Dr. Hillig, Leipzig. 


Das im RGBl. 1933 Teil I Nr. 111 S. 713 veröffent⸗ 
lichte Geſetz im Umfang von 47 Paragraphen regelt die Rechte 
und Pflichten der Schriftleiter der im Reichsgebiet heraus⸗ 
gegebenen Zeitungen und politiſchen Zeitſchriften. 

Als Schriftleitung bezeichnet SL die hauptberufliche oder 
„auf Grund der Beſtellung zum Hauptſchriftleiter“ ausgeübte 
Mitwirkung an der Geſtaltung des geiſtigen Inhalts 
ſolcher Druckwerke. 

Hauptſchriftleiter iſt nach 818 der von dem Verleger 
einer Zeitung als ſolcher beſtellte und dem zuſtändigen Landes⸗ 
verband ſchriftlich benannte, deſſen Pflichten durch SS 19 
und 20 beſtimmt werden. §7 des Gef. über die Preſſe findet 
auf Zeitungen und politiſche Zeitſchriften keine Anwendung 
(vgl. § 45). Neben dem Hauptſchriftleiter wird jeder im 
Hauptberufe tätige Schriftleiter als ſolcher vom Geſetz er⸗ 
faßt (§ 20 Abſ. 1 und 8 21). 

In $1 wird die Geltung der geſetzlichen Vorſchriften auf 
die Mitwirkung an der Geſtaltung des geiſtigen Inhalts 
von Zeitungen und politiſchen Zeitſchriften beſchränkt, die in 
Zwiſchenräumen von höchſtens drei Monaten in ſtändiger 
Folge im Reichsgebiet erſcheinen, ohne daß der Bezug an 
einen beſtimmten Perſonenkreis gebunden iſt (vgl. § 2). Nicht 
betroffen werden demnach Viermonatszeitſchriften politiſchen 
Inhalts, auch wenn ſie ſtändig und ohne Beſchränkung auf 
einen beſtimmten Perſonenkreis erſcheinen, z. B. als Vereins⸗ 
zeitſchrift unter Ausſchluß der Verbreitung über den Kreis 
der Vereinsmitglieder hinaus. 

Nicht betroffen von den geſetzlichen Vorſchriften ſind nach 
§ 3 Ab}. 2 im amtlichen Auftrage herausgegebene Zeitſchriften. 

Welche Zeitſchriften als politiſche anzuſehen ſind, be⸗ 
ſtimmt der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda, der, falls die Zeitſchrift ein beſtimmtes Fachgebiet be⸗ 
trifft, die Entſcheidung im Einvernehmen mit der zuſtändigen 
oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde fällt (83 Abſ. 3). 

In dieſem Punkte werden die nach § 46 zu erwartenden 
Durchführungsbeſtimmungen Näheres zu beſtimmen haben. 

Unter Mitwirkung im Sinne des Geſetzes fällt nach SA 
auch die Tätigkeit an ſog. Zeitungskorreſpondenzen, die ſich 
mit Belieferung von Zeitungen mit geiſtigem Inhalt (Wort, 
Nachricht oder Bild) beſchäftigen. Der Unterſchied zwiſchen 
Wort und Nachricht iſt wohl dahin zu formulieren, daß unter 
Wort ein von dem Schriftleiter verfaßter Artikel, unter Nach⸗ 
richt die Wiedergabe von Mitteilungen tatſächlicher Art zu 
verſtehen ſind. 

Dieſe Mitwirkung wird als öffentliche Aufgabe be⸗ 
zeichnet. Aus dieſem Charakter wird das ſtaatliche Recht ab⸗ 
geleitet, die Rechte und Pflichten der Schriftleiter in aus⸗ 
ſchließlicher Form zu regeln, mit der Wirkung, daß ſich 
Schriftleiter nur derjenige nennen kann, der nach dieſem Ge⸗ 
ſetz dazu befugt iſt. Die Bezugnahme auf Rechtsanwälte und 
Patentanwälte liegt nahe. 

Das Geſetz regelt zunächſt die Zulaſſungsbedingungen 
im 2. Abſchnitt. 

Nach 8 5 find für den Schriftleiter nötig 

1. Beſitz der deutſchen Reichsangehörigkeit, 

2. der bürgerlichen Ehrenrechte und Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter, 

3. ariſche Abſtammung und ariſche Ehefrau nach den Grund⸗ 

ſätzen des 812 RBG. und ſeiner DurchfBeſt. (vgl. 8 6), 

4. Vollendung des 21. Lebensjahres, 

5. Geſchäftsfähigkeit, 

6. fachmänniſche Ausbildung, 

7. Beſitz der Eigenſchaften, die die Aufgabe der geiſtigen 

Einwirkung auf die Offentlichkeit erfordert. 

Von den Erforderniſſen unter 1, 3 und 6 kann der Leiter 
des Reichsverbandes der Deutſchen Preſſe (vgl. § 23) Aus⸗ 
nahmen bewilligen, jedoch nur mit Genehmigung des Reichs⸗ 
miniſters für Volksaufklärung und Propaganda, die im Ein⸗ 
vernehmen mit der zuſtändigen oberſten Reichs⸗ oder Landes⸗ 
behörde erfolgt, wenn ſich die Ausnahmebewilligung, wie zu⸗ 


gelaſſen, auf beſtimmte Zweige der Tätigkeit eines Schrift⸗ 
leiters beſchränkt. Dabei ſoll die Befreiung von dem Er⸗ 
forderniſſe der deutſchen Reichsangehörigkeit Deutſchſtämmigen 
erteilt werden, wenn keine beſonderen Bedenken beſtehen. Im 
übrigen gibt die Ausnahme die Möglichkeit, auch Nichtdeutſche, 
insbeſ. auch Nichtarier zuzislafjen. 

Zu den Punkten 1—6 des 85 tritt nun noch als Schluß⸗ 
erfordernis unter 7, daß ein Schriftleiter die Eigenſchaften 
haben ſoll, die die Aufgabe der getſtigen Einwirkung auf die 
Offentlichkeit erfordert. Dieſe Beſtimmung geht über die fach⸗ 
männiſche Ausbildung zum Beruf des Schriftleiters weit 
hinaus. Es handelt ſich bei ihr um Eigenschaften des Charak⸗ 
ters, des Gemüts, kurz um etwas, was zwar durch die Er⸗ 
ziehung und Ausbildung gefördert, aber jedewfalls in ſeinen 
Anfängen vorhanden geweſen ſein muß. Die Feſtſtellung 
dieſer Vorausſetzung kann im einzelnen Fall dem Prüfenden 
die größten Schwierigkeiten bereiten. Im Geſetz findet ſich 
eine Ausführung über die Prüfung der Eignung eines Kan⸗ 
didaten für den Schriftleiterberuf nicht, auch nicht in § 7, der 
von der fachmänniſchen Ausbildung nach 8 5 Ziff. 6 Handelt. 

Für dieſe Ausbildung wird eine Tätigkeit von mind eſtens 
einem Jahr bei der Schriftleitung einer deutſchen Zeitung oder 
politiſchen Zeitſchrift (vgl. §3 Abſ. 1) oder einem Unter- 
nehmen der in 84 bezeichneten Art (Zeitungskorreſponde nz) 
verlangt, und dieſe iſt durch ein Zeugnis der Schriftleitung 
nachzuweiſen. Im Wege der DurchfVo. kann auch die Aue” 
bildung bei einer ausländiſchen Zeitung der bei einer deutſchern 
Zeitung gleichgeſtellt werden. Das Zeugnis bezieht ſich all 
auf die in der Ausbildungszeit erworbenen Kenntniſſe, nicht! 
aber auf die Feſtſtellung der Eignung im Sinne von 85 
Ziff. 7. Dieſer Punkt gehört zu den Aufgaben des Leiters des 
Landesverbandes, der nach $8 über das Geſuch um die Zu⸗ 
laſſung zum Schriftleiterberuf zu entſcheiden hat. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ſetzt ſelbſtverſtändlich eine genaue Kenntnis des Zu⸗ 
zulaſſenden voraus. 

Der fachmänniſch ausgebildete Schriftleiter iſt vor ſeiner 
Zulaſſung „Schriftleiter in der Ausbildung“. Auf ihn finden 
die Vorſchriften des Geſetzes außer §5 Nr. 4 (Lebensalter), 
5 (Geſchäftsfähigkeit) und 6 (fachmänniſche Ausbildung) An⸗ 
wendung. Demgemäß gelten auch die Beſtimmungen für die 
Ausübung des Berufs im dritten Abſchnitt, nicht aber die⸗ 
jenigen, die die erfolgte Zulaſſung zur Vorausſetzung haben, 
3. B. die über den verbandsrechtlichen Schutz des Schrift⸗ 
leiterberufs, im vierten Abſchnitt, ſowie über den ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutz des Schriftleiterberufs im fünften Abſchnitt. 

Die Zulaſſung als Schriftleiter erfolgt auf Antrag durch 
Eintragung in die Berufsliſte der Schriftleiter des zuſtändigen 
Landesverbandes. Der über die Eintragung entſcheidende 
Leiter des Landesverbandes muß die Eintragung verfügen, 
wenn die in 8 5 beſtimmten Vorausſetzungen erfüllt find bzw., 
wie ergänzend hinzuzuſetzen iſt, wenn der Leiter des Reichs⸗ 
verbandes der deutſchen Preſſe mit Genehmigung des Reichs⸗ 
miniſters für Volksaufklärung und Propaganda Aus nahmen 
von den in §5 Nr. I, 3 und 6 beſtimmten Vorausſetzungen 
bewilligt hat (vgl. 89). Der Reichsminiſter für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda hat (vgl. § 8 Satz 5) ein unbedingtes 
Veto gegen die Zulaſſung, deſſen Erhebung auch die ſonſt zu⸗ 
läſſige Anrufung des Berufsgerichts gegen den die Zulaſſung 
ablehnenden Beſchluß des Leiters des Landesverbandes aus⸗ 
ſchließt. 

Ein ablehnender Beſchluß muß unter Angabe der Gründe 
dem Antragſteller ſchriftlich bekanntgegeben werden. Dem An⸗ 
tragſteller ſteht dann binnen vier Wochen nach der Bekannt⸗ 
gabe das Recht zu, die Entſcheidung des Berufsgerichts (vgl- 
88 27 ff.) anzurufen, ſoweit nicht der Fall des 88 Satz 5 (Veto 
des Reichsminiſters) vorliegt. Der Leiter des Landesverbandes 
hat die Löſchung einer Eintragung in die Berufsliſte zu ver 
fügen, wenn die in 85 Nr. 1 (deutſche Reichsangehörigkeit), 
2 (bürgerliche Ehrenrechte uſw.) und 5 (Geſchäftsfähigkeit) 
beſtimmten Vorausſetzungen wegfallen oder ſich die Unrichtig⸗ 
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keit der Angaben über die in Nr. 1—6 beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen ergibt oder der Schriftleiter ſeinen Beruf auf⸗ 
gegeben hat. Das Verfahren regelt ſich nach § 10. 

Der Wegfall der Vorausſetzung in 85 Punkt 7 wird nicht 
als Löſchungsgrund angegeben. Hier greift unter Umſtänden 
835 ein. Nach dieſer Beſtimmung hat der Reichsminiſter für 
Volksaufklärung und Propaganda das Recht, die Löſchung 
eines Schriftleiters in der Berufsliſte zu verfügen, wenn er 
es aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohls für er⸗ 
forderlich hält. 

Im 3. Abſchnitt — Ausübung des Schriftleiterberufs — 
werden für die Tätigkeit eines zugelaſſenen Schriftleiters be⸗ 
ſtimmte Grundſätze aufgeftellt. Nach 812 erlangt der Schrift⸗ 
leiter durch die Eintragung in die Berufsliſte überhaupt erſt 
das Recht, ſeinen Beruf auszuüben, wobei ihm Freizügigkeit 
in den Bezirk eines anderen Landesverbandes zugeſagt wird. 
Er wird in die Berufsliſte des Landesverbandes, in den er 
feinen Wohnſitz verlegt, ohne neue Prüfung übernommen. 

Bei den Pflichten und Rechten des Schriftleiters ſind zu 
unterſcheiden die öffentlichen in 88 13—15 und die dem Ver⸗ 
leger einer Zeitung oder politiſchen Zeitſchrift gegenüber 
vertraglich übernommenen Pflichten und erworbenen Rechte. 

Die öffentlichen Pflichten eines Schriftleiters ſind: wahr⸗ 
hafte Darſtellung und redliche Kritik der behandelten Gegen⸗ 
ſtände, gewiſſenhafte Ausübung des Berufs und würdevolle 
Haltung. Der Schwerpunkt der öffentlichen Pflichten beruht 
auf § 14, der deshalb im Wortlaut wiedergegeben wird: 

„Schriftleiter ſind in Sonderheit verpflichtet, aus den 
Zeitungen alles fernzuhalten: 

1. was eigennützige Zwecke mit gemeinnützigen in einer die 
Offentlichkeit irreführenden Weiſe vermengt, 

2. was geeignet iſt, die Kraft des Deutſchen Reiches nach 
außen oder im Innern, den Gemeinſchaftswillen des 
deutſchen Volkes, die deutſche Wehrhaftigkeit, Kultur oder 
Wirtſchaft zu ſchwächen oder die zeligiöfen Empfindungen 
anderer zu verletzen, 

3. was gegen die Ehre und Würde eines Deutſchen verſtößt, 

4. was die Ehre oder das Wohl eines andern widerrecht⸗ 
lich verletzt, ſeinem Rufe ſchadet, ihn lächerlich oder ver⸗ 
ächtlich macht, 

5. was aus anderen Gründen ſittenwidrig iſt.“ 

Der Anſtellungsvertrag eines Schriftleiters bedarf der 
Schriftform (vgl. § 17). Das gleiche gilt für die Kündigung 
des Anſtellungsverhältniſſes, welche die Angabe der Gründe 
enthalten ſoll (8 29). Dabei beſchränkt $30 das Kündigungs 
recht des Verlegers gegenüber einem Schriftleiter wegen der 
in der Zeitung von dieſem vertretenen geiſtigen Haltung auf 
Verſtöße gegen die öffentlichen Berufspflichten des Schrift⸗ 
leiters oder gegen die vereinbarten Richtlinien (S 30 in Ver⸗ 
bindung mit 819). 

Der Verleger einer Zeitung muß einen Hauptſchriftleiter 
beſtellen und ihn dem zuſtändigen Landesverband ſchriftlich 
benennen (818). 

Dem Hauptſchriftleiter wird die Aufſtellung eines ſchrift⸗ 
lichen Geſchäftsverteilungsplanes nach dem Inhalt der An⸗ 
ſtellungsverträge und den ergänzenden Anordnungen des Ver⸗ 
legers zur Pflicht gemacht, aus dem ſich die Verteilung der 
Arbeiten der Schriftleitung auf die einzelnen Schriftleiter 
ergibt, ſowie der Umfang, in welchem jeder Schriftleiter An⸗ 
weiſungsbefugnis gegenüber anderen Schriftleitern beſitzt. 
Die Beſtimmungen haben den Zweck, die Verantwortlichkeit 
der einzelnen Schriftleiter neben dem Hauptſchriftleiter klar 
zu umgrenzen, wie ſie in den 88 20, 21 des Geſetzes in be⸗ 
rufs⸗, ſtraf⸗ und zivilrechtlicher Weiſe feſtgeſetzt würd. Der 
Hauptſchriftleiter it für die Geſamthaltung des Textteiles 
der Zeitung verantwortlich. Seine Verantwortlichkeit erſtreckt 
ſich darauf, daß in eine Zeitung nur ſolche Beiträge auf⸗ 
genommen werden, die von einem Schriftleiter verfaßt oder 
zur Aufnahme beſtimmt ſind, und daß auf jeder Nummer der 
Vor⸗ und Zuname ſowie der Wohnort des Hauptſchriftleiters 
und ſeines Vertreters ſowie jedes Schriftleiters. dem die 
Leitung eines beſtimmten Teilgebietes der Zeitung übertragen 
iſt, angegeben wird. Er hat ferner jedem, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht, auf Anfrage darüber Auskunft zu 
geben, welcher Schriftleiter die Verantwortung für einen Bei⸗ 


trag trägt, ſoweit ſich die Verantwortung nicht aus den auf 
jeder Zeitungsnummer befindlichen Angaben ergibt. Die ſtraf⸗ 
und zivilrechtliche Verantwortung anderer Perſonen als der 
Schriftleiter bleibt beſtehen. über die Wahrung des Redak⸗ 
tionsgeheimniſſes ſagt das Geſetz nichts. Die Frage kann trotz 
der Beſtimmung in 8 20 Abſ. 3a und c dann aktuell werden, 
wenn entgegen dieſen Beſtimmungen ein von einem Schrift⸗ 
leiter ohne Namensnennung geſchriebener Artikel in einer 
Zeitung oder politiſchen Zeitſchrift erſchienen ift. Der Haupt⸗ 
ſchriftleiter hat die Auskunft nach 8 20 Abſ. 3e nur zu geben, 
welcher Schriftleiter die Verantwortung für einen Bei⸗ 
trag trägt. 

Nach 8 45 gilt für Zeitungen und politiſche Zeitſchriften 
der nach dieſen Vorſchriften verantwortliche Schriftleiter als 
verantwortlicher Redakteur. Es treffen Hauptſchriftleiter und 
Schriftleiter alſo die Strafbeſtimmungen des Geſ. v. 7. Mai 
1874 über die Preſſe, wie überhaupt die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes bis auf die ausdrücklich für Zeitungen und politiſche 
Zeitſchriften ausgenommenen 887 und 8 beſtehenbleiben. 8 8 
Abſ. 2, der durch die Novelle zum Preß®. v. 4. März 1931 
Aufnahme gefunden hat, wird in 8 45 Abſ. 1 des Gel. nicht 
beſonders erwähnt. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß 
auch er keine Anwendung findet. Das ergibt ſich aus der 
in 8 44 des Gef. vorgenommenen Regelung, wonach Vor⸗ 
ſchriften, nach denen die Verfolgung von Abgeordneten einer 
geſetzgebenden Körperſchaft beſchränkt wird, gegenüber den 
Beſtimmungen in den 88 31—35 des Gel. keine Anwendung 
finden. Wenn dadurch die Immunität eines Abgeordneten 
für Berufsvergehen eines Schriftleiters aufgehoben iſt, ſo 
bleibt für die Beſtimmung des 88 Abſ. 2, daß ein immuner 
Abgeordneter nicht verantwortlicher Redakteur einer periodi⸗ 
ſchen Druckſchrift ſein kann, mindeſtens für den Geltungs⸗ 
bereich des Schriftleitergeſetzes kein Raum mehr. 

821 enthält eine Ausdehnung der Verantwortlichkeit auf 
Schriftleiter, die an der Geſtaltung des geiſtigen Inhalts 
einer Zeitung oder politiſchen Zeitſchrift durch ihre Tätigkeit 
an einem Unternehmen der in $4 bezeichneten Art (Zeitungs⸗ 
korreſpondenz) mitwirken, im Rahmen des Umfangs ihrer 
Mitwirkung. 

Der 4. Abſchnitt enthält die Vorſchriften über den ſtän⸗ 
diſchen Ausbau des Schriftleitergefeges durch Zuſammen⸗ 
ſchließung der Geſamtheit in den Reichsverband der deutſchen 
Preſſe, dem jeder Schriftleiter kraft ſeiner Eintragung in die 
Berufsliſte angehört. Da eine Eintragung für Schriftleiter 
in der Ausbildung nicht ſtattfindet, gehören letztere auch nicht 
zum Verband. 

Der Reichsverband erhält durch das Geſetz die Eigen⸗ 
ſchaft einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts verliehen und 
hat ſeinen Sitz in Berlin. Der Leiter wird vom Reichs⸗ 
miniſterium für Volksaufklärung und Propaganda ernannt 
und gibt dem Reichsverband eine der Genehmigung des 
Miniſters bedürfende Satzung. Er beſtellt auch einen Beirat. 
Über die Funktionen dieſes Beirats enthält das Geſetz keine 
beſonderen Beſtimmungen. Vielmehr werden ſolche in der 
Satzung Aufnahme finden müſſen. 

Der Reichsverband gliedert ſich in Landesverbände, für 
deren Bildung und Aufgaben „die Satzung“ (des Reichsver⸗ 
bandes 2) Näheres beſtimmen ſoll. Den einzelnen Landesver⸗ 
bänden gehören die Schriftleiter an, die ihren Wohnſitz in 
dem Bezirk des betreffenden Verbandes haben. Das Geſetz ſagt 
das nicht ausdrücklich; es ergibt ſich aber ohne weiteres aus 
den Umſtänden ſowie aus § 12 Satz 2 des Gef. Die Landes⸗ 
verbände haben nach dieſer letzteren Beſtimmung auch Be⸗ 
rufsliſten ihrer Mitglieder zu führen. — Für im Ausland 
lebende Schriftleiter gilt die Zugehörigkeit zu dem Landes⸗ 
verband, in deſſen Bezirk ſich die Zeitung uſw. befinden, für 
die fie tätig find (8 24 Abi. 2). 

Der Reichsverband wacht über die Erfüllung der Pflichten 
der einzelnen Berufsgenoſſen und ſorgt für ihre Rechte und 
ihr Wohl. Aus dieſer Geſamtpflicht ergeben ſich die in 825 
aufgeführten Einzelaufgaben, Ausbildungs⸗ Fortbildungs⸗ 
und Wohlfahrtsecinrichtungen für Schriftleiter zu ſchaffen, die 
Reichs- und Landesbehörde fachmänniſch zu beraten, bei der 
Geſtaltung der Anſtellungsbedingungen für Schriftleiter mit⸗ 
zuwirken, Streitigkeiten unter Schriftleitern auf Erſuchen eines 
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Teiles zu vermitteln und im Falle des Einverſtändniſſes 
beider Teile zu ſchlichten, Berufsgerichte der Preſſe zu unter⸗ 
halten, ſowie die zur Erfüllung des Hauptzwecks dienenden 
anderweiten Aufgaben zu übernehmen. 

Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda 
beaufſichtigt den Reichsverband in der Erfüllung der dieſem 
zugewieſenen Aufgaben. 

Zur Beſchaffung der notwendigen Mittel wird dem Reichs⸗ 
verband das Recht, Umlagen von den Mitgliedern zu fordern, 
gegeben. Die Beſtimmungen bedürfen der Genehmigung des 
Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda und 
haben den Charakter öffentlicher Abgaben. 

Eine beſondere Behandlung finden in den 88 27 und 28, 
31—34 die zum Schutze des Schriftleiterberufs zu bildenden 
Berufsgerichte. Die Berufsgerichte 1. Inſtanz ſind die Be⸗ 
zirksgerichte der Preſſe. Berufsgericht 2. Inſtanz iſt der 
Preſſegerichtshof in Berlin. Über die Zuſtändigkeit der Be⸗ 
rufsgerichte trifft 8 28 Beſtimmungen, über die Zuſammen⸗ 
ſetzung ſprechen ſich 88 32 und 33 aus. Der Inſtanzenzug 
wird nicht näher geregelt. Es findet ſich keine Beſtimmung, in 
welchen Fällen Rechtsmittel gegen Entſcheidungen der Berufs⸗ 
gerichte an den Reichspreſſehof zuläſſig ſind. § 28 beſtimmt 
lediglich, daß die Berufsgerichte zuſtändig ſind für Beſchwer⸗ 
den gegen die vom Leiter des Landesverbandes abgelehnte 
Eintragung eines Schriftleiters in die Berufsliſte (vgl. § 10) 
und gegen die vom Leiter verfügte Löſchung einer Eintragung 
(811). Weiter hat das Berufsgericht ſich auf Antrag des 
Schriftleiters, nicht des Verlegers gutachtlich über die Wirk⸗ 
ſamkeit einer Kündigung des Anſtellungsverhältniſſes von 
Schriftleitern im Falle des § 30 zu äußern, ob die Kündi⸗ 
gung entweder der Vorſchrift des 8 30 Satz 1 zuwiderläuft 
oder zu ihrer Umgehung ausgeſprochen iſt. Nach 8 30 Abſ. 1 
darf ein Verleger einem Schriftleiter wegen der in der Zei⸗ 
tung von ihm vertretenen geiſtigen Haltung nur kündigen, 
wenn ſie entweder gegen die öffentlichen Berufspflichten des 
Schriftleiters oder gegen die vereinbarten Richtlinien (vgl. 
819) verſtößt. Vertragliche Kündigungen fallen unter dieſe 
Beſtimmung nicht. Bis zur Abgabe des beantragten Gut⸗ 
achtens iſt ein etwaiges Verfahren vor den erkennenden Ge⸗ 
richten auszuſetzen. Die Tätigkeit des Berufsgerichts iſt alſo 
hier eine rein gutachtliche, nicht eine erkennende. 

Die wichtigſte Tätigkeit iſt die Tätigkeit des Berufs⸗ 
gerichts im ehrengerichtlichen Verfahren (vgl. § 31). Das Be⸗ 
rufsehrengericht kann, wenn ein Schriftleiter gegen ſeine in 
den 88 13—15, 19, 20 Abſ. 3 beſtimmten öffentlichen Be⸗ 
rufspflichten verſtößt, den Schriftleiter verwarnen, ihn mit 
einer Ordnungsſtrafe bis zum Betrag eines monatlichen Be⸗ 
rufseinkommens belegen und drittens ſeine Löſchung in der 
Berufsliſte verfügen, auch einem Schriftleiter, gegen den das 
ehrengerichtliche Verfahren eingeleitet iſt, die Berufsausübung 
vorläufig unterſagen. Dazu iſt zu bemerken, daß es ſich bei 
den dem ehrengerichtlichen Verfahren unterliegenden Ver⸗ 
ſtößen nicht um die ſtraf⸗ und zivilrechtliche Verantwortung 
eines Schriftleiters handelt, ſondern lediglich um Verſtöße 


gegen die beſonderen Berufspflichten. Das Verfahren ſoll 
nach 834 durch eine vom Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Juſtiz nach Anhörung des Leiters des Reichsverbandes 
erlaſſene Verfahrensordnung geregelt werden (8 34). 

Die Berufsgerichte (Bezirksgerichte der Preſſe) entſchei⸗ 
den in der Beſetzung von 5, der Preſſegerichtshof in der 
Beſetzung von 7 Mitgliedern, beide mit Einſchluß des Vor⸗ 
ſitzenden. Der Vorſitzende und ſeine Stellvertreter müſſen die 
Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt haben und beſitzen die richterliche Unabhängigkeit. Die 
Beiſitzer und ihre Stellvertreter müſſen zu gleichen Teilen 
Schriftleiter und Verleger ſein. Alle Mitglieder, einſchließlich 
der Vorſitzenden, werden vom Reichsminiſter für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda ernannt, und zwar die Schriftleiter 
auf Vorſchlag des Leiters des Reichsverbandes der Preſſe, die 
Verleger auf Grund Vorſchlags des Leiters der Organiſation 
der Verleger in der Reichspreſſekammer (8 32). 

Entſprechend der dem Schriftleiter zugewieſenen hohen 
Stellung in der Wahrung der Intereſſen des Deutſchen 
Reiches, des Gemeinſchaftswillens des deutſchen Volkes, der 
deutſchen Wehrhaftigkeit, Kultur und Wirtſchaft wird dem 
Schriftleiter im 5. Abſchnitt des Geſetzes ein beſonderer ſtraf⸗ 
rechtlicher Schutz zuteil. Dieſer Schutz erſtreckt ſich auf die 
Abwehr unberechtigter Ausübung des Schriftleiterberufs (vgl. 
8 36), auf eine Strafbeſtimmung gegen den Verleger, der eine 
nicht in die Berufsliſten eingetragene Perſon oder einen 
Schriftleiter, dem die Berufsausübung vorläufig unterſagt 
iſt, mit den Arbeiten eines Schriftleiters im Hauptberuf be⸗ 
traut oder eine Zeitung unterhält, ohne den Hauptſchrift⸗ 
leiter benannt zu haben (837). In den 88 38 und 39 wer⸗ 
den Strafen für paſſive und aktive Beſtechung ausgeworfen. 
§ 40 beſtraft die Preſſenötigung, die derjenige begeht, der es 
unternimmt, einen Schriftleiter oder einen Verleger oder 
deſſen Vertreter durch Androhung eines Nachteils zur Vor⸗ 
nahme, Herbeiführung oder Duldung einer gegen die 88 13 
und 14 verſtoßenden Geſtaltung des geiſtigen Inhalts einer 
Zeitung zu beſtimmen. Dieſe Strafe erhöht ſich, wenn dieſe 
Preſſenötigung unter Mißbrauch der durch das Angeſtellten⸗ 
verhältnis des Schriftleiters bewirkten Abhängigkeit begangen 
wird. In all dieſen Fällen wird wahlweiſe Gefängnis bis zu 
einem Jahr oder Geldſtrafe angedroht. Daneben kann in den 
Fällen der 8838-40 neben Gefängnis auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Auch kann einem 
Verleger nach rechtskräftiger Verurteilung aus 88 37, 39 
oder 40 der Gewerbebetrieb durch die nach Landesrecht zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsbehörde unterſagt werden ($ 43). 

Nach 8 42 wird die Führung der Bezeichnung „Schrift- 
leiter“ durch einen nicht in die Berufsliſten Eingetragenen 
mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit Haft beſtraft. 

Die Schlußbeſtimmungen des Geſetzes ſind bereits an den 
betreffenden Stellen behandelt. Das Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes wird durch den Reichsminiſter für Volksaufklärung und 
Propaganda der Zeit nach noch beſtimmt. 


Sozialpolitiſche Fragen des Schriftleitergeſetzes. 


Von Rechtsanwalt Dr. Otto Stritzke, Nürnberg. 


Dem Schriftleitergeſetz v. 4. Okt. 1933 (RGBl. I, 713) 
tommt auch von der wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen Seite 
geſehen eine beſondere Bedeutung deshalb zu, weil wir hier 
ein Weiterarbeiten am ſtändiſchen Aufbau erleben, wäh⸗ 
rend im übrigen die Frage des ſtändiſchen Aufbaues mit 
Rückſicht auf die vordringlichere Frage der Arbeitsbeſchaffung 
zurückgeſtellt wurde. Bei einer Beſchränkung auf eine über⸗ 
wiegend ſozialpolitiſche Betrachtung ſcheidet der vorläufige 
Aufbau des Reichsnährſtandes (Geſ. v. 13. Sept. 1933 
[NGLL. I, 626]) deshalb aus, weil dem „Bauerntum als Blut⸗ 
quelle des deutſchen Volkes“ (Einl. zum RErbhofch. v. 
29. Sept. 1933 [RG Bl. I, 6850) bewußt die Unternehmer⸗ 
eigenſchaft und damit auch den dort Beſchäftigten die „Arbeit⸗ 
nehmereigenſchaft“ genommen wurde. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt iſt z. B. auch die Rückführung von Unterſtützungsempfän⸗ 
gern auf das Land gem. Bay O. v. 29. Sept. 1933 (GV⸗ 


Bl. 311) zu werten, „mit dem Ziele, ſie wieder an die Scholle 
heranzubringen“. 

Das Schriftleitergeſetz gehört in das Gebiet der Kultur. 
Hier wird der ſtändiſche Aufbau weitergetrieben deshalb, weil 
der Vollſtaat nicht etwa eine Kultur „von oben“ machen will, 
weil er aber die geiſtige Führung der Nation für ſich 
in Anſpruch nehmen muß. Deshalb erging das Reichskultur⸗ 
kammergeſetz v. 22. Sept. 1933 (RGBl. I, 661). Daß es ſich 
hier um einen Teil des ſtändiſchen Aufbaues handelt, geht 
aus 84 hervor. Gem. § 1. 3. 2 wird als Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechtes u. a. errichtet eine Reichspreſſekammer⸗ 
Einen Bauſtein hierfür bildet das Schriftleitergeſetz. Da 
kulturelle Momente im Vordergrund ſtehen, insbeſ. die Ver 
ankerung des Berufes des Schriftleiters als öffentliche 
Aufgabe, iſt es verſtändlich, daß die wirtſchaftlichen Mo⸗ 
mente zurückſtehen, zumal die Reichspreſſekammer, zu 
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deren Zuſtändigkeit auch dieſe Fragen gehören, noch nicht be⸗ 
ſteht. Es gilt daher — und dies entſpricht der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Anſchauung von der organiſchen Weiterentwick⸗ 
ung —, hier an dem bereits Beſtehenden anzuknüpfen. Es 
darf an die Ausführungen Dr. Dietrichs anläßlich der Be⸗ 
kanntgabe des Geſ. am 4. Okt. 1933 erinnert werden. Danach 
wird — auch nach den Erklärungen des Vereins Deutſcher 
Zeitungsverleger — an den ſozialen Einrichtungen 
der Arbeitsgemeinſchaft der Deutſchen Preſſe 
feſtgehalten. Dazu gehört vor allem das Tarifwerk mit der 
Verſorgungsanſtalt der RAG. Dies hat zunächſt die grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung, daß der Wille zur kollektiven Regelung 
der Arbeitsverhältniſſe fortbeſteht, was auch dem zwiſchen dem 
Führer der Deutſchen Arbeitsfront und dem damaligen Wirt⸗ 
ſchaftskommiſſar am 16. Mai 1933 auf die Dauer von acht 
Wochen abgeſchloſſenen Arbeitsfrieden und der Praxis der 

reuhänder der Arbeit entſpricht. Eine andere Regelung war 
mit Rückſicht auf den Charakter des Geſetzes auch gar nicht 
möglich. Das Geſetz wollte ſich bewußt darauf beſchränken, die 
öffentliche Stellung des Schriftſtellerberufes zu verankern. 
Alle anderen Fragen traten dieſem hohen Ziele gegenüber in 
den Hintergrund. Andere Berufe, wie der Verleger, der im 
weſentlichen als Vertragspartner in Frage kommt, werden nur 
inſoweit erwähnt, als ſie mit dieſer öffentlichen Stellung des 
Schriftleiters in Berührung kommen. 

Die ſozialpolitiſchen Beſtimmungen finden ſich im weſent⸗ 
lichen im 4. Abſchnitt „Verbands rechtlicher Schutz des 
Schriftleiterberufes“. Danach (§ 22) wacht die Geſamtheit der 
Schriftleiter über die Erfüllung der Pflichten der einzelnen 
Berufsgenoſſen. Die geſetzliche, öffentlich⸗rechtliche Zwangs⸗ 
organiſation iſt der Reichsverband der Deutſchen Preſſe (8 23). 
An ſozialpolitiſchen Aufgaben hat er gem. § 25: Ausbil⸗ 
dungs⸗, Fortbildungs⸗ und Wohlfahrtseinrichtungen für 
Schriftleiter zu ſchaffen, bei der Geſtaltung der Anſtellungs⸗ 
bedingungen für Schriftleiter mit zuwirken. Insbeſ. aus letz 
terem hätte man nach früheren Begriffen geſchloſſen, daß es 
ſich beim Reichsverband um eine „tariffähige wirtſchaftliche 
Vereinigung“ handelt. Dies iſt natürlich nicht der Fall. 
Einmal iſt der Reichsverband eine öffentlich-rechtliche Organi⸗ 
ſation im ſtändiſchen Aufbau. Zum andern find gem. Gel. 
über Treuhänder der Arbeit v. 19. Mai 1933 (RG Bl. I, 285) 
letztere an Stelle der wirtſchaftlichen Vereinigungen getreten. 
Dieſe Mitwirkung bei der Geſtaltung der Anſtellungsverträge 
iſt deshalb von beſonderer Bedeutung, weil gem. 3 17 Ver⸗ 
träge über die Anſtellung eines Schriftleiters der Schrift⸗ 
form bedürfen. Verträge, die dieſer Form ($ 126 BGB.) er⸗ 
mangeln, ſind nichtig 6 125 BGB.). Das Beſtreben wird 
dahin gehen, Normen verträge feſtzulegen, nicht einſeitig von 
ſeiten des Reichsverbandes — dies würde dem Geſetz („mitzu⸗ 
wirken“, 8 25 13) und dem Charakter als öffentlich- rechtlicher 
Verband (nicht Intereſſenvertretung) widerſprechen, ſondern 
im Rahmen der RAG. Dr. Dietrich hat dem Wunſch Aus⸗ 
druck gegeben, daß dieſe Zuſammenarbeit in Zukunft ſich noch 
enger geſtaltet. Notfalls könnte der Treuhänder regelnd ein⸗ 
greifen, auch eventuell in laufende Tarifverträge. Nach der 
erlautbarung des RArbM. (in Einvernehmung mit dem 
RWi M.) v. 17. Okt. 1933 ſollen im allgemeinen die bisherigen 
Tarifverträge und das bisherige Lohnniveau aufrechterhalten 
bleiben. 

Der Schriftleiterberuf iſt nunmehr eine öffentliche Befug⸗ 
nis. Nur derjenige darf ſich Schriftleiter nennen, der nach 
dem Gef. hierzu befugt iſt (8 1). Die Befugnis zur Ausübung 
des Berufes wird erſt durch die Eintragung in die Berufsliſte 
erworben (§ 12). Verſtöße hiergegen werden beſtraft (§ 36). 
Bei Abſchluß des Anſtellungsvertrages muß ſich alſo der Ver⸗ 
eger vergewiſſern, ob der Schriftleiter in die Berufsliſte ein⸗ 
getragen iſt oder ihm nicht die Berufsausübung vorläufig 
unterſagt iſt. Sonſt macht er ſich ſtrafbar ($ 37). Ein trog- 
dem abgeſchloſſener Anſtellungsvertrag iſt nicht nichtig, da 
nicht der Abſchluß eines ſolchen Vertrags als ſolcher gegen ein 
geſetzliches Verbot verſtößt (5 134 B08, ſondern nur die 
U mit den Arbeiten eines Schriftleiters im Haupt⸗ 
eruf. Der Vertrag iſt aber wegen Irrtums anfechtbar 
185 119 B60 B.), da die Eigenſchaft als Schriftleiter eine weſent⸗ 
iche Eigenſchaft der Perſon iſt. U. U. iſt auch Anfechtung 


wegen argliſtiger Täuſchung möglich (z. B. bei Verſchweigen 
der vorläufigen Berufsunterſagung [8 123 BGB.). 

Im Vertragswege kann der Verleger einen Schriftleiter 
gem. 8 16 auf die Innehaltung von Richtlinien für die 
grundſätzliche Haltung der Zeitung verpflichten. Die öffent⸗ 
lichen Pflichten und Rechte des Schriftleiters aus 88 13—15 
können dadurch nicht berührt werden. Solche Beſtimmungen 
wären nichtig (8 134 BGB.), außerdem als Preſſebeſtechung 
gem. 8 39 ſtrafbar. Nach der im Arbeitsrecht allgemein gel⸗ 
tenden umgekehrten Vermutung des § 139 BOB. berührt die 
Nichtigkeit dieſer Vertragsbeſtimmungen nicht den übrigen 
Vertrag. Anders wäre es, wenn der Schriftleiter ſelbſt die 
Aufnahme ſolcher Beſtimmungen fordern würde, z. B. um da⸗ 
durch ſich eine höhere Vergütung zu ſichern. Er wäre dann 
ſelbſt nach 8 38 ſtrafbar. In einem ſolchen Falle wäre der 
ganze Vertrag nichtig (88 134, 138, 139 BGB.). 

Für den Fall, daß ein anderer als der Verleger den Ver⸗ 
trag ſchließt (ſ. darüber unten), gelten dieſelben Grundſätze, 
insbeſ. deshalb, weil die Strafbeſtimmung des $ 39 allgemein 
für alle gilt. 

Der Schriftleiter iſt Angeſtellter, natürlich nicht 
Handlungsgehilfe, da er nicht Leiſtungen kaufmänniſcher Art 
zu leiſten hat (8 59 HGB.), auch nicht techniſcher Angeſtellter 
(8 133 Gewd.), ſondern ein Angeſtellter zur Leiſtung von 
Dienſten höherer Art (§ 622 BGB.). Neben der dort 
feſtgelegten Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zum Vier⸗ 
teljahresſchluß gelten unter den ſonſtigen Vorausſetzungen die 
Beſtimmungen des Künd Sch., SchwBeſchG. und des Beir⸗ 
RG. einſchl. des Einſpruchsrechtes nach 88 84 f. Betr. 

829 beſtimmt, daß die Kündigung der Schrift⸗ 
form bedarf. Mündliche Kündigungen ſind nichtig (8 125 
BGB.). Bei einer an ſich nichtigen Kündigung kann in Frage 
kommen, daß durch ausdrückliche Vereinbarung oder durch 
ſchlüſſige Handlungen eine Beendigung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes im Vereinbarungswege vorgenommen wird. Verträge 
auf feſte Dauer ſind zuläſſig und enden automatiſch. 
Wiederholte Verlängerung (Kettenverträge), durch die 
zwingende Kündigungsfriſten umgangen werden ſollen, ſind 
nach den vom RAG. für das KündSchG. aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen nichtig. 

Weiterhin beſtimmt § 29, daß die Kündigung die An⸗ 
gabe der Gründe enthalten muß. Es iſt dies ein Novum im 
Arbeitsrecht. Bisher beſtand ein mittelbarer Zwang zur An⸗ 
gabe der Gründe nur inſoweit, als nach § 84 Betr. der 
Einſpruch gegen die Kündigung erfolgen konnte, wenn die 
Kündigung ohne Angabe von Gründen erfolgt. Eine Kündi⸗ 
gung ohne Angabe von Gründen iſt nichtig. Die Gründe 
müſſen nicht unbedingt im Kündigungsſchreiben ſelbſt enthal⸗ 
ten ſein. Sie können auch nachgebracht werden, aber auch nur 
ſchriftlich und innerhalb der Kündigungsfriſt. Sie müſſen 
innerhalb dieſer Friſt dem Schriftleiter zugehen. Die Kündi⸗ 
gung iſt an ſich nicht beſchränkt. Sie kann wegen Arbeits⸗ 
mangels, Nichteignung, Erſetzung durch eine beſſere oder bil⸗ 
ligere Kraft uſw. erfolgen (vorbehaltlich der Nachprüfung im 
Einſpruchsverfahren). Wegen der in der Zeitung von dem 
Schriftleiter vertretenen geiſt igen Haltung darf nach 
§ 30 der Verleger aber nur kündigen, wenn ſie entweder 
gegen die öffentlichen Berufspflichten oder gegen die verein⸗ 
barten Richtlinien (8 16) verſtößt. Es iſt dies die Verwirk⸗ 
lichung der Preſſefreiheit gegenüber dem Verleger. Die 
Beſtimmung beſeitigt einen großen Mißſtand. Die Beſtim⸗ 
mung ſpricht nur vom Verleger. Die Befürchtung, daß hier 
Umgehungsmöglichkeiten nach der Richtung gegeben 
ſind, daß nicht der Verleger, ſondern ein Dritter, z. B. der 
nicht mit dem Verleger identiſche Eigentümer der Druckerei, 
der Finanzier, der Inhaber der Aktienmehrheit einer Druckerei, 
der Herausgeber uſw. den Vertrag mit dem Schriftleiter ab⸗ 
ſchließt, iſt nicht begründet. Nach § 18 muß der Verleger 
einer Zeitung einen Hauptſchriftleiter beftellen und ihn dem 
zuſtändigen Landesverband ſchriftlich benennen. „Beſtellen“ 
bedeutet „anſtellen“. Es folgt dies aus $ 19 und der darin 
enthaltenen Bezugnahme auf den Anſtellungsvertrag (Straf⸗ 
beſtimmung, § 37). Dies gilt zunächſt nur für den Haupt⸗ 
ſchriftleiter. Eine Umgehung iſt aber auch deshalb unmöglich, 
weil nach nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung die in 8 56 
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RErbhofch. v. 29. Sept. 1933 (RGBl. I, 685) aufgeſtellte 
Auslegungsregel Allgemeingeltung hat. Danach iſt jedes Ge⸗ 
ſetz fo auszulegen, wie es dem Zweck des Geſetzes entspricht, 
in dieſem Fall alſo i. S. der Preſſefreiheit des öffentlichen 
Berufes des Schriftleiters. 

Es wäre noch der Fall denkbar, daß der Hauptſchriftleiter 
ſelbſt Zwiſchenunternehmer iſt und als ſolcher Anſtellungsver⸗ 
träge mit den anderen Schriftleitern abſchließt. Hier iſt zu⸗ 
nächſt zu beachten, daß er nach $ 19 die (öffentliche) Ver⸗ 
pflichtung hat, nach dem Inhalt ſeines Anſtellungsvertrags 
und den ergänzenden Anordnungen des Verlegers (bzw. ſeines 
Vertragspartners ſ. oben) einen ſchriftlichen Geſchäftsver⸗ 
teilungsplan aufzustellen, aus dem ſich ergeben muß, welchen 
Teil der Arbeiten der Schriftleitung jeder Schriftleiter zu er⸗ 
ledigen hat, und in welchem Umfange er Anweiſungsbefugnis 
gegenüber anderen Schriftleitern beſitzt. Da dieſer Geſchäfts⸗ 
leitungsplan nach den Anweiſungen des Verlegers getroffen 
iſt, würden auch in dieſem Falle bei der Kündigung wegen der 
geiſtigen Haltung dieſelben Grundſätze wie bei dem Verleger 
gelten. Dazu kommt aber, daß der Hauptſchriftleiter ſelbſt die 
öffentlichen Pflichten gemäß 88 13—15 auch gegenüber 
ſeinen Kollegen hat und im Fall des Verſtoßes Ahndung durch 
das Berufsgericht (831) und Strafgericht ($ 39) zu erwarten 
hätte. Außerdem läge in dieſem Fall eine Streitigkeit zwiſchen 
Schriftſtellern vor, wo der Reichsverband gemäß 8 251 3. 4 
vermittelnd und ſchlichtend eingreifen könnte. 

Bei einer Kündigung gemäß 8 30 kann in betriebsrats⸗ 
pflichtigen Betrieben Einſpruch gemäß 88 84f. Betr. 
eingelegt und in dieſem Verfahren die Frage geprüft werden 
(in entſprechender Anwendung der inzwiſchen überholten 
Ziff. 1, aber auch gemäß Ziff. 4 des § 84 Abſ. 1 Betr.). 
Es kann aber auch eine Feſtſtellungsklage oder Lei⸗ 
ſtungsklage vor dem hierfür zuſtändigen ArbG. (oder 
einem gemäß § 91 ArbGG. tarifvertraglich vereinbarten 
Schiedsgericht) auf Feſtſtellung der Nichtigkeit der Kündigung 
oder Fortbeſtehen des Angeſtelltenverhältniſſes oder Zahlung 
des Gehalts bei Fälligkeit (Anſpruch auf Beſchäftigung hat 
auch das Schriftleitergeſetz nicht geſchaffen) erhoben werden. 
Im Rahmen des ſtändiſchen Aufbaues bringt das Geſetz eine 
wichtige Neuerung: das Berufsgericht hat ſich auf Antrag 
des gekündigten Schriftleiters (und nur dieſes) gutachtlich zu 
äußern, ob die Kündigung nach ſeiner Überzeugung der Vor⸗ 
ſchrift zuwiderläuft oder mit anderen Begründungen zu ihrer 


Umgehung ausgeſprochen iſt. Bis zur Abgabe des beantragten 
Gutachtens iſt ein Verfahren vor den Gerichten auszuſetzen. 
Das Gutachten unterliegt der freien Beweiswürdigung 
des Gerichtes. Stellt nicht der Schriftleiter, ſondern der Ver⸗ 
leger einen ſolchen Antrag, ſo iſt das Berufsgericht nicht ver⸗ 
pflichtet, aber berechtigt, ein Gutachten abzugeben. In dieſem 
Fall beſteht kein Anſpruch auf Ausſetzung. 

Die friſtloſe Entlaſſung iſt gemäß 8626 BGB. 
aus wichtigem Grund zuläſſig. Eine ſolche iſt insbeſ. zuläſſig 
im Falle des § 11, eines Verſtoßes gegen die öffentlichen 
Pflichten gemäß 88 13—15 und im Falle eines Berufsver⸗ 
gehens (831). Da für die Berufsgerichte zwei Inſtanzen 
vorgeſehen find (8 27) und die endgültige Erledigung natur⸗ 
gemäß einige Zeit in Anſpruch nimmt, erhebt fi die Frage, 
ob der Arbeitgeber die rechtskräftige Entſcheidung abwarten 
kann, ohne ſich des Rechtes zur friſtloſen Entlaſſung infolge 
Zeitablaufs zu begeben, oder abwarten muß. Es kommt zur 
Entſcheidung dieſer Frage weſentlich auf die Tatſachen des 
Einzelfalles an. Entſcheidend wird ſtets ſein, ob durch das 
Verhalten des Schriftleiters das Vertrauen derart erſchüttert 
iſt, daß dem Arbeitgeber eine Fortſetzung des Vertragsver⸗ 
hältniſſes nicht mehr zugemutet werden kann. Auch die friſt⸗ 
loſe Entlaſſung muß ſchriftlich ausgeſprochen werden und die 
Angabe der Gründe enthalten, da § 29 allgemein von Kündi⸗ 
gung ſpricht und keinen Unterſchied zwiſchen friſtgemäßer und 
friſtloſer Kündigung macht. 

Es kann weiter der Fall eintreten, daß das Berufsgericht 
einerſeits um die gutachtliche Stellungnahme über die Wirk⸗ 
ſamkeit einer Kündigung gemäß § 30 angegangen wird, an⸗ 
dererſeits bei dem gleichen Berufsgericht ein ehrengerichtliches 
Verfahren anhängig iſt. Vorbehaltlich einer anderweitigen 
Regelung in der Verfahrensordnung ($ 34) wird es zweck⸗ 
mäßig ſein, das ehrengerichtliche Verfahren vor der Erledi⸗ 
gung des Gutachtens abzuſchließen. An das Ergebnis des 
ehrengerichtlichen Verfahrens iſt das erkennende Gericht gemäß 
dem Vorrang der ſtändiſchen Selbſtverwaltung gebunden, 
ſelbſtverſtändlich auch das Berufsgericht bei Abgabe eines Gut⸗ 
achtens gemäß $ 30. 

Schließlich ſei noch die Strafverſchärfung nach 8 40 
Abſ. 2 erwähnt (Preſſenötigung unter Mißbrauch der 
durch das Angeſtelltenverhältnis des Schriftleiters bewirkten 
Abhängigkeit). 


Kücktritt von verlagsverträgen mit nichtariſchen verfaſſern. 


Von Dr. Fromherz, Mannheim. 


Für Verleger wiſſenſchaftlicher Werke jeder Art, z. B. 
ſolcher aus dem Gebiete des Rechts, der Mathematik oder 
Chemie, iſt bei der heutigen Wichtigkeit der Raſſenfrage die 
Möglichkeit der Vertragslöſung von der allergrößten wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung. Wird der Abſatz von Werken nicht⸗ 
ariſcher Verfaſſer ſchon äußerlich durch den Ausſchluß von 
Beſprechung in maßgebenden Zeitſchriften aufs äußerſte er⸗ 
ſchwert, ſo wird der Vertrieb durch die tiefgreifende Beſinnung 
des deutſchen Volkes auf ſeine germaniſche Raſſe und die all⸗ 
gemeine Ablehnung nichtariſcher Beimiſchung gerade im Ge⸗ 
biete des Geiſteslebens des Volkes geradezu unmöglich gemacht. 
Die Ausſcheidung nichtariſcher Mitarbeiter an Sammelwerken, 
von welchen ihnen ein beſtimmter Abſchnitt, an Zeitſchriften, 
für welche ihnen die Leiſtung von Beiträgen aus einem be⸗ 
ſtimmten Teilgebiet, einer beſtimmten Eigenart, übertragen 
iſt, iſt heute eine der wichtigſten Fragen des Verlagsrechts. 
Ihre Löſung muß bei dem Schweigen des Geſetzes v. 19. Juni 
1901 aus allgemeinrechtlichen Geſichtspunkten gefunden werden. 

Bei fortlaufender Beteiligung an Sammelwerken und 
Zeitſchriften, alſo bei Verträgen über eine unbeſtimmte Reihe 
ſich wiederholender Handlungen gegen Vergütung, ent⸗ 
ſprach es ſchon von jeher!) der Natur der Sache und dem hier⸗ 
nach zu bemeſſenden vermutlichen Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden, daß beiden Teilen das Kündigungsrecht zuſteht, 


1) RG. v. 18. Mai 1881: JW. 1881, 141. 


wenn der Vertrag auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen iſt. Hier 
handelt es ſich um eine allgemeine entſprechende Anwendung 
des Rechtes der Kündigung aus wichtigem Grunde und teil⸗ 
weiſe den Charakter des Dienſtvertrags tragende, gemiſchte, 
nämlich ſukzeſſive Werklieferungsverträge. 

Iſt ſchon in der erſten Nachkriegszeit dem Umſturz und 
Umſchwung aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe ausnahms⸗ 
weiſe eine derartige Einwirkung auf beſtehende Verträge ein⸗ 
geräumt worden, daß das Begehren einer Vertragspartei nach 
Löſung des Vertragsverhältniſſes dann als berechtigt erachtet 
wurde, wenn ihr das Aushalten des Vertrags unter den neuen, 
völlig veränderten Zuſtänden wirtſchaftlich nicht mehr zuge⸗ 
mutet werden konnte, ſo muß dieſe Betrachtungsweiſe von 
höherer Warte um ſo mehr Platz greifen, wo eine das ganze 
Volk ergreifende geiſtige Umſtellung auf einem ſo bedeuten⸗ 
den Gebiete des Geiſteslebens wie dem deutſchen Schrift⸗ 
tum mit der geiſtigen Beurteilung des Vertragsgegenſtandes 
ſeine wirtſchaftliche Bedeutung grundlegend verändert. Die 
Anknüpfung an das poſitive Geſetzesrecht bieten auch hier 
die den Grundſatz von Treu und Glauben im Verkehr feſt⸗ 
legenden 88242 (157) und 325 BGB. Auch hier kann, da 
infolge der völligen Veränderung der Zuſtände die Vertrags 
leiſtung in ihrer geiſtigen und wirtſchaftlichen Bedeutung 
zu einer ganz anderen geworden iſt, als wie ſie urſprünglich 
von beiden Parteien gedacht und gewollt war, nad) Treu und 
Glauben die Erfüllung nicht mehr geſchuldet und nicht mehr 
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gefordert werden. Und iſt in §325 BGB. unter Unmöglich⸗ 
keit nicht nur die tatſächliche, ſondern auch die wirtſchaftliche 
Unmöglichkeit zu verſtehen, ſo tritt damit im Geſetz die — 
auch das Verlagsrecht beherrſchende — allgemeine Regel der 
elausula rebus sic stantibus inſoweit unverhüllt zutage). 

„ Die erſte und vornehmſte Aufgabe des Richters geht da⸗ 
hin, in ſeiner Rechtſprechung den unabweislichen Bedürfniſſen 
des Lebens gerecht zu werden und ſich in dieſer Beziehung von 
den Erfahrungen des Lebens leiten zu laſſen.“ Hier iſt es die 
ungeahnte Umwälzung vornehmlich aller geiſtigen Ver⸗ 
hältniſſe, die unbedingt ein Eingreifen des Richters in be⸗ 
ſtehende Vertragsverhältniſſe dann erfordert, wenn anders 
nicht ein Treu und Glauben und jedem Gebote von Gerechtig⸗ 
keit und Billigkeit hohnſprechender, einfach nicht zu ertragen⸗ 
der Zuſtand geſchaffen werden ſoll. 

Der Verlagsvertrag iſt ein aus Dienſtvertrag und Werk⸗ 
vertrag zuſammengeſetzter, gemiſchter Vertrag. Derartige Ver⸗ 
träge ſind, ſoweit die beſondere geſetzliche Regelung im Stiche 
läßt, nach ihrer beſonderen Eigenart zu beurteilen. Dabei kann 
es vorkommen, daß nach dieſer Eigenart und derjenigen des 
beſonderen Streitpunktes der eine aus den Regeln des Werk⸗ 
vertrags, der andere aus denjenigen des Dienſtvertrags feine 
Entſcheidung finden muß. Wobei die Vorſchriften über die 
eine Vertragsart nicht mechaniſch und ſchlechthin, ſondern nur 
entſprechend der Eigenart des Vertragsverhältniſſes ange⸗ 
wendet werden dürfen und müſſen. Soweit ein Werkvertrag 
vorliegt, iſt er auf einen anderen Erfolg als die Herſtellung 
oder Veränderung einer Sache, nämlich auf einen geiſtig 
höherſtehenden, einen wiſſenſchaftlichen Erfolg gerichtet. Dieſe 
Dienſtleiſtung höherer, geiſtiger Art gibt aber ſolchen Ver⸗ 
trägen in einem ſolchen Maße das Gepräge, muß rechtlich 
derart als richtunggebend erachtet werden, daß, ſelbſt bei ſonſt 
angebrachter Einreihung unter die Werkverträge, ſelbſt da, 
wo ein dauerndes Dienſtverhältnis mit feſten Bezügen vorzu⸗ 
liegen ſcheint, die Kündigung auch ohne wichtigen Grund, 
um ſo mehr aber bei Vorliegen eines wichtigen Grundes aus 
dem Grunde gegeben ſein muß, weil derartige Dienſtleiſtungen 
ſtets nur auf Grund beſonderen Vertrauens übertragen 
zu werden pflegen. Iſt dieſes Vertrauensverhältnis aber, wie 
das hier ſchlechthin nicht zu verkennen iſt, geſtört, ſo muß 
dies in entſprechender Anwendung der von dem allgemeinen 
bürgerlichen Recht (88 325, 627 1 BGB.) an die Hand ge⸗ 
gebenen Regeln zur Kündigung und Rücktritt berechtigen. Das 
verlangt die aus der grundlegend veränderten geiſtigen Ein⸗ 
ſtellung des Volkes folgende Berückſichtigung der Regeln über 
die Maßgeblichkeit von Treu und Glauben im Verkehr. 

Hieraus ergibt ſich bei allen obenerwähnten Vertrags⸗ 
arten gegen nichtariſche Mitarbeiter, Verfaſſer und Autoren 
das Recht zum Rücktritt vom Vertrag. 


2) RG. 100, 129 — JW. 1920, 961. 


Die Folgen des Rücktritts aber ergeben ſich aus der be⸗ 
ſonderen Regelung des Geſetzes über das Verlagsrecht. Wird 
nämlich der Rücktritt erklärt, nachdem das Werk — das Ma⸗ 
nuſkript — ganz oder zum Teil abgeliefert worden iſt, jo 
hängt es von den Umſtänden ab, ob der Vertrag teilweiſe 
aufrechterhalten bleibt. Wobei es keinen Unterſchied macht, ob 
der Rücktritt, wie hier, auf Grund des Geſetzes oder eines 
Vorbehalts im Vertrag erfolgt?). Im Zweifel bleibt aber 
der Vertrag nur inſoweit aufrechterhalten, als er ſich auf die 
nicht mehr zur Verfügung des Verlegers ſtehenden Abzüge, 
auf frühere Abteilungen des Werkes oder auf ältere Auflagen 
erſtreckt. Nur, ſoweit der Vertrag hiernach aufrechterhalten 
bleibt, kann der Verfaſſer einen entſprechenden Teil der Ver⸗ 
gütung verlangen. Und dieſe Vorſchriften finden auch An⸗ 
wendung, wenn der Vertrag „in anderer Weiſe“ rückgängig 
gemacht wird. Darunter wird der Fall zu rechnen ſein, wo 
der Rücktritt nicht auf Grund „des Geſetzes“, nämlich über 
das Verlagsrecht, ſondern allgemeiner Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts rückgängig gemacht wird. Dieſe Regeln beruhen 
auf der Erwägung, daß dem Verleger nicht zugemutet werden 
ſoll, bei berechtigtem Rücktritt, aber teilweiſer Aufrechterhal⸗ 
tung des Vertrags, den einem unverkäuflichen Teile der Auf⸗ 
lage, an deren Vertrieb er kein Intereſſe mehr haben kann, 
entſprechenden Teil der Vergütung an den Verfaſſer zu ent⸗ 
richten. Weil ſolches mit den Belangen des geiſtigen Fort⸗ 
ſchritts, der Wiſſenſchaft, dem gemeinen Nutzen im Wider⸗ 
ſpruch ſtünde. 

Erwägungen der Billigkeit im Rahmen dieſer Vorſchrif⸗ 
ten werden in einzelnen Fällen, insbeſondere da, wo der Ver⸗ 
leger noch nach dem ſieghaften Hervortreten des Raſſegedan⸗ 
kens im deutſchen Volke die Lieferung angemahnt hat, da 
niemand aus den Folgen eigener Handlungen eine Rechts⸗ 
minderung des Vertragsgegners ableiten darf, zu einer Teil⸗ 
vergütung des Verfaſſers oder Mitarbeiters führen auch da, 
wo ihm die erwähnte geſetzliche Regel die Mittragung des 
Riſikos an dem ins Auge gefaßten Werke aufbürdet. 

Eine größere Anzahl von Verlagsverträgen iſt bereits aus 
ſicherem und geläutertem Rechtsgefühl heraus auf Grund der 
einſchlägigen Rechtſprechung über die grundlegende Anderung 
der Geſchäftsgrundlage im Wege der Vereinbarung zur Löſung 
gelangt. Daß hieraus ein Nachteil für die Allgemeinheit ent⸗ 
ſtehe, iſt nicht anzunehmen. Höchſtens, daß in nicht juriſtiſchen 
Wiſſensgebieten, wie den eingangs erwähnten, die Einrichtung 
einer geeigneten Nachweisſtelle, wenigſtens für die Übergangs⸗ 
zeit, ins Auge zu faſſen wäre. Die Streitfälle regeln ſich auf 
dem Boden des geltenden Rechts und der bereits feſtſtehenden 
Rechtſprechung, deren dem Leben und dem Geiſte der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung entſprechende Anwendung dem deut⸗ 
ſchen Richter ſehr wohl anvertraut werden darf. 


5 838 Gef. v. 19. Juni 1901. 


die Auflöfung der Ehe zwiſchen Ariern und Lichtariern. 


Von Landgerichtsrat Dr. Jung, Berlin. 


Die nationale Revolution und die in ihrer Auswirkung 
ergangenen Geſetze haben die Raſſenfrage, nachdem ſie ſchon 
über ein Jahrzehnt einer der Hauptprogrammpunkte der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei geweſen war, 
dem ganzen deutſchen Volke zum Bewußtſein gebracht. Sie 
haben weiterhin die rechtlichen Auswirkungen des Raſſen⸗ 
problems in ihren Grundzügen feſtgelegt. Es wurden die recht⸗ 
liche Unterſcheidung zwiſchen Ariern und Nichtariern geſetzlich 
verankert und weiterhin zahlreiche Beſtimmungen geſchaffen, 
die den Deutſchen ariſcher Abſtammung die Führung im Staate 
und die Formung des deutſchen Schickſals in der Gegenwart 
und für die weitere Zukunft ſichern ſollen und ſichern. So ſind 
grundſätzlich Perſonen nichtariſcher Abſtammung nicht geeig⸗ 
net, ein öffentliches Amt auszuüben oder an deutſchen Hoch⸗ 
chulen zu ſtudieren. Weiterhin ſind nichtariſche Reichsange⸗ 
hörige, da die allein als Partei noch beſtehende und den deutſchen 
Staat bildende NSDAP. nur Arier in ihre Reihen aufnimmt, zu 
einer Betätigung im politiſchen Leben nicht mehr in der Lage. 

Dieſe Entwicklung der Dinge hat die Ehen zwiſchen Ariern 
und Nichtariern, die bis dahin nur ein Problem der Welt⸗ 


anſchauung waren, für die Reichsangehörigen zu einem Rechts⸗ 
problem werden laſſen. Denn nunmehr kann es namentlich 
dem ariſchen Teile der Ehegatten als eine ſchwere und un⸗ 
erträgliche Laſt erſcheinen, die Ehe mit dem nichtariſchen Teile 
fortzuſetzen, es insbeſ. auf ſich zu nehmen, daß die aus der 
Ehe zu erwartenden Kinder als Nichtarier gelten und den 
dieſe treffenden Beſchränkungen unterliegen. Weiterhin aber 
kann es für den nichtariſchen Teil ſchwer tragbar ſein, die Ehe 
mit dem ariſchen Teile, die bis dahin auf den Geſichtspunkten 
der öffentlichen Gleichberechtigung und der geſellſchaftlichen 
Gleichachtung aufgebaut war, unter den ſich für den nicht⸗ 
ariſchen Teil ergebenden Beſchränkungen fortzuführen und etwa 
gar den ariſchen Teil in ſeinem Fortkommen oder in der Aus⸗ 
übung ſeiner ſtaatsbürgerlichen Rechte zu hemmen. 

Es fragt ſich nun, ob die beſtehenden Geſetze ausreichen, 
um dem hiernach auf beiden Seiten vorhandenen und verſtänd⸗ 


lichen Bedürfnis nach Trennung der Ehen zwiſchen Ariern 


und Nichtariern gebührend Rechnung zu tragen. 
M. E. iſt dies nur inſoweit der Fall, als die Ehen nach 
dem Siege der nationalen Revolution und dem Erlaß der 
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werden kann. 

Beſteht aber hiernach die Möglichkeit der Auflöſung alter 
Miſchehen im Wege der Anfechtungsklage mindeſtens im er⸗ 
heblichen Umfange nicht, ſo kann weiterhin das Ziel der Auf⸗ 
löſung nach dem geltenden Recht auch nicht im Wege der 
Scheidung erreicht werden, da unſer geltendes Scheidungsrecht 
grundſätzlich auf dem Verſchuldensprinzip aufgebaut iſt, und 
die Raſſenverſchiedenheit natürlich keinem der Ehegatten als 
eine ſchuldhafte eheliche Verfehlung zugerechnet werden kann. 

Es wäre nun aber verfehlt, dem hinſichtlich der alten 
Miſchehen beſtehenden Trennungsbedürfnis, das weit über das 
Maß der nach dem geltenden Recht gegebenen Auflöſungs⸗ 
möglichkeit hinausgeht, nicht Rechnung zu tragen und es 
infolgedeſſen dahin kommen zu laſſen, daß die Auflöſung etwa 
im Wege der Konvenienzſcheidung, alſo unter Verſchweigung 
des eigentlichen Grundes für das Trennungsverlangen, herbei⸗ 
geführt wird. Vielmehr ſcheint es mir geboten, eine geſetzliche 
Auflöſungsmöglichkeit bei den alten Miſchehen zu ichafjen und 
damit auch denen, die die Verſchiedenartigkeit der Raſſe bei 
Eingehung der Ehe gekannt, aber ihre Tragweite für die Zu⸗ 
kunft damals in keiner Weiſe auch nur geahnt haben, die 
Möglichkeit zu geben, ihre Ehe geſetzmäßig und ſomit ohne 
Vorbringung unzutreffender Gründe und ohne gegenſeitige 
Verunglimpfung aufzulöſen. Man müßte allerdings hierbei 
von dem Verſchuldensgrundſatze abgehen und allein die Tat⸗ 
ſache der Verſchiedenraſſigkeit der Ehegatten als Scheidungs⸗ 
grundlage anſehen. Man käme damit auf einen Scheidungs⸗ 
grund, der eine gewiſſe Verwandtſchaft mit dem Scheidungs⸗ 
anſpruche wegen Vorliegens unheilbarer Geiſteskrankheit gemäß 
81569 ZPO. hätte. Hier wird nämlich bereits im geltenden 
Recht vom Geſetzgeber eine Scheidungsmöglichkeit wegen eines 
Zuſtandes, der die Fortſetzung der Ehe nicht mehr tragbar 
erſcheinen läßt, ohne Rückſicht auf ein Verſchulden eines der 
Ehegatten anerkannt. Es erſcheint daher auch billig und an⸗ 
gebracht, aus der Beſtimmung des 8 1569 BB. die Grund⸗ 


züge der Regelung zu übernehmen, die hinſichtlich der Unter⸗ 
haltsfrage auch im Falle der Auflöſung alter Miſchehen zu 
treffen wäre. Hier müßte es daher ſo gehalten werden, daß 
derjenige Ehegatte, der auf Grund der Verſchiedenraſſigkeit 
die Auflöfung der Ehe fordert, dem andern für die Zeit nach 
der Trennung den geſetzlichen Unterhalt zu gewähren hätte. 
Eine Unterhaltspflicht hätte höchſtens dann gänzlich in Weg⸗ 
fall zu kommen, wenn beide Ehegatten im Hinblick auf die 
Verſchiedenraſſigkeit die Scheidung der Ehe forderten. 

Geboten erſchiene es auch, da die Friſten für die Erhebung 
der Scheidungsklage im § 1571 BGB. nur hinſichtlich der 
Scheidungsgründe aus den 88 1565—1585 geſetzlich feſtgelegt 
ſind, für die Erhebung der Klage auf Scheidung alter Miſch⸗ 
ehen eine geſetzliche Friſt von etwa ſechs Monaten bis zu 
einem Jahre zu beſtimmen, damit die Ungewißheit über das 
Schickſal der in Frage kommenden Miſchehen baldmöglichſt 
wieder behoben wäre. 

Zu erwägen wäre ſchließlich noch, ob nicht einer miß⸗ 
bräuchlichen Geltendmachung des Scheidungsverlangens auf 
Grund verſchiedener Raſſenzugehörigkeit der Ehegatten inſofern 
noch ein Riegel vorzuſchieben wäre, als der Scheidungs⸗ 
ausſpruch davon abhängig zu machen wäre, daß dem die 
Scheidung fordernden Teile bei verſtändiger Würdigung der 
aus der Raſſenverſchiedenheit der Ehegatten ſich ergebenden 
Folgen die Fortſetzung der Ehe nicht mehr zugemutet werden 
könnte. So hätte beiſpielsweiſe bei Eheleuten, die keine Aus⸗ 
ſicht auf Nachkommen mehr hätten, der Geſichtspunkt, daß 
die Nachkommen Nichtarier wären, bei der Prüfung des 
Scheidungsanſpruches in Fortfall zu kommen. 

Die vorſtehenden Ausführungen waren bereits nieder⸗ 
geſchrieben, als in JW. 1933, 2041 der Aufſatz von 
Wöhrmann erſchien, der die Frage der Auflöſung der Ehe 
zwiſchen Verſchiedenraſſigen behandelt. So ſehr es Wöhr⸗ 
mann zu danken iſt, daß er m. W. als erſter im Fach⸗ 
ſchrifttum das Problem behandelt hat, kann ich doch feinen Aus⸗ 
führungen nur inſoweit beipflichten, als auch er das Be⸗ 
dürfnis auf Löſung der Miſchehen bejaht und darlegt, daß 
es nach dem geltenden Recht eine Möglichkeit der Scheidung 
dieſer Ehen wegen der Verſchiedenartigkeit der Raſſen nicht 
gibt. Nicht zuſtimmen kann ich ihm aber, wenn er, ohne 
zwiſchen den alten und den neuen Miſchehen zu unterſcheiden, 
in jedem Falle dem ariſchen Ehegatten im Hinblick auf die 
Verſchiedenraſſigkeit ein Anfechtungsrecht geben will. Wöhr⸗ 
mann verkennt hierbei m. E., daß der maßgebende Zeit⸗ 
vunkt für die Beurteilung des Anfechtungsanſpruches micht 
der Zeitpunkt vom April 1933, in dem das Raſſenproblem 
rechtlich geſtaltet wurde, ſondern vielmehr der Zeitpunkt der 
Eingehung der einzelnen Miſchehen iſt. Da Wöhrmann 
aber ſelber einräumen muß, daß früher der Raſſenverſchieden⸗ 
artigkeit im Volke keine beſondere Bedeutung beigemeſſen 
wurde, erſcheint es mir nicht angängig, die Dinge in der 
Vergangenheit mit denſelben Augen zu betrachten, wie wir 
ſie heute ſehen und erkennen. Tatſächlich hätte z. B. ein 
Arier, der vor 20 Jahren ſich nicht ſchon gefühlsmäßig 
daran ſtieß, eine Jüdin zu heiraten, ſich von ſeiner Abſicht 
damals wohl auch nicht durch den Hinweis auf die Ver⸗ 
ſchiedenraſſigkeit abbringen laſſen, zumal damals die Er⸗ 
kenntniſſe der Raſſeforſchung bei weitem nicht ſo exakt und 
einleuchtend waren wie heute. Würde man der Auffaſſung 
Wöhrmanns folgend alle Miſchehen im Wege der An⸗ 
fechtung zur Auflöſung bringen können, ſo würden auch die 
Folgerungen aus ſeiner Anſicht, daß das Anfechtungsrecht 
nur dem ariſchen Teile der Ehegatten zuſtünde und der nicht⸗ 
ariſche Teil jeglichen Unterhaltsanſpruches verluſtig ginge, 
in zahlreichen Fällen — namentlich bei lange beſtehenden 
Ehen — als unbillige Härten erſcheinen. Eine generelle 
und einſeitige Auflöſung der Miſchehen im Wege der An⸗ 
fechtung würde auch in den Augen des Auslandes nicht als 
eine Rechtslöſung erſcheinen, während, wenn entſprechend 
meinem Vorſchlage durch eine neu zu ſchaffende geſetzliche 
Beſtimmung beiden Teilen ein Scheidungsrecht eingeräumt 
würde, auch das Ausland würde anerkennen müſſen, daß in 
der Frage der Löſung der Miſchehen die Lage beider Ehe⸗ 
gatten ins Auge gefaßt worden ſei und eine billige rechtliche 
Geſtaltung erfahren habe. 
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Die Ausführungsverordnung zum Bäuerlichen Erbhofrecht v. 24. Aug. 1 933). 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Hopp, im preuß. Juſtizminiſterium. 


Die vom Preuß. Juſtizminiſter nach Benehmen mit dem 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erlaſſene 
Ausführungsverordnung (AusfVO.) zum Bäuerlichen Erb⸗ 
hofrecht (BE R.) v. 24. Aug. 1933 (Pr&S. 321) hat ihre 
Rechtsgrundlage in der Vorſchrift des 8 62 des Geſetzes vom 
15. Mai 1933 (PrGS. 165). Von der dort erteilten Ermäch⸗ 
tigung, auch ergänzende Vorſchriften zu erlaſſen und dabei in 
Einzelheiten von den Vorſchriften des Geſetzes abzuweichen, 
iſt in mehreren Fällen Gebrauch gemacht worden. Entſprechend 
enthält die Ausf VO. nicht allein eigentliche Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zum BER.; ihr kommt darüber hinaus in er⸗ 
heblichem Umfange auch Bedeutung als ſachlicher Rechtsquelle 
zu. Daneben bringt die AusfVoO. eine große Zahl reiner Ver⸗ 
waltungsbeſtimmungen. Die folgende Überſicht beſchränkt ſich 
auf die weſentlichſten juriſtiſch intereſſanten oder für das 
neue Recht beſonders bedeutſamen Vorſchriften. 

1m. Im Anſchluß an die Vorſchrift des 89 BER. bringt 

die AusfVO. Ergänzungsvorſchriften, die die Teilung des 
außer dem Hofe und deſſen Zubehör vorhandenen Nachlaſſes 
betreffen. Das Geſetz geht bei der Regelung dieſer Frage, 
auf das Geſamtziel möͤglichſter Schuldfreihaltung des Hofes 
abſtellend, davon aus, daß die den geſamten Nachlaß belaſten⸗ 
den Verbindlichkeiten einſchließlich der auf dem Erbhof ruhen⸗ 
den Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden nach Kräften aus 
dem vorhandenen Nichthofesvermögen vorweg zu berichtigen 
find (88 BER.). Der dann noch verbleibende Überſchuß ſoll 
nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts auf die außer 
dem Anerben noch vorhandenen übrigen Miterben verteilt 
werden. Dem Anerben wird im Geſetz ein Beteiligungsrecht 
eingeräumt, „inſoweit der hiernach auf ihn entfallende Anteil 
größer iſt als der laſtenfreie Ertragswert des Erbhofs“. Dieſe 
Faſſung und die Stellung der Vorſchrift im Geſetz ließen die 
Deutung offen, daß der Anerbe gegebenenfalls nur den Unter⸗ 
ſchiedsbetrag zwiſchen dem laſtenfreien Ertragswert des von 
ihm übernommenen Hofes und ſeinem quotenmäßigen Anteil 
als Miterbe am Nicht hofesvermögen zu erhalten hätte. So 
iſt auch in dem Erläuterungsbuch von Brinkmann⸗Ro⸗ 
ſcher (vgl. Beſprechung unten S. 2381) in dem den Erläu⸗ 
terungen zu §9 BER. beigegebenen Beiſpielsfalle der auf 
den Anerben entfallende Anteil berechnet worden. Dieſe dem 
Anerben ungünſtige Löſung, die ihn bei dem Vorhandenſein 
eines größeren Nichthofesvermögen ſchlechter ſtellen würde 
als die weichenden Erben, liegt nicht in der Linie des Ge⸗ 
ſetzezwecks. Gewollt iſt vielmehr, daß der Anerbe an dem 
nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibenden 
Nichthofesvermögen mit dem Betrage beteiligt wird, der 
ſich als Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem laſtenfreien Er⸗ 
tragswert des übernommenen Hofes und ſeinem quoten⸗ 
mäßigen Anteil als Miterbe am Geſamt vermögen ergibt. 
Hiernach ſetzt das Beteiligungsrecht des Anerben an der Stelle 
ein, an der ſein quotenmäßiger Anteil am Geſamtnachlaß den 
Betrag des laſtenfreien Ertragswerts des übernommenen Hofes 
erreicht. Dieſe Regelung iſt, wie durch die erläuternde Vor⸗ 
ſchrift in Ziff. 7 des Abſchn. II der AusfVoO. nunmehr ein⸗ 
deutig klargeſtellt wird, geltenden Rechts). 

2. Dem BER. find als Landesgeſetz hinſichtlich der Aus⸗ 
geſtaltung des ja reichsrechtlich geordneten Erbrechts Grenzen 
geſetzt. Allerdings gibt der Vorbehalt des Art. 64 EGBGB. 
den Ländern Raum für eine ſelbſtändige Regelung auf dem 

ebiete des Anerbenrechts in Anſehung land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundstücke. Bei der Ausgeſtaltung in den Einzel⸗ 
heiten bleibt der Landesgeſetzgeber jedoch gezwungen, auf be⸗ 
ſtehende einſchlägige reichsgeſetzliche Beſtimmungen Rückſicht 
zu nehmen. So beſtand für die Regelung der Anerbenordnung 
des 512 BER., die auch in der Reihenfolge der Berufung von 
den reichsgeſetzlichen Vorſchriften des BGB. über die Be⸗ 
rufung zum Erben abweicht, die Notwendigkeit, der reichs⸗ 
geſetzlichen Regelung der Haftung für die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten Rechnung zu tragen. Solange es an einer entſprechenden 
reichsgeſetzlichen Ermächtigung zur ſelbſtändigen Regelung 


auch dieſes Grenzgebietes durch die Länder fehlt, iſt es nicht 
angängig, den nach Reichsrecht zum Erben Berufenen landes⸗ 
rechtlich von der Erbſchaft auszuschließen; andernfalls würde 
eine Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten begründet bei Per⸗ 
ſonen, die an der Erbſchaft gar keinen Teil haben. Dieſe 
Möglichkeit ſchien nach der Anerbenordnung des 8 12 BER. 
gegeben in den Fällen, in denen bei dem Fehlen von Söhnen 
der Vater oder — bei Eintragung des Bruderrechts — der 
Bruder des Erblaſſers vor deſſen Töchtern zum Anerben be⸗ 
rufen war; gleichliegend ſchienen die Fälle, in denen die Ehe⸗ 
frau neben Nachkommen von Großeltern oder entfernteren 
Voreltern des Erblaſſers zurückblieben. Die Beſtimmung in 
Ziff. 10a des Abſchn. II der AusfVO. beſeitigt dieſe Be⸗ 
denken, indem ſie klarſtellt, daß die von der reichsrechtlichen 
Berufungsordnung abweichende Anerbenordnung nur in den 
Fällen Geltung hat, in denen die landesrechtlich früher Be⸗ 
rufenen durch eine Verfügung von Todes wegen zu Erben 
oder Anerben berufen ſind — wodurch ja in jedem Falle auch 
reichsrechtlich eine Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten bei 
den durch das Teſtament von der Erbfolge ausgeſchloſſenen 
geſetzlichen Erben entfällt. Die Rechtslage ergab ſich allerdings 
ſchon nach dem Geſetz ſelbſt, weil § 7 ausdrücklich beſtimmt, 
daß der Erbhof „einem der Erben, dem Anerben“ zu⸗ 
fällt. Die Ausf Vo. dient nur der Klarſtellung ?). 

3. Eine weſentliche Ergänzung ſachlich⸗rechtlicher Art 
bringt die Vorſchrift der Ziff. 16 des Abſchn. II der Ausf VO. 
Die Erbloſung wird ausgedehnt auch auf die Fälle des Ver⸗ 
kaufs des Erbhofs an einen Familien fremden. Damit tritt 
neben die Vorſchrift des §S 20 BER. eine weitere der ſicheren 
Erhaltung des Erbhofes in der Hand der bäuerlichen Familie 
dienende Regelung. Läßt der Bauer ſich auch durch die ihm 
im 820 BER. auferlegten Verpflichtungen gegenüber den 
Miterben, die ihn meiſt von einem Verkauf des Hofes Abſtand 
nehmen laſſen werden, von der Veräußerung des Erbhofes 
nicht abhalten, ſo ſoll doch auch für dieſe Fälle noch eine letzte 
Möglichkeit begründet werden, den Beſitzwechſel wenigſtens 
auf einen Vorgang innerhalb der Familie zu beſchränken ?). 

4. Den im Zuſammenhang mit Grundſtücksveräußerungen 
in der Zeit vor der Anlegung der Erbhöferolle entſtandenen 
Streit über den Beginn der Genehmigungspflichtigkeit rechts⸗ 
geſchäftlicher Verfügungen über den Hof (vgl. v. Zwehl: JW. 
1933, 1784 gegen den dort abgedr. Beſchl. des LG. Altona; 
weiterhin Zimmer: DNotZ. 1933, 474) bejeitigt die Ausf⸗ 
VO. durch eine Klarſtellung i. S. der kammergerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung (KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 11. Juli 1933: IM⸗ 
Bl. 1933, 263). Danach iſt die Rechtswirkſamkeit der Veräuße⸗ 
rung von Höfen nicht ſchon ſeit dem Inkrafttreten des BER. 
von der Genehmigung durch das Anerbengericht (8 5 des Geſ.) 
abhängig. Um das Geſetz bei dieſer ſeinen Zweck aufs ſtärkſte 
berührenden Frage jedoch möglichſt ſchnell zur Wirkung zu 
bringen, iſt das Einſetzen der Genehmigungspflichtigkeit nicht 
bis auf den Zeitpunkt der Eintragung des Grundſtücks in die 
Erbhöferolle hinausgeſchoben worden. Die Veräußerung bedarf 
vielmehr der Genehmigung des Anerbengerichts ſchon von 
dem Tage an, an dem das gerichtliche Verzeichnis der in die 
Erbhöferolle einzutragenden Grundſtücke (§8 49 BER.) an der 
Gerichtstafel zum Aushang gelangt (Ziff. 4 des Abſchn. II 
der AusfVO.). Zur Sicherſtellung der Beſtimmbarkeit dieſes 
Zeitpunktes iſt angeordnet, daß der Tag aktenkundig zu machen 
und dem GBA. rechtzeitig mitzuteilen iſt. Welche Grundſtücke 
von der den Grundbuchrichter bindenden Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung betroffen ſind, wird dieſem durch die dem GBA. zu über⸗ 
ſendende Abſchrift des gerichtlichen Verzeichniſſes bekannt⸗ 
gegeben. In den Fällen, in denen der Hof in die Erbhöferolle 
nicht aufgenommen wird, endet die Verfügungsbeſchränkung 
mit der endgültigen Ablehnung der Aufnahme. Die Ablehnung 
iſt endgültig erfolgt, ſobald das Anerbengericht den etwa ein⸗ 
gelegten Einſpruch gegen die Nichtaufnahme zurückgewieſen 
hat, ſobald die Einſpruchsfriſt verſtrichen iſt, ohne daß ein 
Einſpruch eingelegt wurde oder ſobald das Erbhofgericht im 
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Falle feiner Anrufung durch den Vorſitzenden des Anerben⸗ 
gerichts den die Eintragung ablehnenden Beſchluß des An⸗ 
erbengerichts beſtätigt hats). 

5. Etwas völlig Neues gegenüber dem Inhalt des Ge⸗ 
ſetzes iſt die Schaffung eines Erbhofrats (Art. 1 Ausf VO.). 
Der Reichsbauernführer, der Vorſitzende der Preußiſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Hauptberufsvertretung, der Vorſitzende des 
Erbhofgerichts und je zwei von dieſen beſtimmte Bauern, 
Berufsvertreter und Vorſitzende von Anerbengerichten neben 
einem von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung beſtimmten Vertreter der Wiſſenſchaft werden ihm 
angehören. Die Aufgabe des Erbhofrats beſtimmt die Ver⸗ 
ordnung dahin, daß ſeine Mitglieder den Juſtizminiſter, dem 
nach geſetzlicher Vorſchrift (§S 62 BER.) die Durchführung und 
gegebenenfalls auch die Ergänzung des Bäuerlichen Erbhof⸗ 
rechts obliegt, beraten und die Erreichung des Geſetzeszwecks 
nach beſten Kräften fördert. Indem man den Bauern ſelbſt in 
dieſer für die künftige Fortentwicklung des neuen Rechts 
äußerſt bedeutſamen Stelle entſcheidenden Raum gegeben hat, 
iſt zugleich eine Gewähr dafür geſchaffen, daß dieſe Entwick⸗ 
lung in der Richtung eines geſunden volksnahen Denkens ver⸗ 
läuft, das allem bürokratiſchen Drauflosregieren ebenſo fremd 
bleibt, wie akademiſchem Theoretiſieren s). 

6. Der Förderung des bäuerlichen Familienſinnes, der 
ſtolzen Freude am ererbten Hof, dient die Einführung des 
Erbhofbuches und des Buches der alten Höfe. Im einzelnen 
mag hier auf die Vorſchriften in Art. 2 u. 3 VO. verwieſen 
werden. Das herkömmliche gerichtliche Formular in ſeiner 
ſteifen nüchternen Art wird hier einmal wieder etwas von 
jener ſchönen und weihevollen Feierlichkeit erhalten, die hier 
der Bedeutung und dem Zweck ſeines Inhalts entſpricht. Wer 
jemals beobachtet hat, wie die in den gerichtlichen Erbſchein 
eingefügten Worte „auf dem Felde der Ehre gefallen“ gerade 
in den Kreiſen unſeres Bauerntums aufgenommen wurden, 
der wird auch ermeſſen können, was ein ſolches bei dem An⸗ 
erbengericht verwahrtes Erbhofbuch kommenden Bauernge⸗ 
ſchlechtern einmal zu ſagen vermag. Bäuerliche Familien⸗ 
geſchichte in der Form öffentlicher Urkunden aufzuzeichnen, 
das iſt die Zweckbeſtimmung der neuen Erbhofbücher. Beſon⸗ 
dere Bedeutung kommt hier den Hoffolgezeugniſſen zu, deren 
Abſchriften im Erbhofbuch ein geſchloſſenes Bild der aufein⸗ 
ander folgenden Geſchlechterreihe des Erbhofbauern vermitteln 
werden ). 

7. Das Verfahren bei der Erteilung der Hoffolgezeugniſſe 
iſt im Anſchluß an die Vorſchriften über die Erteilung von 
Erbſcheinen geregelt. Eine Beſonderheit ergab ſich aus den 
Beſtimmungen des BER. über die deutſche Staatsbürgerſchaft 
und die Deutſchblütigkeit als perſönliche Vorausſetzung der 
Fähigkeit, Bauer zu werden (88 2, 40 BER.). Da aber in un⸗ 
ſerm Bauerntum mit dem Vorhandenſein dieſer Vorausſetzun⸗ 
gen in der weitaus größten Zahl aller Fälle gerechnet werden 
darf, konnte auch für das Verfahren über die Erteilung von 
Hoffolgezeugniſſen eine entſprechende Vermutung in die Ausf⸗ 
VO. aufgenommen werden (Ziff. 13 b im Abſchn. II), wie dies 
für das Verfahren zur Anlegung der Erbhöferolle ſchon im 
Geſetze ſelbſt geſchehen war (8 40 Abſ. 1 Satz 2 BER. ). Nur 
wenn im Einzelfall Bedenken beſtehen, bleiben weitere Er⸗ 
hebungen anzuſtellen, über deren Umfang und Beweiswert. die 
BD. nähere Beſtimmung trifft. 

8. Über die zuläſſige Höchſtgröße des Erbhofes bringt 
die AusfVO. keine ſchematiſche Beſtimmung. Die Entſchei⸗ 
dung, ob die Bewirtſchaftung des Hofes nicht mehr von einer 
Hofſtelle aus ohne Vorwerke erfolgen kann, muß der anerben⸗ 
gerichtlichen Praxis im Einzelfall überlaſſen bleiben. Die 
Verſchiedenheit der Wirtſchaftsweiſe und der Bodenbeſchaffen⸗ 
heit innerhalb oft kleinſter Raumgebiete erſchweren hier die 
Feſtlegung einer allgemein gültigen Höchſtgrenze. Es verbleibt 
hiernach zunächſt bei der geſetzlichen Rahmenbeſtimmung des 
83 Satz 2 BER., die unter Berückſichtigung des Geſetzes⸗ 
zweckes auszufüllen Aufgabe der Anerbengerichte ſein wird. 
Die Faſſung des Geſetzes, das es darauf abſtellt, daß die Be⸗ 
wirtſchaftung des Geſamtgrundſtücks von einer Hofſtelle aus 
ohne Vorwerke erfolgen kann, nicht aber auf den tatſäch⸗ 
lichen Zuſtand, läßt im Einzelfall eine Eintragung auch dann 
zu, wenn ein Vorwerk mit einer gewiſſen ſelbſtändigen Wirt⸗ 
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ſchaftsführung zwar vorhanden iſt, die Wirtſchaftsführung aber 
gleichwohl ohne dieſen Vorwerksbetrieb von der Hofitelle aus 
praktiſch möglich bleibt und — 8 10 BER. — regelmäßig 
auch in dieſer Weiſe erfolgt. Zu prüfen bleibt in Fällen dieſer 
Art allerdings immer, ob es ſich nicht um zwei ſelbſtändige, 
im Eigentum desſelben Bauern ſtehende Höfe handelt. Wird 
im Anlegungsverfahren eine ſolche Feſtſtellung getroffen, ſo 
muß für jeden Hof ein beſonderes Blatt der Erbhöferolle an⸗ 
gelegt werden. Die Beſtimmung im 81 Abſ. 2 Satz 2 BER., 
„mehrere Erbhöfe hat ein Bauer nicht“, ſteht dem nicht ent⸗ 
gegen. Die Vorſchrift enthält lediglich den Ausſpruch eines 
zielweiſenden Grundgedankens, deſſen Verwirklichung das Ge⸗ 
ſetz erſt bei dem nächſten Erbfall nach Maßgabe der Regelung 
in §§ 23 u. 12 Abſ. 4 BEN. herbeiführt (Abſchn. II Ziff. 1 
Ausf VO. s)). 

9. Hinſichtlich der Rechte der weichenden Erben bringt 
die Ausf VO. einige klarſtellende Erläuterungen (Abſchn. II 
Ziff. 14). Nur in den Fällen, in denen der Erbfall nach dem 
Inkrafttreten des Bäuerlichen Erbhofrechts eingetreten und die 
Erbregelung auf Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes er⸗ 
folgt iſt, haben die weichenden Erben die Rechte der 8817 
und 18 BER. Den Begriff der Ausſtattung legt die VO. in 
Anlehnung an die Vorſchrift des § 1624 BGB. dahin feſt, 
daß ſie das umfaßt, was zur Erlangung einer ſelbſtändigen 
Lebensſtellung für den Abkömmling notwendig iſt. Die Aus⸗ 
ſteuer einer Tochter wird als Teil der Ausſtattung behandelt. 
Bei den Vorſchriften über die Ausſtattung von Söhnen wird 
in der AusfVO. (Ziff. 14 c) der ſchon im Geſetz ausgeſprochene 
Gedanke der Bereitſtellung von Mitteln zur Beſchaffung von 
Siedlerſtellen nachdrücklich unterſtrichen. Notfalls ſoll hier 
auch eine maßvolle Belaſtung des Erbhofs zugelaſſen werden. 
Dieſe von der Regel abweichende Geſtaltung enthält kein Zu⸗ 
geſtändnis an kapitaliſtiſches Denken. Sie hat ihren inneren 
Grund in der Zielſetzung des Geſetzes ſelbſt, zu deſſen Zwecken 
die Schaffung einer großen Anzahl lebensfähiger kleiner und 
mittlerer Bauernhöfe gehört. Der völkiſche Staat hat kein 
Intereſſe an einer Belaſtung des bäuerlichen Grundbeſitzes 
mit Erbgeldern für Kinder, die mit dem Herauswachſen aus 
dem Elternhauſe dem Bauerntum verlorengehen; er muß aber 
mit aller Kraft beſorgt ſein, den nachgeborenen Söhnen des 
Bauern dazu zu verhelfen, daß auch ſie ſelbſtändige freie 
Bauern werden können. Bei der Regelung des Erbrechts muß 
dieſes Streben freilich dort ſeine Grenze finden, wo die Er⸗ 
haltung des Stammerbhofes in ſeiner Leiſtungsfähigkeit als 
Familienerbe in Frage geſtellt wird. Die gleiche Grenzziehung 
ergibt ſich bei der Genehmigung rechtsgeſchäftlicher Verfü⸗ 
gungen über den Erbhof (85 BER.). Die Veräußerung in der 
Form des Überlaſſungsvertrages an einen Anerben bezeichnet 
die AusfVO. (Ziff. 4d Abſchn. II) als grundſätzlich unbedenk⸗ 
lich. Sie weiſt das Anerbengericht aber an, in eine nähere 
Prüfung des Sachverhalts immer dann einzutreten, wenn der 
Übergabevertrag den Erbhof über ſeine Kräfte hinaus 
belaſtet. Hier im Einzelfall die richtige Grenze zu finden, 
wird Aufgabe der Anerbengerichte ſein. 

In der Richtung, die Schaffung neuer Bauernhöfe zu 
begünſtigen, liegt auch die in Ziff. 4b und e der AusfVO. 
enthaltene Erweiterung des Kreiſes der genehmigungsfreien 
Veräußerungen auf die Fälle der Abveräußerung beſtimmter 
Teilſtücke an ein ſtaatlich als gemeinnützig anerkanntes Sied⸗ 
lungsunternehmen oder der Abveräußerung von Odland zu 
Kultivierungszwecken “). 

10. Art. 64 EGBGB. nimmt dem Landesgeſetzgeber die 
Möglichkeit, die Geltung des Anerbenrechts auch gegenüber 
entgegenſtehenden letztwilligen Verfügungen unter allen Um⸗ 
ſtänden zu erzwingen. Nur die in eigenhändiger Form er⸗ 
richteten Teſtamente, ſoweit ſie das Erbhofrecht ausſchließen 
oder beſchränken, konnten landesrechtlich für unwirkſam er⸗ 
klärt werden (8 6 Abſ. 4 BER.; Abſchn. II Ziff. 5a Ausf VO.). 
Der Verhütung böswilliger Verſuche, die mit dem Bäuerlichen 
Erbhofrecht verfolgten Ziele des Landesgeſetzgebers — die ſich 
rechtspolitiſch im übrigen voll inhaltlich mit der Zielſetzung 
der heute entſcheidenden Stellen der Geſetzgebung im Reiche 
decken — durch entgegenwirkende letztwillige Verfügungen zu 
hintertreiben, dient nun die Vorſchrift der Ziff. 51 des 
Abſchn. II der AusfVoO. Es wird hier eine beſondere Be 
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lehrungspflicht für jeden eine Verfügung von Todes wegen 
beurkundenden Richter oder Notar gegenüber dem verfügenden 
Bauern feſtgelegt. Die Belehrung hat ſich auf die Grund⸗ 
gedanken und den Zweck des Bäuerlichen Erbhofrechts zu er⸗ 
ſtrecken und muß im beſonderen einen ſachgemäßen Hinweis 
auf die Gefahren einer übermäßigen Belaſtung und Zer⸗ 
ſplitterung des Erbhofes enthalten. Der Inhalt der Belehrung 
und die von dem Erſchienenen darauf abgegebene Erklärung iſt 
wie in den Fällen des Art. 40 Abſ. 1 Pr. in die Ver⸗ 
handlungsniederſchrift aufzunehmen. Mit dieſer eine Ergän⸗ 
zung der reichsrechtlichen Vorſchriften über die Beurkundung 
öffentlicher Teſtamente (88 2232 ff. BGB.) bildenden Be⸗ 
ſtimmung, wird die Gefamtheit der preußiſchen Richter und 
Notare unmittelbar tätig in das völkiſche Erziehungswerk 
eingeſtellt, das an dem deutſchen Bauern zu leiſten bleibt 
überall dort, wo ſeine Vorſtellungen vom Recht durch die 
Einwirkungen kapitaliſtiſcher Denkweiſe bauern⸗ und volks⸗ 
feindlich beeinflußt ſind 10). 


Nachtrag. 

1) Die vorliegende Arbeit war zum Abdruck alsbald nach 
dem Erlaß der preuß. Ausf Vo. v. 24. Aug. 1933 beſtimmt; 
ſie iſt Anfang September abgeſchloſſen. Nach dem Erlaß des 
RErbhofGG. v. 29. Sept. 1933 hat die Arbeit nur noch mit⸗ 
telbares Intereſſe. Für die Auslegung des preuß. Bäuer⸗ 
lichen Erbhofrechts, das während der Zeit v. 1. Juni bis 
30. Sept. 1933 in Geltung war, darüber hinaus aber auch 
für die Anwendung des neuen Reichserbhofrechts dürften die 
Erörterungen gleichwohl nicht ohne Wert ſein. Das RErbhofG. 
iſt aufgebaut auf der Grundlage des preuß. Rechts; in erheb⸗ 
lichem Ausmaß ſchließt es ſich auch in der Wortfaſſung dem 
Bäuerlichen Erbhofrecht Preußens v. 15. Mai 1933 an. Für 
feine Anwendung gewinnt damit das nach 88 60, 57 RErb⸗ 
hof G. mit dem 1. Okt. 1933 außer Kraft geſetzte Landesrecht 
erhöhte Bedeutung. 

Im folgenden ſind die Beziehungen der behandelten 
Fragen zum neuen Reichsrecht anmerkungsweiſe kurz erörtert. 

2) Die gleiche Frage ergibt ſich im Anſchluß an 8 35 
RerbhofGG. Sie ift, obwohl die inzwiſchen verkündete Durchf⸗ 
VO. v. 19. Okt. 1933 (RGBl. I, 749) eine entſprechende Er⸗ 
läuterung nicht enthält, in gleicher Weiſe zu löſen. 

3) Die Anerbenordnung des § 20 NRErbhofb. gilt im 
Gegenſatz zu 8 12 BER. unbedingt. Nach 8 19 Abſ. 2 
ReErbhofch. geht der Erbhof ungeteilt auf den Anerben 
über. Das Reichsgeſetz war in der Ausgeſtaltung der an⸗ 
erbenrechtlichen Grundſätze durch die Erbfolgebeſtimmungen 
bindenden Reichsrechts nicht gehemmt. Es wählt für die 
rechtliche Konſtruktion des Erbhofs den dem Recht der Fa⸗ 
miliengüter entnommenen Begriff des Sondervermögens 
(8 19 Abf. 1). 

) Das RErbhofcz. hat die Beſtimmungen der 89 20, 
21 BER. nicht übernommen. Das entſpricht dem in 8 37 
ausdrücklich aufgeſtellten Grundſatz der Unveräußerlichkeit des 
Erbhofs. Dem Anerbengericht bleibt die Möglichkeit offen, 
im Genehmigungsverfahren im Wege der Auflage bei ent⸗ 
ſprechenden Tatbeſtänden ähnliche Wirkungen herbeizuführen, 


wie ſie der preuß. Geſetzgeber mit den genannten Vorſchriften 
bezweckte. Grundſatz wird freilich für Fälle der Veräußerung 
mit Spekulationscharakter die Verſagung der Genehmigung 
bleiben — andernfalls könnte auf dieſem Wege das Anerben⸗ 
recht umgangen und praktiſch eine Erbauseinanderſetzung nach 
den kapitaliſtiſchen Grundſätzen des bürgerlichen Erbrechts 
herbeigeführt werden! 

5) Das RErbhofG. räumt die im preuß. Recht in dieſer 
Richtung aufgetretenen Schwierigkeiten dadurch aus, daß es 
die Erbhofeigenſchaft kraft Geſetzes begründet ſein läßt und 
der Eintragung in die Erbhöferolle lediglich rechtserklärende 
Bedeutung beilegt (8 1). Das hat zur Folge, daß jedenfalls 
für alle unter 125 ha großen Erbhöfe die Genehmigungs⸗ 
pflichtigkeit des 8 37 ſchon mit dem Inkrafttreten des Geſetzes, 
alſo mit dem 1. Okt. 1933, eingetreten iſt. Anders iſt die 
Rechtslage bei den Höfen, die größer find als 125 ha. Hier 
ſetzt die Unveräußerlichkeit und Unbelaſtbarkeit nur inſoweit 
ein, als fie überhaupt als Erbhöfe zugelaſſen werden ($ 5), 
und zwar zu dem Zeitpunkte, in dem der die Zulaſſung aus⸗ 
ſprechende Beſchluß des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft dem Eigentümer oder dem Anerbengericht zu⸗ 
geht (8 45 Abſ. 1 Satz 2 DurchfVO.). 

e) Die Einrichtung des Erbhofrats iſt vom Reichsrecht 
bisher nicht übernommen. Inwieweit hierfür angeſichts des 
weitgehenden Einbaus des Bauernſtandes und ſeiner Organe 
in das anerbengerichtliche Verfahren überhaupt noch ein Be⸗ 
dürfnis verbleibt, iſt einſtweilen nicht zu überſehen. 

2) Auch das Erbhofbuch und das Buch der alten Erbhöfe 
hat das Reichsrecht nicht übernommen. Die Möglichkeit ſeiner 
Einführung durch Verwaltungsbeſtimmungen der Länder 
bleibt offen. 

3) Im Reichsrecht hat die Frage eine abweichende Löſung 
durch grundſätzliche Feſtlegung einer Höchſtgrenze bei 125 ha 
(8 3) unter gleichzeitiger Einführung des Zulaſſungsverfah⸗ 
rens für größere Höfe (8 5) gefunden. Es dürfte ſich praktiſch 
hier nur um eine Anderung der Verfahrens technik handeln; 
fachlich gehen beide Geſetze von dem Grundſatz aus, daß eine 
„große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauern⸗ 
höfe, möglichſt gleichmäßig über das ganze Land verteilt, die 
beſte Gewähr für die Geſunderhaltung von Volk und Staat 
bildet“. 

9) Abgeſehen von der völligen Freiſtellung von der Ge⸗ 
nehmigungspflichtigkeit der in Ziff. 4b und c AusfVoO. zum 
preuß. BER. behandelten Einzelfälle, die das RErbhofGG. nicht 
übernommen hat, bringt die reichsgeſetzliche Regelung auch 
inſoweit nichts Abweichendes. Die Stärkung der Wirtſchafts⸗ 
kraft zweitgeborener Bauernſöhne zur Beſiedlung neuer 
Bauernhöfe aus den Mitteln des Stammhofes bleibt auch 
nach Reichsrecht vordringlich. Sache der Auerbengerichte wird 
es ſein, die Leiſtungsfähigkeit des väterlichen Erbhofes zu⸗ 
treffend abzugrenzen. 

20) Der Reichsgeſetzgeber, durch die Vorſchrift des Art. 64 
Abſ. 2 EGBGB. nicht gebunden, konnte durch das Verbot 
des Ausſchluſſes und der Beſchränkung des Anerbenrechts 
(8 24) eine unbedingt wirkungsſichere Löſung der dem Landes⸗ 


recht erſchwerten Frage ſchaffen. 


willensſtrafrecht oder Gefährdungsſtrafrecht! 
(Eine Bemerkung zur Denkſchrift des preußiſchen Juſtizminiſters „Nationalſozialiſtiſches Strafrecht“ 1933.) 
Von Privatdozent Dr. H. D. Frhr. v. Gemmingen, Greifswald. 


Die unter der geiſtigen Führung vor allem der Beling⸗ 
ſchen „Lehre vom Verbrechen“ vollzogene fortſchreitende Reini⸗ 
gung und Durchkonſtruktion des Strafrechtsſyſtems hat in 
der Wiſſenſchaft immer mehr dazu geführt, den Verbrechens⸗ 
verſuch und mit ihm all jene Fälle „überſchießender Innen⸗ 
tendenz“ mehr als alle anderen Denkfiguren problematiſch 
erſcheinen zu laſſen. Ihren Höhepunkt erreichte dieſe Entwick⸗ 
lung mit Zimmerl ), der in ſcharfſinnigen Darlegungen den 

tachweis unternahm, daß die Verſuchsbeſtrafung als ſolche — 
einerlei, welcher Verſuchstheorie man auch immer ſich an⸗ 
ſchließen mag — überhaupt zu verwerfen ſei, da ſchon der 


) Aufbau des Strafrechtsſyſtems S. 128 ff. 


ganze Begriff des Verſuches notwendig eine mehr oder minder 
ſchwere Syſtemwidrigkeit in ſich enthalte. 

Auch die Preußiſche Denkſchrift?) erkennt die unendlichen 
Schwierigkeiten, die ſich aus dem gelegentlichen Vorkommen 
ſolcher Verbrechensformen bisher ergaben. Aber ſie will ihnen 
nicht wie Zimmerl mit dem Radikalmittel ihrer Aus⸗ 
merzung begegnen, ſondern im Gegenteil: die unvollendete 
vorſätzliche Tat, bisher die mit ſo viel Vorſicht behandelte 
Ausnahme in einem ſonſt auf die Vollendung orientierten 
Strafrechtsſyſtem, ſoll künftighin zur Regelform des Ver⸗ 
brechens überhaupt erhoben werden. 


2) S. 113, 123, 124. 
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Dies geſchieht freilich nicht durch eine Generalklauſel 
von der Art des 843 StGB., oder 826 des Entw. 30, ſon⸗ 
dern dadurch, daß faſt ſämtliche Tatbeſtände auf das bloße 
„Unternehmen“ abgeſtellt ſind. „Unternehmen“ aber ſoll 
heißen ſo viel wie verſuchen, wobei allerdings jegliche formal⸗ 
objektive Bindung an den geſetzlich beſchriebenen Ausführungs⸗ 
typus i. S. eines „Anfangs der Ausführung“ beſeitigt wer⸗ 
den ſoll. Statt deſſen erſcheint auch ſchon jede unmittelbare 
Gefährdung des betr. Rechtsgutes (ähnlich wie dies die ſog. 
materiell⸗objektive Verſuchstheorie wollte), als ſtrafwürdig. 

Dieſe Überbetonung des Verſuchs hat aber noch eine 
tiefere Wurzel. Mit Recht will ſich das Strafrecht der Volks⸗ 
moral angleichen. Damit richtet ſich in erhöhtem Maß das 
Augenmerk auf die Geſinnungsſeite des Verbrechens. So 
ſollen in ergebnismäßigem Einklang mit überwiegenden For⸗ 
derungen der Strafrechtswiſſenſchaft, aber auch in auffälligem 
Gegenſatz zu gewiſſen Erſcheinungen der bisherigen Notver⸗ 
ordnungspraxis 3), alle diejenigen Strafſchärfungen fortfallen, 
die nur auf den äußeren Zufälligkeiten eines ſchweren Er⸗ 
folges beruhen. Und von da iſt es nur ein weiterer Schritt, 
wenn darüber hinaus auch verlangt wird, daß der Erfolg 
ſogar ganz in den Hintergrund tritt und daß an deſſen Stelle 
die bloße, auf den Erfolg abzielende Willensbetätigung zum 
Gegenſtand ſtrafrechtlicher Ahndung gemacht wird. 

Bis dahin werden die Vertreter der Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft — ſofern ſie ſich nur von den in ihrer formal⸗logiſchen 
Geſchloſſenheit imponierenden, aber wegen ihrer von der 
Wiener Normlogik infizierten, oder beſſer „desinfizierten“ 
„Reinheit“ völlig unpraktiſchen Konſtruktionen Zimmerls 
freihält — unbedenklich folgen können. Die Parole: fort mit 
der Erfolgshaftung!, leuchtet ein. Aber was ſtakt deſſen? 
Die Antwort der Denkſchrift lautet: Gefährdungsprinzip und 
Willensſtrafrecht. 

Hier wird der Wiſſenſchaft, ſoweit ſie mit ihren bis⸗ 
herigen Methoden an die Kritik der Denkſchrift herangeht, 
aller Vorausſicht nach die Gefolgſchaft äußerſt ſauer. Denn 
ſie war immer gewohnt, den Gedanken der Willensbeſtrafung 
in unvereinbarem Gegenſatz zum Gefährdungsprinzip zu 
ſehen. Entweder nämlich wurde die Strafwürdigkeit des Ver⸗ 
ſuchs erklärt aus ſeiner Gefährlichkeit, alſo aus der durch 
ihn gegebenen Wahrſcheinlichkeit der Rechtsgüterverletzung. 
Und bei Fehlen dieſer Wahrſcheinlichkeit fehlte es an der erſten 
Verbrechensvorausſetzung, nämlich der Rechtswidrigkeit des 
Verſuchs, mochte auch der Wille des Täters noch ſo ver⸗ 
brecheriſch geweſen ſein. Oder aber man leugnete mit v. Buri“) 
die Gefährlichkeit. Weil kein Erfolg eintrat, ſo ſagte man, 
konnte auch keiner eintreten, alſo iſt ein jeder Verſuch im 
Einzelfall gleich ungeeignet, eine Gefahr für das Rechtsgut 
hervorzurufen. Da aber alle Verſuche gleich gefährlich bzw. 
ungefährlich ſind, ſo bleibt nur der verbrecheriſche Wille 
übrig, der den geſetzgeberiſchen Grund für die Beſtrafung des 
Verſuches abzugeben vermag. 

Gerade auch das RG. hat in ſeiner bekannten Plenar⸗ 
entſcheidung 5) dieſe Entgegenſetzung herausgearbeitet. Und im 
übrigen hat es ſich dadurch, daß es entgegen der Gefährlichkeits⸗ 
lehre für die Willensbeſtrafung eintrat, bekanntlich die faſt 
einmütige Ablehnung der Theorie zugezogen. Nun gibt es 
zwar eine Mittelmeinung, welche auf die Gefährlichkeit des — 
wie Kohlers) ſchon ſagte — kauſaliſtiſch richtig gefaßten 
Planes den Ton legte und den Verſuch dann für tauglich hält, 
wenn der Erfolg bei Zugrundelegung der Tatſachenvorſtel⸗ 
lungen des Täters hätte eintreten können?). Doch — und dies 
hat vor allen Dingen v. Hippel einleuchtend nachgewieſen?) 
— die objektive Gefährlichkeit des Verſuches läßt ſich auf dieſe 
Weiſe nicht zutreffend erfaſſen. Denn man erfaßt ja in vielen 
Fällen nur eine fiktive Gefährlichkeit. Und andererſeits gelingt 


2) Vgl. z. B. noch die durch den Erfolg qualifizierten Delikte 
1 0 VO. gegen den politiſchen Terror v. 9. Aug. 1933 § 2 Nr. 1, 2; 

123. 

) Vgl. u. a. 3StW. I, 185 ff. 

5) RGSt. I, 442. 

6) Studien aus dem Strafrecht I S. 26. 

*) So auch (mit näheren Nachweiſungen) Frank, StGB., 
18. Aufl., III 2 zu 8 43. 

8) Deutſches Strafrecht Bd. II S. 414 ff., zumal S. 425 ff. 


es auf dieſem Wege auch nicht, den (tatreifen) verbrecheriſchen 
Willen als ſolchen der Sühne zuzuführen. Die innerlich un⸗ 
begründete und praktiſch unbrauchbare Unterſcheidung von 
„ontologiſchem“ und „nomologiſchem“ Irrtum ſchiebt ſich 
ſtörend dazwiſchen. So ſtellen dieſe Konſtruktionen Halbheiten 
und unerfreuliche Kompromißverſuche dar. 

Sonach bleibt es eine offene Frage, wie es der Denkſchrift 
gelingen will, die ſo verſchiedenen Grundgedanken der objektiv 
orientierten Gefährlichkeitstheorie und der ſubjektiv orientierten 
Willenstheorie überhaupt miteinander in Einklang zu bringen. 

Der Schlüſſel zum Verſtändnis iſt in zweierlei zu ſuchen. 
Zum Erſten darin, daß in der Denkſchrift endlich einmal die 
unſer modernes Strafrechtsſyſtem bislang beherrſchende, aber 
wegen ihres rein äußerlich klaſſifikatoriſchen Charakters un⸗ 
fruchtbare Unterſcheidungs) von objektiver und ſubjektiver 
Tatſeite, aus ihrer dominierenden Stellung hinausgedrängt 
wird. Praktiker haben eingeſehen, daß in der ſubjektiven Tat⸗ 
ſache des Tätervorſatzes in der Regel ſchon das ausſchlag⸗ 
gebende Moment für die objektive Wahrſcheinlichkeit des ge⸗ 
wollten Erfolges enthalten iſt. Denn (cum grano salis): wo 
ein Wille iſt, da iſt ein Weg. Dies der erſte wichtige Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Willen und Gefährlichkeit. 

Dieſe objektive Bedeutung der ſubjektiven Tatſeite er⸗ 
klärt aber noch nicht alles. Es kommt ein Zweites dazu. Will 
ein Strafgeſetz eine wirkliche kriminalpolitiſche Stoßkraft ent⸗ 
falten, ſo muß es den raſchen Zugriff auf den Verbrecher da⸗ 
durch erleichtern, daß es die „Reinheit“ des Syſtems durch 
Rückſichten auf die Beweisbarkeit der jeweiligen Abgrenzungs⸗ 
merkmale, ſowie durch Vermeidung allen entbehrlichen Unter⸗ 
ſcheidungsballaſtes, durchbricht. Deshalb nimmt das Straf⸗ 
recht der Denkſchrift in weitem Umfang den Willen auch da, 
wo in ihm an ſich noch nicht die entſcheidende Bedingung für 
eine objektive Gefährlichkeit liegt, als ein Indiz für die Ge⸗ 
fährlichkeit der Tat. So tritt der Subjektvismus des RG. erſt⸗ 
malig in einen fundamentalen Zuſammenhang mit dem Ge⸗ 
fährlichkeitsprinzip. 

In ſolchen Fällen nun, wo im Tatwillen nur ein ſehr 
unzulängliches Anzeichen für das Vorliegen einer objektiven 
Gefährdung von Rechtsgütern liegt — man denke an lächer⸗ 
liche oder gar abergläubiſche Unternehmungen — will die 
Denkſchrift ganz bewußt dem Richter die Möglichkeit laſſen, 
den Fall als einen beſonders leichten anzuſehem o). Womit 
ſich zeigt, daß es bei der Beſtrafung nicht bloß auf den Wil⸗ 
len, ſondern daneben auch auf die Gefährlichkeit ankommen ſoll. 

In dieſer Hinſicht ſcheint der Nationalſozialismus eben 
doch nichts Neues zu bringen. Bei näherem Zuſehen aber zeigt 
ſich der gewaltige Unterſchied. Bisher mußte das Gefährdungs⸗ 
moment (alſo die Rechtswidrigkeit) innerhalb des Bereiches 
richterlicher Subſumtion des Lebensſachverhaltes unter geſetz⸗ 
lich beſtimmte Typen geprüft werden, während die Schwere des 
unbotmäßigen Willens (Schuld i. e. S.) vorwiegend erſt inner⸗ 
halb des durch den Strafrahmen freigelaſſenen geſetzlichen Er⸗ 
meſſensraumes zum Zuge kam. Die Denkſchrift geht umgekehrt 
vor. Sie verlangt in erſter Linie ein geſetzlich typiſiertes Wol⸗ 
len. Das zweite Verbrechenserfordernis dagegen, die Gefähr⸗ 
lichkeit, entbehrt der Typiſierung und bleibt damit im weſent⸗ 
lichen der richterlichen Gefühlsentſcheidung anheimgegeben. 
Alſo Willenstypiſierung, ſtatt Gefährlichkeitstypiſierung. Hier⸗ 
durch wird eine Fülle ſchwieriger richterlicher Begriffsabgren⸗ 
zungen eingeſpart. 

Um es zuſammenzufaſſen: der Wille ſpielt im Strafrecht 
der Denkſchrift eine dreifache Rolle. Einmal als der in der 
Volksmoral wurzelnde tiefſte Grund allen Strafens. (Daher 
auch das Bekenntnis des Nationalſozialis mus zur Vergeltung 
und zum Indeterminismus im Intereſſe einer Willenserzie⸗ 
hung des Volkes 11)). Und das andere Mal als ein Anzeichen, 
aus welchem man unter Umgehung ſchwieriger Wahrſcheinlich⸗ 


9) Zur näheren Begründung dieſer Kritik muß ich mich hier 
darauf beſchränken, auf die Unterſuchungen in meiner „Rechtswidrig⸗ 
keit des Verſuchs“ zu verweiſen. Vgl. dort vor allem S. 146ff. 

10) Denkſchrift S. 113, 121. 

11) Belege für dieſe Auffaſſung aus Außerungen des Führers 
finden ſich zuſammengetragen in meiner Arbeit „Strafrecht im Geiſte 
Adolf Hitlers“ (1933). 


* 


62. Jahrg. 1933 Heft 43 


Auffäbe 


2373 


keitskonſtruktionen vermöge einer geſetzlichen Vermutung auf 
das Vorhandenſein einer Erfolgswahrſcheinlichkeit ſchließen 
kann. Drittens ſchließlich äußert ſich die Willensbetonung in 
eine ſyſtematiſche Umgruppierung, welche darin beſteht, daß 
der Wille als der das Syſtem beſtimmende Typus auftritt, 
demgegenüber die Gefährlichkeit erſt innerhalb der Strafzu⸗ 
meſſung Bedeutung erlangt. 


Alſo mit Willensſtrafrecht iſt gemeint: Willensvergeltung, 
Willenstypiſierung und Beweis der Erfolgswahrſcheinlichkeit 
an Hand eines Willensbefundes. Mit Gefährdungsſtrafrecht 
aber iſt gemeint: Ausdehnung der Verſuchsbeſtrafung. Aner⸗ 
kennung des im Vorſatz liegenden objektiven Gefährlichkeits⸗ 
momentes und ſchließlich: Mut zur Präſumtion objektiver Ge⸗ 
fährlichkeit auch ſchon auf Grund rein ſeeliſcher Befunde. 


Neuere Nechtſprechung zum Kraftfahrzeuggeſetz und zu den einſchlägigen 
Geſetzen. 


(Fortfegung aus JW. 1932, 3682. 


Stand vom 1. Oktober 1933 ).) 


Von Senatspräſident Dittmann, München. 


A. Bürgerliches Geſetzbuch. 


893. Aufmontierte Reifen find regelmäßig weſentliche 
Beſtandteile des Autos (Stuttgart: JurRdſch. 1933, 2; 
a. A. Jena: DRZ. 1932, 171). 

8 254. 1. Dieſe Vorſchrift iſt nicht auf Fälle des Mit⸗ 
verſchuldens beſchränkt, gilt vielmehr für alle Fälle einer Mit⸗ 
verantwortlichkeit kraft Geſetzes (RG.: IW. 1933, 1406 = 
Jurgdſch. 1933, 1025). 

2. Pflicht des Verletzten, ſich einer Operation in Nar⸗ 
koſe zu unterwerfen; Grenzen der Zumutbarkeit (RG. 139, 
131 = DNZ. 1933, 221 = ZW. 1933, 2043). 

§ 823. Begriff des adäquaten Kauſalzuſammenhangs 
(RE.: 23. 1933, 451). 

„88 823, 831. 1. Überwachungspflicht des Halters gegen- 
über dem Wagenführer, beſonders einem Neuling gegenüber; 
ſtrenge Anforderungen (RG.: DAutoR. 1931, 103). 

„ 2. Die Wegebaupflicht iſt nach preußiſchem Recht die 
öffentlich⸗rechtliche Pflicht, in Beziehung auf Bau und Unter⸗ 
haltung der öffentlichen Wege alles zu leiſten, was erforder⸗ 
lich und zweckmäßig iſt, damit den jeweils gegebenen Bedürf⸗ 
niſſen des öffentlichen Verkehrs Genüge geſchieht; darunter 
fällt auch die Pflicht zur Beſeitigung von Schnee, Eis, Schlag⸗ 
löchern (RG.: DAutoR. 1932, 280). 

3. Die Wegeunterhaltungspflicht reicht nicht fo weit, daß 
die Straßen auch mit großer Geſchwindigkeit befahren werden 
können. Dagegen iſt der Wegebaupflichtige verpflichtet, durch 

arnungstafeln vor zu raſchem Befahren ſchadhafter Strecken 
zu warnen (OLG. Kaſſel: IW. 1933, 714). 

4. Gefährliche Straßenarbeiten laſſen unter Umſtänden 
eine ſtändige Überwachung der Bauſtelle durch beſondere Wach⸗ 
poſten als geboten erſcheinen (RG.: IW. 1932, 3702 mit 
Kritik 1933, 1407). 


„8823 mit 813 GVG. Die Schadenserſatzklage wegen 
Unfalls infolge verkehrsgefährdenden Straßenzuſtandes gehört 
vor die ordentlichen Gerichte auch dann, wenn die Pflicht zur 
Beſeitigung dieſes Zuſtandes öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt 
RE.: DautoR. 1932, 283). 

8 831. 1. Ein Unternehmer, der Kraftfahrzeuge in 
größerer Zahl zu Erwerbszwecken in Betrieb hat, darf ſich zur 
Erfüllung ſeiner Aufſichtspflicht nicht darauf beſchränken, ge⸗ 
legentlich ſelbſt mitzufahren, ſondern muß ſeine Fahrer un⸗ 
auffällig auch beobachten laſſen (RG.: DAutoR. 1932, 328). 
. 2. Entlaſtungsbeweis des Halters. Bei der Auswahl des 
Führers genügt nicht die Vorlegung des Führerſcheins und 
7 Zeugniſſen; der Halter muß vielmehr Erkundigungen bei 
en früheren Arbeitgebern des Bewerbers einziehen, die ſich 
nicht nur auf deſſen techniſche Fähigkeiten, ſondern namentlich 
(on auf feine moraliſchen Eigenſchaften zu erſtrecken haben 
1 5 394/32 v. 6. März 1933; ähnlich R.: Warn. 1933 


En !) Die in JW. 1932 Heft 49/50 u. 1933 Heft 12 abgedruckten 
aantſcheidungen ſind in dieſer Zuſammenſtellung großenteils weg⸗ 
mit fen 80 8 „Recht“ abgedruckten Entſcheidungen ſind ideutiſch 

nen der DRZ. Die KraftfVerkVoO. iſt in der Faſſung vom 
10. Mai 1932 zitiert. 1 N El 


8833 Abſ. 2. Ein Hund darf wegen der Gefahr, die er 
für den Kraftfahrverkehr darſtellt, nur unter der Aufficht einer 
Perſon, der er gehorcht und die auch in der Lage iſt, auf 
ihn einzuwirken, auf die Straße gelaſſen werden (RG.: 
DAutoR. 1933, 88). 

8839. Straßenunterhaltung nach badiſchem Recht. Ein 
badiſcher Oberſtraßenmeiſter iſt verfaſſungsmäßiger Vertreter 
des Fiskus. Der Fiskus haftet ohne Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens für Schäden, die durch ungeeignete Straßenanlagen 
den Straßenanliegern entſtehen (OLG. Karlsruhe: JW. 
1932, 3277). 

8843. 1. Traumatiſche Neuroſe; Aufrechterhaltung und 
3. t. neue Begründung des bisherigen Standpunktes (RG. : 
e 

2. Traumatiſche Neuroſe. Auch wenn der Unfall nur 
deshalb zu einer nervöſen Erkrankung geführt hat, weil er 
in dem Verletzten bereits vorhandene krankhafte Anlagen ver⸗ 
ſtärkt oder ausgelöſt hat, muß der Kauſalzuſammenhang be⸗ 
jaht werden (RG.: IW. 1932, 3334, vgl. ebenda 1931, 3334; 
DAutoR. 1932, 245). 

3. Kann ein Verletzter infolge verminderter Arbeits⸗ 
fähigkeit bei der ſchlechten Lage des Arbeitsmarktes überhaupt 
keine Arbeit finden, ſo liegt adäquater Zuſammenhang mit 
dem Unfall vor (RG.: Zurich. 1933, 1021). 

4. Kann der Verletzte infolge der Beeinträchtigung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit einer Zahlungspflicht nicht rechtzeitig ge⸗ 
nügen und muß Zwangsverſteigerung dulden, ſo iſt dieſer Ver⸗ 
mögensnachteil zu erſetzen (RG.: IW. 1933, 2118). 

88 844, 1968. „Standesgemäße Beerdigung“ umfaßt nach 
Umſtänden auch die Ausgaben für Grabdenkmal (RG. 139, 
393 = DAutoR. 1933, 72 = ZW. 1933, 1391). 

8847. 1. Das Problem des Schmerzensgeldes (Aufſatz 
von Kunz: JurgdſchPrVerſ. 1933, 131). 

2. Bei der Bemeſſung eines Schmerzensgeldes muß das 
Beſtehen einer Haftpflichtverſicherung unberückſichtigt bleiben 
(OLG. Dresden: JW. 1933, 779). 

88 1365, 1380 mit 88 77 ff. Kraftfd. Anſprüchen der 
Ehefrau, die der Ehemann gemäß § 1380 erhebt, kann eigenes 
mitwirkendes Verſchulden des Ehemanns dann entgegen⸗ 
gehalten werden, wenn eine Abtretung der Anſprüche an ihn 
erfolgt iſt. Kommt eigenes Verſchulden des Ehemanns in 
Frage, ſo muß bei jedem einzelnen Anſpruch geprüft werden, 
ob es ſich um einen Anſpruch des Vorbehaltsgutes, des ein⸗ 
gebrachten Gutes oder des Mannes ſelbſt handelt. Der einem 
Dritten zuſtehende Schadenserſatzanſpruch, der ſich auf die 
Entziehung von Dienſten des Verletzten gründet, iſt nur im 
Falle der Haftung nach 88 823 ff. gegeben, nicht aber bei 
einer Haftung, die ſich auf den Rahmen des Kraftf&. be⸗ 
ſchränkt (RG.: DIZ. 1933, 178 JW. 1932, 3711 
RG. 138, 1 — JW. 1932, 3711; ſowie JW. 1933, 152, 
834 = NG. 139, 289). 


B. Kraftfahrzeuggeſetz. 
87 Abf. 1. 1. Gefälligkeitsfahrt (Aufſatz von Krück⸗ 
mann: JW. 1932, 3688 
2. Gefälligkeitsfahrt. Die Tatſache allein, daß jemand 
ſich aus Gefälligkeit mitnehmen läßt, kann den Schluß, daß 


Aufläße 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


die Haftung für die bei der Fahrt entſtandenen Schäden aus⸗ 
geſchloſſen ſei, nicht rechtfertigen; es kommt ſtets auf die be⸗ 
ſonderen Umſtände des einzelnen Falles an (RG.: DAutoR. 
1932, 326). 

3. Die Teilnahme an einer Gefälligkeitsfahrt, bei der der 
Mitgenommene weiß, daß der Führer unter der Wirkung von 
erheblichem Alkoholgenuß ſteht, enthält einen ſtillſchweigenden 
Verzicht auf alle Fahrläſſigkeitsſchäden, bedeutet aber auch 
die bewußte Übernahme der damit verbundenen Gefahr (OLG. 
Dresden: JW. 1933, 2157; vgl. RCWarn. 1933 Nr. 148). 

4. Haftung für durch Kraftfahrzeug verletzten Hund (Auf⸗ 
ſatz von Weigelt: JurgddſchprVerſ. 1933, 131). 

5. Halter des unter Eigentumsvorbehalt verkauften 
Wagens ift regelmäßig der Käufer (BayObLG. DAutoR. 
1933, 27). 

87 Abſ. 1 mit 816 KraftfVerkVO. Die Rechtsanſchauung, 
daß der Halterbegriff im Sinne der Haftungsbeſtimmungen 
und im Sinne der Strafvorſchriften des KraftfG. der gleiche 
ift, wird aufrechterhalten (Bay Obe g.: DAutoR. 1933, an). 

87 Abſ. 2. 1. Verhalten eines beim Betrieb beſchäftigten 
Dritten, wann unabwendbares Ereignis? (Aufſatz von 
Bezold: DAutoR. 1933, 98). 

2. Fährt ein Kraftwagenführer, um den Zuſammenſtoß 
mit einem anderen Wagen zu vermeiden, auf den Bürgerſteig, 
wo er eine Perſon verletzt, ſo kann dadurch die Strafbarkeit 
infolge Notſtands (854 StGB.) ausgeſchloſſen ſein, nicht 
aber die Entſchädigungspflicht (RG.: Jurgdſch. 1932, 1877. 
Über Prima-facie-Bewei3 in ſolchen Fällen ſiehe RG.: 
DAutoR. 1933, 22). 

3. Platzen einer Feder infolge von Materialermüdung iſt 
kein unabwendbares Ereignis im Sinne von 87 Abſ. 2 (OLG. 
Naumburg: JW. 1933, 2159). 

87 Abſ. 2 mit 8831 BGB. An die Sorgfaltspflicht des 
Halters ſind nicht nur „billige“, ſondern die ſtrengſten An⸗ 
forderungen zu ſtellen. Daher muß der Käufer eines alten 
abgenutzten Kraftwagens dieſen vor der Benützung oder 
ſpäter periodiſch durch Sachverſtändige auf feine Betriebs⸗ 
ſicherheit unterſuchen laſſen (RG.: Jurgdſch. 1933, 751). 

87 Abſ. 3. 1. Schwarzfahrt (Zuſammenſtellung der Rſpr. 
von Stiefel: JW. 1933, 813; derſelbe Jurgdſch. 1933, 
194). 

2. Halter des geſtohlenen Kraftfahrzeuges iſt nicht der 
Dieb, ſondern der beſtohlene Halter. Ein Verſchulden im 
Sinne des 87 Abſ. 3 Satz 2 trifft denjenigen, der die Be⸗ 
nützung des Wagens durch Diebe dadurch ermöglicht hat, daß 
er ihn betriebsfertig und unabgeſchloſſen auf der Straße hat 
ſtehen laſſen (RG. 138, 320 — JW. 1933, 828 — JurRdſch. 
1933, 750 = DRZ. 1933, 108 — DAutoR. 1933, 19, 29 
mit Kritik; Aufſatz Simonfohn: DRZ. 1933, ag) 

3. Für die Frage, ob eine juriſtiſche Perſon als Halterin 
eines Kraftwagens eine Schwarzfahrt ermöglicht hat, kommt 
es auf das Verſchulden ihres geſetzlichen Vertreters oder ihres 
beſonderen ſatzungsmäßigen Vertreters an (RG.: DAutoR. 
1932, 284 — ZW. 1932, 3712). 

89 mit 8 254 BGB. Bei der Abwägung nach 8 254 
BSB. und 89 Kraftf®. iſt in erſter Linie das urſächliche 
Verhalten der Beteiligten, in zweiter Linie das Verſchulden 
als ſolches, und zwar das aller Beteiligten, ins Auge zu faſſen 
(RG.: DAutoR. 1933, 39). 

810 mit 8844 BGB. Wie iſt der Schaden der ſelbſt 
berufstätigen Witwe für Wegfall des Unterhaltsanſpruchs zu 
berechnen? (RG.: DAutoR. 1933, 135). 

811. Sind Halbinvaliden bei ſchlechter Lage des Arbeits⸗ 
marktes als voll erwerbsunfähig zu behandeln? (RG.: JW. 
1933, 770). 

812. Sind einer Frau, deren Mann bei einem Kraft⸗ 
wagenunfall umgekommen iſt, Witwenbeihilfe und Zuſatzrente 
(88 39, 40, 88 Verjorg®.) bewilligt worden, ſo erfolgt keine 
Anrechnung dieſer Leiſtungen auf den Erſatzanſpruch der 
Witwe gegen den Schädiger (RG. 136, 83 — JW. 1932, 
1967 = DXutoR. 1932, 282). 

812 Abſ. 2 Nr. 1. Darf die Kapitalshöchſtzahlung für 
den in der Vergangenheit liegenden Schaden auch dann zu⸗ 
geſprochen werden, wenn für die Zukunft noch weiterer Scha⸗ 


den zu erwarten iſt? (RGG.: JW. 1933, 2050 mit Anm. 
v. Müller). 

817. 1. Iſt ein Schaden im Zuſammenwirken von Tier 
und Kraftfahrzeug entſtanden, ſo iſt die Abwägung hinſicht⸗ 
lich aller Anſprüche nur aus 8 17, nicht aus § 254 BGB. zu 
entnehmen, ganz gleich, ob ſolche Anſprüche im einzelnen 
Fall nach den Vorſchriften des KraftfGG. oder des BGB. 
begründet fein würden (R.: DAutoR. 1933, 90; ähnlich 
RGG.: DIZ. 1933, 1194). 

2. Kann dem Ehemann, der die ihm abgetretenen An⸗ 
ſprüche ſeiner Ehefrau, die als Inſaſſin ſeines Wagens ver⸗ 
letzt worden iſt, geltend macht, eigenes Verſchulden oder Ver⸗ 
ſchulden ſeines Fahrers entgegengehalten werden? (RG. 
138,1 — JW. 1932, 3711; 139, 289 — JW. 1933, 152; 
vgl. auch unter 81365 BGB.). - 

3. Die vom überholenden Fahrzeug ausgehende Betriebs⸗ 
gefahr iſt regelmäßig größer als die des überholten (RG.: 
DAutoR. 1933, 105). 

4. Ausgleichspflicht. Die durch dasſelbe Ereignis ent⸗ 
ſtandenen Schäden ſind nicht als Ausgleichspoſten eines Ge⸗ 
ſamtſchadens zu werten, ſondern ſtellen zwei ſelbſtändige Scha⸗ 
densfälle dar (OLG. Karlsruhe: IW. 1933, 1667 [jehr 
beſtritten II). 

5. Hat der Beklagte den Entlaſtungsbeweis nach 87 
Abſ. 2 KraftfG. geführt, dann ſcheidet feine Haftung auch 
nach 817 aus (RG.: DAutoR. 1933, 72). 

817 mit 8 25 PrEiſenbch. Sorgfaltspflicht des Kraft⸗ 
wagenführers vor Bahnübergang ſchließt die Anwendung des 
817 nicht aus (OLG. Köln: JW. 1933, 1603 (a. A. RG.]). 

817 Abſ. 1 Satz 2. Neuer Auslegungsverſuch von Al- 
ving (JW. 1933, 770). 

818. Bei dem Zuſammenſtoß einer Lokomotive und einem 
Kraftfahrzeug iſt bei der Bemeſſung der Erfagpflicht zugunſten 
des Lokomotivführers auch die Betriebsgefahr des Kraftfahr⸗ 
zeuges, hier Verſagen der Bremsvorrichtung, zu berückſichtigen 
(RG.: DRZ. 1933, 296). 

822 Abſ. 1. 1. Der Führer iſt ſchon ſtrafbar, wenn er 
ſich entweder der Feſtſtellung ſeines Fahrzeuges oder ſeiner 
Perſon zu entziehen unternimmt (RGSt. 66, 55 und OLG. 
Karlsruhe: IW. 1932, 3126). 

2. Mit übergeſetzlichem Notſtand kann die Führerflucht 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden entſchuldigt werden 
(OLG. Hamburg: 23. 1933, 135). 

8 22 Abſ. 2. Konkurrenz mit fahrläſſiger Tötung, Führer⸗ 
16 Fahrer ohne Führerſchein (RG.: Jurgddſch. 1933, 


C. Kraftfahrzeugverkehrsverordnung. 


8 2 Abſ. 3. Sommerweg, Begriff (RG. 140, 386 = JW. 
1933, 1873). 

816. 1. Dem Führer, der vom Halter beauftragt wird, 
mit überlaſtetem Wagen zu fahren, ſind Gegenvorſtellungen 
zuzumuten, ſelbſt wenn er davon eine Gefährdung ſeiner An⸗ 
ſtellung befürchtet (RGB.: DRZ. 1933, 276). 

2. Inbetriebnahme im Sinne dieſer Vorſchrift bleibt 
lediglich die Inbewegungſetzung für eine beſtimmte Einzel⸗ 
fahrt, nicht die allgemeine Zurverfügungſtellung für den Be⸗ 
trieb (RG.: DRZ. 1933, 185). 

8 16 Abſ. 2 mit 8 151 GewO. Begriff des Betriebsleiters 
(Bay Obescö.: DRZ. 1932, 846). 

§ 17 Abſ. 1. I. Die Vorſchrift ift ſeit der Neufaſſung der 
Verordnung nicht mehr als ſelbſtändige Strafrechtsnorm an⸗ 
zuſehen (OLG. Dresden: DRZ. 1933, 57 — ZU. 1933, 866; 
Stuttgart: DRZ. 1933, 565). 

2. Der Führer eines vorausfahrenden Kraftfahrzeuges 
handelt ſchuldhaft, wenn er bei ſtärkerem Verkehr ſein Fahr⸗ 
zeug plötzlich ruckartig anhält, obwohl er zu allmählichem An⸗ 
halten imftande wäre (RGG.: DAutoR. 1932, 330). 

817 Abſ. 2. Auch ein verhältnismäßig geringer Alkohol 
genuß kann die Anwendung dieſer Vorſchrift rechtfertigen 
(Bayobsch.: DRZ. 1933, 566). 5 

818 Abſ. 1. 1. Ein Kraftfahrer, der ſich einem durch 
Schranken geſicherten Bahnübergang nähert, darf in der 
Regel davon ausgehen, daß bei offenen Schranken die über- 
fahrt nicht durch Schienenfahrzeuge gefährdet ſei. Er darf 
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jedoch nicht jede Aufmerkſamkeit beiſeite ſetzen und muß 
insbeſ. auf ein Niedergehen der Schranken achten (RG.: 
DAutoR. 1933, 9; BayObLG. ebenda 15). 

2. Beſondere Sorgfaltspflicht des Führers gegenüber 
ſpielenden Kindern, die nicht unter Aufſicht Erwachſener 
ſtehen (R®.: Jurgdſch. 1933, 752). 

818 Abſ. 2. 1. Zur „Fahrbahn“ gehört das geſamte 
Straßengelände einſchließlich der Bürgerſteige und darüber 
hinaus auch das anſtoßende Gelände von Seitenſtraßen (RG.: 
DAutoR. 1933, 137). 

2. „Lebhafter Verkehr“ kann auch vorliegen, wenn er 
nicht auf der vom Kraftfahrverkehr benützten Seite, ſondern 
auf der anderen Seite ſich abſpielt, jedoch mit dem Herüber⸗ 
wechſeln von Paſſanten zu rechnen iſt (RG.: JW. 1933, 1407). 

818 Abſ. 3. Das Urteil muß die einzelnen Tatbeſtände 
angeben, die einen Schluß auf das Vorliegen eines „ge⸗ 
ſchloſſenen Ortsteils“ zulaſſen. Es liegt ein nach § 59 Abſ. 1 
und 2 zu beurteilender Tatſachenirrtum vor, wenn der Be⸗ 
ſchuldigte die nicht hinreichend deutlichen Merkmale der Ge⸗ 
ſchloſſenheit des Ortsteils überhaupt nicht bemerkt hat. Hatte 
er dagegen die Merkmale erkannt und gleichwohl nicht den 
Schluß gezogen, daß ein geſchloſſener Ortsteil beſtehe, ſo 
liegt unbeachtlicher Strafrechtsirrtum vor (OLG. Dresden: 
DZ. 1933, 58). 

8 21 Abſ. 1. Stößt der Kraftfahrer beim Durchfahren 

unüberſichtlicher Wegkrümmungen auf ſpielende Kinder, ſo 
darf er deshalb die rechte Seite nicht verlaſſen, er muß 
vielmehr langſam weiterfahren oder anhalten und die Kinder 
zur Freigabe der rechten Seite des Weges veranlaſſen (OLG. 
Köln: DRZ. 1932, 769). 
Ss 22, 23. Ein Kraftfahrer muß an einem Fußgänger 
in der Regel rechts vorbeifahren, es ſei denn, daß das Aus⸗ 
weichen nach links nach den Umſtänden ſicherer und gefahr⸗ 
loſer iſt. Zu den „Wegbenützern“ gehören die Fußgänger 
nicht, 81 Nr. 11 (RGG.: DAutoR. 1932, 299). 

823 Abſ. 1. Ein Verſchulden des Überholenden kann auch 
darin liegen, daß er nicht rechtzeitig den zu Überholenden 
durch Signale zu ſchärferem Rechtshalten veranlaßt und jo 
eine für dritte Wegbenützer gefährliche Verengung der Fahr⸗ 
ja herbeiführt (R®.: DIZ. 1932, 1420 — ZW. 1932, 
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$23 Abſ. 4. 1. Unüberſichtliche Wegſtellen find nicht 
nur ſolche Wegſtellen, die auch dann nicht zu überſehen ſind, 
wenn ſich auf ihnen irgendwelche Wegebenützer nicht befinden. 
Unüberſichtlich kann eine Wegſtelle auch durch eine An⸗ 
äufung von Wegbenützern oder auch ſchon durch einen Weg⸗ 
benützer ſein, der die Überſicht benimmt. Der Weg iſt jedoch 
für den Führer nicht unüberſichtlich, wenn er etwas ſeitwärts 
fahren und dann den Weg überſehen kann (OL. Hamburg: 
DRZ. 1932, 696 [ogl. einerſeits RGGSt. 63, 256, anderer⸗ 
ſeits Bay Obs St. 31, 5]). 
2. Das RE. hält an der Anſicht feſt, daß Unüberſicht⸗ 
lichkeit einer Wegſtelle nicht nur durch die natürliche Be⸗ 
f gaffenheit einer Ortlichkeit, ſondern auch durch die augen⸗ 
blickliche Verkehrslage, insbeſ. durch einen die Überficht hin⸗ 


dernden Ge enſtand herbeigeführt werden kann (RG. 140, 
nr m JW. 1933, 1873 fa. A. BayObLG. ſiehe voriges 
Zitat). 


824. 1. Soll ein Weg als Fernverkehrsweg gelten, fo 
muß er auch wirklich als ſolcher bezeichnet ſein (BayObs G.: 
DAutoR. 1933, 109). 

2. Fernverkehrsſtraße. Wann Hauptverkehrsweg? Iſt 
Beſchilderung erforderlich? (Aufſätze von Oppenheimer: 
DAutogt. 1932, 193, 213; Koch 323; 1933, 17). 

„eng. Vorfahrtsrecht beim Kreuzen auf derſelben Straße 
W. 1932, 2024 mit Anm. von Müller 3718; ferner 
RES 66, 329; Baydbsch. Slg. 32, 88). 
4. Der Vorfahrtpflichtige braucht bei einer Kreuzung 
zwar nicht jedes noch ſo geringfügige Hinaustreten auf die 
ae zu unterlaſſen, muß aber immer einen ausreichen⸗ 
Pe e von der Linie halten, welche „ nt: 
gte v i i i Ss 3 
1938 195 orausſichtlich durchmeſſen wird (R R 
. 5. Verliert der Linksfahrende fein Vorfahrtsrecht? (Auf⸗ 
ſatz von Koch: DAutoR. 1933, 49). 


826. Die Zeichengebung genügt nur, wenn das Zeichen 
den anderen Wegebenützern rechtzeitig erkennbar iſt (RG.: 
DAutoR. 1933, 490). 

8 28 Abſ. 1. Als „Halteſtelle“ kommt die Straßenſtelle 
in der ganzen Länge des Straßenbahnzuges, nicht bloß der 
Punkt, wo die Halteſtellentafel ſich befindet oder nur der 
Platz neben dem vorderſten Wagen der Straßenbahn in Be⸗ 
tracht (Bayobsc.: DRZ. 1933, 491 — DaAutoR. 1933, 
127 Lg. 1933, 1038). 

§ 30 Abſ. 1. 1. Durch Verweiſung auf eine unzutreffende 
Grundlage verliert eine Polizeiverordnung ihre Gültigkeit 
nicht, wenn nur eine rechtliche Grundlage wirklich beſteht 
(BayObesG. Slg. 32, 159). 

2. Für die Frage, ob eine Wegeſtrecke dem Durchgangs⸗ 
verkehr dient, kommt es immer auf den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen, nicht auch auf den mit anderen Fahrzeugen an 
(BayObLG. Slg. 32, 153). 


D. Strafgeſetzbuch. 


§ 54. Dem bei einer beruflichen Kraftwagenfahrt gegen 
Geſetzesvorſchriften verſtoßenden Arzt ſteht unter Umſtänden 
der Rechtfertigungsgrund des übergeſetzlichen Notſtandes zur 
Seite (OLG. Dresden: DAutoR. 1932, 317). 

873. Zuſammentreffen mehrerer Übertretungen, wann 
Tateinheit? (Aufſatz von Bohm: Bay. 1931, 257). 

88 222, 230. 1. Der Fahrläſſigkeitsmaßſtab des RG. bei 
Kraftwagenunfällen (Aufſatz von RGR. Sonntag: Jur⸗ 
Rdſch. 1933, 75). 

2. Schreckſekunde und Reaktionszeit (RGG.: JW. 1933, 
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3. Schreckſekunde. Vorausſetzungen (RG.: Jurgidſch. 
193303): 

4. Strafbarkeit des Fußgängers, der achtlos die Straße 
überſchreitet (RG.: IW. 1933, 849). 

8 267. Das widerrechtliche Anbringen eines unveränderten 
echten Kennzeichens eines zugelaſſenen Kraftwagens an einen 
nicht zugelaſſenen iſt keine Urkundenfälſchung (BayOb eG. 
Slg. 32, 165 = ZW. 1933, 853 = Jurqdſch. 1933, 626 
[Beitritten]). 

§ 316. Das Befahren eines Schienenübergangs in einem 
Zeitpunkt, in dem ſich bereits ein Zug nähert, bedeutet in 
der Regel bereits eine Transportgefährdung (RG.: DAutoR. 
1932 19 

§ 366 Nr. 10. Ortspolizeiliche Vorſchriften über Vorſicht 
beim Rückwärtsfahren mit Kraftfahrzeugen ſind zuläſſig 
(OLG. Hamburg: LZ. 1933, 137). 

8 368 Ziff. 9. Dieſe Übertretung kann nur vorſätzlich be⸗ 
gangen werden. Tatſächlich⸗öffentliche Wege ſtehen im Sinne 
der Kraftfahrverkehrsvorſchriften den öffentlichen Wegen im 
Sinne des Wegerechts gleich (OLG. Dresden: DRZ. 1932, 
839 D Autog. 1932, 335). 


E. Straßprozeßordnung. 


8265. Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes in 
Verkehrsunfallſtraffachen (Bay obs. DIS. 1932, 238; 
dazu Liebers: DRZ. 1933, 135). 


F. Verſchiedene Geſetze. 

a) Kraftfahrliniengeſetz. ; 

8 1, 8. Gründung eines Vereins zur Verſchleierung des 
„öffentlichen Verkehrs“ (BayObLG. 32, 31). 

b) Notverordnung v. 6. Okt. 1931 Teil 5 Kap. V. 

88 1, 31. Das Mitfahren von Begleitern beim Tier⸗ 
transport gilt nicht als Perſonenbeförderung (BayObLG. 
DRZ. 1933, 421). 

c) Notverordnung v. 20. Okt. 1932 betr. unbefugte Be⸗ 
nützung von Kraftfahrzeugen (Aufſatz von Müller: DAutoR. 
1932, 305; von Marckwald: DNZ. 1933, 16). 

d) Zivilprozeßordnung. 

8 286. Der Beweis des erſten Anſcheins (Aufſatz von 
Scheunert, Die öffentlich⸗rechtliche Verſicherung, 1933, 156). 

8 288 Abſ. 1. Die Frage, wer Halter iſt, betrifft einen 
nicht einfachen Rechtsbegriff und kann nicht den Gegenſtand 
eines Geſtändniſſes bilden (RG.: DAutoR. 1933, 139). 
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Aufſätze 


8301. Halterhaftung. Wird die Haftung des Halters 
ſowohl nach BGB. als nach KraftfGG. behauptet, jo darf ein 
Teilurteil, das die Haftung nur nach dem KraftfG. aus⸗ 
ſpricht und die Entſcheidung über die weitergehende Haftung 
nach BGB. vorbehält, nur gefällt werden, wenn eine Ab⸗ 
wägung mehrerer Unfallurſachen nicht in Betracht kommt 
(RG.: DAutoR. 1933, 42 = RG. 139, 302 JW. 1933, 
1458, ebenfo RG. 140, 386 JW. 1933, 1873). 

8811 Ziff. 5. Kraftwagen, wann pfändbar? (Aufſatz: 
DAutoR. 1933, 102). 

e) Abzahlungsgeſetz. 

88 1, 2. Höhe der beim Rücktritt zu leiſtenden Ver⸗ 
gütung (OLG. Stuttgart: DAutoR. 1933, 125; RG. 138, 
i ee ee 

f) Gewerbeordnung. 

8151 mit 8 16 KraftfVerkVO. Iſt einem Angeſtellten 
der ganze Laſtkraftwagenbetrieb eines Geſchäftes zur ſelb⸗ 
ſtändigen Leitung und Beaufſichtigung überlaſſen, ſo haftet er 
für die Mängel der Fahrzeuge wie ſonſt der Halter (Bay⸗ 
Ob GSt. Slg. 32, 98 = 3. 1932, 1433). 

g) Verſicherungsvertragsgeſetz. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


88 1 ff. Haftpflicht⸗, Unfall⸗ und Autokaskoverſicherung, 
Zuſammenſtellung der Rechtſprechung von Stiefel in 
„Offentlich⸗rechtliche Verſicherung“, Beiheft „Wirtſchaft und 
Recht der Verſicherung“ 1933 Nr. 1. 

Kraftfahrzeugverſicherung. Überſicht über Rechtſprechung 
von Stiefel (JW. 1933, 749). 

88 61, 130. Für die Autokaskoverſicherung gilt nicht 
8130 Abf. 1, ſondern 8 61 (RG.: Jurgdſch. 1932, 1694 — 
Warneyer 1933, 12). 

869. Bei Veräußerung eines gegen Haftpflicht ver⸗ 
ſicherten Kraftwagens geht die Haftpflichtverſicherung nicht 
auf den Erwerber über (KG.: DARZ. 1933, 27). 

8179. Begriff des äquaten Zuſammenhangs zwiſchen 
mehreren Unfällen (RG.: DR. 1933, 29). 

h) Reichsverſicherungsordnung. 

81542. 1. Der übergang auf die Berufsgenoſſenſchaft 
tritt ſofort, nicht erſt mit dem Feſtſtellungsbeſcheid der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft ein (RG.: DAutoR. 1933, 43). 

2. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld geht nicht auf den 
Verſicherungsträger über (OLG. Frankfurt: JW. 1933, 
787 mit Literaturangaben). 


8 9 BrafifG, und Straßenbahn. 


Die Straßenbahn haftet bekanntlich nach dem Reichshaft⸗ 
pflichtgeſetz nur für Perſonenſchäden. Die Haftung für Sachſchäden 
regelt ſich lediglich nach dem BGB. Wenn alſo ein Kraftwagen⸗ 
halter, deſſen Wagen von der Straßenbahn an 881. iſt, ſeinen 
Sachſchaden geltend machen will, fo wird er auf 3831 BGB. und 
den dort nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis verwieſen. In der Re⸗ 
gel der Fälle wird die Straßenbahn dieſen Entlaſtungs eweis füh⸗ 
ren können; jedenfalls haben die Gerichte bisher die Organiſa⸗ 
tion der Ausbildung und Überwachung als ausreichend betrachtet. 

In dem umgekehrten Falle eines Sachſchadens an der Stra⸗ 
ßenbahn durch Zuſammenſtoß mit einem Kraftfahrzeug würde von 
der Straßenbahn die Haftung des Kraftfahrzeughalters aus 87 
KraftfG. in Anſpruch genommen. Dies iſt an ſich durchaus rich⸗ 
tig. Nun fieht aber § 9 KraftfG. die Berückſichtigung des Mitver⸗ 
ſchuldens des Verletzten, unter Anwendung der Vorſchriften des 
§ 254 BGB. mit der Maßgabe vor, „daß im Falle der Beſchädi⸗ 
gung einer Sache das Verſchulden desjenigen, welcher die tat⸗ 
fachliche Gewalt über die Sache ausübt, dem Verſchulden des Ver⸗ 
letzten gleichſteht“. 

Die Auslegung dieſer Beſt. iſt ſtreitig geworden. Das KG. 
und einige ihm untergeordnete Gerichte hatten ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß im Rahmen des 89 KraftfG., auch wenn es 
ſich um Sachſchäden handelte, die Straßenbahn den Entlaſtungs⸗ 
beweis aus 8831 BOB. zu führen berechtigt ſei. Daraus ergab 
ſich dann die unbillige Folge, daß die Straßenbahn ihren geſamten 
Sachſchaden von dem Kraftwagenhalter erſetzt verlangen konnte, 
falls nicht etwa der außerordentlich ſchwierige Nachweis des un⸗ 
abwendbaren Ereigniffes erbracht wurde. Das mitwirkende Ver⸗ 
ſchulden des Straßenbahnführers zu Laſten der Straßenbahn wurde 
aber in keiner Weiſe berückſichtigt, mochte es auch noch ſo groß 
fein, weil die Anwendung des § 831 BOB. auch inſoweit als zu⸗ 
läſſig angeſehen wurde. 

Das KG. hat dieſe Rechtsanſicht in dem Urt. v. 7. Juli 1932 
in der Sache 7 U 11006 /31 damit begründet, daß auch nach 8 254 
BGB. der Beklagten die Führung des Entlaſtungsbeweiſes zugute 
komme. 

Die Folge dieſer Rechtsanſchauung wäre recht unerfreulich. 
Der Kraftwagenhalter müßte ſich wegen ſeines Sachſchadens in 
der Regel der Fälle auf die Haftung des vermögensloſen Stra⸗ 
ßenbahnführers verweilen laſſen. Andererſeits müßte er den geſam⸗ 
ten Sachſchaden, welcher der Straßenbahn entſtanden iſt, tragen, 
ohne daß ein Verſchulden des Straßenbahnführers irgendwie be⸗ 
rückſichtigt würde. 5 

Die Rechtsanſicht des KG. iſt indes, wie nähere Nachprü⸗ 
fung ergibt, nicht zutreffend. Es wird hierbei überſehen, daß, wie 
der Wortlaut des oben wiedergegebenen §9 Kraftf®. zeigt, § 254 
BGB. nur mit einer beſtimmten Maßgabe Anwendung findet. 
Dieſe Maßgabe geht dahin, daß bei Sachſchaden das Verſchulden 
des Inhabers der tatſächlichen Gewalt über die 
Sache dem Verſchulden des Verletzten, alſo der Straßenbahn in 
dem vorl. Falle, gleichgeſtellt wird. Es kann alſo der Entlaſtungs⸗ 
beweis aus § 831 BGB. nicht Anwendung finden, welcher dem 
Geſchäftsherrn die Möglichkeit einräumt, ſich durch den Nachweis 
entſprechender Auswahl und Überwachung des Inhabers der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt von der Haftung für dieſen zu befreien. 

Nach der Auffaſſung des KG. in dem oben wiedergegebenen 


Urteile wäre die Sonderbeſtimmung des 89 Kraftf®. für Sach⸗ 
ſchäden ohne Bedeutung und hätte vom Geſetzgeber ebenſogut fort⸗ 
gelaſſen werden können. i 

Die überwiegende Zahl der führenden Kommentare hat ſich 
demgegenüber auf den auch hier vertretenen Standpunkt geſtellt 
und angenommen, daß die Berufung auf diligentia in eligendo 
und eustodiendo in einem derartigen Fall ausgeſchloſſen ſei 
(Sjaac-Sieburg, IV. Aufl. 1982, S. 308 Nr. 4; ebenſo 
Müller 1932 S. 328; OLG. Naumburg: Seuff Arch. 85, 301). 

Es iſt erfreulich, daß das KG. ſich nun im Urteil v. 14. Juli 
1933 (vgl. unten S. 2400) dieſer Auffaſſung ben hat, und 
zwar mit der Begründung, daß nach der Sonnderregelung des 89 
KraftfG. die Klägerin, als Eigentümerin des durch den Unfall 
beſchädigten S enbahnm age das urſächliche Mitverſchulden 
ihres Fahrers gegen ſich gelten laſſen müſſe. 

Auf den gleichen Standpunkt hatte ſich ſchon vorher die Ver⸗ 
kehrsabteilung des AG. Berlin⸗Mitte in dem Urteil v. 2. Jum 
1933 geſtellt (233 C 301/32). 


RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Die Beränferlichkeit der Pealgemeindeberechtigungen 
nach dem Reichserbhofgeſetz. 


1. Der § 10 Abſ. 2 des preuß. Bäuerlichen Erbhofrechts v. 15. Mai 
1933 beſtimmte: „Zum Hofe gehören außer den Gebäuden und ſonſtigen 
geſetzlichen Beſtandteilen auch die Realgemeindeberechtigungen des 
Eigentümers.“ Dieſe Vorſchrift entſprach faſt wörtlich dem 86 Abſ. 3 
des durch das Bäuerliche Erbhofrecht (§ 56) außer Kraft geſetzten Höfe⸗ 
geſetzes für die Provinz Hannover v. 28. Juli 1909, welcher lautete: 
„Außer den geſetzlichen Beſtandteilen des Hofes, insbeſ. den mit dem 
Eigentum am Hofe verbundenen Gerechtigkeiten (S 96 BGB.), ge 
hören zum Hofe auch die dem Hofeseigentümer perſönlich zuſtehenden 
Realgemeindeberechtigungen.“ Das Reichserbhofgeſetz v. 29. Sept. 1933, 
das ſeit dem 1. Okt. 1933 an die Stelle der landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, alſo auch des preuß. Bäuerlichen Erbhofrechts, getreten iſt 
(88 57, 60), enthält keine ausdrückliche Vorſchrift über die Real⸗ 
gemeindeberechtigungen. Trotzdem iſt durch dieſes Geſetz m. E. eine 
grundlegende Wandlung der rechtlichen Verhältniſſe der Realgemeinde⸗ 
berechtigungen eingetreten. 

Der Begriff der Realgemeinde umfaßt mehrerlei. Einmal fallen 
darunter die alten Markgenoſſenſchaften, die Träger der bei den 
Dorfgründungen unverteilt gebliebenen Allmende (Wald, Weide, Heide, 
Moor, Odland, Seen, Waſſerzüge). Weiterhin gehören aber auch die 
ſog. Intereſſentengemeinden hierher, die den Gemeinheitsteilungs⸗ 
und Verkoppelungsgeſetzen des 19. Jahrhunderts ihre Enlſtehung ver⸗ 
danken und im weſentlichen Zweckgrundſtücke wie Trankſtätten, 
Lehm⸗, Sand⸗ und Mergelgruben, Wege, Triften u. dgl. umfaſſen. 
Dieſe Körperſchaften werden in Rſpr. und Rechtslehre nicht einheit 
lich beurteilt. Die Markgenoſſenſchaft wird als zuriftiiche Perſon 
angeſehen, in deren privatem Eigentum ſich die Allmende befindet. 
Die Intereſſentengemeinde iſt dagegen keine juriſtiſche Perſon; das 
Eigentum der Intereſſenten iſt vielmehr deutſchrechtliches Geſamt⸗ 
eigentum. Wie das Mitgliedſchaftsrecht an der Markgenoſſenſchaft 
aufzufaffen iſt, iſt ſtreitig. Eine Anſicht hält es für ein mitglied 
schaftliches Sonderrecht innerhalb der Realgemeinde, eine andere 
für ein dingliches Nutzungsrecht an fremder Sache gegenüber der 


52. Jahrg. 1933 Heft 43] 
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Realgemeinde (vgl. Linckelmann⸗ Wiedemann, Das hanno⸗ 
verſche Privatrecht, 2. Aufl., S. 36 f.). 

Von größter praktiſcher Wichtigkeit iſt die Frage, ob die 
Realgemeindeberechtigungen frei veräußerlich, von der Hofſtelle des 
Berechtigten trennbar ſind. Das OLG. Celle hat jahrzehntelang — 
bis zu dem Urt. v. 8. Mai 1914, 5 U 40/14, abgedr. bei Linckel⸗ 
mann- Wiedemann S. 62f. — ſich grundſätzlich für die Un⸗ 
1 ausgeſprochen. Hiervon hat es Ausnahmen nur zu⸗ 
gelaſſen, 

1. ſoweit es ſich um die Verlegung der Realgemeindeberechtigung 
von einer berechtigten Stelle auf eine andere oder um ihre Über- 
tragung an ein anderes Mitglied der Realgemeinde oder an die Real⸗ 
gemeinde ſelbſt handelte, 

2. ſoweit ein abweichendes Gewohnheitsrecht feſtzuſtellen war. 

Seit dem Urt. v. 8. Mai 1914 hat das OLG. Celle dagegen 
ſtändig die Trennbarkeit bejaht, auch die Wiedereinführung der Un⸗ 
trennbarkeit durch Satzungsbeſtimmung für unzuläſſig erklärt (vgl. 
die bei Linckelmann⸗Wiedemann S. 43/44 und bei Spohr, 
Die hannoverſche Realgemeinde S. 21 f. mitgeteilte Rſpr.). 

Erſt in allerneueſter Zeit, durch das Urt. v. 20. April 1931, 
21 U 249/28 (ZUgeR. 16, 340 f.), hat das Os. Celle feinen 
Standpunkt wiederum einer Reviſion unterzogen. Es hat darin nicht 
mehr, wie es im Urt. v. 8. Mai 1914 getan hatte, ſich auf die 
Vorſchrift des 88 des Gef. über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover v. 28. Mai 1873 geſtützt, ſondern lediglich begriffliche 
Maßſtäbe angewandt. Es findet die Hauptmerkmale der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Bindung der Realgemeindeberechtigungen in dreierlei: 

1. in der Bemeſſung der Leiſtung nach den Bedürfniſſen des 
Berechtigten, ſeines Haushalts, ſeiner Stelle, 

2. in der Eigentätigkeit des Berechtigten (Torfſtich, Plaggen⸗ 
hieb, Sammeln von Holz, Beweidung uſw.), durch die er ſich ſeinen 
Anteil verſchaffte und die eine enge räumliche Beziehung zum 
Nutzungsort vorausſetzte, 

3. in der Verknüpfung der Realgemeindeberechtigung mit einer 
dem Berechtigten obliegenden gemeinen Laſt (3. B. bei einem Recht 
auf Sandgewinnung zum Zwecke der Unterhaltung der Gemeindewege). 

Den zweiten Umſtand hält das Urt. v. 20. April 1931 für be⸗ 
langlos bei der Entſcheidung über die Trennbarkeit der Real⸗ 
gemeindeberechtigung, weil räumliche Entfernung ihre Ausübung nicht 
unmöglich mache. Die beiden anderen Umſtände bezeichnet es dagegen 
als unvereinbar mit der freien Veräußerung. „Wo aus Gründen, 
die in der Natur der Sache liegen, dieſe beiden Umſtände nicht 
beſeitigt werden können, wird die ... zur Zeit im Fluß befindliche 
Entwicklung nicht zu dem Ziel der freien Veräußerlichkeit führen.“ 
Wo aber der Hauptinhalt der Berechtigung eine Form angenommen 
hat, die eine Abloſung von der Hofesſtelle zuläßt, erklärt das OG. 
die Trennung für unzuläſſig. 

Was die Intereſſentengemeinden anlangt, ſo hat das 

OLG. Celle (vgl. Linckelmann⸗Wiedemann S. 46 N. 10) 
vor dem Urt. v. 8. Mai 1914 wiederholt ausgeſprochen, daß ſie in 
der Frage der Trennbarkeit ebenſo wie die alten Allmenden zu be⸗ 
handeln ſeien. Linckelmann⸗Wiedemann (S. 47), die ent⸗ 
ſchiedene Vertreter der Trennbarkeit der Markgenoſſenſchaft ſind, 
halten dagegen die Trennung der Mitgliedſchaft an einer In⸗ 
tereſſentengemeinde vom Grundbeſitz des Inhabers für rechtlich aus⸗ 
geſchloſſen. 
II. Das Urt. v. 8. Mai 1914 iſt ein typiſches Beiſpiel dafür, 
in welcher Weiſe der Wandel der wirtſchaftlichen und weltanſchau⸗ 
lichen Anſichten die Auslegung der Geſetze beeinflußt. Sedes materiae 
war der § 8 des Gef. über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover: „Die beſtehenden Rechtsnormen, nach welchen die Teilung 
eines Bauernhofes und die Veräußerung einzelner Teile desſelben 
verboten oder an die Genehmigung einer Regional⸗ oder Gerichts⸗ 
behörde gebunden ſind, werden, ſoweit ſie von dem ſonſtigen gelten⸗ 
den Rechte abweichen, aufgehoben.“ Nachdem das OLG. Celle es 
40 Jahre hindurch abgelehnt hatte, unter „Teilen“ des Bauernhofs 
auch die Realgemeindeanteile ſeines Eigentümers zu begreifen, wird 
nunmehr dieſes Auslegungskunſtſtück unter Hinwegräumung aller 
Bedenken vollzogen. Der liberaliſtiſche Geiſt, der in dem Geſetz von 
1873 feinen Niederſchlag gefunden hat, wirkt hier in der Rſpr. fort. 
Das Urt. ſpricht auch ausdrücklich davon, daß es zur „FJortentwick⸗ 
lung des Rechts“ beitragen wolle. Auch im wohlverſtandenen In⸗ 
tereſſe der Landwirtſchaft ſelbſd erſcheint dem OLG. die Untrenn⸗ 
barkeit der Realgewerbeberechtigungen unangebracht, da fie — zumal 
in Gegenden, in die die Industrie eingedrungen ſei — ſeit Aufgabe der 
Naturalwirtſchaft, Beſſerung der Verkehrsverhältniſſe, der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Technik uſw. für den Beſtand des Hofes nicht mehr von 
ebenswichtiger Bedeutung ſeien. 

Nach Erlaß des Reichserbhofgeſetzes kann es m. E. kaum 
gweifelnaft fein, daß nun die grundlegenden Stützen des Urteils vom 
De 1914, gegen das auch ſchon früher von verſchiedenen Seiten 
Er gelaufen war (vgl. Spohr a. a. O. ©.28f.; Drechſler, 
Fe Höferecht in der Provinz Hannover S. 22; Geh. IR. Dr. 
Meyer, Celle: JW. 1916, 1517), zuſammengebrochen find. Die 


Bindungen zwiſchen Boden und angeſtammtem Bauerngeſchlecht, die 
durch die Geſetzgebung des 19. Jahrhunderts zerſchlagen ſind, werden 
durch das neue Geſez in weitem Umfange wiederhergeſtellt. Insbeſ. 
iſt im 8 37 beſtimmt, daß der Erbhof grundſätzlich unveräußerlich iſt. 
Da nach 87 zum Erbhof auch das im Eigentum des Bauern ſtehende 
Zubehör gehört, würde dieſe Unveräußerlichkeit an ſich auch für das 
Zubehör gelten. Der 8 37 Abſ. 1 Satz 2 ſieht jedoch für Verfügungen 
über Zubehörſtücke, die im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchafts⸗ 
führung getroffen werden, eine Ausnahme vor. Darüber hinaus kann 
unter den Vorausſetzungen des § 37 Abſ. 2, 3 das Anerbengericht eine 
Veräußerung genehmigen. Unter „Veraußerung“ wird nicht nur die 
dingliche Übereignung, ſondern auch die obligatoriſche Verpflichtung 
zu einer ſolchen zu verſtehen ſein; andernfalls könnte aus einem nicht 
genehmigten Vertrage geklagt und vollſtreckt und ſo der Zweck des 
Geſetzes vereitelt werden (vgl. Zimmer: Dot. 1933, 467). Der 
Vollſtreckungsſchutz des § 38 gilt nämlich nur für die Vollſtreckung 
von Geldforderungen, nicht von Herausgabeanſprüchen. 

Es erhebt ſich die Frage, ob der 8 37 auch für die Veräußerung 
von Grundſtücks beſtandteilen gilt, und weiterhin, ob nur für 
die weſentlichen oder auch für die nicht weſentlichen Beſtandteile. 
Der Begriff der weſentlichen Beſtandteile iſt in den 88 93, 94 BGB. 
beitimmt. Ihr Weſen bejteht darin, daß fie nicht Gegenſtand be⸗ 
ſonderer dinglicher Rechte ſein können. Das Eigentum am Grund⸗ 
ſtück erſtreckt ſich auf fie (s 946 BGG B.). Das hindert jedoch nicht, 
daß über fie obligatoriſche Rechtsgeſchäfte geſchloſſen werden; z. B. 
können die ſtehenden Früchte oder das Haus auf Abbruch verkauft 
werden. Dasſelbe gilt erſt recht für nicht weſentliche Beſtandteile. 
M. E. erſtreckt ſich die Unveräußerlichkeit nach dem Zweck des Ge⸗ 
ſetzes auch auf dieſe Veräußerungsgeſchäfte; denn auch ſie können 
für die Erhaltung der Einheitlichkeit und Leiſtungsfähigkeit des Erb⸗ 
hofs bedeutſam fein (vgl. § 56). 

Der § 10 des preuß. Bäuerlichen Erbhofrechts, nach deſſen 2. Abſatz 
außer den Gebäuden und „ſonſtigen geſetzlichen Beſtandteilen“ auch 
die Realgemeindeberechtigungen des Eigentümers zum Hofe gehören 
ſollten, trug die Überfchrift „Beſtandteile“. Danach ſollten alſo die 
Realgemeindeberechtigungen auch dann, wenn ſie nicht zu den „ſonſtigen 
geſetzlichen Beſtandteilen“ gehören, als Beſtandteile angeſehen werden. 
Aber auch ohne ausdrückliche Vorſchrift kann ihre Beſtandteilseigen⸗ 
ſchaft aus 8 96 BGB. hergeleitet werden: „Rechte, die mit dem Eigen⸗ 
tum an einem Grundſtücke verbunden ſind, gelten als Beſtandteil des 
Grundſtücks.“ Solche ſog. ſubjektiv⸗dinglichen Rechte find nach BOB. 
die Grunddienſtbarkeit, ferner Vorkaufsrechte und Reallaſten, wenn 
fie zugunſten des jeweiligen Eigentümers des Grundſtücks beſtellt 
worden find (88 1094 Abf. 2, 1105 Abſ. 2 BGB.). Als weſent⸗ 
liche Grundſtücksbeſtandteile gelten dieſe Rechte nur, wenn ſie 
vom Eigentum am Grundſtück nicht getrennt werden können. Das iſt 
z. B. der Fall in den drei reichs rechtlichen Fällen (RG. 93, il), 
beim Jagdrecht (vgl. meine Ausführungen in Gruch Beitr. 69, 311), 
unter Umſtänden bei landwirtſchaftlichen Tilgungsguthaben (RG. 
74, 401 JW. 1911, 123). 

Wie oben dargelegt, ſind die Realgemeindeberechtigungen ſchon 
vor dem Urt. v. 8. Mai 1914 als vom Hofe trennbar angeſehen, 
ſoweit es ſich um ihre Verlegung von einer berechtigten Sbelle auf 
eine andere oder um ihre Übertragung an ein anderes Mitglied der 
Nealgemeinde oder an die Realgemeinde ſelbſt handelte. Dieſe Fälle 
zeigen, daß die Berechtigung nicht notwendig an die Pecſon des 
Hofeigentümers gebunden iſt, wenn ſie nur innerhalb des Verbandes 
der Realgemeinde verbleibt. Schon wegen der Trennbarkeit in dieſen 
Ausnahmefällen wird man die Realgemeindeberechtigung nicht als 
weſentlichen Beſtandteil des Grundſtücks bezeichnen können. 

Obwohl demnach der Realgemeindeberechtigung nur die Eigen⸗ 
ſchaft eines nicht weſentlichen Beſtandteils zukommt, iſt m. E. 
ſeine Trennbarkeit vom Erbhofe für andere als die erwähnten Ans⸗ 
nahmefälle zu verneinen. Die bewußte Rückkehr des neuen Rechts 
zu der althergebrachten Verwurzelung des Bauern in ſeinem Heimat⸗ 
boden läßt es nicht zu, der Rückſicht auf die teilweiſe Induſtriali⸗ 
ſierung des platten Landes, auf verkehrstechniſche und maſchinelle 
Wandlungen der Landwirtſchaft u. dgl. irgendwelche Wichtigkeit gegen⸗ 
über jenem fundamentalen Grundſatz beizulegen, wie es in dem Urt. 
v. 8. Mai 1914 geſchehen ift. Auch die Begründung, die das OLG. 
Celle in feinem Urt. v. 20. April 1931 gegeben hat, it m. E. ab⸗ 
zulehnen. Es führt dort ſelbſt aus (S. 344 a. a. O.), daß die frühere 
Gebundenheit der Realgemeindeberechtigung in ſachlichen, durch die 
Natur und den Zweck der Berechtigung ſelbſt gegebenen Gründen ihre 
Urſache hatte. Im folgenden entſcheidet es die Frage der Trennbarkeit 
dann aber lediglich danach, welche äußere Geſtalt die Berechtigung 
im Laufe ihrer Entwicklung angenommen hat. Der zugrunde liegende 
Gedanke ift offenbar dem §S 399 BGB. entnommen, wonach eine For⸗ 
derung nicht abgetreten werden kann, wenn die Leiſtung an einen 
anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung 
ihres Inhalts erfolgen kann. Im Vergleich zu einer gewöhnlichen 
Forderung hat aber die Realgemeindeberechtigung noch gewiſſe Be⸗ 
ſonderheiten. Ihr Weſen iſt einmal durch ihre geſchichtliche Ent⸗ 
ſtehung, zum anderen durch ihren Zweck beſtimmk. Nach jener ist 
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die Berechtigung aus dem engen Verband der Reihegenoſſen er⸗ 
wachſen und deshalb auch mit dieſem innerlich verknüpft. Nach 
ihrem Zweck iſt ſie gleichfalls mit dem Grund und Boden der Reihe⸗ 
genoſſen verbunden, weil ſie mit ihren Erträgen den Bedürfniſſen 
des Hofes dienen ſoll. Ob die Erträgniſſe der Berechtigung ſich nach 
einem objektiven Maßſtab bemeſſen laſſen, erſcheint demgegen⸗ 
über belanglos. Es iſt übrigens auch keineswegs ſo, daß die Real⸗ 
gemeindeberechtigungen an wirtſchaftlicher Bedeutung verloren haben. 
Gerade die Kriegs⸗ und Nachkriegsentwicklung der Landwirtſchaft hat 
ihnen wieder erhöhten Wert verſchafft. Spohr (a. a. O. S. 29) weiſt 
z. B. darauf hin, daß der Austrieb der Schafherden auf die gemein⸗ 
ſchaftlichen Heiden und die gemeinſame Beweidung der noch zahlreich 
beſtehenden Kommunalweiden in den Marſchen gerade heute wieder 
beſondere Bedeutung erlangt haben. 

Die Möglichkeit der Loslöſung der Realgemeindeberechtigung iſt 
demnach nur für die bereits mehrfach erwähnten Ausnahmefälle an⸗ 
zuerkennen, wo die Berechtigung den Verband der Realgemeinde nicht 
verläßt. In dieſen Fällen bedarf die Veräußerung, wie dargelegt, 
der Genehmigung von ſeiten des Anerbengerichts. Entgegenſtehendes 
Gewohnheitsrecht wird m. E. künftig nicht anzuerkennen ſein, weil 
es gegen die Grundlagen der ſtaatlichen Ordnung der bäuerlichen 
Verhältniſſe verſtoßen würde und weil ſeine Bildung, wenn man den 
hier vertretenen Standpunkt teilt, nur infolge irriger Geſetzes⸗ 
auslegung geſchehen könnte. 

Soweit die Übertragung hiernach zuläſſig iſt, erfolgt ſie durch 
Auflaſſung und Eintragung, falls die Gerechtigkeit ins Grundbuch 
eingetragen iſt (Art. 40 PrAch BGB., Art. 22 Ac BO.; für die 
Zuläſſigkeit der Eintragung: Linckelmann⸗ Wiedemann S. 45, 
dagegen Spohr S. 14), ſonſt nach 88 413, 398 BGB. durch form⸗ 
loſe Abtretung. Die Verpfändung geſchieht in gleicher Weiſe (81274 
BGB.). Die Zuläſſigkeit der Pfändung richtet ſich nach 8 865 ZPO. 
Die Realgemeindeberechtigung gehört als Grundſtücksbeſtandteil zu 
den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt ($ 1120 BGB.). 
Nach 8 865 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. unterliegt fie der Zwangsvoll⸗ 
ſtrechung in das bewegliche Vermögen, ſolange nicht ihre Beſchlag⸗ 
nahme im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen erfolgt iſt. Dieſe Beſchlagnahme geſchieht durch Zwangs⸗ 
verſteigerung (8 20 Abſ. 2 ZuwVerſtc.), Zwangsverwaltung (88 146, 
148 ZmVerſtG.) oder Pfändung auf Grund dinglichen Titels. Der 
8851 ZPO., nach dem ein Recht nur inſoweit pfändbar iſt, als es 
übertragbar ift, ſchließt m. E., da die Berechtigung an ſich übertrag⸗ 
bar iſt, wenn auch nur an beſtimmte Perſonen, ihre Pfändung 
durch außenſtehende Gläubiger nicht aus. Nur eine Übertragung, 
ſei es durch Verſteigerung und Zuſchlag, ſei es durch anderweitige 
Verwertung (88 857, 844 ZPO.), Kann lediglich an die Realgemeinde 
ſelbſt oder ihre Mitglieder in Frage kommen. 
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8 825 3p. und $ 18 Abſ. 4 P. vom 26. Mai 1933 
(Gg. I. 302). 


Die große wirtſchaftliche Bedeutung der obigen Verordnungs⸗ 
vorſchrift ſteht außer Zweifel trotz der Kürze ihrer vorgeſehenen 
Geltungsdauer (31. März 1934). Es iſt die Aufgabe des Theore⸗ 
tikers wie des Praktikers, die Verordnung ſinn⸗ und zweckgemäß 
ſobald wie möglich in das große Rechtsgebäude einzufügen, ſoll 
der Wirtſchaft nicht unüberſehbarer Schaden zugefügt werden. 
Eine Beſtimmung, die dringend eine wirtſchaftliche und rechtliche 
Erörterung heiſcht, iſt der Abſ. 4 des § 18 VO. Gemäß dieſer Be⸗ 
ſtimmung kann der Richter dem Vollſtreckungsſchuldner Ratenzah⸗ 
lungen unter einſtweiliger Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in 
die gepfändeten beweglichen Sachen (Abſ. 2 § 18 VD.) bewilligen. 
Daß von dieſer Vorſchrift, wenn irgend möglich, Gebrauch gemacht 
werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich, beſonders bei Vollſtreckungen, 
denen Forderungen aus dem Handel und der engeren Wirtſchaft, 
Warenſchulden, Bankſchulden, Mietſchulden für ein Ladenlokal 
und ſo weiter, zugrunde liegen. Die Schuldnermoral 55 nicht 
leiden. Der wirtſchaftlich noch Geſunde darf nicht das Opfer des 
wirtſchaftlich bereits mehr oder weniger Darniederliegenden wer⸗ 
den. Häufig ſteht aber der Bewilligung von Ratenzahlungen unter 
einſtweiliger Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ein ſchweres 
Hindernis entgegen. Der Gerichts vollzieher hat z. B. bei einem 
Kolonialwarenhändler die am häufigſten umzuſetzenden Waren, 
Erbſen, Bohnen, Reis, Zucker und ſo weiter, gepfändet. Jonas 
(Nachtrag zu „Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht“, S. 17, Bran⸗ 
denburgiſche Buchdruckerei und Verlagsanſtalt GmbH., Berlin⸗ 
Schöneberg, Mühlenſtr. 9) meint, „wenn Materialien und ſo 
weiter, die der Schuldner zu ſeinem Betriebe braucht, gepfändet 
ſind, ſei für eine einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
praktiſch kein Raum“. Wohl nur deshalb, weil die Aufrechterhal⸗ 
tung der Pfändung dem Schuldner den Verkauf des Pfändungs⸗ 
gutes verbietet, alſo mehr oder weniger eine Stillegung des Ge⸗ 
ſchäftes bedeutet. Soll nun der Richter gemäß Abſ. 2 der Vorſchrift 


die Zwangsvollſtreckung aufheben? Damit der Glaubiger Konkurs 
anmeldet, oder der Schuldner tatſächlich, häufig genug, von ſeiner 
Schuld befreit iſt, jedenfalls für die Geltungsdauer des § 18 VO. 
Die Anſicht Jonas führt, wie oben gezeigt, zu einem uner⸗ 
wünſchten Ergebnis und widerſpricht ſchließlich dem Zweck der VO. 

Abhelfen kann meines Erachtens in vielen Fällen die, aller⸗ 
dings bisher wohl kaum üblich geweſene Anwendung des 8 825 
ZPO. Der Richter bewilligt Ratenzahlungen unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der Pfändung und geſtattet dem Schuldner gleichzeitig 
auf deſſen oder auch des Gläubigers Antrag die ordnungsmäßige 
Veräußerung der gepfändeten, im Gewahrſam des Schuldners be⸗ 
laſſenen (§ 808 Abſ. 2) Waren in des Schuldners Geſchäft vor 
allem mit der Maßgabe, daß der Schuldner den Erlös oder einen 
angemeſſenen Teil des Erlöſes an den Gläubiger abzuführen und 
im übrigen die unten weiter dargelegten Anordnungen des Rich⸗ 
ters zu befolgen hat. Wirtſchaftlich würde dieſe Anwendung des 
§ 825 die Stillegung des ſchuldneriſchen Geſchäftes verhindern und 
dem Schuldner ermöglichen, ſeinen Ratenzahlungsverpflichtungen 
nachzukommen. Welchen Teil im übrigen der Schuldner an den 
Gläubiger abzuführen hat, iſt eine weitere wirtſchaftliche Frage, 
die der Richter nach Anhörung des Gläubigers und des Schuld⸗ 
ners beantworten muß. Die allgemein übliche Handelsſpanne von 
33 ½ / mag dem Richter als Richtſchnur dienen bei der ſchließ⸗ 
lichen Entſcheidung über die Hohe des vom Schuldner an den 
Gläubiger abzuführenden Teils des Erlöſes. Dem Schuldner muß 
wohl in der Regel ein Teil des Erlöſes bleiben, zum Lebensunter⸗ 
halt und als Entgelt für ſeine Veräußerungstätigkeit. Nur dann, 
wenn der Schuldner zum Beiſpiel aus ſeinem Handel mit unge⸗ 
pfändeten Waren ſeinen Unterhalt verdienen kann, mag er den 
ganzen Erlös abführen. Der den Stoff oder das Leder verarbei⸗ 
tende ($ 950 BEL.) Schneider oder Schuhmacher muß mindeſtens 
den Gewinn aus ſeinen Erzeugniſſen und den Preis der gepfän⸗ 
deten Materialien dem Gläubiger geben. 

Rechtlich ſteht der vorgeſchlagenen Anwendung des § 825 
kaum ein Hindernis e „Die Verwertung der gepfändeten 
Sachen findet in anderer Weiſe als in den 88 814 ff. beſtimmt iſt, 
ſtatt.“ Man hat ſich bisher wohl unbewußt gegen die vorgeſchlagene 
Anwendung des 5825 geſträubt, weil man ein Verfügungsrecht 
des Schuldners mit der Verſtrickung nicht vereinen zu können 
glaubte. So hat denn auch die Verfügungserlaubnis, die der 
Pfändungsgläubiger dem Schuldner erteilt, die Aufhebung der 
Pfändung zur Folge (Stein⸗Jonas, 8803 II 5 und 8 804 
IV). Die Verwertung des Pfändungsgutes iſt aber ebenſo Staats⸗ 
akt wie die Pfändung ſelbſt (Stein, Grundfragen der Zwangs 
vollſtreckung, 1913, S. 61). Das heißt, die richterliche Genehmigung 
in dem oben dargelegten Sinne hat eine Aufhebung der auf dem 
Staatsakt der Vollſtreckung beruhenden Pfändungsrechte des Gläu⸗ 
bigers in dieſem Falle nicht zur Folge. Wenn einerſeits der a 
dungsgläubiger, dem eine Forderung durch Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß zur Einziehung überwieſen iſt, damit vom Staat 
zur 110 der gepfändeten Forderung ermächtigt wird 
(Stein a. a. O. S. 64), dann mag unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden nun der Staat durch den Richter umgekehrt dem Schuld⸗ 
ner die Verwertung des bei ihm gepfändeten Gutes zugunſten des 
Pfändungsgläubigers geſtatten. Beſondere Zeiten verlangen be⸗ 
ſondere Mittel. Es gibt im übrigen ſeit der NotV O. v. 8. Dez. 
1931 (RGBl. I, 699) eine dem borftehenden Vorſchlag ähnliche 
Regelung. Bei der Zwangsverwaltung eines landwirtſchaftlichen, 
forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtückes iſt der Schuld⸗ 
ner zum Verwalter zu beſtellen (jetzt 8 13 VO. v. 26. Mai 1933 
[RGBl. I, 306]). Alſo auch in dieſen Fällen kann das Gericht den 
Bock zum Gärtner machen! Außer Zweifel ſteht weiterhin, daß 
„der Erlös des Pfändungsgutes in die Verſtrickung eintritt und, 
wenn der Gläubiger Pfandrecht hatte, in dieſes“ (Stein a. a. O. 
S. 66). Der Erlös unterliegt alſo den Strafſchutzbedingungen der 
88137 und 288 StGB., und der Schuldner macht ſich ſtrafbar, 
wenn er den Erlös nicht entſprechend der richterlichen Anord⸗ 
nung abführt. Der Schuldner veräußert nicht „auf Grund der 
Pfändung“, ſondern verkauft im üblichen Geſchäftsgang. Deshalb 
iſt die Gewährleiſtung hier nicht ausgeſchloſſen (8 806 JPO.). Der 
Käufer erwirbt vom Eigentümer und das etwaige Pfandrecht des 
Pfändungsgläubigers erliſcht, ſelbſt wenn der Erwerber nicht in 
gutem Glauben iſt (§ 936 Abſ. 2 BGB.). Denn der Erlös tritt in 
die Verſtrickung ein. Erſt der Eingang des Erlöſes bei dem Gläubi⸗ 
ger (8 270 BGB.) kann dann den Schuldner von der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuld befreien, nicht etwa die dinblic auf 9 f Abſendung des 
Erlöſes, wie man vielleicht im Hinblick auf § 819 ZPO. meinen 
könnte. Die Empfangnahme des Erlöſes durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher mag und muß der Gläubiger kraft Geſetzes als Zahlung 
des Schuldners gegen ſich gelten laſſen. Denn an Stelle des 
Schuldners haftet dem Gläubiger nunmehr der Gerichtsvollzieher 
bzw. der Staat. Auf die Beziehungen, die auf Grund der vorge⸗ 
ſchlagenen richterlichen Anordnung gem. § 825 zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner eintreten, muß ſelbſtverſtändlich der 8270 BOB. 
Anwendung finden. 
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Die richterliche Anordnung hat ohne weiteres die Folge, daß 
die Siegel bzw. die Pfandmarken auch vom Schuldner entfernt 
werden dürfen. Weder der Gläubiger noch der Gerichtsvollzieher 
geftattet die Entfernung der Siegel, welche Erlaubnis die Ver⸗ 
ſtrickung beenden würde. Das Gericht beſtimmt vielmehr ausdrück⸗ 
lich, daß die Pfändung aufrechterhalten bleibt. „Die Anbringung 
von Siegeln iſt für die Pfändung, aber nicht für den Fortbeſtand 
ihrer Wirkung weſentlich“ (Stein⸗Jonas 8803 II 5). Man 
mag Bedenken haben, dem Schuldner die Verletzung des ſtaatlichen 
Siegels zu geſtatten und eine Schädigung des Staatsanſehens be⸗ 
fürchten. Ein beſtimmter Hinweis auf die ſtrafrechtlichen Folgen 
einer anordnungswidrigen Verwendung des Pfändungsgutes muß 
in dieſen Fällen den Schutz des Siegels erſetzen. Von einer An⸗ 
wendung des § 825 muß aber dann abgeſehen werden, wenn eine 
genaue Befolgung der Anordnung durch den Schuldner nicht zu 
erwarten ift (vgl. 8 13 VO. v. 26. Mai 1933). Gegebenenfalls iſt 
dem Schuldner außerdem eine Vermiſchung oder Verbindung 
(88 946 ff. BGB.) zu unterſagen, jedenfalls wenn durch dieſe Hand⸗ 
lungen des Schuldners das Pfändungspfandrecht erlöſchen ſollte. 
Eine Verarbeitung eigener Stoffe ($ 950 BGB.) kann dem Schuld⸗ 
ner geſtattet werden. Durch Verarbeitung gehen fremde Rechte 
an dem eigenen Stoffe nicht unter (RGRKomm. $ 950 Anm. 10). 
Ein Vertauſchen gepfändeter mit nicht gepfändeter Ware muß im⸗ 
mer verboten werden. Zweckmäßigerweiſe wird dem Schuldner eine 
geſonderte Aufbewahrung des Erlöſes bis zur Abſendung zur 
Pflicht gemacht. 

Liegen vor Erledigung der Anträge aus § 18 VO. und 8 825 
Anſchlußpfändungen vor, ſo iſt vom Vollſtreckungsgericht die Hin⸗ 
terlegung in Anlehnung an $827 anzuordnen, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des Abſ. 2 a. a. O. vorliegen. Der Gläubiger, der von 
dem Beſchluß gemäß § 825 Kenntnis hat, muß deshalb darauf 
aufmerkſam gemacht werden, daß er ſich bezüglich des etwaigen 
Vorrechtsanſpruches an das Vollſtreckungsgericht und nicht an den 
Gerichtsvollzieher wenden muß. Der Schuldner iſt im übrigen an⸗ 


zuhalten, ſpätere Anſchlußpfändungen dem Gericht mitzuteilen, da⸗ 
mit Anweiſungen in vorſtehendem Sinne ergehen können. 

Erfüllt der Schuldner die Anordnungen nicht, ſo kommt er 
der „Zahlungsauflage“ nicht nach, und iſt vom Gericht entſpre⸗ 
chend § 18 Abſ. 4 S. 2 weiter zu verfahren. 

AGR. Heinrich Schmidt, Hamborn. 


Genießt die Aufbringungsumlage in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung das Vorrecht als öffentliche Grundſtücks laſt 
nach 58 10 Ur. 3 Zwerſtg.? 


Erklärung. 


Im Anſchluß an meine Ausführungen in JW. 1933, 19877. 
macht Herr SenPräſ. Müller, der Mitverfaſſer des Kommentars 
von Reinhard u. Müller zum ZmBerltG. (3./4. Aufl.), darauf 
aufmerkſam, daß die in der 3./4. Aufl. S. 75/76 vertretene, von mir 
a. a. O. als einzige abweichende bekämpfte Anſicht, daß die Auf⸗ 
bringungsumlage ſeit dem Geſ. v. 15. April 1930 das Vorrecht nach 
8 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZwVerſtGG. genieße, bereits früher von dem ver⸗ 
ſtorbenen Herrn SenPräſ. Dr. Reinhard als irrig erkannt und in 
einem kurzen Hinweis in JW. 1931, 2010 ſowie durch die in einem 
Nachtrage zum Kommentar (S. 10“) vorgeſehene Streichung der Aus⸗ 
führungen auf S. 75/76 des Kommentars richtiggeſtellt worden ſei. 
Gern komme ich der Bitte des Herrn SenPräſ. Müller nach, dies 
zu Ehren des verſtorbenen Herrn Präſ. Dr. Reinhard feſtzuſtellen, 
zumal ſich damit eine erfreuliche Einhelligkeit der Anſichten ergibt. 
Jener Nachtrag war in der mir zur Verfügung ſtehenden, den $ 10 
enthaltenden Lieferung des Werks noch nicht berückſichtigt. Daß trotz 
der Berichtigungen des Herrn Präſ. Dr. Reinhard die im urſprüng⸗ 
lichen Text der 3./4. Aufl. vertretene Anſicht in der Praxis noch 
immer Beachtung und Anwendung findet, beweiſen die von mir 
SW. 1933, 1988 erwähnten Fälle aus dem laufenden Jahre. 

OgegR. Günther Biedermann, Berlin. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Hans Pfundtner, Staatsſekretär, Berlin: Die neue Stellung 
des Reiches. Berlin 1933. Induſtrieverlag Spaeth & 
Linde. 34 S. Preis kart. 0,75 AM. 


Als Heft 1 der von der Verwaltungsakademie Berlin her⸗ 
ausgegebenen Schriftenreihe „Ofſentliche Verwaltung im neuen 
Reich“ iſt die beachtliche Rede des bekannten Staatsſekretärs im 

eichsminiſterium des Innern, die er am 4. Juli 1933 in der 
gerwaltungsakademie zu Berlin gehalten hat, erſchienen. Der 
Verf. hat es verſtanden, in klaren und einfachen Ausführungen 
überſichtlich die Entwicklung der nationalen Revolution ſeit dem 
30. Jan. 1933 darzuſtellen. Ausführlich werden die wichtigſten, 
für die rechtliche Stellung des Reiches bedeutungsvollen Geſetze, 
wie das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich, das 
ſog. Ermächtigungsgeſetz v. 23. März, das Gleichſchaltungsgeſetz 
v. 31. März, das Skatthaltergeſetz v. 7. April und das Geſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom gleichen Tage be- 
ſprochen. Mit Recht wird darauf hingewieſen, daß die Stellung 
es Reichs gegenüber den Ländern eine viel ſtärkere geworden ift. 
„Politiſch geſehen gibt es bereits einen einheitlichen deutſchen Na⸗ 
tionalſtaat, da in Reich und Ländern nur ein einheitlicher Wille 
entſcheidet, der des Reichskanzlers Adolf Hitler und der von ihm 
geführten Reichsregierung.“ In verſtändlicher Weiſe beſpricht im 
übrigen der Verf. die wichtigſten ſtaatsrechtlichen Probleme der 
egenwart, ſo daß das lehrreiche Heft jedem, auch dem Laien 
beſtens empfohlen werden kann. 
ORegR. Schraut, Berlin. 


Prof. Dr. Carl Schmitt: Der Begriff des Politiſchen. 3. Aufl. 
a 1933. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. 61 S. Preis 
M. 


Der Verf. beginnt feine Ausführungen mit einer Begriffs⸗ 
beſtimmung des Politiſchen, die er in folgender Weiſe formuliert: 
Die eigentliche politiſche Unterſcheidung iſt die Unterſcheidung von 
Freund und Feind. Sie gibt menſchlichen Handlungen und Motiven 
ihren politiſchen Sinn, auf fte führen ſchließlich alle politiſchen Hand⸗ 
zungen und Motive zurück. Sie ermöglicht infolgedeſſen auch eine 
einbeiffsbeſtimmung im Sinne eines kennzeichnenden Merkmales, 
5 Kritertums“ (S. 7). Ein Dritter kann in dieſe Beziehung 
5 eintreten, ohne ſelbſt an ihr teilzunehmen. Eine irgendwie ge⸗ 
1 5 Objektivität ſteht zu ihr in keinem Berührungsverhältnis. Es 
ſch Are ein aus rein Konfeſſionellem, rein menſchlichem, rein juriſti⸗ 

em oder rein ökonomiſchem Motiv geführter Krieg ſinnwidrig. 


Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


Aus den beſonderen Gegenſätzen dieſer Gebiete menſchlichen Denkens 
läßt ſich die Freund⸗ und Feind⸗Gruppierung und deshalb auch ein 
Krieg nicht ableiten“ (S. 18). Es kommt alſo letztlich nur auf die 
Möglichkeit der Freund⸗ und Feind⸗Gruppierung an, „gleichgültig 
welche menſchlichen Motive ſtark genug ſind, um ſie zu bewirken“ 
(S. 19). Mit den Überlegungen des Verf. läßt ſich auch ein Krieg der 
Pazifiſten gegen die Nichtpazifiſten denken, „ein Krieg alſo gegen den 
Krieg“, um zu zeigen, daß auch die Idee des Pazifismus ſtark genug 
ſein könnte, um die zum Krieg treibenden politiſchen Gegenſäße zu 
ſchaffen. 

„Politiſch iſt jedenfalls immer die Gruppierung, die vom Ernſt⸗ 
fall her beſtimmt wird“ (S. 21). „Sind die wirtſchaftlichen, kulturellen 
oder konfejjionellen Gegenſätze jo ſtark, daß ſie die Entſcheidung über 
den Ernſtfall von ſich aus beſtimmen, ſo ſind ſie eben in die neue 
Subſtanz der politiſchen Einheit eingegangen. Sind ſie nicht ſtark 
genug, um einen gegen ihre Intereſſen und Prinzipien beſchloſſenen 
Krieg zu verhindern, ſo zeigt ſich, daß ſie den entſcheidenden Punkt 
des Politiſchen nicht erreicht haben. Sind ſie ſtark genug, um einen 
ihren Intereſſen oder Prinzipien widerſprechenden Krieg zu ver⸗ 
hindern, aber nicht ſtark genug, um ſelbſt von ſich aus den Krieg 
nach ihrer Entſcheidung zu beſtimmen — typiſcher Zuſtand eines in 
wechſelnden Koalitionen und Kompromiſſen ſich weiterſchleppenden 
pluraliſtiſchen Parteienſtaates —, ſo iſt keine einheitliche politiſche 
Größe mehr vorhanden“ (S. 22). Der Verf. meint: „Der an ſeiner 
relativiſtiſchen Haltung erkennbare pluraliſtiſch eingeſtellte Liberalis⸗ 
mus, der durch den Ausgleich der Bindungen des Individuums ſeine 
Freiheit bezweckte, ſei ſo weit gelangt, daß auch Organiſationen wie 
die Gewerkſchaften und die Kirche gleichgeordnet wurden. Der ge⸗ 
ſchichtliche Vorgang, der hierfür ein ſcheinbar plauſibles Beiſpiel lie⸗ 
fert (der Verf. will wohl ſagen, ein anſcheinend plauſibles), iſt Bis⸗ 
marcks gleichzeitiges und gleich erfolgloſes Vorgehen gegen die Ratho⸗ 
liſche Kirche und die Sozialiſten“ (S. 24). „Solange ein Voll in der 
Sphäre des Politiſchen exiſtiert, muß es ... die Unterſcheidung von 
Freund und Feind ſelber durch eigene Entſcheidung auf eigene Ge⸗ 
fahr beſtimmen ..., läßt es ſich juſtizförmig oder irgendwie von 
einem fremden vorſchreiben, wer ſein Freund iſt und gegen wen es 
kämpfen darf oder nicht, jo tt es kein politiſch freies Volk mehr ..“ 
(S. 32/33). Ein Ergebnis, an welchem die Richtigkeit der Über⸗ 
legungen des Verf. ſich erweiſt. 

„Erklärt ein Teil des Volkes, keinen Feind mehr zu kennen, 
ſo ſtellt er ſich nach Lage der Sache auf die Seite der Feinde und 
hilft ihnen; aber die Unterſcheidung von Freund und Feind iſt damit 
nicht aufgehoben“ (S. 34). Hieraus ergibt ſich die weitere Folgerung: 
„Es wäre ferner ein Irrtum, zu glauben, ein einzelnes Volk könnte 
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vielleicht durch eine freundſchaftliche Erklärung an alle Welt oder 
dadurch, daß es ſich freiwillig entwaffnet, entmilitariſiert und neu⸗ 
traliſiert, die Unterſcheidung von Freund und Feind für ſich aus der 
Welt ſchaffen. Auf dieſe Weiſe wird die Welt nicht entpolitiſiert und 
nicht in einen Zuſtand reiner Moralität, reiner Sachlichkeit oder 
reiner Wirtſchaftlichkeit verſezt. Wenn ein Volk die Mühe und das 
Riſiko der politiſchen Exiſtenz fürchtet, ſo wird ſich ein anderes Volk 
finden, das ihm dieſe Mühe abnimmt, ‚indem es ſeinen Schutz gegen 
äußere Feinde“ und damit die politiſche Herrſchaft übernimmt“ 
(S. 34/35). 

Auf den tranſzendenten Begriff der Notwendigkeit der Staaten 
läßt ſich der Verf. aus naheliegenden Gründen nicht ein. Es gehört 
auch nicht unmittelbar zu ſeiner Aufgabe. 

Vorzüglich iſt, was er über die politiſche Bedeutung des Völker⸗ 
bundes ausführt. Mit ſtreng wiſſenſchaftlicher Zuverläſſigkeit ent⸗ 
wickelt der Verf. die politiſchen Begriffe und ſchafft ſo für ein künf⸗ 
tiges Lehrbuch der Politik einen Katechismus, deſſen Grundgedanken 
jedem Politiker geläufig ſein muſſen, weil ſie als Grundwahrheiten 
der Politik anzuſprechen ſind. 

RA. Dr. Rudolf Bechert, München. 


Günther Ziebell: Die neuzeitliche Entwicklung des Lager⸗ 
rechts, unter beſonderer Berückſichtigung der Getreidefinan⸗ 
zierung. Berlin 1933. Verlag der Reichsbund⸗Druckerei⸗ 
GmbH. 117 S. Preis 3 K. 


Das deutſche Lagerrecht ift durch die VO. über Orderlagerſcheine 
v. 16. Dez. 1931 auf eine neue Grundlage geſtellt worden. Die Zahl 
der zur Ausſtellung von Orderlagerſcheinen ermächtigten Lagerhalter 
iſt erheblich gewachſen und der Orderlagerſchein fängt an, auch in 
Deutſchland Heimatrecht zu erwerben. Die Dinge befinden ſich in 
voller Entwicklung. Unter dieſen Umſtänden iſt es ſehr zu begrüßen, 
daß ein Mann der Praxis ſich der Mühe unterzogen hat, die Hand⸗ 
habung des Lagerſcheins im deutſchen Geſchäftsleben zu ſchildern. Der 
Verf. verfügt als Syndikus der Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt 
über beſondere Erfahrung auf dem Gebiete der Beleihung von Ge⸗ 
treide. Er legt mit großer Sachkunde die zum Teil recht verwickelte 
Art dar, in welcher der Lagerſchein der nicht konzeſſionierten und 
der OLSch. der ermächtigten Lagerhalter ſowie die Lagerpapiere der 
Reichsſtelle für Getreide und Futtermittel als Unterlage für Bank⸗ 
kredite verwendet werden. In der Schrift werden m. W. zum erſten⸗ 
mal die zahlreichen Formblätter veröffentlicht, die von den beteiligten 
Banken zur Erleichterung der Geſchäftsabwicklung bei der Getreide⸗ 
finanzierung ausgearbeitet wurden. Die Schrift iſt für alle Kreiſe, 
die ſich mit Fragen des Getreideabſatzes zu befaſſen haben (Getreide⸗ 
händler, Lagerhakter, Genoſſenſchaften, Anwälte, Banken) von großem 
Wert. 

Die Schrift geht auf Schrifttum und Rechtſprechung ſowie in 
großen Zügen auf das ausländiſche Recht ein und iſt daher auch in 
wiſſenſchaftlicher Hinſicht leſenswert. Bei der Erörterung von Streit⸗ 
fragen trifft der Verf, durchweg das Richtige. Nur in einem, aller⸗ 
dings nicht ſehr wichtigen Punkt ſtimme ich nicht ganz mit ihm über⸗ 
ein. In der VO. über OsSch. v. 16. Dez. 1931 iſt vorgeſehen, daß 
die Ermächtigungsbehörde die Ermächtigung zur Ausſtellung von 
OsSch. dem Lagerhalter für die von der Behörde geprüften und in 
der Urkunde bezeichneten Lagerräume erteilt. In meinem Kommentar 
zu der VO. habe ich ausgeführt, daß ein OL Sch. über Güter, die 
in anderen als den genehmigten Räumen eingelagert werden, nicht 
unter die Ermächtigung fällt und daher nicht als vollgültiger DLCH. 
angeſehen werden kann. Der Verf. tritt dieſer Auffaſſung entgegen, 
weil ſie dem Erwerber des Scheins die Prüfung zumute, ob der in 
dem Schein genannte Lagerraum unter die Ermächtigung falle. Den 
Einwand halte ich nicht für durchſchlagend. Der Verkehr muß ſich 
darauf verlaſſen können, daß das Gut nur in geeigneten Lagerräumen 
untergebracht iſt. Daher entſpricht es auch den Belangen der Erwerber 
des Scheins, daß der Lagerhalter nicht eigenmächtig über den Rahmen 
der ihm erteilten Ermächtigung hinausgeht. Das bedeutet nun nicht, 
daß der Erwerber des Scheins jedesmal beſondere Nachforſchungen 
darüber anſtellen ſoll, ob der Schein durch die Ermächtigung gedeckt 
iſt. Es wird doch aber gut ſein, wenn er auf dieſen Punkt achtet und 
Scheine zurückweiſt, die offenſichtlich gegen die Ermächtigung ver⸗ 
ſtoßen. Im übrigen kann der Erwerber im allgemeinen unbeſorgt 
ſein, denn der Lagerhalter iſt für alle Schäden, die ſich aus dem Ver⸗ 
ſtoß gegen die Ermächtigung ergeben, ſchon nach § 823 Abſ. 2 BGB. 
(Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz dem Erwerber des Scheins ver⸗ 
antwortlich. 

Zuſammenfaſſend kann ich die Schrift von Ziebell als eine 
wertvolle Bereicherung unſeres Schrifttums über das neue Lagerrecht 
bezeichnen. MinR. Dr. W. Vogels, Berlin. 


Dr. jur. Ernſt Stiegler, Diplomkaufmann, Studienaſſeſſor 
und Notariatsaſſeſſor: Die Erſatzanſprüche auf Grund 
SS 903, 904 und 1542 RED. und das Zuſammentreffen 
von Anſprüchen im Gebiete der 88 903, 904 und des 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


8 1542 RVO. München. 
GmbH. (Kommiſſionsverlag). 
7 RM. 


In der Einleitung ſchildert der Verfaſſer kurz die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung der Vorſchriften, die in erſter Linie für die Er⸗ 
ſatzanſprüche der gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften gegenüber den 
Unternehmern und den ihnen Gleichgeſtellten maßgebend ſind. Die 
Arbeit ſelbſt gliedert ſich — in Übereinſtimmung mit dem Titel — 
in drei große Teile. Der I. Teil behandelt die Erſatzanſprüche auf 
Grund der 88 903 und 904 RVO.; hier finden ſich Abſchnitte über 
die Erſatzpflichtigen (Unternehmer, Gleichgeſtellte), die Erſatzberech⸗ 
tigten (Genoſſenſchaften, andere Träger der Unfallverſicherung, die 
Gemeinden, Träger der Armenfürſorge, Krankenkaſſen, Reichs⸗ 
knappſchaftsverein, Erſatzkaſſen, Sterbekaſſen, andere Unterſtützungs⸗ 
kaſſen), Weſen und Zweck des Rückgriffsrechtes nach den 88 903, 
904, die Vorausſetzungen im einzelnen, den Umfang und die Gel⸗ 
tendmachung dieſer Erſatzanſprüche ſowie ihre Verjährung. Der 
II. Teil befaßt ſich mit den Erſatzanſprüchen auf Grund des 
§ 1542 RBO.; es werden dargeſtellt einmal die Anſprüche der Ver⸗ 
ſicherungsträger gegen die zum Schadenserſatze Verpflichteten 
mit den Unterabſchnitten: Erſatzberechtigte, Erſatzpflichtige, recht⸗ 
liche Natur und Zweck, Zeitpunkt des Überganges, die einzelnen 
Vorausſetzungen, Einfluß von Verfügungen des urſprünglich Er⸗ 
ſatzberechtigten, Geltendmachung des Erſatzanſpruches des Verſiche⸗ 
rungsträgers gegen den „nach anderen geſetzlichen Vorſchriften“ 
Haftpflichtigen), dann die Anſprüche der Verſicherten und ihrer 
Hinterbliebenen gegen die zum Schadenserſatze Verpflichteten (un⸗ 
terſchieden nach Sachlich-rechtlichem daiebl des Reſtanſpruches 
und feiner Geltendmachung) und ſchließlich folgen die Anſprüche 
der Verſicherungsträger gegen die Verſicherten oder deren Hinter⸗ 
bliebene wegen deren Verfügungen über den übergegangenen Er⸗ 
ſatzanſpruch (untergeteilt nach: Allgemeines, die für den Verſiche⸗ 
rungsträger in Betracht kommenden Anſprüche gegen den verfügen⸗ 
den Verſicherten uſw., die Geltendmachung, insbe]. durch Auf⸗ 
rechnung, keine Pfändung von Entſchädigungsanſprüchen aus der 
RWO. wegen der Anſprüche der Verſicherungsträger uf Grund 
des § 1542). Der III. Teil endlich iſt gewidmet dem Zuſammen⸗ 
treffen von Anſprüchen im Gebiete der 88 903, 904 und des $ 1542 
RVO.; dementſprechend handeln die großen Unterteilungen vom 
Zuſammentreffen: 1. mehrerer Erſatzanſprüche nach §8 903, 899, 
904; 2. von Erſatzanſprüchen nach § 903 mit anderen Erſatzanſprü⸗ 
chen für einzelne nach 8 903 Erſatzberechtigte; 3. mehrerer Erſatz⸗ 
anſprüche nach § 1542; 4. von Erſatzanſprüchen der Verſicherungs⸗ 
träger nach § 1542 mit anderen Erſatzanſprüchen für die einzelnen 
aus § 1542 berechtigten Verſicherungsträger; 5. von Erſatzanſprü⸗ 
chen nach 8903 mit ſolchen aus 81542. Daß ein Literar⸗, Abkür⸗ 
zungs⸗, Inhalts⸗ und Schlagwortverzeichnis nicht fehlen, ferner 
am Schluſſe des Buches noch Berichtigungen und Nachträge ſich 
vorfinden, bedarf keiner beſonderen Erwähnung. 

Selbſtverſtändlich konnte bei dem umfangreichen Inhalt der 
Vorſchriften nicht auf alle Erſatzanſprüche und ihr Zuſammen⸗ 
treffen erſchöpfend eingegangen werden. Das gibt der Verfaſſer 
ohne weiteres zu. Wenn ſich auch die ausführlichere Darſtellung 
jeweils nur auf einzelne Punkte beſchränkt, ſo darf doch gerade die 
zuſammenfaſſende Behandlung dieſes Rechtsgebietes immerhin als 
eine dankenswerte Arbeit bezeichnet werden; ſie bildet darum eine 
erwünſchte und recht brauchbare Bereicherung des ſonſt ſchon ziem⸗ 
lich üppigen Schrifttums über die Sozialverſicherung. 

SenPräſ. Dr. Arendts, Berlin. 


Dr. Wilh. Heiſter, RegRat: Das Steuerbeitreibungsverfahren 
nach den Vorſchriften der RAbgd. Berlin 1932. Verlag 
Franz Vahlen. 210 S. Preis 5,80 .. 


Das Buch will den Fin A. bei der Vollſtreckung wegen 
Steuern eine Stütze fein, kann aber als ſolche nicht ohne Ein⸗ 
ſchränkung angeſprochen werden. Bei ſeiner Benutzung iſt be⸗ 
ſondere Vorſicht geboten. Aus der Fülle feiner Mängel ſei nur 
auf einige hingewieſen. Mineralien, ſchlagreifes, ſtehendes Holz, 
Torf, Ton ſollen Grundſtückszubehör ſein (55). Verfaſſer ver⸗ 
wechſelt alſo $97 und 88 93, 94 BGB. Die vom Nachpfandgläu⸗ 
biger verlangte Verſteigerung der Sache ſoll das Fin A. wenn ſein 
Beamter die erſte Pfändung vorgenommen hat, aufſchieben dur 
fen, fo nach Steuerſtundung (64/65). Aber ſchon die allgemeine 
Anfiht zu § 827 Abſ. 1 ZPO. iſt anders und § 360 Abf. 
RAbgO. läßt keinen Zweifel. Bei der Pfändung einer Lohnforde⸗ 
rung ſoll der Zuſatz genügen, daß in Höhe des pfändbaren Teils 
gepfändet werde (68). Verfaſſer mutet alſo dem Drittſchuldner 
Rechtskenntniſſe zu. Klar zu bezeichnen iſt aber der von der Pfan⸗ 
dung frei bleibende Teil. Verfaſſer verwechſelt Klagefundament 
und -legitimation (69). Die Dreimonatsfriſt des § 369 Abi. 1 
(n. F.) RAD. ſoll vom Tage des Erlaſſes und des Wirkfam⸗ 
werdens der Pfändungsverfügung ab zurückzurechnen fein (800, 
Maßgebend iſt aber nur der Tag der Zuſtellung der Verfügung 
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an den Drittſchuldner. Die Überweiſung des gepfändeten An⸗ 
ſpruchs auf eine bewegliche Sache zur Einziehung ſoll zuläſſig 
und zweckmäßig ſein (85). Sie iſt aber erforderlich, um den kon⸗ 
kurrierenden Anſpruch des Schuldners auf Herausgabe der Sache 
an den Vollziehungsbeamten auszuſchließen und das Fin A. zur Ver⸗ 
wertung der Sache und Einziehung des Erlöſes zu berechtigten. 
Das GBA. ſoll die Eintragung einer Zwangshypothek auf dem 
Vollſtreckungstitel zu vermerken haben (94). Aber die RAbgO. 
(ogl. § 372 Abſ. 4) kennt keine Titel i. S. des 8 867 8PO. Der 
die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks anordnende Beſchluß 
ſoll als Beſchlagnahme auch der Gegenſtände gelten, auf die ſich 
die Hypothek erſtreckt (97). Vgl. aber SS 1120 ff. BGB. 8 21 Zw⸗ 
Berit®. Preuß. Find. ſollen dem Erſuchen bayr. Fin A. um Bei⸗ 
treibung von Gerichtskoſten zu entſprechen haben (142). Bgl. aber 
899 [jetzt 91] GG., §3 Bund Anw. v. 23. April 1880, Rgentr⸗ 
Bl. 278 (= Rechtsnorm), RMinBl. 1930, 603, 607. Zubehörs⸗ 
pfändung nach der Grundſtücksbeſchlagnahme foll ein abſolutes 
Nichts, daher ohne Strafſchutz ſein; auch eine fie aufhebende Ent⸗ 
ſcheidung fol entfallen (155, 157). Unerheblich iſt aber, ob die 
Pfändung vor oder nach der Beſchlagnahme erfolgt: ſie verſtößt 
zwar gegen eine Sondervorſchrift ($ 372 Abſ. 1 RAbgO., § 865 
Abs. 2 ZBO.), jedoch nicht gegen allgemeine Grundſätze der Voll⸗ 
ſtreckung, da die Pfändung beweglicher Sachen in die Zuſtändigkeit 
des Vollziehungsbeamten fällt; es tritt Pfandverſtrickung mit dem 
Schutz des 8 137 StGB. ein (JW. 1911, 236; RGSt. 61, 368); 
die Pfändung ift unwirkſam nur in dem Sinne, daß fie durch 
einen Rechtsbehelf beſeitigt werden kann. Verfaſſer widerſpricht 
ſich auch, da er jedem Realgläubiger den Widerſpruch gegen die 
Pfändung gibt (163/164; ſiehe unten), denn perſönliche Gläubiger 
werden erſt durch die Beſchlagnahme Realgläubiger ($ 10 Ziv- 
VerſtGG.). Die verfrühte Pfändung ungetrennter Früchte (§ 349 
RAbgO., § 810 3p.) ſoll nachträglich das Pfandrecht begründen, 
wenn ſie noch einen Monat vor der gewöhnlichen Reifezeit be⸗ 
ſteht (155/156). Sie kann aber vom Schuldner noch bis zum Ein⸗ 
tritt der tatſächlichen Reife (HöchſtRRſpr. 31 Nr. 143) und von 
dem Gläubiger, für den zur geeigneten Zeit gepfändet tft, noch 
bis zur Verſteigerung und nach dieſer noch im Verteilungsver⸗ 
fahren angefochten werden (§ 360 Abſ. 4 RAbg O., § 876 ff. ZPO.). 
Widerſpruchsklage ſoll wegen des Worts erforderlichenfalls in § 328 
RAbgO. bei Vermeidung der Abweiſung wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges nur zuläſſig ſein, nachdem der Dritte gegen die Pfän⸗ 
dung erfolglos Widerſpruch beim Findl. oder Beſchwerde erhoben 
habe; entſprechendes ſoll für die Vorzugskläger des § 346 RADIO. 
gelten. Vgl. aber zur Geſchichte der 88 301, 319 RAbgO. 1919 die 
im weſenklichen gleichlautenden PrExekO. für die einzelnen Lan⸗ 
desteile, fo v. 24. Nob. 1843 [88 21, 23], 88 690, 710 350. 1877, 
PrVOO. betr. VerwzwVerf. v. 7. Sept. 1879 [§ 26 und 15. Nov. 
1899 [819], Ausſchußbericht zum Entwurf einer RAbgO. (8317 
in den Verhandlungen der Nationalverſammlung Bd. 339 Nr. 1460 
S. 1407, 1476. Für das Widerſpruchsrecht wird durch das obige 
Wort in § 26 Abſ. 1 VO. v. 7. Sept. 1879 und für das mindere 
Widerſpruchsrecht durch die Anderung des § 19 Abſ. 3, 4 BO. v. 
15. Nov. 1899 in 8319 RAbgO. 1919 nur ausgedrückt, daß die 
Klage zwar ein zuläffiger, aber nicht der allein zuläſſige Behelf des 
Dritten zur Wahrung ſeines Rechts ſein ſoll. Er kann daher der 
Pfändung unmittelbar die Klage nachfolgen laſſen. Will er eine 
vorherige Entſcheidung der Finanzbehörde herbeiführen, ſo tut er 
das nicht, um einer Vorausſetzung für die Entſcheidung des Gerichts 
in der Sache ſelbſt zu genügen, ſondern nur im Hinblick auf 8 93 
ZBO. Der Pfändung getrennter Früchte, die zur Wirtſchaftsfortfüh⸗ 
rung notwendig (§ 811 Nr. 4 ZPO.) oder Grundſtückszubehör (88 97, 
98 BGB.) find, fol „jeder Realgläubiger gem. $ 350 RAbgO. § 811 
Nr. 4 ZPO. bzw. § 372 RAbg O., § 865 Abſ 2 ZPO mit Erfolg 
widerſprechen können“, d. h. nach § 328 RAbg O. (163/164). Vgl. 
aber 81120 BGB., 88 10, 21, 146, 148 ZwVerſtG. § 811 Nr. 4 
ZPO. will auch nicht Dritte ſchützen; wenn die Pfändung ſich 
gegen den Eigentümer und Beſitzer des Grundſtücks richtet und auf 
dieſem gewonnene Früchte ergreift, ſo können bis zur Zwangs⸗ 
derwaltungsbeſchlagnahme Hypothekengläubiger nur Vorzugsbe⸗ 
friedigung aus dem Erlös (8 346 RADIO.) und, wenn die Pfän⸗ 
dung dieſer Beſchlagnahme nachfolgt, Hypothekengläubiger und ſon⸗ 
tige Realgläubiger wegen Verletzung des 5865 Abſ. 2 S. 2 
PO. nur Beſchwerde erheben. Und gegen die Pfändung ge- 
trennter Früchte, die Zubehör eines Landguts ſind, haben vor und 
nach der Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsbeſchlag⸗ 
nahme Hhpothekengläubiger und nach einer ſolchen Beſchlagnahme 
9 onftige Realgläubiger wegen Verletzung des § 865 Abi. 2 
S. 1 ZPO. die Beſchwerde; erſtere können auch, jedoch nur wegen 
51 drohenden Verlustes ihres dinglichen Rechts am Zubehör 
Bederſpruch nach § 328 RAbgoO. erheben. Ein Dritter ſoll eine 
seſchwerde im Zwangsverfahren nur auf Einwendungen ſtützen 
197 die auch der Schuldner mit Beſchwerde verfolgen könne 
( 66/167). Beſchwerde gegen die Pfändung z. B. wegen Verletzung 
23 Gewahrſams des Dritten kann aber nur dieſer, nicht der 
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Schuldner erheben. Gegen Maßnahmen und den Koſtenanſatz der 
Gerichtsvollzieher, denen die Vollſtveckung nach § 333 Abi. 3 
AAO. übertragen iſt, ſoll dem Fin A. Erinnerung nach § 766 
3PO. zustehen (168). Verfaſſer verkennt die Stellung der Gerichts⸗ 
vollzieher im Beitreibungsverfahren. Gerichtsvollzieher können als 
ſolche oder (fo in Preußen: JMinBl. 23, 92; 24, 371; 25, 415) 
nach § 333 RAbgO. tätig werden. Im letzteren Falle kann, da die 
ZPO. auf das Verfahren keine Anwendung findet, nie § 766 

PO., ſondern nur wegen Nichtbeachtung von Weiſungen des 
Fin A. (§ 27 RAbgO.) oder von Koſtenvorſchriften der Landes⸗ 
juſtizverwaltung (die KoſtVO. v. 21. April 1923 [RGBl. I, 259] 
gilt nicht, § 13) die Aufſichtsbeſchwerde Platz greifen. Gerichts⸗ 
vollzieher als ſolche find nur in den Fällen der $5 325 Abſ. 3, 360 
370, 379 RAbg O., 88 854, 909, 933 ZPO., 8 5 Gel. v. 4. Juli 
1926 (RGGBl. I, 367) zu einer Tätigkeit berufen, weshalb die 
GVollzGeb O. gilt; nur hier kann für das Fin A. 8766 ZPO. in 
Frage kommen. Unzulänglich ſind z. B. die Ausführungen über die 
Pfändung künftiger Forderungen (82), die Anordnung des perſon⸗ 
lichen Sicherungsarreſtes (151). Nicht behandelt wird z. B. die 
Stellung des Vollziehungsbeamten, ſo, ob ſeine Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen Verfügungen des Fin A. i. S. des 8 237 RAbgdO. find, die 
Wirkung der Pfändung ohne Leiſtungsgebot, der ſogenannte Lohn⸗ 
ſchiebungsvertrag, die automatiſche Anderung der Lohnpfändung 
nach der Lohnpfänd O., die Bereicherungshaftung des Reiches, 
wenn der Dritte ſein Widerſpruchs⸗ oder Vorzugsrecht nicht ge⸗ 
wahrt hat, die Anmeldung des Pfändungspfandrechts im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren zu ſeiner Erhaltung. Von den ſich auf die 
Beitreibung beziehenden 170 Seiten entfallen allein auf das Kon⸗ 
kurs⸗ und Vergleichsverfahren 38 (102 ff.), dagegen nur 5 auf die 
Vollſtreckung in Rechte i. S. des §371 RAbgO. (5 88 ff.), die er⸗ 
fahrungsgemäß den Findt. beſondere Schwierigkeit macht, ſolche 
Rechte werden ihnen bei der Ermittlung nach $ 325 Abſ. 1 RAID. 
oder ſonſt häufig bekannt. Die Verfügung, durch die der Anteil 
an einer Bruchteilsgemeinſchaft (§ 741 BB.) gepfändet wird, 
ſoll nur dem Schuldner zuzuſtellen ſein, da ein Drittſchuldner fehle 
(88). Aber die Mitberechtigten ſind, weil zur Auseinanderſetzung 
verpflichtet, wie Drittſchuldner zu behandeln. Sonſtige praktiſch 
wichtige Fragen werden nicht berührt, z. B. ob bei der Pfändung 
eines Gmb Anteils ein Drittſchuldner vorhanden ſei (91), wie 
das Fin A. den gepfändeten Anteil an einer GmbH. oder einem 
Nachlaß verwerten oder nach Überweiſung eines gepfändeten Erb⸗ 
teils zur Einziehung die Auseinanderſetzung herbeiführen könne (92). 
Der Anhang bringt u. a. eine Anleitung zum Entwurf z. B. von 
Haftungsbeſcheiden (182), deren Erlaß jedoch nicht der Vollſtrek⸗ 
kungsſtelle des Fin A. obliegt, nicht aber von Pfändungs⸗ und Ver⸗ 
wertungsverfügungen. Verfaſſer beſchränkt ſich auf die Bemerkung, 
bei der Pfändung von Herausgabe⸗ oder Leiſtungsanſprüchen oder 
von Rechten i. S. des §371 RAID. ſei die Verfügung der Sach⸗ 
und Rechtslage anzupaſſen (85, 91). 

ORegR. i. R. Dr. Ruland, Köln⸗Nippes. 


Dr. Karl Brinkmann und Dr. Helmut Roſcher, Rechtsanwälte 
und Notare: Bäuerliches Erbhofrecht. 2. Aufl. Buxtehude. 
105 S. 


Es ſpricht für die Güte des vorl. Erläuterungswerkes, daß es 
nunmehr bereits in 2. Aufl. erſcheint. Das Büchlein bringt in ſeinem 
Textteil das PrGeſ. v. 15. Mai 1933 (GS. 165 ff.) nebſt der Ausf⸗ 
VO. v. 24. Aug. 1933 (GS. 321 ff.) und der Verfahrens O. v. 30. Aug. 
1933 (GS. 333 ff.). Im 2. Teil des empfehlenswerten Büchleins wer⸗ 
den die einzelnen Geſetzesbeſtimmungen, denen die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften der AusfVO. angeſchloſſen ſind, eingehend und in verſtänd⸗ 
licher Weiſe erläutert. Die vorhandenen, in einzelnen Fachzeitſchriften 
verſtreuten Abhandlungen und die erſten vorl. gerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen zum Erbhofrecht ſind berückſichtigt. Gut gewählte Beiſpiele, 
fo zu § 9 des Gef., erleichtern das Verjtändnis für die Auslegung 
des Geſ. Alles in allem genommen ſtellt das Büchlein einen wert⸗ 
vollen Beitrag zur Erläuterung des bäuerlichen Erbhofrechts dar, für 
den Fachmann und Laie dankbar ſein werden. Daran ändert auch 
nicht die Tatſache, daß inzwiſchen das PrErbhofcG. durch die reichs⸗ 
geſetzliche Regelung überholt iſt, da die Erläuterungen auch zum größ⸗ 
ten Teil auf die entſprechenden Beſtimmungen des NErbhof®. zu⸗ 
treffen. ORegg. Schraut, Berlin. 


W. Badertſcher, RA.: Bundesgeſetz über den Motorfahrzeng⸗ 
und Fahrradverkehr. Zürich. Orell Füßli Verlag. 377 S. 
Preis 4 Hl. 

Das Buch bezeichnet ſich als Kommentar; im Vorwort 
aber bemerkt der Verf. ſelbſt, ſeine Arbeit dürfte eigentlich nicht 
ſo genannt werden, ſolle vielmehr ein Leitfaden, eine Verdeut⸗ 
lichung des Geſetzestextes in groben Zügen ſein. Dieſer Ziel⸗ 
ſetzung ſucht der Verf. mit Erfolg gerecht zu werden. In hand⸗ 
licher Form gibt er den Wortlaut des Geſetzes mit jenen Verdeut⸗ 
lichungen, die Vollziehungsverordnung mit kurzen erläuternden 
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Bemerkungen, endlich die VO. über die Straßenfignalijation im 
Wortlaut. Über den Rahmen meist nur knapper Verdeutlichungen 
oder Erläuterungen gehen ſeine Hinweiſe und Bemerkungen zum 
Abſchnitt „Haftpflicht und Verſicherung“ hinaus. Eine erſchöpfende 
Behandlung der Probleme ſtellt der Verf. für eine ſpätere Auf⸗ 
lage in Ausſicht; alsdann wird man ein endgültiges Urteil über 
ſeine Arbeit haben; für den Verf. wird dann Gelegenheit ſein, 
auf die ziemlich zahlreichen in den Erläuterungen enthaltenen Wie⸗ 


derholungen des Geſetzestextes (mit meiſt nur geringfügigen 
textlichen Anderungen) zugunſten der wirtlichen Erläuterung zu 
verzichten. Der Hauptvorteil des Buches in ſeiner gegenwärtigen 
Geſtalt liegt in der Zuſammenfaſſung der einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen; darin beſteht der weſentlichſte Unterſchied von dem JW. 
1933, 823 beſprochenen Kommentar zum gleichen Geſetz von 


J. Strebel. 
Min R. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


C' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 1 Aumerkung.] 


I. Materielles Recht. 

1. 87 KraftfG. Eine Fabrik, die einen Laſt⸗ 
kraftwagen für das Ausfahren ihrer Waren 
angeſchafft hat, hört nicht dadurch auf, Halterin 
zu fein, daß fie den ganzen Betrieb des Aus⸗ 
fahrens mit dieſem Wagen einem anderen auf 
ſeine Rechnung und Gefahr überträgt. 

Es handelt ſich in der RevInſt. nur um die Frage, ob 
die Bekl. als Halterin des Kraftfahrzeugs i. S. des 87 
Kraftf®. anzuſehen iſt. Das BG. ſtellt zunächſt folgendes feſt: 
Die Bekl., eine Blockeisfabrik, hat den Lieferwagen am 13. Juli 
1928 zum Preiſe von 8810 RM beſtellt. Dabei wurde auch die 
Herſtellung einer Einrichtung des Wagens zum Eistransport 
vereinbart. Der Preis war bei der Lieferung zu zahſen. Die 
Rechnung der Lieferfirma v. 19. Sept. 1928 trägt den Ver⸗ 
merk, daß die Lieferung erfolgt ſei. Unter dem 1. Okt. 1928 
ſchloß die Bekl. mit L. — der dann am Unfalltage den Wagen 
ſteuerte — und ſeiner Ehefrau einen ſchriftlichen Vertrag 
„betreffend Darlehnsanerkennung mit Eigentumsübertragung 
und Rückkaufſicherung“. Die L.ſchen Eheleute erkannten an, 
von der Bekl. am 5. Sept. 1928 ein bares Darlehn von 
9928 AM zwecks Ankaufs eines Lieferwagens erhalten zu 
haben; fie verpflichteten ſich, dieſen. Betrag mit 80% zu ver⸗ 
zinſen und in monatlichen Teilbeträgen von 300 RM zurück⸗ 
zuzahlen. Zur Sicherung für dieſes Darlehn verkauften ſie den 
Lieferwagen an die Bekl. Dieſe erklärte, daß ſie das Fahrzeug 
den L.ſchen Eheleuten zum leihweiſen Gebrauch für die Dauer 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Vertrage über⸗ 
laſſe; andernfalls ſollte auch das Darlehen fällig fein. Die 
Darlehnsnehmer übernahmen alle Unkoſten und alle Gefah⸗ 
ren; der Verluſt oder die Zerſtörung des Fahrzeugs ſollte ſie 
nicht von der Zahlung des Darlehnsreſtes befreien. Die Dar⸗ 
lehnsnehmer ſollten als Beſitzer des Wagens die Verantwor⸗ 
tung für Unglücksfälle aller Art tragen; ſie ſollten auch alle 
Steuern, Verſicherungsprämien und ſonſtigen amtlichen Ab⸗ 
gaben in bezug auf den Wagen für die Zeit der Abzahlung 
rechtzeitig zahlen. Bis zur Tilgung der Schuld waren ſie zur 
Veräußerung oder Verpfändung des Wagens nicht berechtigt. 

Die die Halterſchaft verneinenden Ausführungen des BG. 
können die Entſch. nicht tragen. Das BG. jagt zwar im Ein⸗ 
gange der Entſcheidungsgründe zutreffend, daß der Begriff 
des Halters nach §7 KraftfG. nicht ſowohl auf rechtlichen, als 
auf vorwiegend tatſächlichen, namentlich wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen beruhe, wie in der Rſpr. des RG. im Anſchluß an 
die Begründung zum zweiten Entwurf des KraftfG. anerkannt 
iſt (NG. 127, 1761) und dortige Nachweiſungen). Das BG. 
hat aber dieſen zutreffenden Grundſatz in der rechtlichen Wür⸗ 
digung des Sachverhalts nicht durchgeführt; es hat insbeſ. 


2) JW. 1930, 1958. 
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den Zuſammenhang der geſamten wirtſchaftlichen Beziehungen 
der Beteiligten nicht hinreichend beachtet. Davon auszugehen 
iſt, daß die Bekl. den Lieferwagen ſelbſt angeſchafft hat, und 
zwar zum Zwecke des Eisvertriebes. Offenbar wäre L. nicht in 
der Lage geweſen, den Kaufpreis von annähernd 9000 AM 
ſofort in bar zu bezahlen; die Bekl. hat ſich, wirtſchaftlich 
betrachtet, den Kaufpreis in ſolchen Teilen erſtatten laſſen, 
daß ein Zeitraum von faſt drei Jahren erforderlich geweſen 
wäre, um die Forderung der Bekl. zu tilgen. Sie hat ihr 
eigenes wirtſchaftliches Intereſſe am Betriebe des Wagens da⸗ 
durch bekundet, daß ſie den Wagen nicht nur auf ihren eigenen 
Namen bei der Polizeibehörde anmeldete, ſondern auch auf 
ihren eigenen Namen verſichecte. Die Verſicherungsgeſellſchaft 
hat von dem zwiſchen der Bekl. und L. geſchloſſenen Vertrage 
erſt im Okt. 1931 Kenntnis erhalten, wenn auch die Bekl. 
zwei Tage nach dem hier in Rede ſtehenden Unfall die Um⸗ 
ſchreibung des Verſicherungsſcheins auf L. beantragt hatte. 
Die Bekl. hat den Wagen zum Vertrieb des von ihr herge⸗ 
ſtellten Eiſes mit der Aufſchrift ihrer Firma verſehen laſſen, 
die naturgemäß von L. auch während der Dauer des Leih⸗ 
vertrages nicht ohne Einwilligung der Bekl. bejeitigt werden 
durfte. L. durfte mit dieſem, ſo gekennzeichneten Wagen nur 
Eis der Bekl. vertreiben. Es kann keinem Bedenken unterliegen, 
daß der Wagen auch — und wohl in erſter Linie — im Inter⸗ 
eſſe der Bekl. dem mit der Anſchaffung verfolgten Zweck diente. 
Damit iſt das eine Merkmal des Halterbegriffs i. S. der oben 
angeführten Rſpr. des RG. für die Bekl. gegeben (vgl. auch 
OLG. Hamburg: DRZ. 1932 Nr. 430). Daß im Innenver⸗ 
hältnis zwiſchen der Bekl. und L. dieſer die Koſten des Be⸗ 
triebes des Wagens einſchließlich der Verſicherung tragen 
ſollte, kann nicht darüber hinwegtäuſchen, daß L., wirtſchaftlich 
betrachtet, in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Bekl. ſtand. 

Aber auch das zweite Merkmal des Halterbegriffs — die 
Verfügungsgewalt des Halters — iſt für die Zeit des Unfalls 
nach dem feſtſtehenden Sachverhalt gegeben. Die Bekl. legte 
offenbar von vornherein Gewicht darauf, daß ihr während 
der Dauer ihrer vertraglichen Beziehungen zu L. — und dieſe 
ſollten, wie oben ausgeführt, mehrere Jahre dauern — das 
Eigentum am Kraftwagen und die damit verbundene Verfü⸗ 
gungsbefugnis zuſtehe. Der Eigentümer kann, wie in RG. 
127, 1762) dargelegt ift, auch dadurch verfügen, daß er den Ge⸗ 
brauch einem anderen überläßt. Das BG. beruft ſich auf die 
Grundſätze, die im Schrifttum für den Begriff des Halters im 
Falle der Sicherungsübereignung aufgeſtellt ſind. Es führt im 
Anſchluß an das Erläuterungsbuch zum Kraftf. von Mül⸗ 
ler, 8. Aufl., S. 253 aus: Wenn jemand ein Fahrzeug durch 
Sicherungsübereignung zu Eigentum übertrage, ohne daß 
in Behandlung, Wartung und Verſorgung des Fahrzeugs 
eine Anderung eingetreten ſei, ſo bleibe der Über⸗ 
tragende Halter des Fahrzeugs. So auch Iſaac, Erläui. zum 
Kraftf®., 2. Aufl., S. 163. Dem iſt zuzuſtimmen. Das iſt auch 
der Grundſatz, wie er in der neuen Vorſchrift des 8 2 Abi. 4 
der hier noch nicht zur Anwendung kommenden KraftfVerk VO. 
v. 10. Mai 1932 noch beſonders zum Ausdruck gekommen iſt. 
Hat jemand, der einen Kraftwagen in ſeinem Geſchäfts betriebe 
oder ſonſt bisher ſelbſt und auf eigene Rechnung benutzt und 
überträgt er nun, etwa zum Zwecke der Kreditbeſchaffung oder 
aus ſonſtigen Gründen, das Eigentum am Fahrzeug einem 
anderen im Wege der Sicherungsübereignung, ohne ſeinen uns 
mittelbaren Beſitz aufzugeben, ſo wird an dem tatſächlich und 
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wirtſchaftlich beſtehenden Zuſtand nichts geändert; es liegt 
kein Grund zu der Annahme vor, daß hier die Haltereigen⸗ 
ſchaft des Übereignenden erliſcht. Ganz anders liegt der jetzt 
zu beurteilende Fall. Die Bekl. hat den Kraftwagen von vorn⸗ 
herein ſelbſt angeſchafft und, wie fie in der RevInſt. auch 
nicht verkennt, die Haltereigenſchaft zunächſt erworben. Bei 
der Anſchaffung iſt die Bekl. von der Abſicht geleitet worden, 
das von ihr hergeſtellte Eis mit dem Wagen vertreiben zu 
laſſen. Dieſe Abſicht iſt ausgeführt. Eine Anderung des tat⸗ 
ſächlichen und wirtſchaftlichen Zuſtandes iſt hier nicht erfolgt. 
Daß die Bekl. die Haltereigenſchaft verloren hat, iſt aus dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt nicht zu entnehmen. 

Es bedarf daher keiner näheren Erörterung, ob die nicht 
klaren Ausführungen des BG. über die Entſtehung des Eigen⸗ 
tums am Kraftwagen in der Perſon des L. und über die Über⸗ 
tragung des Eigentums an die Bekl. nicht rechtlichen Bedenken 
unterliegen. Immerhin iſt hierzu folgendes zu ſagen: Das 
BG. will feſtſtellen, daß L. jedenfalls im Augenblick des Ab⸗ 
ſchluſſes des Vertrags mit der Bekl. Eigentümer war; es läßt 
dahingeſtellt, ob die Bekl. vorher bereits Eigentümerin ge⸗ 
weſen iſt; denn es führt aus, daß die Bekl. durch die Siche⸗ 
rungsübereignung Eigentümerin oder wieder Eigentüme⸗ 
rin des Wagens geworden iſt. Es iſt nicht erſichtlich, von wem 
das Eigentum auf L. übertragen ſein ſollte, wenn nicht von 
der Bekl.; denn darüber, daß die Lieferfirma zu L. irgend⸗ 
welche Beziehungen gehabt haben ſollte, erhellt nichts. Hat 
aber die Bekl. das Eigentum am Wagen auf L. übertragen, 
ſo könnte dies doch offenſichtlich nicht in dem Sinne geſchehen 
ſein, daß er freies Verfügungsrecht über den Wagen erhalten 
ſollte, etwa den Wagen ſollte verkaufen dürfen; ſondern es 
könnte doch höchſtens die Abſicht vorgelegen haben, das Eigen⸗ 
tum L. zu übertragen, damit er es der Bekl ſofork zurück⸗ 
übertrage. Für die Frage der Haltereigenſchaft iſt damit nichts 
gewonnen, ganz abgeſehen davon, daß das BG. nichts darüber 
feſtſtellt, wie denn die verſchiedenen Eigentumsübertragungen 
zum Ausdruck gekommen ſein ſollten. Die Rechtslage iſt nicht 
ſo aufzufaſſen, als ob, wie die Bekl. in der RevInſt. ausführt, 
die Bekl. ein Darlehn an L. gegeben und dieſer den Wagen 
von vornherein gekauft hätte. Denn die Bekl. mußte die Sicher⸗ 
heit dafür haben, daß der Kaufpreis auch wirklich ſofort ge⸗ 
zahlt werde; dieſe beſtand aber nicht, wenn L., der nur aus 
dem Ertrage des Eisvertriebsgeſchäfts Abzahlungen bewirken 
konnte, über einen ſo hohen Betrag verfügte. 

Zu Unrecht beruft ſich die Bekl. in der Rev Inſt. auf das 
Urt. des erk. Sen. v. 6. Juli 1933, VI 79/33. Dort iſt gleich⸗ 
falls auf die oben erwähnte, in Bd. 127 der amtl. Sammlung 
abgedruckte Entſch. verwieſen und die Bedeutung wirtſchaft⸗ 
licher Erwägungen für den Begriff des Halters in den Vorder⸗ 
grund geſtellt worden. Es handelte ſich darum, daß der Eigen⸗ 
tümer eines Kraftwagens dieſen verkauft und die Verfügungs⸗ 
gewalt bereits auf den Käufer übertragen hatte, der ſie am 
Tage des Unfalls wie bereits vorher ausübte. An den Kauf 
war zwar eine Bedingung geknüpft, die damit zuſammenhing, 
daß der Verkäufer den Kraftwagen erſt vor kurzem auf Abzah⸗ 
lung erworben hatte; am Tage des Unfalls konnte aber an 
dem Eintritt der Bedingung kein Zweifel mehr obwalten. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen betonte der erk. Sen., daß in 
jenem Falle die Beurteilung der Frage der Haltereigenſchaft 
weſentlich auf tatſächlichem Gebiet liege. 

Iſt nach alledem die Bekl. als Halter des Kraftwagens 
für die Zeit des Unfalls anzusehen, jo bedarf es keiner Feſt⸗ 
ſtellung, ob auch L. als Halter angeſehen werden könnte. Daß 
zwei Perſonen gleichzeitig Halter ſein können, insbeſ. auch, 
wenn die eine Eigentümerin {ft und die andere den Kraft⸗ 
wagen geliehen hat, iſt grundſätzlich nicht zu bezweifeln (RE. 
127, 174 5). 

(U. v. 18. Sept. 1933; VI 164/33. — Köln.) [H.] 


) JW. 1930, 1953. 


Zu 2. In der Lehre von der Unterbrechung einer Kaufal⸗ 
reihe durch neu eintretende Momente find insbeſ. zwei Fälle Ge⸗ 
1 0 der richterlichen und wiſſenſchaftlichen Beſchäftigung ge- 

orden: 

1. Fall: Hatte die Handlung a) beſtimmt den Erfolg e) ver⸗ 
mirfficht, wenn nicht zeitlich vor der Verwirklichung des Erfolgs s) 


** 2. 88249, 251 BGB. Iſt einmal durch ein Er⸗ 
eignis ein Schaden entſtanden, ſo wird die Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatz des Schadens weder dem 
Grunde noch der Höhe nach dadurch beeinflußt, 
daß ein anderes Ereignis den gleichen Schaden 
verurſacht haben würde, wenn jenes Ereignis 
nicht ſchon eingetreten geweſen wäre. f) 


Die Parteien find Miteigentümer mehrerer Grundſtücke. 
Der Bekl. hat im Auftrag der Miteigentümer mehrere Jahre 
die Grundſtücke verwaltet und die Mieten eingezogen. Die Kl. 
behaupten, der Bekl. habe von den vereinnahmten Summen 
10 098,85 N, anftatt fie für die Miteigentümer bei einer 
Bank anzulegen, vorſätzlich rechtswidrig für ſich verwendet. 
Der Bekl. gibt zu, das Geld entgegen den Weiſungen der Mit⸗ 
eigentümer nicht bei einer Bank, ſondern anderweit, und zwar 
ſchließlich verluſtbringend, angelegt zu haben. Er behauptet, 
es ſei vereinbart worden, daß er das Geld bei der H.⸗Bank 
anlegen ſolle, und meint, da dieſe Bank zuſammengebrochen 
ſei und ihren Gläubigern bisher nur 150% ihrer Forderungen 
gezahlt und eine weitere Zahlung von 15% nur erſt für 
ſpäter zugefagt habe, könnten die Kl. von ihm nicht mehr als 
dieſe 300% verlangen, die zweiten 15% erſt dann, wenn die 
Bank die zweiten 15% ausſchütte; denn wenn er das Geld 
auftragsgemäß angelegt hätte, hätten die Kl. auch nicht mehr 
erhalten. Die Kl. haben geklagt auf Zahlung der auf ſie ent⸗ 
fallenden / von 10098,85 AM. LG. gab der Klage ſtatt, 
BG. wies ſie ab. RG. hob auf und wies die Rev. zurück. 

Das BG. unterſtellt zugunſten der Kl., der Bekl. habe an 
den von ihm eingezogenen und nicht auftragsgemäß bei der 
Bank angelegten oder von dort wieder abgehobenen Miet⸗ 
geldern eine Unterſchlagung (8 246 StGB.) oder durch vor⸗ 
ſätzliche Verfügung zum Nachteile der Kl. Untreue (5 266 
Ziff. 2 StGB.) begangen. Es nimmt deshalb an, daß der 
Bekl. nach 8 249 BGB. den Zuſtand herzuſtellen habe, der 
beſtehen würde, wenn der zum Erſatz verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre. Auch wenn die Parteien nicht, wie 
der Bekl. behauptet, vereinbart haben ſollten, daß die Ein⸗ 
nahmen aus den Grundſtücken bei der H.⸗Bank anzulegen 
ſeien, ſondern wenn die Vereinbarung nur dahin gegangen ſei, 
die Gelder „bei einer Bank“ anzulegen, ſei anzunehmen, daß 
er die Gelder, wenn überhaupt bei einer Bank, dann bei der 
H.⸗Bank eingezahlt hätte, und daß dieſe Anlegung auch im 
zweiten Falle nicht gegen die Vereinbarung verſtoßen hätte. 
Da er nach dem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch der H.⸗Bank 
die Gelder nicht mehr auf ein Konto bei dieſer Bank ein⸗ 
zahlen könne, könnten die Kl. Geldentſchädigung gem. § 251 
BGB. verlangen. Übereinſtimmend mit dem LG. führt das 
BG. aus: „Wenn, wie hier, der Bekl. durch ſeine Handlungen 
(Unterſchlagung oder Untreue) eine Bedingung für den Ein⸗ 
tritt des Schadens geſetzt habe, dann ſei der Schaden durch 
ſeine Handlung entſtanden, eine Erſatzpflicht alſo dem Grunde 
nach gegeben, auch wenn noch eine weitere, ebenfalls zurei⸗ 
chende Bedingung des ſchädigenden Erfolges — hier der Zu⸗ 
ſammenbruch der H.⸗Bank — eingetreten ſei, die dieſen be⸗ 
reits herbeigeführten Erfolg — wenigſtens zum Teil — ſelb⸗ 
ſtändig herbeigeführt haben würde. Dieſe Rechtsausführung 
iſt zutreffend. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der 
Handlung des Bekl. und dem Schaden der Kl. iſt nicht da⸗ 
durch unterbrochen worden, daß hinterher ein zweiter Um⸗ 
ſtand, der Zuſammenbruch der H.⸗Bank, eingetreten iſt, der 
ſonſt den Verluſt herbeigeführt hatte. 

Das BG. meint aber, der Eintritt dieſes zweiten Ereig⸗ 
niſſes ſei von Bedeutung für die Höhe der Erſatzpflicht des 
Bekl., denn die Höhe des Schadens richte ſich nach der Sach⸗ 
lage zur Zeit der Urteilsfällung. Dies folge aus dem Sinn 
des § 249 BGB., der ausſchließlich auf die wirtſchaftliche 
Lage des Geſchädigten abſtelle. Der Eintritt der zweiten 


eine andere Handlung b) den Erfolg e) ihrerſeits herbeigeführt 
hätte, fo liegt Unterbrechung des Kauſalzuſammenhamgs vor. A. 
kann nicht wegen vollendeten Mordes des im Bett ſchlafenden E. 
beſtraft werden, wenn E., bevor die Handlung des A. den Tod 
des E. eintreten ließ, in ſeinem Bett von einem Blitzſchlag getötet 
wurde. Hier iſt nicht die Handlung des A., ſondern der Blitzſchlag 
kauſal für den Tod des E. 

2. Fall: Hat die Handlung a) aber bereits den Erfolg e) 


2384 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Kauſalreihe laſſe alſo nur den Grund des Anſpruchs, nicht 
aber deſſen Höhe unbeſchadet. Da ohne die ſchädigende Hand⸗ 
lung des Bekl. die Kl. nur erſt 15% ihres Kapitals von der 
H.⸗Bank erhalten haben würden und die Schuld des Bekl. 
ihre obere Begrenzung in dem vertragsmäßigen Zuſtande zur 
Zeit der Urteilsfällung finde, könnten die Kl. beſtenfalls den 
Betrag verlangen, der ihnen bei ordnungsmäßiger Ausfüh⸗ 
rung der Geſchäftsbeſorgung zugefloſſen wäre, nämlich 150% 
von 8656,16 = 1298,42 RM. 

Dieſe Anficht des BG. iſt rechtsirrig. Sie ſteht in Wider⸗ 
ſpruch mit ſeinen zutreffenden vorhergehenden Ausführungen. 
Wenn, wie das BG. richtig ſagt (vgl. auch Oertmann, 
Schuldverhältniſſe, Vorbem. vor 88 249 bis 255 BGB., 
5. Aufl., S. 55 zu dd Abſ. 2), die Erſatzpflicht nicht dadurch 
wieder beſeitigt wird, daß hinterher ein zweiter Umſtand ein⸗ 
tritt, der ſeinerſeits ſonſt — d. h. ohne die ſchädigende Hand⸗ 
lung des Bekl. — den ſchädigenden Erfolg herbeigeführt 
haben würde, dann kann nach den Geſetzen der Logit auch 
die Erſatzpflicht nicht teilweiſe dadurch wieder beſeitigt 
werden, daß hinterher ein zweiter Umſtand eintritt, der ſonſt 
den Erfolg teilweiſe herbeigeführt hätte. Die gegenteilige 
Anſicht des BG. iſt aber nicht nur logiſch unhaltbar, ſondern 
führt auch, wenn man ſie auf den einzelnen Fall anwendet, 
zu höchſt unbefriedigenden Ergebniſſen. Oertmann bringt 
als Beiſpiel für die Anwendung des auch vom BG. vertre⸗ 
tenen richtigen Grundſatzes, ein Haus brenne unmittelbar nach 
einem darin begangenen vollendeten Diebſtahl völlig aus, 
und ſagt mit Recht und in Übereinſtimmung mit dieſem 
Grundſatz, da habe nicht der zweite Umſtand den erſten, ſon⸗ 
dern der erſte den zweiten gehindert, für den Verluſt der Sache 
kauſal zu werden. Die im Widerſpruch zu dieſem Grundſatz 
vom BG. entwickelte weitere Anſicht über den Einfluß auf 
die Höhe der Erſatzpflicht würde dazu führen, daß, wenn der 
Brand die Sache ohne den Diebſtahl nur beſchädigt hätte, 
der Dieb dem Beſtohlenen nur den Wert zu erſetzen hätte, den 
die Sache nach dem Brande in beſchädigtem Zuſtande gehabt 
haben würde. Und zu gleich unbefriedigenden Ergebniſſen 
würde die Auffaſſung des BG. in Fällen der vorliegenden Art 
führen. Wenn bei der Bank die angelegten Gelder ganz ver⸗ 
loren gegangen wären, könnte das BGG. nur enlweber den 
Bekl. zur Zahlung der vollen unterſchlagenen oder ver⸗ 
untreuten Summe verurteilen oder aber die Klage ganz ab⸗ 
weiſen. Mit der Klageabweiſung würde das BG. ſeine grund⸗ 
ſätzlichen Ausführungen völlig verleugnen, nach denen die Kl. 
aus Unterſchlagung oder Untreue des Bekl. Schadenserſatz 
verlangen könnten, weil dieſer Anſpruch nicht dadurch wieder 


verwirklicht, bevor die Handlung b) begangen iſt, die ihrerſeits den 
Erfolg e) auch verwirklicht haben würde, ſo iſt und bleibt kauſal 
für den Erfolg allein die Handlung a). Iſt alſo der im Bett lie⸗ 
gende E. ſchon tot, bevor ihn der Blitzſchlag traf, der ihn auch ge⸗ 
tötet haben würde, ſo iſt kauſal für den Tod und ſomit auch für 
den durch den Tod entſtandenen Vermögensſchaden einzig und 
allein die Tötungshandlung des A. 

Der vorl. Fall der RGEntſch. iſt obiger Fall 2. Durch die 
Unterſchlagungshandlung des Bekl. iſt der den Kl. entſtandene 
Vermögensſchaden bereits hundertprozentig eingetreten, ehe das 
zweite Ereignis, welches auch imſtande geweſen wäre, den Scha⸗ 
den herbeizuführen, nämlich der Zuſammenbruch der H.⸗Bank ein⸗ 
trat. Es iſt klar, daß hier eine Unterbrechung des Kauſalzuſammen⸗ 
hangs nicht vorliegen kann; es hat hier nicht das zweite Ereignis das 
erſte Ereignis gehindert, kauſal zu werden, ſondern es hat um⸗ 
gekehrt das erſte Ereignis das zweite Ereignis gehindert, kauſal zu 
werden. 7 
Nun meint aber das 46. in feiner Entſch., daß der Eintritt 
des zweiten Ereigniſſes doch wenigſtens für die Höhe der Exſatz⸗ 
pflicht maßgebend ſei. Es kommt zu dieſer Erwägung aus dem 
Geſichtspunkt heraus, daß für die Höhe des Schadens nach reichs⸗ 
gerichtlicher Rſpr. die Schadenshöhe z. Z. der Urteilsfällung maß⸗ 
gebend ſei. Z. Z. der Urteilsfällung aber ſei die H.⸗Bank, bei der 
der Bekl. das Geld bei pflichtgemäßem Handeln angelegt hätte, 
ſchon zuſammengebrochen geweſen, ſodaß 3. Z. der Urteilsfallung 
der wirtſchaftliche Schaden des Bekl., der infolge der Untreue des 
Bekl. eingetreten ſei, nur in Höhe des Betrages anzunehmen ſei, 
den die Kl. aus der Konkursmaſſe der zuſammengebrochenen H.⸗ 
Bank erhalten hätten, wenn der Bekl. das Geld dort pflichtgemäß 
angelegt hätte. 

Die Unlogik der Entſch. des BG. liegt m. E. auf der Hand. 
Das BG. ſagt eingangs der Entſcheidungsgründe deutlich: 


beſeitigt werde, daß hinterher ein zweiter Umſtand eintrete, 
der ſonſt den Schaden herbeigeführt hätte. Wenn aber in dem 
genannten Falle das BG. gemäß ſeinen richtigen grundſätz⸗ 
lichen Ausführungen den Bekl. zum Erſatz des Unterſchla⸗ 
genen oder Veruntreuten zu 100% verurteilen würde, ſo wäre 
es in höchſtem Maße unbefriedigend, ihn dann, wenn bei der 
Bank die angelegten Gelder zu 990% verloren gegangen 
wären, von der ganzen unterſchlagenen Summe nicht etwa 
auch 990%, ſondern, wie das BG. will, nur 10%, d. i. den 
Betrag, den die Kl. von der Bank erhalten hätten, erſetzen zu 
laſſen. Beſonders deutlich tritt das unbefriedigende Ergebnis 
hervor, wenn man die zahlenmäßigen Ergebniſſe, zu denen 
man von dieſer Anſicht aus in verſchiedenen Fällen ge⸗ 
langen würde, untereinanderſtellt: 


Verluſt Auszahlung Vom Bell. 

bei der H.⸗Banuk bei ihr alſo zu erſetzen 
1. 10% 99 0% 990% 
2. 15% 35% 835% 
3. 60% 30% 30% 
4. 99% 1% 1% 
5 100% 0% 100% 


Die Überficht zeigt, daß, wenn dus Ergebnis im Falle 5 richtig 
iſt, die Ergebniſſe in den Fällen 1 bis 4 nicht richtig ſein 
können. 

Das BG. begeht bei der Prüfung der Frage, welcher Zu⸗ 
ſtand beſtehen würde, wenn der zum Erſatz verpflichtende Um⸗ 
ſtand nicht eingetreten wäre, den Fehler, daß es nicht nur 
jenen Umſtand wegdenkt, ſondern einen anderen Umſtand 
hinzudenkt, der tatſächlich nicht beſteht, nämlich die Anlegung 
oder Belaſſung der Gelder bei der H.⸗Bank. 

Im RENKomm. iſt in Anm. 3 vor 88 249— 255 
(S. 395/96) ausgeführt worden, der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang werde nicht ausgeſchloſſen durch die Feſtſtellung, daß 
der nämliche oder ein ähnlicher wie der durch das Tun des 
Schädigers herbeigeführte Erfolg ohnedies durch ein anderes 
Geſchehnis herbeigeführt worden wäre, doch könne eine ſolche 
Feſtſtellung geeignet ſein, den Umfang des Schadens als ge⸗ 
ringer erſcheinen zu laſſen, z. B. wenn der Verletzte ohnehin 
wegen Krankheit in Bälde erwerbsunfähig geworden ſein 
würde. Dieſer Satz über den Umfang des Schadens iſt irre⸗ 
führend. Wenn ein durch Verletzung erwerbsunfähig Gewor⸗ 
dener zur Zeit der Verletzung an einer Krankheit litt oder 
ſonſt ſeine Geſundheit von einer Beſchaffenheit war, die ihn 
auch ohne die Verletzung in Bälde erwerbsunfähig gemacht 
hätte, dann iſt ihm durch die Verletzung die Erwerbsfähigkeit 


ft einmal durch ein Ereignis ein Schaden entſtanden, fo 
wird die Urſächlichkeit des Ereigniſſes für dieſen Schaden nicht 
dadurch wieder aufgehoben, daß ein anderes Ereignis den glei⸗ 
chen Schaden verurſacht haben würde. 

Dadurch, daß aber das BG. annimmt, daß das zweite Ereignis 
doch in der Lage wäre, der Höhe nach den durch das erſte Ereig⸗ 
nis ſchon eingetretenen Schaden zu beeinfluſſen, leugnet es ſelbſt 
wieder den oben aufgeſtellten Satz. Denn wenn das zweite Er⸗ 
eignis imſtande ſein ſoll, den durch das erſte Ereignis kauſal 
verurſachten Schaden der Höhe nach zu mindern, ſo wäre dies 
logiſch nur damit zu begründen, daß man den Satz aufſtellt: 

Iſt einmal durch ein Ereignis ein Schaden entſtanden, ſo 
wird die Höhe des durch dieſes Ereignis kauſal verurſachten 
Schadens um den Betrag gemindert, den ein zweites Ereignis 
herbeigeführt haben würde, wenn nicht ſchon durch das erſte 
Ereignis der Schaden eingetreten ſein würde. 

Mit anderen Worten heißt dies: man läßt doch wieder das zweite 
Ereignis kauſal werden für den Schaden, den dieſes allein und 
ohne das erſte Ereignis zu verurſachen imſtande geweſen ware. 
Tatſächlich würde alſo nach der Anſicht des BG. doch von einer 
Kauſalitätsunterbrechung durch das zweite Ereignis die Rede ſein, 
d. h. das RG. vertritt nach den Ausführungen in ſeiner Entſch. 
den Standpunkt, daß für den eingetretenen Schaden das erſte Er’ 
eignis nur inſoweit noch kauſal wäre, als nicht das zweite Er? 
eignis den gleichen Schaden herbeigeführt haben würde; ſoweil 
nicht das erſte Ereignis danach kauſal iſt, wird ſomit die Kauſa⸗ 
lität des zweiten Ereigniſſes behauptet, obwohl der Schaden durch 
das erſte Ereignis voll eingetreten iſt. 4 
Der Entſch. des RG., wonach auch der Höhe nach die Hau“ 
ſalität des durch das erſte Ereignis eingetretenen Schadens nicht 
durch das zweite Ereignis beeinflußt werden kann, iſt deshalb 


zuzuſtimmen. 
RA. Dr. Kunick, Halle a. S. 
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nur für die Zeit verloren gegangen, während welcher er ohne 
die Verletzung trotz ſeiner Krankheit oder ſonſtigen Be⸗ 
ſchaffenheit noch erwerbsfähig geblieben wäre. Inſoweit kann 
alſo der Umſtand, daß die Erwerbsunfähigkeit ohnedies durch 
die Krankheit herbeigeführt worden wäre, in der Tat den Um⸗ 
fang des Schadens als geringer erſcheinen laſſen. Anders 
aber liegt es, wenn der Verletzte erſt nach der Verletzung an 
einem Leiden erkrankt iſt, mit dem er vorher noch nicht be⸗ 
haftet war. In ſolchem Falle gilt auch gegenüber der Er⸗ 
krankung der Satz: Der urſächliche Zuſammenhang wird nicht 
ausgeſchloſſen durch die Feſtſtellung, daß ein anderes Ge⸗ 
ſchehnis, die Erkrankung, den Verletzten auch erwerbsunfähig 
machen würde. Dieſer Satz gilt entſprechend für den vorl. 
Fall: Der urſächliche Zuſammenhang wird nicht auch nicht 
teilweiſe — dadurch ausgeſchloſſen, daß der Zuſammenbruch 
der H.⸗Bank den Verluſt des Geldes, wenn es dort angelegt 
worden oder geblieben wäre, auch herbeigeführt haben würde. 

Das BG. beruft ſich für ſeine Auffaſſung auch mit Un⸗ 
recht auf RG. 101, 4191); 102, 383; 105, 117. In dieſen 
aus der Inflationszeit ſtammenden Urt. iſt die Frage ent⸗ 
ſchieden worden, ob ſich beim Schadenserſatz für verloren ge⸗ 
gangene, beſchädigte oder zerſtörte Sachen die Höhe der Ent⸗ 
ſchädigung nach dem Wert der Sachen zur Zeit des Verluſtes 
bzw. der Beſchädigung bzw. der Zerſtörung oder aber nach 
dem Wert zur Zeit der Urteilsfällung beſtimme, und es iſt 
dort (RG. 101, 420 und entſprechend auch in den anderen 
beiden Urt.) ausgeführt worden: Den ihm zuſtehenden vollen 
Schadenserſatz erhalte der Geſchädigte nur dann, wenn der 
Schädiger ihm den Geldbetrag zahle, für den er ſich ſtatt der 
verlorengegangenen Sachen gleichwertige Erſatzſtücke anſchaffen 
könne; dafür genüge aber (bei der Steigerung der Papier⸗ 
markpreiſe infolge der Geldentwertung) nicht der Wert (ge⸗ 
meint: Papiermarkpreis) zur Zeit des ſchädigenden Ereig⸗ 
niſſes oder der Klagerhebung, ſondern es ſei der Betrag 
erforderlich, der dem Wert (gemeint: Papiermarkpreis) zur 
Zeit der Urteilsfällung entſpreche. In keinem dieſer Urt. 
findet ſich ein Satz, aus dem geſchloſſen werden könnte, daß 
der Geſchädigte ſeinen Anſpruch auf vollen Erſatz des durch 
die ſchädigende Handlung einmal verurſachten Schadens ganz 
oder teilweiſe wieder verliere, wenn ein anderes Ereignis 
eintrete, das ſonſt den Verluſt, die Beſchädigung oder die 
Zerſtörung der Sache herbeigeführt haben würde. 

Hiernach iſt die Anſicht des BG., daß die Kl. auch bei 
Unterſtellung unerlaubter Handlungen des Bekl. nicht mehr 
als den Betrag verlangen könnten, der ihnen zugefloſſen wäre, 
wenn der Bekl. die Geſchäfte ordnungsmäßig beſorgt, nämlich 
die 10 098,85 RA bei der H.⸗Bank eingezahlt hatte, rechtsirrig. 

Auch aus dem Geſichtspunkte der Vertragserfüllung iſt 
der Bekl. zur Zahlung der Beträge, die er anderweitig an⸗ 
gelegt hat, verpflichtet. Denn nachdem er die Verwaltung 
der Grundſtücke der Parteien abgegeben hat, iſt er den Kl. 
gegenüber verpflichtet, die auf ſie entfallenden Teilbeträge 

er eingenommenen Gelder an ſie herauszuzahlen, und dieſem 
nipruch gegenüber kann er ſich nicht darauf berufen, daß 
er die Beträge anderweitig angelegt habe, da er dazu nicht 
befugt war. 

Hiernach iſt der Anſpruch der Kl. nicht nur bei Feſt⸗ 
Nelfung der vom BG. bloß unterjtellten unerlaubten Hand⸗ 
lungen des Bekl., ſondern auch aus Vertrag an ſich begründet. 
Das angefochtene Urt. muß deshalb aufgehoben werden. 

(U. v. 13. Juli 1933; VIII 106/33. — Berlin.) [H.] 


S 8. 88 276, des BOB; 8518, 19, DI, 22 Kroftf⸗ 
a 8. Die Verkehrsſicherheit ſteht höher als 
die Verkehrsbeſchleunigung. Zur „Fahrbahn“ 
S. des 818 Abſ. 2 gehört das geſamte Straßen- 
gelände. Wer eine Straßenſeite befährt, die ihm 
grundſätzlich nicht zur Verfügung ſteht, muß 
W beſonders vorſichtig, langſam und War⸗ 
Dr g. zeichen gebend und mit Unbeſonnenheiten 
A be rechnend, fahren, bei geringſtem Zweifel 
vo begegnenden Fahrzeug die Vorbeifahrt 
aſſen. f) 


x Am 1. April 1931 wurden auf einem Teile der ſüdlichen 
Me a —— 
) JW. 1921, 829. 


Hälfte einer Straße bei Berlin Bauarbeiten ausgeführt; die 
Anfangspunkte der etwa 45 m langen Ausbeſſerungsſtelle 
waren nach Weſten zu in Richtung Berlin durch ein vor⸗ 
ſchriftsmäßiges Sperrſchild, nach Oſten zu in Richtung Bies⸗ 
dorf aber nur durch zwei in Dreiecksform aufgeſtellte Schau⸗ 
feln gekennzeichnet. An jenem Tage führte der Zweitbekl., ein 
Angeſtellter des Erſtbekl., einen dem letzteren gehörigen Laſt⸗ 
kraftwagen von Berlin aus und benutzte dabei die Straße. In 
entgegengeſetzter Richtung von Biesdorf her kam der Erſtkl. 
auf ſeinem Kraftrad; auf dem Beiſitz befand ſich der Zweitkl. 
Der Zweitbekl. bog vor der Ausbeſſerungsſtelle auf die nörd⸗ 
liche, alſo für ihn linke, Straßenſeite ab, fuhr auf letzterer 
bis zum Ende der Stelle und lenkte dort den Wagen nach der 
ſüdlichen Seite hinüber. An dem öſtlichen Endpunkt der Aus⸗ 
beſſerungsſtelle auf der nördlichen Straßenhälfte hielten ein 
Kraftradfahrer und hinter dieſem ein etwa 2 m breiter und 
etwa 2½ m hoher Laſtkraftwagen des S. Während der Zweit⸗ 
bekl. auf die für ihn rechte Straßenſeite hinüberbog, kam der 
Erſtkl. hinter dem Schlächterwagen hervor und fuhr links 
(ſüdlich) an dieſem vorbei. Dabei geriet das Kraftrad der Kl. 
gegen den Kühler des Wagens der Bekl. Die Kl. erlitten Sach⸗ 
und Perſonenſchaden, auf deſſen Erſatz ſie die Bekl. auf Grund 
der 88 823 ff. BGB. und der Vorſchr. des KraftfG. in An⸗ 
ſpruch nahmen. BG. wies die Klage ab. RG. hob auf. 

Das BG. ſieht den den Bekl. obliegenden Entlaſtungs⸗ 
beweis aus § 7 Abſ. 2 und § 18 Abſ. 1 Satz 2 KraftfG. als 
erbracht und folgeweiſe den den Kl. zufallenden Beweis für 
ein Verſchulden des Zweitbekl. ($ 823 BGB.) als mißglückt 
an. Das angef. Urt. gibt hierfür eine Reihe von Gründen. 
Keiner derſelben hält der rechtlichen Nachprüfung ſtand. 

1. Der erſte Grund betrifft die Frage des urſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen dem Unfall der Kl. und der von 
dem Zweitbekl. beobachteten Fahrtgeſchwindigkeit. Hierzu wird 
folgendes ausgeführt. Das LG. lege dem Zweitbekl. zur Laſt, 
daß er ſtatt mit Schrittgeſchwindigkeit mit mindeſtens 15 bis 
17 km Stundengeſchwindigkeit gefahren ſei, obwohl der hohe 
und breite Schlächterwagen den Überblick über die Fahrbahn 
behindert habe. Der Unftzl wäre jedoch auch dann nicht ver⸗ 
mieden worden, wenn der Zweitbekl. mit Schrittgeſchwindigkeit 
gefahren wäre. Denn im Augenblick des Zuſammenſtoßes ſei 
der Zweitbekl. nicht in der Längsrichtung, ſondern quer über 
die Straße gefahren. Fahrzeugen, die von Biesdorf her ſich 
in der Längsrichtung auf den Wagen der Bekl. zu bewegt 
hätten, habe dieſer alſo auf jeden Fall ein Hindernis bieten 
müſſen, mochte er in Schrittgeſchwindigkeit fahren, ſo daß er 
Zu 3 u. 4. Die beiden Urt. zeigen in weſentlichen Punkten 
die gleichen Gedankengänge, denen beizupflichten iſt. 

Mit Recht ſtellt ſich das RG. auf den Standpunkt, daß 
demienigen, der die ihm grundſätzlich nicht, im fpeziellen 
Falle ausnahmsweiſe aus beſonderen Gründen — ſei es 
wegen Ausbeſſerung der ihm gebührenden Straßenſeite, ſei es wegen 
Einbiegens auf ein anliegendes Grundſtück — zur Verfügung 
ſtehende Straßenſeite befährt oder auf jte einbiegen will, 
eine beſondere Sorgfaltspflicht ſowohl in der Beachtung der Beſt. 
der KraftfVerkVoO. bzgl. Beſchleunigung, Richtungszeichen und War⸗ 
nungszeichen, als insbeſ. nach $ 276 BGB. obliegt und der für den 
Fußgänger geltende Grundſatz, daß er vor Überquerung einer Straße 
auch das Erſcheinen von Fuhrwerken in Rechnung ſtellen muß, die 
ſeiner Sicht durch andere Fahrzeuge verdeckt ſein könnten, kon⸗ 
ſequenterweiſe auch für den Führer eines Kraftfahrzeuges Geltung 
habe, ja daß ihm notfalls die Verpflichtung obliege, völlig zu halten 
oder demjenigen Fahrzeug, das ihm die Sicht verdeckt, die Vorbei⸗ 
fahrt zu laſſen, um dadurch den überblick zu gewinnen. Mit Recht 
betont auch hier wieder der erk. Sen., daß die Verkehrsſicherheit 
höher ſtehe als die Verkehrsbeſchleunigung und das Intereſſe an der 
Beſchleunigung dem Führer eines Kraftwagens keine Ausnahme⸗ 
ſtellung bei der rechtlichen Beurteilung ſeiner Handlungsweiſe gewähre. 

Die Betonung, daß Fahrbahn i. S. des 8 18 Adi. 2 Kraftf⸗ 
VerkVO. nicht etwa nur der Teil der Straße ſei, den der Führer 
befährt, ſondern das geſamte Straßengelände einſchließlich der Bürger⸗ 
ſteige und auch das anſtoßende Gelände von Seitenſtraßen, entſpricht 
der übereinſtimmenden Meinung des RG. und der Kommentatoren. 

Endlich iſt auch die grundſätzliche Klarheit beachtlich, mit der 
das RG. bei der Prüfung der Frage des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges von dem Tatrichter die Feſtſtellung verlangt, ob, wenn ſchon 
der Unfall auch bei Beobachtung aller Vorſichtsmaßnahmen unabwend⸗ 
bar war, er unter dieſer Vorausſetzung auch mit der gleichen Schwere 
erfolgt wäre. RA. Georg Krauß II, München. 
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jederzeit habe zum Halten gebracht werden können, oder mochte 
er mit einer Stundengeſchwindigkeit von allenfalls 25 km 
fahren, fo daß der Bremsweg etwa 6 m betragen haben würde. 
Eine zu große Fahrtgeſchwindigkeit des Zweitbekl. könne es 
alſo nicht geweſen ſein, die den Zuſammenſtoß verurſacht habe. 
Die Urſache ſei vielmehr der Umſtand geweſen, daß der Erſtkl. 
mit jedenfalls mehr als 25 km Stundengeſchwindigkeit hinter 
dem haltenden Schlächterwagen hervorgekommen ſei, ſich un⸗ 
vermutet dem quer über die Straße ſich bewegenden Wagen 
der Bekl. gegenüber geſehen habe, in deſſen Fahrtrichtung 
hineingefahren und dadurch gegen den Kühler des Wagens 
geraten ſei. Ferner habe der Zweitbekl. auch bei Innehaltung 
einer Schrittgeſchwindigkeit nicht damit rechnen können, daß 
ein Kraftrad hinter dem haltenden Schlächterwagen hervor⸗ 
kommen und in ſeine Fahrtrichtung hineinfahren werde; na⸗ 
turgemäß habe er überraſcht werden müſſen, ſo daß es ihm 
nicht zur Laſt gelegt werden könnte, wenn es noch einige 
Sekunden gedauert haben würde, bis er den Wagen zum 
Stehen gebracht hätte. Ein Anhalten auf der Stelle habe von 
ihm überhaupt nicht verlangt werden können. 

Dieſe Begr. läßt die Prüfung der Frage vermiſſen, ob 
denn der Zuſammenſtoß, auch wenn er, wie das BG. an⸗ 
nimmt, ſelbſt bei Innehaltung einer Schrittgeſchwindigkeit 
durch den Zweitbekl. unvermeidbar war, unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung die gleichen ſchweren Folgen für die Kl. gehabt hätte 
wie bei der Beobachtung einer Stundengeſchwindigkeit von 
25 km, die der Vorderrichter als möglich unterſtellt. Dieſe 
Prüfung hätte um ſo näher gelegen, als die Kl. unſtreitig 
noch mit dem Kraftrad einige Meter mitgeſchleift worden ſind. 
Im übrigen wird das BG. auf Grund der erneuten Verhand⸗ 
lung unter Beachtung der Ausführungen des RevuUrt. unter 
Ziff. 2 bis 4 Gelegenheit haben, ſeine Auffaſſung, daß der 
Zuſammenſtoß auch bei Beobachtung aller Vorſichtsmaß⸗ 
nahmen ſeitens des Zweitbekl. unabwendbar geweſen wäre, 
einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

2. Sodann meint der BerR., daß nach der beſonderen 
Lage des Falles dem Zweitbekl. überhaupt daraus kein Vor⸗ 
wurf gemacht werden könne, wenn er mit einer Stunden⸗ 
geſchwindigkeit von 25 km gefahren ſei. Denn einerſeits habe 
es fein Beſtreben ſein müſſen, möglichſt ſchnell aus ber Vau⸗ 
ſtelle herauszukommen, um den haltenden Fahrzeugen den 
Weg frei zu machen. Andererſeits ſei ihm durch den Schläch⸗ 
terwagen zwar der Überblick über die Fahrbahn verdeckt ge⸗ 
weſen, ſoweit ſie hinter dieſem Wagen gelegen habe; dieſe 
Fahrbahn ſei aber in dem Augenblick, als er auf die andere 
Straßenſeite hinübergebogen ſei, für ihn gar nicht in Be⸗ 
tracht gekommen. Denn er habe nicht damit zu rechnen 
brauchen, daß ein Fahrzeug, das ſich hinter dem Schlächter⸗ 
wagen befinde, plötzlich an den haltenden Fahrzeugen vorüber 
und in der Richtung auf den Wagen der Bekl. zu ungeachtet 
des auftauchenden Hinderniſſes weiterfahren werde. Als Fahr⸗ 
bahn ſei vielmehr für den Zweitbekl. nur die Südſeite der 
Straße in Betracht gekommen, auf die er hinübergefahren ſei, 
und auf der er ſeine Fahrt habe fortſetzen wollen. Hier ſei 
aber für ihn der überblick nicht behindert geweſen, ſo daß er 
auch nicht unter dieſem Geſichtspunkt (8 18 Abſ. 2 KraftfVerk⸗ 
VO.) hätte tunlichſt langſam fahren müſſen. 

Jede einzelne dieſer Erwägungen iſt rechtlich verfehlt. 

a) Der erk. Sen. hat bereits mehrfach darauf hingewieſen, 
daß die Verkehrsſicherheit höher ſteht als die Verkehrsbeſchleu⸗ 
nigung (RG. 130, 1651); 135, 153 2)). Der Hinweis des 
Vorderrichters auf das Beſchleunigungsbedürfnis iſt überdies 
fehl am Ort. Denn da die Ausbeſſerungsſtrecke nur etwa 45 m 
lang war, ſo hätte es einen Unterſchied von einigen Sekunden 
bedeutet, wenn der Zweitbekl. ſtatt mit einer Stundengeſchwin⸗ 
digkeit von 25 km mit einer ſolchen von 6 km gefahren wäre. 
Die Sorge um die Verkehrsbeſchleunigung berechtigt den 
Kraftfahrzeugführer im übrigen beſonders dann nicht zu 
ſchnellem Fahren, wenn ausdrückliche Vorſchr. der Kraftf®D. 
oder die allgemeine Verkehrsſorgfaltspflicht (8 276 BGB.) 
ein langſames Fahren gebieten. 

b) Letztere Vorausſetzung iſt hier gegeben. Denn der 818 
Abſ. 2 KraftfVerkVoO. (ogl. auch Abſ. 1 des 8 18 und Abſ. 1 


1) JW. 1931, 875, ) JW. 1932, 1251. 


des § 17 daf.) ordnet langſames Fahren an, wenn der Über⸗ 
blick über die Fahrbahn behindert iſt. Zu Unrecht will das 
der Vorderrichter hier nicht gelten laſſen, weil zwar die Sicht 
über die nördliche Straßenhälfte dem Zweitbekl. durch den 
Schlächterwagen verdeckt geweſen ſei, für ihn aber nur die 
ſichtfreie Südſeite der Straße deshalb in Betracht gekommen 
ſei, weil er auf dieſe habe hinüberfahren wollen, um ſie zur 
Fortſetzung ſeiner Fahrt zu benutzen. Danach verſteht der 
BerR. unter „Fahrbahn“ i. S. des § 18 Abſ. 2 KraftfVerk⸗ 
VO. nicht etwa den Teil der Straße, den der Führer noch 
befährt — deſſen Unüberſichtlichkeit braucht ihn nicht zu 
kümmern —, ſondern den Straßenteil, den er künftig befahren 
will. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt, ſoweit erſichtlich, noch nir⸗ 
gends vertreten worden und abzulehnen. Zur „Fahrbahn“ 
gehört das geſamteStraßengelände einſchließlich der Bürger⸗ 
ſteige und darüber hinaus auch das anſtoßende Gelände von 
Seitenſtraßen (RGSt. 65, 138; Müller, Automobil., Erl. 
5a zu 8 18 KraftfVerkVO.; Iſaac⸗Sieburg, Automo⸗ 
bil G., Erl. 14 unter a zu § 18 a. a. O., beide mit Nach⸗ 
weiſen). Der Zweck des § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO., Ver⸗ 
kehrsunfälle nach Möglichkeit auszuſchließen, gebietet eine 
ſolche weite Auslegung. Die fernere Frage, welcher Zwiſchen⸗ 
raum als „kürzeſte Entfernung“ i. S. des § 18 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
VerkVO. zu erachten iſt, iſt ſtets nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalls zu beantworten. Der Sinn der Belt. 
iſt der: Der Führer muß ſich die Hinderniſſe vor Augen 
halten, die ſich ihm erfahrungsgemäß möglicherweiſe in den 
Weg ſtellen werden, und er muß daher ſeine Fahrtgeſchwindig⸗ 
keit ſo niedrig einſtellen, daß er ſein Fahrzeug unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Verhältniſſe, namentlich der Beſchaffen⸗ 
heit des Fahrzeugs, insbeſ. feiner Bremſen, des Weges und 
der Überlegungszeit, vor einem ſolchen Hindernis noch recht⸗ 
zeitig zum Stehen bringen kann (RGUrt. v. 6. April 1933, 
VI 25/33; Iſaac⸗Sieburg a. a. O., Erl. 18 zu 8 18 
KraftfVerkVO.); daß er erſt nach einem Zuſammenſtoß, wenn 
a nach kurzem Bremsweg, gehalten hat, entſchuldigt ihn 
nicht. 

c) Nun will das BG. dem Zweitbekl. gerade im Hinblick 
auf die feſtgeſtellten Umſtände eine Fahrtgeſchwindigkeit von 
25 Stundenkilometern zubilligen. Das iſt rechtsirrig. Zwar 
war der Zweitbekl. im Hinblick auf die Straßenausbeſſerungs⸗ 
arbeiten, die ihm die Benutzung der für ihn rechten Seite 
des Weges unmöglich machten, zur Befahrung der linken Seite 
befugt; der § 21 Abſ. 1 Satz 1 Halbſatz 2 KkaftfVerkVO. 
(nicht geändert i. d. Faſſ. v. 10. Mai 1932, RGBl. I, 201) 
iſt in ſeinen beiden Ausnahmevorſchr. offenbar zu eng ge⸗ 
faßt (Müller a. a. O., Erl. 3b zu $ 21). Aber der Zweit⸗ 
bekl. mußte ſich doch immer, wie die Rev. mit Recht betont, 
deſſen bewußt ſein, daß er eine Straßenſeite befuhr, die ihm 
grundſätzlich nicht zur Verfügung ſtand, und er mußte ſchon 
deswegen und um ſo mehr, als die getroffene Abſperrmaß⸗ 
nahme am öſtlichen Ausgangspunkt der Sperrſtrecke unzu⸗ 
reichend war, mit dem Auftauchen ihm entgegenkommender 
Straßenbenutzer auf dieſer Strecke rechnen; ſchon dieſe Sach⸗ 
lage hätte ihn zu einer Verlangſamung ſeiner Fahrt auf 
Schrittgeſchwindigkeit zwingen müſſen. Als er dann gar noch 
dazu überging, nach rechts abzubiegen, die Straße zu über⸗ 
queren und dadurch ein den übrigen Verkehr in hohem Maße 
gefährdendes Unternehmen zu beginnen, hätte er, zumal er 
nicht ſehen konnte, was hinter dem Schlächterwagen vorging, 
alle nur irgendwie möglichen Vorſichtsmaßnahmen treffen 
müſſen (RG.: ZW. 1932, 3716 10 nebſt Nachweiſen; RGuUrt. 
v. 6. März 1933, VI 394/32). Dazu hätte gehört, daß er ſich 
vorſichtig an einen ſolchen Gefahrenpunkt herantaſtete, daß er 
dauernd und rechtzeitig Warnungszeichen mit der Hupe ab⸗ 
gab und daß er die geſpannteſte Aufmerkſamkeit beobachtete. 
Von der Zubilligung einer Schreckſekunde kann dabei keine 
Rede ſein. 

d) Nicht verſtändlich iſt endlich die Rechtsanſicht des 
BG., der Zweitbekl. habe nicht damit zu rechnen brauchen, 
daß plötzlich ein durch den Schlächterwagen verdeckt geweſenes 
Fahrzeug vorfahren und in ſeine Fahrbahn gelangen werde. 
Schon im allgemeinen gilt der Satz, daß der Kraftfahrzeug“ 
verkehr mit Unbeſonnenheiten anderer Verkehrsteilnehmer rech⸗ 
nen muß. Hier kommt aber noch folgendes hinzu. Mit Recht 
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verlangt die Rſpr. von einem Fußgänger, daß er ſich, be⸗ 
vor er eine Straße überquert, darüber vergewiſſert, daß ihm 
nicht ein etwa durch ein anderes Fahrzeug verdecktes Fuhr⸗ 
werk in die Gehbahn gerät. Weshalb nicht das gleiche auch 
für einen Kraftwagenführer gelten fol, iſt nicht erſichtlich. 
Der BerR. macht ja auch ſelbſt dem Erſtkl. den Vorwurf, daß 
er ohne Herabminderung ſeiner Geſchwindigkeit und ohne 
Anwendung von Vorſichtsmaßnahmen plötzlich hinter dem 
auch ihm die Überſicht nach vorn verdeckenden Schlächterwagen 
hervorgefahren ift (RGSt. 65, 136). Nicht anders iſt die 
Fahrweiſe des Zweitbekl. zu beurteilen. 
Nach alledem iſt der Verſtoß des Zweitbekl. gegen § 18 
Abſ. 2 (818 Abſ. 1, 8 17 Abſ. 1 KraftfVerkV O.), nicht min⸗ 
der aber gegen § 276 BGB. offenbar, und die vom Tat⸗ 
richter zu entſcheidende Frage kann nur noch die ſein, ob 
und in welchem Umfang das Verhalten des Zweitbekl. für den 
Schaden der Kl. urſächlich geweſen iſt (vgl. oben Ziff 1 1). 
Die Beweislaſt regelt ſich auch inſoweit nach § 823 Abi. 1, 2 
BGB. einerſeits, 87 Abſ. 2, 8 18 Abſ. 1 Satz 2 Kraftf⸗ 
VerkVO. andererſeits. 
3. Das BG. iſt der Meinung, daß der Zweitbekl. die 
Abgabe von Warnungszeichen gegen Ende der Bauſtelle habe 
unterlaſſen dürfen. Die Gründe, die es hierfür anführt, ſind 
im weſentlichen dieſelben wie ſie unter Ziff. 1 2 angegeben 
find. Die Darlegungen unter I 2c ergeben, daß dieſe Gründe 
mit § 19 Abſ. 1 KraftfVerkVO. unvereinbar find. Zur Frage 
des vom Vorderrichter vermißten urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs kann auf die Ausführungen dieſes Urt. unter I 1 am 
Schluß verwiefen werden. 
4. Die Frage, ob der Zweitbekl. den Wagen des S. zu⸗ 
erſt in den an der Bauſtelle entlang führenden nördlichen 
Teil der Straße hätte einfahren laſſen müſſen, läßt das BG. 
unerörtert; denn es ſei nicht erſichtlich, daß eine Säumnis 
des Zweitbekl. in dieſer Beziehung für den Unfall urſächlich 
geworden fei. 
2) Dieſe Begr. legt die Annahme nahe, daß der Vorder⸗ 
richter entweder gegen die Denkgeſetze verſtoßen oder den Be⸗ 
griff des urſächlichen Zuſammenhangs verkannt hat oder daß 
ihm beide Verſtöße, die ſachlich⸗rechtlicher Art ſind, zur Laſt 
fallen. Wie das angef. Urt. offenſichtlich annimmt und nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt auch wohl kaum einem Zweifel 
unterliegen kann, war es eine weſentliche Urſache für den 
Zuſammenſtoß, daß wegen des die Sicht verſperrenden 
Schlächterwagens der Erſtkl. den Kraftwagen der Bekl. und 
der Zweitbekl. das Kraftrad der Kl. erſt ganz kurz vor dem 
Zuſammenſtoß wahrgenommen haben; denkt man den Wagen 
es S. aus dem Straßenbilde am öſtlichen Ausgang der 
Bauſtelle fort, fo hätten die Parteien aller Wahrſcheinlichkeit 
nach einander rechtzeitig bemerkt und es wäre nicht zu dem 
Unfall gekommen. Hätte nun der Zweitbekl. am Weſtanfang 
der Bauſtelle gehalten, ſo wäre der Wagen des S. in die 
Sperrſtrecke eingefahren, und es wäre das Kraftrad der Kl. 
entweder hinterhergefahren oder es hätte am Oſtausgang ge⸗ 
halten. Erſterenfalls wäre es allerdings denkbar, daß das 
Kraftrad der Kl. am Weſtausgang auf den haltenden oder ſich 
eben in Bewegung ſetzenden Wagen der Bekl. aufgefahren 
wäre, wenn dieſer etwa durch den Schlächterwagen verdeckt 
geweſen ſein ſollte. Ob der Vorderrichter an dieſe wohl nicht 
naheliegende Möglichkeit gedacht hat, iſt dem angefochtenen 
rt. nicht zu entnehmen. Inſoweit wird das BG, falls es 
ſeine Auffaſſung aufrechterhalten will, dieſe näher zu er⸗ 
läutern haben. 

b) Ob der Zweitbekl. warten mußte, bis der Wagen des 
S. die Sperrſtrecke durchfahren hatte, kann nicht aus dem das 
Vorfahrtsrecht regelnden 8 24 KraftfVerkVO. entnommen, 
ſondern muß aus dem das Vorbeifahrtsrecht regelnden 8 22 
Abſ. 1 Satz 1 daſ. (die unklar gefaßte [ogl. Müller a. a. O. 
Erl. 7 zu 822: Iſaac⸗Sieburg a. a. O. Erl. 10 zu 8 22 
und inſoweit in die KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932 un⸗ 
verändert übernommene Vorſchr. in 8 22 Abſ. 2 hat hier aus⸗ 
zuſcheiden) beurteilt werden. Nach § 22 Abſ. 1 Satz 1 a. a. O. 
hat der Führer, falls die Umſtände oder die Ortlichkeit ihm 
nicht geſtatten, entgegenkommenden anderen Wegebenutzern 
rechtzeitig und genügend nach rechts auszuweichen — dieſe 
Vorausſetzung ſcheint hier gegeben geweſen zu fein —, zu 
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halten, bis der Weg frei iſt. Dieſe Vorſchr. gilt grundſätzlich 
für die Führer aller einander begegnenden Fahrzeuge, hier 
alſo für den Zweitbekl. und den Führer des S.ſchen Wagens. 
Folgeweiſe durfte derjenige von ihnen in die Ausbeſſerungs⸗ 
ſtelle einfahren, der früher als der andere einen der Anfangs⸗ 
punkte der Stelle erreicht hatte. Soweit aber in dieſer Be⸗ 
ziehung auch nur die mindeſten Zweifel beſtanden, war der 
Führer des S. ſchen Wagens einfahrtsberechtigt, da er die für 
ihn rechte Straßenſeite benutzte (8 21 Abſ. 1 Satz 1 Kraftf⸗ 
VerkVO. ſogl. RG. 132, 102°) und RGurt. v. 1. Okt. 1931, 
VI 94/31). 

(U. v. 6. Juli 1933; VI 115/33. — Berlin.) [ .] 


4. 88 276, 823 BGB.; 88 4, 17, 18 KraftfVerk⸗ 
BO. Damit, daß ein Fahrzeug in Tore von Pri⸗ 
vatgrundſtücken einfahren will, braucht der Ver⸗ 
kehr nicht ohne weiteres zu rechnen. Wer nach 
links in ein ſolches Tor einfahren will, muß 
das ganz beſonders vorſichtig tun, muß ſich 
umſehen, Hupenzeichen geben und warten, bis 
er ſich damit in den Verkehr eingliedern kann. 
Von dem Fahrgaſt kann nicht verlangt werden, 
daß er die Fahrweiſe des Führers überwacht, 
mag er ſelbſt im Beſitz des Führerſcheins ſein. f) 

Am 23. April 1930 fuhr B. mit ſeinem Kraftrad, auf 
deſſen Beiſitz der Kl. ſaß, auf der von Berlin nach Prenzlau 
führenden Chauſſee. Vor ihm fuhr G. in ſeinem Perſonen⸗ 
kraftwagen. Sie holten den in der gleichen Richtung fahren⸗ 
den, dem Bekl. gehörigen und von dieſem geſteuerten Liefer⸗ 
kraftwagen ein. Als der Bekl. im Begriff war, von der 
Chauſſee in das von ihm bewohnte, links ſeiner Fahrtrichtung 
an dieſer Chauſſee belegene Grundſtück hineinzufahren, über⸗ 
holte ihn G., indem er links von dem Lieferwagen am Chauſ⸗ 
ſeerand hindurchfuhr. Dagegen rannte das Kraftrad des B. 
gegen den Lieferwagen. Der Kl. erlitt Sach⸗ und Perſonen⸗ 
ſchaden. 

BG. wies ſeine Schadensklage ab. RG. hob auf. 

Das BG. ſieht nicht nur den dem Kl. zufallenden Be⸗ 
weis aus 8823 BGB. als mißglückt, ſondern ſogar den dem 
Bekl. obliegenden Entlaſtungsbeweis aus 87 Abſ. 2 Krafti®. 
als erbracht an. Es legt die eigene frühere Angabe des B. 
zugrunde, dieſer ſei etwa 6m, und zwar links hinter dem 
Wagen des G. gefahren, ſo daß er den Wagen des Bekl. nicht 
habe ſehen können. Danach aber ſei der Zuſammenſtoß auf 
das Verhalten des B. zurückzuführen. Denn dieſer habe rechts 
von dem quer auf der Chauſſee haltenden oder ſich langſam 
bewegenden Wagen des Bekl. vorbeifahren können. Wenn B. 
gleichwohl auf den Wagen aufgefahren ſei, ſo beruhe dies 
darauf, daß der Lieferwagen durch den Wagen Gis verdeckt 
geweſen ſei und daß B. nicht mehr die erforderliche Geiſtes⸗ 
gegenwart gehabt habe. Außerdem ſei B. bei der von ihm 
behaupteten Geſchwindigkeit von 45—50 km je Stunde zu 
ſchnell gefahren, da der Überblick über die Fahrbahn behindert 
geweſen ſei. Mehr als 30 km habe er überhaupt nicht fahren 
dürfen, weil er ſich innerhalb eines geſchloſſenen Ortsteiles, 
wie näher dargelegt wird, befunden habe. Andererſeits habe 
der Bekl. vor der Ausführung der Linksſchwenkung jede Sorg⸗ 
falt beobachtet; denn er habe etwa 15 Sekunden lang ſeinen 
linken Arm herausgeſtreckt, und zwar habe er rechtzeitig 
mit der Abgabe dieſes Winkzeichens begonnen. An dieſer Be⸗ 
urteilung werde dadurch nichts geändert, daß die Kraftfahr⸗ 
zeuge vor dem Grundſtück des Bekl. ſchnell vorüberzuſahren 
pflegten und daß die Chauffeebäume in der Nähe des Grund⸗ 
ſtücks zahlreiche, durch anſtoßende Fahrzeuge entſtandene Ver⸗ 
letzungen trügen. Auch wenn G. ſchon vor dem Beginn des 
Winkzeichens des Bekl. Hupenſignale gegeben haben ſollte, 
würde die Beurteilung keine andere ſein können, da der 
Bekl. nicht eine ſo lange Zeit wie 15 Sekunden zu warten 
verpflichtet geweſen ſei, um G. vorbeifahren zu laſſen. 
überdies würde ſich der Kl. nicht einmal auf etwaige Ver⸗ 
fehlungen des Bekl. in dieſen Beziehungen berufen können, 
da der Bekl. das von dem Wagen Ges verdeckte Kraftrad des 
B. nicht habe bemerken können und er mit einem vorſchrifts⸗ 
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widrig dicht und ſchnell hinter dem Gehen Wagen her⸗ 
kommenden Fahrzeug nicht habe zu rechnen brauchen; gegen⸗ 
über dem Kl. habe deshalb der Bekl. eine Sorgfaltspflicht, 
die er hätte verletzen können, überhaupt nicht gehabt. 

1. Dieſe Ausführungen werden von der Rev. inſoweit, 
als ſie das Verhalten des Bekl. betreffen, mit Recht bean⸗ 
anſtandet. Der Bekl. wohnte an der Berlin — Prenzlauer 
Chauſſee, war alſo mit den örtlichen Verhältniſſen vertraut. 
Dieſe Chauſſee pflegt, wie unſtreitig zu ſein ſcheint, in 
großem Umfang von Kraftfahrzeugen befahren zu werden. Ob 
die Einfahrt in das Grundſtück des Bekl. ſchwer erkennbar 
war, kann dahinſtehen; denn damit, daß ein Fahrzeug in 
Tore von Privatgrundſtücken einfahren will, braucht der 
Verkehr nicht ohne weiteres zu rechnen. Bei dieſer Sachlage 
hätte es dem Bekl. ſchon die allgemeine Verkehrsſorgfaltspflicht 
(8276 BGB.) geboten, alle nur irgendwie möglichen Vor⸗ 
kehrungsmaßnahmen anzuwenden, um einen Zuſammenſtoß 
mit etwa nachfolgenden Wegebenutzern zu vermeiden. Das 
hat er nach dem bisher feſtgeſtellten Sachverhalt nicht getan, 
er hat im Gegenteil auch ausdrückliche Vorſchr. der Kraftf⸗ 
VerkVO. verletzt. 

a) Allerdings hat 8 24 KraftfVerkVO., auf den ſich der 
Kl. berufen hat, auszuſcheiden. Denn die Anwendung der Beſt. 
über das Vorfahrtsrecht verbietet ſich zum mindeſten deshalb, 
weil die Fahrzeuge der Parteien einander nicht begegneten, 
wie dies in dem RG. 136, 2731) entſchiedenen Falle zutraf. 

b) Auch eine Verletzung des § 26 KraftfVerkVoO. iſt nach 
den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. nicht dargetan. Zwar 
ſcheint auch der Vorderrichter das Stellen des Pfeils in dem 
Gehäuſeanzeiger durch den Bekl. nach links für nicht aus⸗ 
reichend zu erachten, da dieſe Zeichengebung für nachfolgende 
Fahrzeugführer nicht wahrnehmbar war (sgl. KraftfVerkVO. 
n. F. v. 10. Mai 1932 [RGBl. I, 201], wonach — 84 
Abſ. 8 Satz 2 — Gehäufeanzeiger überhaupt nicht mehr zu⸗ 
gelaſſen find). Aber der Bekl. hat 15 Sekunden lang feinen 
Arm rechtzeitig herausgeſtreckt. Wenn der Vorderrichter dieſen 
Zeitraum für ausreichend erachtet hat, ſo kann dem aus 
Rechtsgründen nicht entgegengetreten werden. 

c) Wenn auch der Bekl. zum Einbiegen in fein Grund⸗ 
ſtück die linke Seite des Weges benutzen durfte, da dies durch 
eine örtliche PolVO. nicht verboten zu fein ſcheint (8 21 
Abſ. 1 Satz 1 KraftfVerkO.), fo hätte er ſich doch vor Augen 
halten müſſen, daß er eine ihm nur ausnahmsweiſe frei⸗ 
ſtehende Wegeſeite befahren wollte und daß er namentlich auch 
quer zur Straße ſich bewegen mußte und dadurch den ge⸗ 
ſamten übrigen Verkehr auf der Chauſſee gefährden konnte. 
Deshalb hätte der Bekl. um ſo mehr, als der Verkehr mit 
einem Linksabbiegen gerade an dieſer Stelle nicht rechnen 
konnte, durch rechtzeitige und andauernde Hupenzeichen auf 
ſeine Abſicht aufmerkſam machen müſſen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob der 8 19 Abi. 1 KraftfVerkVO. unmittelbar oder 
wenigſtens in entſprechender Anwendung die Abgabe von 
Hupenzeichen gebot. Denn jedenfalls ergab ſich dieſe Pflicht 
aus 817 Abſ. 1 daſ. Daß er Hupenzeichen gegeben hätte, 
hat der Bekl. bisher nicht behauptet. 

d) Der Bekl. hätte, zumal er ſeiner Angabe nach infolge 
des Geräuſches ſeines Motors die Hupenzeichen nachfolgender 
Kraftfahrzeuge nicht hören konnte, dauernd durch Blicke in 
den Rückſpiegel (8 4 Abſ. 8 KraftfVerkVoO.) und, falls ihm 
dadurch kein ausreichender Überblick nach rückwärts verſchafft 
wurde, durch Herausſehen aus dem Wagen ſich davon über⸗ 
zeugen müſſen, daß hinter ihm ſich kein Fahrzeug befand, 
das ihn zu überholen beabſichtigte. Auch in dieſer Beziehung 
fehlt es bisher an ausreichenden Behauptungen des Bekl. 

e) Die Pflicht des Bekl. zu einer Herabminderung ſeiner 
Geſchwindigkeit auf Schrittgeſchwindigkeit ergab ih aus 8 18 
Abf. 1, vielleicht auch aus Abſ. 2 KraftfVerkVO. Daß er 
mit nur 6km je Stunde gefahren wäre, ſcheint der Bekl. 
ſelbſt nicht behaupten zu wollen. 

1) Rechtlich verfehlt ift die Auffaſſung des BerR., der 
Bekl. habe nicht 15 Sekunden, was das angefochtene Urt. als 
eine „lange Zeit“ bezeichnet, zu warten brauchen, bis der 
Wagen des G. vorbeigefahren war; vielmehr habe G. halten 
müſſen, bis der Bekl. fein überquerungsmanöver beendet hatte. 
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So iſt die Rechtslage nicht. Wer regelwidrig fahren will, kann 
nicht verlangen, daß ſich der geſamte Straßenverkehr nach 
ihm richtet, ſondern er hat zu warten, bis die Straße für 
ſein regelwidriges Fahren frei iſt und er ſich in den Verkehr 
eingliedern kann (vgl. RG. 132, 102 2)). 

g) Nicht ohne weiteres verſtändlich iſt der Schlußſatz der 
eingangs mitgeteilten Begr. des BG. Sollte damit etwa ge⸗ 
ſagt werden, daß ein Kraftfahrzeugführer ſich um Verkehrs⸗ 
teilnehmer überhaupt nicht zu kümmern brauche, die durch 
Fuhrwerke verdeckt und daher für ihn nicht wahrnehmbar 
ſind, ſo würde dieſe Auffaſſung rechtlichen Bedenken be⸗ 
gegnen. Mit Recht verlangt die Rſpr. von einem Fußgänger, 
der die Straße überqueren will, daß er das Erſcheinen von 
Fuhrwerken in Rechnung zieht, die ſeiner Sicht durch andere 
Fuhrwerke verdeckt ſein könnten. Weshalb nicht für Kraft⸗ 
fahrzeugführer Entſprechendes gelten ſoll, iſt ſchlechterdings 
nicht einzuſehen. Überdies muß ein Kraftfahrzeugführer ſchon 
ganz allgemein mit unbeſonnenem Verhalten anderer Ver⸗ 
kehrsteilnehmer immer rechnen (RGSt. 65, 136). 

Alle dieſe Ausführungen ſtehen im Einklang mit der 
ſtändigen Rſpr. des RG. (vgl. u. a. JW. 1932, 371610; 
RG. v. 5. Nov. 1931, VI 244/31 und v. 6. März 1933, 
VI 394/32). Hiernach haftet der Bekl. nach bisheriger Sach⸗ 
lage an ſich aus 8823 Abſ. 1, 2 BGB., ſofern der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des Bekl. und dem 
Unfall des Kl., gegebenenfalls aber wenigſtens mit der 
Schwere der von ihm erlittenen Verletzungen, anzunehmen iſt. 
Dieſe Frage muß vom Tatrichter noch geprüft werden. Die 
Beweislaſt regelt ſich auch inſoweit nach 8823 BGB. einer⸗ 
ſeits und §7 Abſ. 2 KraftfG. andererſeits. 

2. Daß dem B. eine ſchuldhafte Mitverurſachung zur 
Laſt fällt, iſt nach bisheriger Sachlage offenbar; jedoch wird 
die erneute Verhandlung dem BG. Gelegenheit zu einer 
Nachprüfung der Frage geben, ob die Unfallſtelle in einem 
„geſchloſſenen Ortsteile“ (818 Abſ. 3 KraftfVerkVO. und 
dazu Müller: Automobil. Erl. 15 ſowie Iſaac⸗Sie⸗ 
burg: Automobil. Erl. 22, beide mit Nachweiſen) liegt. 
Aber damit iſt die Frage noch nicht entſchieden, ob der Kl. 
ſich das Verſchulden des B. zurechnen laſſen muß. Der Kl. 
war weder der Halter des Kraftrads noch der Geſchäftsherr 
des B. (8831 BGB.); er war vielmehr nur der Fahrgaſt 
des letzteren. Nicht einmal dem in ſeinem Kraftfahrzeug mit⸗ 
fahrenden Halter liegt der Regel nach eine Verpflichtung zur 
Beaufſichtigung der Fahrweiſe ſeines Führers ob (RG. v. 
7. Mai 1931, VI 596/30; RGRKomm. Erl. 6d zu 8823 
mit Nachweiſen). Um ſo weniger kann von dem Fahrgaſt, mag 
er nun unentgeltlich oder auf Grund eines Beförderungs- 
vertrages das Kraftfahrzeug benutzen und mag er nun ſelbſt 
im Beſitz des Führerſcheins fein oder nicht, verlangt werden, 
daß er die Fahrweiſe des Führers überwacht. An dieſem 
Grundſatz hat das RG. in ftändiger Rſpr. feſtgehalten (vgl. 
u. a. Recht 1913 Nr. 3220; 1921 Nr. 1604; LZ. 1917 
Sp. 1339 Nr. 8; RG. v. 26. Mai 1930, VI 734/89). Die 
vom Bekl. angezogenen Urt. des erk. Sen. (ZW. 1930, 1954 
und 1931, 3345 21) beſagen nichts Gegenteiliges. Denn 
in dem erſteren Falle hatte die als Fahrgaſt verletzte Ehe⸗ 
frau ihren Schadenserſatzanſpyruch an ihren Ehemann, den 
Führer, abgetreten und deshalb iſt dem Bekl. ein Ausgleichs- 
anſpruch aus 8 17 KraftfG. gegen den Ehemann auch in 
ſoweit zuerkannt worden, als er die ihm abgetretenen An⸗ 
ſprüche ſeiner Frau einklagte. Und in dem letzteren Falle 
iſt die Pflicht des Fahrgaſtes zur Beaufſichtigung des Führers 
nach den beſonderen Umſtänden des Falles aus 8 831 Abſ. 1, 
2 BGB. hergeleitet worden. 

Y. 


(u. v. 13. Juli 1933; VI 153/33. — Berlin.) 

**. Die Bürgſchaft des Bürgen des Grund’ 
ſtücksverkäufers unterliegt nicht der Form des 
8 313 BG B. 

Hat aber H. dem Kl. in Vollmacht des Bekl. zu 3 
erklärt, dieſer hafte für die Vertragserfüllung des Verkäufers 


mit ſeinem Vermögen, ſo kann eine ſolche Erklärung eine 
Bürgſchaftsübernahme oder eine Garantiezuſage (RG. 90, 


) JW. 1931, 3345. 
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4151)) enthalten haben. Eine Schuldmitübernahme (RG. 90, 
415 2)) könnte zwar im vorl. Falle wegen der Formvorſchrift 
des § 313 BGB. die Klage gegen den Bekl. zu 3 nicht ſtützen 
(RG. 103, 157). Dagegen gilt für die Verbürgung nicht dieſe 
Formvorſchrift. Allerdings iſt im Schrifttum hier und da 
angenommen worden (RGRKomm. § 313 Anm. 1 Abſ. 3, 
Anm. 3a; Staudinger 8 313 AI 3, der Bürge des 
Grundſtücksverkäufers übernehme eine bedingte Übereignungs⸗ 
pflicht, und darum bedürfe dieſe Bürgſchaft der Form des 
§ 313 BGB. Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. Der 
Bürge ſchuldet die Grundſtücksübereignung nicht ſelbſt, auch 
nicht bedingt, ſondern er haftet für die Erfüllung der form⸗ 
gerecht übernommenen Übereignungspflicht des Verkäufers. 
Wenn ſich daraus auch für ihn kraft Geſetzes eine Über⸗ 
eignungspflicht ergeben kann, ſo rechtfertigt doch dieſe ge⸗ 
ſetzliche Pflicht nicht die Anwendung des § 313 B, 
ebenſowenig wie die geſetzliche Übereignungspflicht des Be⸗ 
auftragten fie rechtfertigt (RS. 54, 78; 91, 70). Auch für 
den Bürgen des Grundſtücksverkäufers gilt daher nur die 
Formvorſchrift des 8 766 BGB. (Staub, 14. Aufl. 8 349 
Anm 6), und es bedurfte nach den 88 343, 344, 350 BGB. 
nicht einmal der Schriftform, wenn der Bell. zu 3 zur Zeit 
der Verbürgung Kaufmann war, was nicht fern liegt und 
nötigenfalls noch aufzuklären ſein wird. Für ein Garantie⸗ 
verſprechen beſteht überhaupt keine Formvorſchrift. 

(U. v. 3. Abril 1933; VI 380/32. — Hamburg.) (9. 
= REG. 140, 216 


6. 8823 BGB. Für den weiten Bogen beim 
Linkseinbiegen genügt in der Regel das Um⸗ 
fahren einer Verkehrsinſel, auch wenn das Fahr⸗ 
Jeug dabei nicht rechts vom Mittelpunkt der 
Straße bleibt. 

Der beim Linkseinbiegen zu befahrende „weite Bogen“ 
ſteht im Gegenſatz zur „kurzen Wendung“, die beim Rechts⸗ 
einbiegen zu nehmen iſt. Wenn der weite Bogen im allge⸗ 
meinen auch ſo zu fahren iſt, daß das Fahrzeug rechts vom 
Mittelpunkt der Straßenkreuzung bleibt (ſo Frankfurter Ver⸗ 
kehrsO. v. 19. April 1929 S. 41; Leipziger Verkehrs O. v. 
I. Juli 1932 815 Nr. 3; Kraftfahrverkehrskunde von Hauer⸗ 
Saal⸗Malchow S. 20), jo ift das doch keine ſtarre Regel. 
Ohne Rechtsirrtum hält das BG. die örtlichen Verhältniſſe 
ür entſcheidend. Die waren hier nun ſo, daß die platzartig 
erweiterte Fortſetzung der Taunusſtraße zum Taunustor durch 
eine kleine Verkehrs⸗ oder Schutzinſel in zwei Teile geteilt 
wurde, von denen der rechte unbedeutend größer war als der 
linke. Dieſe Inſel hat der Bekl. zu umfahren beabſichtigt, hat 
ie alſo zu feiner Linken laſſen wollen. Es enthält keinen 
Rechtsverſtoß, wenn das BG. nach den örtlichen Verhältniſſen 

arin ein Fahren „im weiten Bogen“ geſehen hat. Liegt eine 
Schutz⸗ oder Verkehrsinſel ſo wie hier, ſo wird es in der Regel 
genügen, wenn ſie auf der richtigen Seite umfahren wird 
(ogl. Bap Ob GG.: Deutſches Autorecht 1929, 303). 
(U. v. 6. Juli 1933; VI 111/33. — Frankfurt.) (9. 


**7. 88823, 831 BGB. Handeln auf eigene Ge⸗ 
fahr bei Gefälligkeitsfahrten bedeutet Einwil⸗ 
ligung in eine möglicherweiſe auf der Fahrt ein- 
tretende Verletzung mit der Folge des Entfalls 
der Widerrechtlichkeit der Schadens zufügung, 
alſo eine einſeitige empfangsbedürftige, bei 

inderjährigkeit unwirkſame Willenserklä⸗ 
run g. f 


Der Kl. wurde von dem ihm befreundeten Bekl. einge⸗ 
laden, den Heimweg auf dem Begleiterſitz feines Kraftrades 
1) IM. 1918, 37. 2) JW. 1918, 37. 
lich Zu 7. Das für einen Nichtjuriſten wegen ſeiner erſtaun⸗ 
N wenn man will auch meiſterhaft — knappen Formulie⸗ 
N ngen kaum verſtändliche Urt. unterliegt erheblichen Be 
re Das Ergebnis iſt rein konſtruktiv herausgearbeitet. Es 
5 Paragraphenabhängigkeit befangen. Mit 
De „Allgemeinen Rechtsempfinden mit dem jetzt berufenen 
1 UN Recht der Billigkeit“ ſteht es in Widerſpruch. Es darf 
2155 Rechtens ſein, daß ein minderjähriger Primaner, der ſo 
achſen und zugleich ſo leichtſinnig iſt, daß er bis nach Mitter⸗ 


mitzumachen. Das Kraftrad prallte gegen einen Baum. Der 
Kl. wurde ſchwer verletzt. Gegenüber ſeiner Schadensklage 
wandte der Bekl. u. a. ein, zum mindeſten ſei jede Haftung für 
etwaiges Verſchulden aus dem Geſichtspunkt ſtillſchweigenden 
Haftungsausſchluſſes, des Handelns auf eigene Gefahr und des 
mitwirkenden Verſchuldens ausgeſchloſſen. Der Kl. habe ſich 
der Führung des Bekl. anvertraut, obwohl er bemerkt habe, 
daß dieſer angetrunken geweſen ſei. Auch habe er während 
der Fahrt nichts unternommen, den Bekl. zur Herabſetzung 
der Fahrgeſchwindigkeit zu veranlaſſen. 

Die Rev. des Bekl. gegen das der Klage ſtattgebende Urt. 
wurde zurückgewieſen. 4 

Das BG. verneint, daß dem Kl. ein Mitverſchulden 
(8 254 BGB.) zur Laſt falle, ſcheidet hiervon ausdrücklich 
den Geſichtspunkt des „Handelns auf eigene Gefahr“ und 
hält dafür, daß auch unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt 
die Haftung des Bekl. nicht ausgeſchloſſen werde. 

Die Rev. wendet ſich gegen dieſe letzteren Ausführungen, 
mit denen das BG. den Ausſchluß der Haftung des Bekl. 
auch aus dem Geſichtspunkt des Handelns auf eigene Gefahr 
ablehnt. Der Angriff kann keinen Erfolg haben. 

Als Haftungsgrundlage kommen dem Bekl. gegenüber 
nur die Vorſchr. über außervertragliches Verſchulden (58 823 ff. 
BGB.) in Betracht, wie das Bh. auch erkannt hat. Die Ge⸗ 
fährdungshaftung nach dem Kraftfc cd. v. 3. Mai 1909 u. 
21. Juli 1923 iſt nach 8 8 Nr. 1 Geſ. ausgeſchloſſen, die ver⸗ 
tragliche Haftung deswegen, weil es ſich um eine Gefälligkeits⸗ 
fahrt handelte. Anerkannt iſt, daß auch außervertraglichem 
Verſchulden gegenüber ein Ausſchluß der Haftung nicht nur 
nach ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Abmachung — vor⸗ 
behaltlich der nach 88 276 Abſ. 2, 138 BGB. gegebenen 
Grenzen —, ſondern auch, wie gegenüber der abweichenden 
Meinung des BG. zu betonen iſt, aus dem Geſichtspunkt des 
Handelns auf eigene Gefahr möglich iſt. Vertraglicher Haf⸗ 
tungsausſchluß ſcheitert vorliegend, wie das BG. zutreffend 
angenommen hat, von der Rev. auch nicht bemängelt wird, 
an der Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des Kl. infolge 
feiner Minderjährigkeit zur Zeit des Unfalls ($ 107 BGB.). 
Den Ausſchluß der Haftung aus dem Geſichtspunkt des Han⸗ 
delns auf eigene Gefahr lehnt das BG. hilfsweiſe ebenfalls 
wegen jener Minderjährigkeit, ſodann aber auch deswegen ab, 
weil es die tatſächlichen Vorausſetzungen für nicht gegeben er⸗ 
achtet. Nach beiden Richtungen erhebt die Rev. Beanſtandun⸗ 
gen. In rechtlicher Hinſicht erblickt ſie im Handeln auf eigene 
Gefahr nicht, wie das B., ein einſeitiges, infolge der Min⸗ 
derjährigkeit des Kl. unwirkſames Rechtsgeſchäft (8 111 BGB.), 
ſondern lediglich die Setzung einer Urſache, die rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Willen nicht zur Vorausſetzung habe. In tatſächlicher 
Beziehung leitet ſie die Gefahr aus Alkoholgenuß des Bekl. 
ab und hält für ausreichend, daß der Kl. von dieſem Umſtand 
vor Antritt der Fahrt durch den Geruchsſinn Kenntnis er⸗ 
langt habe. 

Der Ausdruck „Handeln auf eigene Gefahr“ wird beſon⸗ 
ders im Zuſammenhang mit Gefälligkeitsfahrten in verſchie⸗ 
denem Sinne gebraucht (Flad, Recht 1919 Sp. 13 ff.). Es 
kann darin der Vorwurf des Selbſtverſchuldens eingekleidet 
erſcheinen, es kann aber auch vom Selbſtverſchulden als ſol⸗ 
chem abgeſehen ſein. Daß es ſich bei dem Handeln auf eigene 
Gefahr, die nach dem hier zu beurteilenden beſonderen Sinne 
des Ausdrucks in der übernahme eines Riſikos beſteht 
(RGurt. v. 22. Febr. 1932, VI 407/31), rechtlich um etwas 
anderes handelt als um einen vertragsmäßigen Haßf⸗ 
tungsausſchluß (Warn Rſpr. 1909 Nr. 357 zur Gefährdungs⸗ 
haftung nach $ 833 BGB.), ſteht auch für die Fälle der ſog. 
Gefälligkeitsfahrten feſt (u. a. RG.: IW. 1911, 28? — Recht 
nacht an einer Tanzluſtbarkeit teilnimmt, der dann ſich auf ein 
Motorrad eines alkoholgeſchwächten Freundes zur Heimfahrt ſetzt 
und dabei auf Umwegfahrten zu Schaden kommt, keine Mitſchuld 
an dem Unfall tragen ſoll. 

1. Das RG. nimmt die Feſtſtellung des B., daß den Kl. 
kein Verſchulden trifft, ohne Nachprüfung hin. Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. ergeben aber, daß es den Rechtsbegriff 
des mitwirkenden Verſchuldens verkannt hatte. § 254 bot (evtl. nach 
Zurückverweiſung behufs weiterer Aufklärung) die Möglicheit zu 
einer angemeſſenen Entſch. durch Verſchuldensaufrechnung (Krück⸗ 
mann) oder Verſchuldensabrechnung (Flad) zu gelangen. Das 
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1910 Nr. 4079 = Gruch. 55 Nr. 343; JW. 1912, 85710; 
RG. 128, 229 ff. 1), 233; vgl. auch RGRKomm. Erl. 70 zu 
§ 833, Erl. 4b vor 88 823 ff., Erl. 5 zu § 254). Die recht⸗ 
liche Beurteilung des Weſens der Gefahrübernahme iſt jedoch 
keineswegs einheitlich. Zum Teil wird darin, wie das die 
Rev. erſtrebt, nur die Setzung einer Schadensurſache erblickt. 
Das würde zur Folge haben, daß ein rechtsgeſchäftlicher Wille 
des auf eigene Gefahr Handelnden nicht zu erfordern wäre, 
und fernerhin, daß, verwandt dem Gedanken der Urſachen⸗ 
abwägung, wie fie in $ 254 BGB., § 17 Kraftf&. vorgeſehen 
iſt, eine Gefährdungs⸗ oder Verſchuldensaufrechnung einzu⸗ 
treten hätte (fo beſ. Oertmann Erl. 2 zu § 254 S. 81ff., 
Erl. 7d zu § 823 S. 1396 ff., Erl. 5a, 5b, 8d zu 8 833 
S. 1449 ff. mit weiteren Nachweiſen; Krückmann in den 
von der Rev. angezogenen Ausführungen JW. 1932, 3688 ff.). 
Aus dem Geſichtspunkt der Abwägung nach § 254 BGB. iſt 
die Sachlage inſoweit auch in RG. 130, 162 ff. auf S. 169 
beurteilt, wo es ſich um Schadenserſatzanſprüche eines Zu⸗ 
ſchauers bei einem Kraftwagenrennen gegen einen aus der 
Bahn geratenen Teilnehmer am Rennen handelte. Auf der 
anderen Seite wird darauf hingewieſen, daß die in Rede 
ſtehende Gefahrübernahme bei Gefälligkeitsfahrten rechtlich als 
eine — vorbehaltlich der Grenzen des Erlaubten zuläſſige — 
Einwilligung in eine möglicherweiſe auf der Fahrt eintretende 
Verletzung des Fahrtteilnehmers zu beurteilen ſein könne, mit 
der Folge, daß mit der Einwilligung das Tatbeſtandserforder⸗ 
nis der Widerrechtlichkeit der Schadenszufügung (88 823 Abſ. 1, 
831 BGB.) und damit eine Haftung des Gegners entfällt, 
ſoweit jene Einwilligung reicht. Die Einwilligung wird dem⸗ 
nach als einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung an⸗ 
geſehen, die den Vorſchr. über Willenserklärungen unterliegt, 
ſomit insbeſ. unwirkſam iſt bei Minderjährigkeit des auf eigene 
Gefahr Handelnden (ſo namentlich Flad a. a. O.; ferner 
Enneccerus⸗Lehmann, Lehrbuch des bürgerl. Rechts, 


kauſale Mitverſchulden des Kl. beſteht darin, daß er ſich a) nach 
einer Tanzluſtbarkeit, b) nach Alkoholgenuß, e) während der 
Nacht zu dem d) durch zweitägigen Pfingſtausflug offenbar er⸗ 
müdeten und überdies alkoholgeſchwächten Bekl. auf den Sozius⸗ 
ſitz ſetzte und daß er e) den Umweg duldete, ohne einzugreifen. 

Die ſchädigende Tätigkeit beider Teile braucht nicht zuſam⸗ 
menzufallen (RG. 69, 57 = ZW. 1908, 299). Der Kl. bot nach 
allen Erfahrungen dadurch, daß er die nächtliche Se auf dem 
Soziusſitz mitmachte, den Anreiz ſowohl für den gefährlichen Um⸗ 
weg, wie für das gefährliche zu ſchnelle Fahren. Bei dem vom BG. 
feſtgeſtellten W Verhältnis der Parteien hätte der 
Kl. dem Bekl. auch vor Antritt der Fahrt und während derſelben 
gefahrausſchließende oder gefahrenmindernde Verhaltungs⸗ 
maßregeln geben dürfen und müffen (vgl. Recht 1913 Nr. 3220). 
Der Kl. iſt ſchon deshalb mitwirkend ſchuldig, weil er die Fahrt 
unter den beregten Umſtänden zuſammen mit dem Bekl. über⸗ 
haupt angetreten hat. Das iſt in Entſch.: Recht 1910 Nr. 1494 
anerkannt, weil der Mitfahrer die — für alle Entſch. maßgeblichen 
— „beſonderen Umſtände“, nämlich dort angeheiterter Wagen⸗ 
führer, ſchwieriges Gelände, erkannt hatte und überdies gewarnt 
worden war. Die Umſtände unſeres Falles ſind mindeſtens ſo 
belaſtend für den Kl. „Regelmäßig wird bei Erkennen von Um⸗ 
ſtänden, die die Fahrt als eine nicht ungefährliche erſcheinen laſ⸗ 
ſen, die Teilnahme an der Fahrt als ein Verſchulden anzuſehen 
ſein, das bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat“ (JW. 
1910, 234; dgl. auch in anderem Zuſammenhang JW. 1932, 
3690). Das Erkennenmüſſen der Gefahrenmomente iſt dem Er⸗ 
kennen gleichzuſtellen (NG. 128, 232 = JW. 1930, 2854 a. M. 

lad: Recht 1919 Sp. 16, der aber in Anm. 15 dortſelbſt auch 
ei einer Nachtfahrt in übervollem Kraftwagen bei allſeitiger Mü⸗ 
digkeit oder gar Angetrunkenheit meiſt Selbſtverſchulden nach 
§ 254 annimmt). Auch das Stillſchweigen des Kl. muß 
vorliegend nach § 254 gegen ihn gewertet werden (ebenſo JW. 
1910, 234). 

2. Ob das Handeln auf eigene Gefahr, wie die 
Rev. wollte, nur die Setzung einer Schadensurſache 
iſt, oder ein ſtillſchweigender Haftungsverzichts⸗ 
vertrag (RG. 128, 229 f. JW. 1930, 2854) oder ob es eine 
Gefahrübernahme durch einſeitige empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung iſt, ſpielt in der Praxis 
eine Rolle, wenn der Gefahrübernehmende minderjährig 
iſt (JW. 1932, 3692). Damit iſt aber über dieſe rein konſtruktive 
Jurisprudenz auch ſchon der Stab gebrochen: Ein ausgewachſener 


9) JW. 1930, 2854. 
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12. Aufl., Bd. II S. 75 8 1611, S. 827, S. 243 V; Planck⸗ 
Flad Bd. II 2 S. 1731 Erl. 300 zu 8 823; vgl. auch 
Planck⸗Greiff daſ. S. 1797 Erl. 4b zu 8 833; v. Tuhr 
Bd. II 2 S. 213 8 78 15, S. 467 § 88 IV 4). Dieſer letzteren 
Beurteilung ſchließt ſich der Sen. an. Ihr iſt auch das BG. 
in ſeiner fürſorglichen Begr. zu dieſem Punkte gefolgt, und 
es iſt ihm alſo darin beizutreten, daß auch der Geſichtspunkt 
des Handelns auf eigene Gefahr vorliegend ſchon gemäß 8 111 
BGB. von vornherein entfällt. Die Rev. iſt aber auch dann 
N wenn man dieſer rechtlichen Beurteilung nicht 
olgt. 

Allgemein anerkannt iſt, daß zur Annahme eines Han⸗ 
delns auf eigene Gefahr zum mindeſten die Möglichkeit einer 
Gefährdung ſowie weiter zu erfordern iſt, daß derjenige, der 
die Gefahr übernommen haben ſoll, ſich dieſer Möglichkeit auch 
bewußt war. Das wird auch von den Vertretern der Gefähr⸗ 
dungs⸗ und Verſchuldensaufrechnung nicht geleugnet (bei. 
Oertmann a. a. O.) und von der Rev. ebenfalls angenom⸗ 
men. Ob und inwieweit jene Vorausſetzungen gegeben ſind, 
iſt im weſentlichen Tatfrage, die nach der Geſamtheit der Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles zu beurteilen iſt. Aus dem Zus 
ſammenhang der Begr. des angef. Urt. ergibt ſich, daß dem 
Kl. das Bewußtſein einer Gefährdungsmöglichkeit, die hier nur 
in einer — in erſter Linie durch Alkohol bedingten — Beein⸗ 
trächtigung der Fahrſicherheit des Bekl. ihren Grund haben 
könnte, nach Lage der Umſtände gefehlt hat. Was die Rev. 
hierzu vorbringt, liegt auf ratſächlichem Gebiet, kann demnach 
in der RevInſt. nicht berückſichtigt werden. Ein Überſehen 
weſentlicher Tatumſtände durch das BG. geht aus dem angef. 
Urt. nicht hervor. Daß der Ber R. lediglich von einem „Aus⸗ 
ſchluß“ der Fahrſicherheit des Bekl., nicht auch von ihrer 
„Beeinträchtigung“ ſpricht, iſt ohne Belang. Was der BerR. 
hat ſagen wollen, iſt klar: Der Zuſtand des Bekl. bot dem Kl. 
nichts, was dieſen hätte veranlaſſen können, von einer Teil⸗ 


junger Mann (vielleicht gar ſchon Dr. jur.), der am Tage vor 
ſeinem 21. Geburtstage bei einer Gefälligkeitsfahrt einen Unfall 
mitverurſacht, iſt dafür bei ſolcher Konſtruktion nicht heranzuziehen, 
weil die in ſeinem Handeln auf eigene Gefahr an dieſem Tage 
liegende einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung gem. § 111 
unioirkſam iſt. Derſelbe Gefahrübernehmer hätte ſich, wenn 
die gleiche Fahrt unter gleichen Umſtänden am näch⸗ 
ften Tage ſtaktgefunden hätte, durch dieſelbe Willenser⸗ 
klärung (die in beiden Fällen natürlich auch ſtillſchweigend durch 
konkludente Handlungen erfolgen konnte) vielleicht um alle und 
jede Schadenserſatzanſprüche gebracht, je nachdem wie ſeine Hand⸗ 
lungsweiſe juriſtiſch analyſiert wird. Da muß die Praxis einen 
Ausweg finden. Unter dem Geſichtspunkt der wiſſenſchaftlichen 
Analyſe wird man ja den Ausführungen von Oertmann 
zu § 254 und 8 823 ſowie insbeſ. den lichtvollen Darlegungen 
wein Recht 1919 Sp. 13—20 den Vorzug geben müſſen. 
Die Ausführungen Krückmanns: JW. 1932, 3688 ff. ſchei⸗ 
tern konſtruktiv ſchon an dem von ihm ſelbſt unter V gebrachten 
Beiſpiel des Fahrgaſtes, der ſich die Mitfahrt erzwingt oder 
erſchleicht. Denn auch ein ſolcher Fahrgaſt würde natürlich, 
obwohl Krückmann den Fall dann rechtlich anders beurteilt 
ſehen will, ſowohl ein Rechtsgeſchäft, wenn auch ein anfechtbares, 
als auch die von ihm auf den Schild erhobene rein tatſächlich 
kauſale „Mitverurſachung“ ſetzen. Für die Praxis brauchbar iſt 
nur die Definition, daß das H. a. e. G. eine einſeitige empfangs⸗ 
bedürftige von der Kauſalität derartig rein tatſächlich über⸗ 
deckte Willenserklärung iſt, daß der rechtsgeſchäftliche Wille 
außer Betracht bleiben kann. 

3. Damit wäre dann auch die Schwierigkeit bei Min⸗ 
derjährigen allgemein beſeitigt ). Eventuell wäre hier mit der 
Unterſtellung der ſtillſchweigend erklärten Einwil⸗ 
ligung des geſetzlichen Vertreters zu arbeiten (vgl. JW. 1907, 
505 2). Der Vater des Kl. wird, wie in die nächtliche Tanzluſtbar⸗ 
keit, ſo auch annahmeweiſe in die nächtliche Motorradfahrt einge⸗ 
willigt haben, zumal ſie den Kl. doch ſchneller nach Hauſe bringen 


1) Die Bedenken gegen eine flüſſige Minderjährigkeitsalters⸗ 
grenze im reinen OblR. werden von mir nicht verkannt. 
Aber auch die jetzige ganz rohe Cäſur des 21. Lebensjahres wird 
im neuen Rechte durch einen breiten Gürtel nach unten und auch 
nach oben eingefaßt werden müſſen, innerhalb deſſen der Richter 
über die Wirkſamkeit, ſchwebende Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit 
der Vertragsabreden je nach der bei Beſtreiten zu ermittelnden 
und feſtzuſtellenden Einſicht des jugendlichen Vertragsgegners zu 
entſcheiden haben wird. 
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nahme an der Fahrt auf dem Kraftrade in dieſem Zeitpunkt 
abzuſehen. Damit iſt zugleich die Frage des mitwirkenden 
Verſchuldens des Kl. (§ 254 BGB.) rechtlich bedenkenfrei zu⸗ 
gunſten des Kl. verneint, ſoweit es in jener Beteiligung an 
ſich liegen könnte. Daß ihm ein ſolches Verſchulden auch nicht 
hinſichtlich der auf der Fahrt ſelbſt vom Bell. eingehaltenen, 
namentlich hinſichtlich der für den Unfall und Schaden un⸗ 
mittelbar urſächlichen, vom BG. rechtlich bedenkenfrei als 
fahrläſſig bezeichneten Fahrweiſe zur Laſt zu legen it, ift in 
dem angef. Urt. ohne Rechtsverſtoß dargelegt. 
(U. v. 19. Juni 1933; VI 74/1933. — Frankfurt.) (H. 

<= NG. 141, 262.) 


**8, 88 1ff. PatG. Eine Dienſterfindung jebt 
voraus, daß es ſich ſchon um eine fertige, d. h. 
patentfähige Erfindung handelt. Dabei ſind an 
das allgemeine Wiſſen des Fachmannes, der 
danach arbeiten ſoll, keine überſchätzenden An⸗ 
forderungen zu ftellen.f) 

Die Bekl. war bis zum Erlöſchen des Schutzes (11. Sept. 
1932) Inhaberin eines mit Wirkung v. 11. Sept. 1909 er⸗ 
teilten Patentes, deſſen einziger Patentanſpruch lautet: 
„Spannungseiſen für Elektrizitätszähler nach Ferrarisprinzip 
mit einem die Scheibe nur einmal durchſetzenden Kraftfluß 
und einem auf der einen Seite der Scheibe in Richtung der⸗ 
ſelben verlaufenden magnetiſchen Nebenſchluß, dadurch ge- 
kennzeichnet, daß der den magnetiſchen Nebenfluß vermittelnde 
Teil des Spannungseiſens als der eine der beiden das Nutz⸗ 
feld beſtimmenden Gegenpole benutzt wird, zum Zwecke, in⸗ 
folge der dadurch erreichten großen Ausbreitung des Nutz⸗ 
feldes dieſes ſchwach halten zu können.“ 


Die Kl. nimmt das inzwiſchen erloſchene Patent als 
Dienſterfindung ihres früheren Angeſtellten S. für ſich in 

nipruch, weil dieſer die Erfindung während ſeiner Dienſt⸗ 
zeit bei ihr gemacht, ihr zu Unrecht vorenthalten, dann der 
Bekl., in deren Dienſt er am 1. Juli 1909 getreten ſei, offen⸗ 
bart habe, worauf dieſe durch einen Strohmann die Erfin⸗ 
dung zum Patent habe anmelden laſſen. Mit Recht nimmt 
das BG. an, daß der auf einen ſolchen Tatbeſtand geſtützte 


ſollte. Wußte überhaupt der Bell, daß der Kl. minderjährig 
war? Dieſe Frage iſt ganz offen. Zutreffend ſagt Flad: Recht 
1919 Sp. 19, daß der durch die unwirkſame Erklärung hervorge⸗ 
rufene Frrtum des Schädigers unter Umſtänden ſein Verſchul⸗ 
den ausſchließen kann. 
De lege ferenda müſſen die Belt. der SS 828, 829 auch eine 
ſinngemäße Ausdehnung auf die Fälle der SS 106 ff. erfahren. Um 
eine angemeſſene Entſch. zu erzielen, müſſen fie, ſolange wir die 
allgemeine Vorſchr. noch nicht haben, daß der Geſichtspunkt der 
illigkeit allen anderen Beſt. rechtserzeugend vorangeht, 
Analog angewandt werden, auf die Gefahr hin, daß die formale 
Juſtiz dabei zu kurz kommt. 
9 4. Abzulehnen find auch die Ausführungen des RS., daß der 
k. von der Mithaftung freizuſprechen ſei, weil ihm das Bewußt⸗ 
ſein der Gefährdungsmöglichkeit nach Lage der Umſtände gefehlt 
habe. Das NG. ſtellt hinſichtlich der Umſtände nur auf den „Zu⸗ 
ſtand des Bekl.“ ab. Die einleitend beregten maßgeblichen Geſamt⸗ 
durſtände zeigen aber, daß es ſich vorliegend nicht „nur“ um die 
durch Alkohol bedingte Beeinträchtigung der Fahrſicherheit des 
Seil. handelte, ſondern um einen ganzen Komplex von Umſtänden, 
die ſowohl in der Perſon des Kl. wie des Bekl. wie auch im Mi- 
eu lagen Es iſt vernunftswidrig, anzunehmen, daß dem Kl. der 
ſo erwachſen iſt, daß er als Primaner am Pfingſtmontag die Nacht 
0 dem Tanzboden zubringt, dieſe Gefamtumftände nicht zum 
ewußtſein gekommen ſein follten (vgl. die bekannte Weinreiſe⸗ 
entſch. RG. 128, 232 = JW. 1930, 2854). 
a Man gelangt alſo in Übereinſtimmung mit RG. 130, 169 = 
a 1931, 875 letzter Satz auf jede Weiſe zu der Feſtſtellung, daß 
er Kl. ſich „bewußterweiſe einer vermeidbaren Gefahr ausgeſetzt“ 
und damit „eine notwendige Bedingung zu ſeiner Beſchädigung 
1 hat“, daß er alſo wegen der Mitverurſachung, der Bekl. 
ei er aus § 823 BGB. zu haften hat und daß nach 3254 BGB. 
ine Verſchuldensaufrechnung ſtattzufinden hat. A 
RA. Dr. Lambert Brockmann. Duſſeldorf. 


5 Zu 8. Das Urt. behandelt drei Fragen, die für das Problem 
er Angeſtellten⸗Erfindung von beſonderer Bedeutung ſind. 

1. Es ſteht in Lehre und Rſpr. unbeſtritten feſt, daß die An⸗ 
geſtellten⸗Erfindung ſchlechthin dem Dienſtherrn zuſteht. Daß dem 
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Anſpruch auf Übertragung des Patents, ſich als Anſpruch 
aus unerlaubter Handlung darſtellt, daß die Klage alſo nur 
Erfolg haben kann, wenn der Bekl. ein Verſchulden beim Er⸗ 
werb und bei der Anmeldung der Erfindung nachgewieſen wer⸗ 
den kann. Es iſt zwar daran feſtzuhalten, daß eine An⸗ 
geſtelltenerfindung regelmäßig ohne beſonderen Übertragungs⸗ 
akt dem Dienſtherrn zufällt. Das ändert ſich auch nicht, wenn 
der Angeſtellte vertragswidrig die Erfindung für ſich zum 
Patent anmeldet und daraufhin ein Patent erlangt. Das 
Recht entſteht unmittelbar in der Perſon des Dienſtherrn 
(vgl. RS. 136, 415 [418]). Dieſer kann in ſolchen Fällen 
die Rechte an der Erfindung und ſpäter das Patent für ſich 
verlangen. Wird ein ſo erlangtes Patent vom Angeſtellten 
auf einen Dritten übertragen, ſo kann der Dienſtherr von 
dem Dritten die Herausgabe auch dann verlangen, wenn 
dieſer bei dem Erwerb im guten Glauben war (vgl. Pietzcker, 
83 PatG. Anm. 34 S. 209). Um einen ſolchen Fall handelt 
es ſich hier aber nicht. S. hat die Kenntnis ſeiner Erfindung 
der Bell. verſchafft. Das iſt gegenüber dem ſtreitigen Recht 
der Kl. an der Erfindung eine widerrechtliche Entnahme, 
falls auf Seiten der Kl. eine ihr zuſtehende Dienſterfindung 
vorlag. Mit der Anmeldung und jedenfalls mit der Patent⸗ 
erteilung für die Bekl. (oder deren Strohmann) iſt der Fort⸗ 
beſtand ſelbſtändiger Erfinderrechte der Kl. an der gleichen 
Erfindung unvereinbar. Mit der Patenterteilung an einen 
Dritten geht das Erfinderrecht des Dienſtherrn unter (vgl. 
RG. 75, 2251) [228]). Aber auch das Patent entſteht in 
ſolchem Falle nicht, wie bei der Anmeldung des Angeſtellten, 
in der Perſon des Dienſtherrn, ſondern für den anmeldenden 
Dritten. Von einer Vindikation, dem Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe eines in Wahrheit dem Dienſtherrn zuſtehenden Patentes, 
kann in ſolchem Falle nicht die Rede ſein. Wohl aber bleibt 
auch hier der Tatbeſtand der widerrechtlichen Entnahme durch 
den Angeſtellten im Zuſammenwirken mit dem Dritten un⸗ 
berührt und läßt Schadenserſatzanſprüche gegen dieſen nach 
8823 BGB. entſtehen, ſofern der Dritte bei der Anmeldung 
und mindeſtens bei Erlangung des Patents wußte, daß der 
Angeſtellte durch die Mitteilung der Erfindung die Rechte 
des Dienſtherrn verletzt (ogl. R.: GewRSch. 1930, 1110). 

Es kommt zunächſt darauf an, ob dem Patent eine der 
Dienſtherrn gegen den Angeſtellten ein Anſpruch auf Übertragung des 
Patentes zufteht und daß ji) dieſer Anſpruch auch gegen einen Dritten 
richten kann, dem das Patent von dem Angeſtellten übertragen iſt, 
iſt eine notwendige Folgerung aus dieſem allgemein anerkannten 
Grundſatz. Anders liegt der Tatbeſtand hier, wo nicht der Angeſtellte 
ſelber die Erfindung zum Patent angemeldet hat, ſondern ein Dritter, 
dem der erfindende Angeſtellte eine Erfindung bekanntgegeben hat. 

Die Einſtellung des RG. zu dieſem Problem findet keine un⸗ 
geteilte Zuſtimmung, ſoweit es ſich um den Herausgabeanſpruch gegen⸗ 
über dem Dritten handelt. Der in ſolchen Fällen gegebene Anſpruch 
auf Herausgabe gründet ſich nach Anſicht des RG. auf 8823 und 
iſt kein dinglicher oder quaſidinglicher, ſondern ein obligatoriſcher 
Schadenserſatzanſpruch. Es darf darauf hingewieſen werden, daß der 
Wortlaut des Entwurfs einer Patent⸗Novelle im 83 a eine erfinder⸗ 
rechtliche Patentvindikation des durch die Entnahme Verletzten vor⸗ 
ſieht. Beſonders wichtig iſt, daß dieſe Vindikation auch gegen den 
gutgläubigen Patentinhaber gerichtet werden kann. Dieſe geſetzliche 
Regelung iſt unbedingt zu erſtreben, damit der Streit endgültig zu⸗ 
gunſten des Erfinders entſchieden wird. 

Bei einem Anſtellungsverhältnis, wie es hier vorliegt, ſteht im 
Verhältnis Dienſtherrn zum Angeſtellten das Recht aus der Erfindung 
dem Dienſtherrn auf Grund des Dienſtverhältniſſes ohne wei⸗ 
teres zu. Der Dienſtherr it „Eigentümer“ der Erfindung. Das 
Recht auf Umſchreibung, das mit Patentvindikation bezeichnet iſt, 
wird nun analog der oben geſchilderten Rſpr. nicht anerkannt, wenn 
an die Stelle der Anmeldung durch den Angeſtellten eine Anmeldung 
durch einen Dritten auf Grund der Inſtruktion durch den Angeſtellten 
tritt. Hier ſoll der Herausgabeanſpruch, der keine vindicatio iſt, nur 
begründet ſein, wenn Bosgläubigkeit beim Anmelder vorliegt (vgl. 
RG. 75, 225 JW. 1911, 374; 77, 81 — SW. 1911, 991, jo auch 
das RG. in feinem Gutachten zum PatchEntw. 1914 S. 49). Dieſe 
Löſung des Falles erſcheint jedoch weder wirtſchaftlich noch rechtlich 
begründet. Solange es ſich um die Erfindung handelt, ſteht dem Er⸗ 
finder auf Grund ſeines abſoluten Rechts an der Erfindung der Weg 
gegen jeden Dritten offen. Es iſt nicht einzuſehen, daß die An⸗ 
meldung der Erfindung zum Patent eine Wandlung ſchaffen ſoll. Die 
Sätze des RG., daß mit der Patenterteilung für den Dritten der 


2) JW. 1911, 874. 
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Kl. zuſtehende Dienſterfindung des S. zugrunde liegt. Dies 
iſt zu bejahen. 

Demnach iſt die Entſch., abgeſehen von der Frage des 
Verſchuldens nur noch davon abhängig, ob die von der Kl. 
in Anſpruch genommene Erfindung ſchon vor dem 1. Juli 
1909 fertig war. Das BG. hat das in Anlehnung an das 
Gutachten des Sachverſtändigen angenommen, doch ſind die 
von der Rev. dagegen geltend gemachten Bedenken derart 
ſchwerwiegend, daß das angef. Urt. nicht aufrechterhalten 
werden kann. Insbeſ. beſtehen erhebliche Zweifel, ob nicht 
der Sachverſtändige verkannt hat, daß man von einer fertigen 
Erfindung, die dem Dienſtherrn zufällt, erſt reden kann, wenn 
die Löſung der in Frage kommenden techniſchen Aufgabe wirk— 
lich gefunden iſt, ſo daß eine Patentanmeldung erfolgen und 
ein anderer Sachverſtändiger die Erfindung in Benutzung 
nehmen kann. 

Der Sachverſtändige hat ausgeführt, daß ſchon der 
Patentanſpruch allein den Erfindungsgedanken des Patents 
deutlich erkennen laſſe, darin beſtehend: es ſoll nicht mehr 
ein geſonderter Pol für den Triebfluß ausgebildet werden, 
vielmehr ſoll es durch geeignete Ausbildung des Eiſenkörpers 
dahin gebracht werden, daß der den Nebenſchlußfluß führende 
Teil eine neue Aufgabe erhält, daß nämlich aus ihm auch 
der Triebfluß austreten muß. Weiter wird ausgeführt, daß 
Ziel und Zweck nach der Patentbeſchreibung darin beſteht: 
es ſoll erreicht werden, daß durch die gewonnene große Aus⸗ 
dehnung des Nutzfeldes dieſes ſchwach gehalten werden kann. 
Anſchließend hebt der Sachverſtändige hervor, daß durch die 
neue Geſtaltung wegen der geringeren Flußdichte eine ge⸗ 
wiſſe Unempfindlichkeit gegen Spannungs⸗ und Periodenände⸗ 
rung und ſchließlich auch eine Verringerung der Bauhöhe 
erreicht werde. 

Von den Ausführungen des BG. kommen daher hier 
nur diejenigen in Betracht, die im Anſchluß an das Ergebnis 
des Sachverſtändigen darzulegen verſuchen, daß die Erfin⸗ 
dung S., ausweislich der Zeichnung S. vom Juni 1909, 
ſchon damals fertig vorgelegen habe. Es kann deshalb den 
rechtlich unbedenklichen Ausführungen darüber, daß bis zum 
Eintritt S. bei der Bekl. dort von dem Erfindungsgedanken 
des Klagepatents und dem hierzu führenden Löſungswege 
nichts bekannt war, nur zugeſtimmt werden, ſoweit über⸗ 
haupt eine Nachprüfung in der RevInſt. zuläſſig iſt. 

Mit Recht beanſtandet die Rev. aber die Ausführungen 
des BG., in denen dargelegt wird, daß im Juni 1909 die 
Erfindung fertig vorgelegen habe. Man wird nach den 
Ausführungen des Sachverſtändigen nicht bezweifeln können, 
daß S. den Hauptgedanken feiner Erfindung erſt erkannt 
hatte, als er feſtſtellte, daß es notwendig ſei, bei gegebenem 
Geſamtfluß die Flußdichte (für je 1 cem Fläche) zu ver⸗ 
ringern und zwar dadurch, daß man die Fläche, aus der die 
Kraftlinien austreten, vergrößert. Der Augenſchein zeigt, 
daß in der Zeichnung vom Juni 1909 von einer Vergröße⸗ 
rung der Austrittsfläche für den Strom noch nichts er⸗ 
kennbar war. Das hat der Sachverſtändige auch für die ent⸗ 
ſprechende Figur 5 der Patentzeichnungen ausdrücklich zu⸗ 


Fortbeſtand ſelbſtändiger Erfinderrechte der Kl. unvereinbar ſei, und 
daß mit der Erteilung für den Dritten das Erfinderrecht des Er⸗ 
finders untergehe, ſind nicht weiter begründet als durch die Bezug⸗ 
nahme auf frühere Judikatur. Das Recht an der Erfindung iſt ein 
abſolutes Recht sui generis, das ſich am eheſten dem Sachenrecht 
verwandt erweiſt. Auch im Sachenrecht haben wir die Verfolgbarkeit 
der widerrechtlich entwendeten Sachen ſelbſt dem Gutgläubigen gegen⸗ 
über. Warum ſoll die Verfolgbarkeit hier, wo das wirtſchaftliche 
Intereſſe ebenſo ſtark iſt, abgelehnt werden, oder warum ſoll, wenn 
man es bei der Erfindung anerkennt, die Erteilung des Patentes eine 
andere Entſch. herbeiführen? Daher ſollte das RG. ſich nicht auf die 
Konſtruktion über 8 823 BGB. beſchränken und gegenüber dem gut⸗ 
gläubigen Patentinhaber bei widerrechtlicher Entnahme die vindicatio 
geben (vgl. auch Kiſch S. 58; Pietzcker 83 Anm. 30; Iſay 
S. 145 und in GenRSH. 1930, 1111). Die Tatſache, daß jest die 
Entſch. von dem guten oder böſen Glauben des Anmelders abhängig 
gemacht ift, dürfte wirtſchaftlich ungerechtfertigt ſein und auch dem 
Rechtsempfinden nur ſchwer entſprechen. 

2. Der Feſtſtellung des RG., daß eine Dienſterfindung auch 
dann anzunehmen iſt, wenn der Angeſtellte ſie während ſeines Urlaubs 
gemacht hat, iſt zuzuſtimmen. Dieſe Regelung muß auch dann Platz 


gegeben. Der Sachverſtändige iſt aber der Anſicht, daß bei 
einem Spannungseiſen der im Patentanſpruch charakteriſierten 
Art das allgemein bekannte Ziel größtmöglicher Unabhängig⸗ 
keit von Spannung und Frequenz von jedem Sachverſtän⸗ 
digen ohne erfinderiſche Tätigkeit hätte erreicht werden 
können. Bei der Vergrößerung der maßgeblichen Flächen 
habe es ſich nur noch um eine ſolche Aufgabe gehandelt, die 
zwar nur durch Laboratoriumsverſuche zu löſen geweſen ſei, 
umſtändliche Arbeit erfordert habe, aber mit dem Rüſtzeug des 
Ingenieurs, dem die Grundgedanken des Zählerbaus nach 
dem Stande der Technik geläufig waren, ohne weiteres hätte 
bewältigt werden können. Der Sachverſtändige meint, es ſei 
eine Binſenweisheit, daß eine geringe Flußdichte im Luft⸗ 
raum zweckmäßig ſei, um die bekannten Forderungen nach 
möglichſt großer Unabhängigkeit von Spannung und Fre⸗ 
quenz bei Wechſelſtromzählern zu erreichen, und zwar durch 
Verbreitern der Flächen, aus denen die Kraftlinien aus⸗ 
treten. Dann aber fragt man vergeblich, warum S., den 
beide Parteien für einen guten Sachverſtändigen des Zähler⸗ 
baus halten, von dieſem angeblich ſelbſtverſtändlichen Ge⸗ 
danken, zunächſt wenigſtens, keinen Gebrauch gemacht hat, 
warum er ſogar noch in der Patentanmeldung einige Formen 
von Spannungseiſen zeichnete, bei denen ebenfalls von einer 
Vergrößerung der Austrittsflächen nichts erkennbar iſt. Es 
hat den Anſchein, als ob der Sachverſtändige das allgemeine 
Wiſſen des Sachverſtändigen für Zählerbau zu hoch ein⸗ 
geſchätzt hat. Rechtlich iſt aber vor allem bedenklich, daß das 
BG. die Frage der Fertigſtellung der Erfindung nur darauf 
abgeſtellt hat, ob das, was noch zu leiſten war, für ſich 
allein eine Erfindung darſtellt oder nicht, und vor allem 
daran zu denken ſcheint, ob inſoweit Erfindungshöhe, ein er⸗ 
heblicher Fortſchritt vorliegt. Der Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen von Pietzcker §1 Anm. 20 S. 44 iſt an ſich 
zutreffend (vgl. auch Seligſohn, $3 Pat., Anm. 23 
S. 110). Nach ſtändiger Rſpr. iſt aber immer darauf ab- 
zuſtellen, ob im maßgeblichen Zeitpunkt bereits eine patent⸗ 
fähige Erfindung vorlag. In dieſer Beziehung darf gerade 
bei der Betrachtung von Angeſtelltenerfindungen nicht zu 
weit gegangen, es dürfen an die Fertigſtellung der Erfindung 
nicht zu geringe Anforderungen geſtellt werden; das all⸗ 
gemeine Wiſſen des Durchſchnittsfachmanns, der nach der 
Patentſchrift (d. h. mit der „fertigen“ Erfindung) ſoll arbeiten 
können, darf nicht überſchätzt werden. Es hat den Anſchein, 
als ob der Sachverſtändige in dieſen Fehler verfallen iſt, 
weil er zu ſehr das eigene Wiſſen und Können ſeiner Be⸗ 
trachtung zugrunde gelegt hat. Deshalb muß dem BG. Ge⸗ 
legenheit gegeben werden, dieſe Frage, bei der wahrſcheinlich 
nochmals ein Sachverſtändiger zuzuziehen ſein wird, unter 
Beachtung der vorerwähnten Geſichtspunkte einer erneuten 
Prüfung zu unterziehen. 

(U. v. 25. Febr. 1933; I 139/32. — Berlin.) 
(= NG. 140, 53.) 


[Ka.] 


greifen, wenn, wie es hier der Fall iſt, es ſich um einen Urlaub vor 
dem Ausſcheiden aus dem Angeſtelltenverhältnis handelt. 

3. Dem Dienſtherrn ſteht das Recht an der Erfindung und 
damit das Patent nur dann zu, wenn während des Dienſtverhült⸗ 
niſſes eine patentfähige Erfindung vorlag. Den Ausführungen des 
NE., daß man hier zugunſten des Angeſtellten nicht zu weit gehen 
dürfe, iſt zuzuſtimmen. Die geleiſtete Arbeit zwiſchen Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes und Vollendung der Erfindung iſt jorgfältig ab⸗ 
zuſchätzen. Lag beim Ausſcheiden noch keine endgültige Erfindung vor, 
ermöglichte insbeſ. das bis zum Ausſcheiden Gefundene und Feſt⸗ 
geſtellte noch nicht ohne weiteres den Durchſchnittsfachmann zur Her⸗ 
ſtellung des endgültig Erfundenen, ſo kann man nicht von einer 
patentfähigen Erfindung ſprechen. Es wird ſchwer ſein, hier immer 
die erforderliche Klarheit zu ſchaffen. Unklarheiten dürfen aber nicht 
dazu führen, daß von dem Angeſtellten nach Beendigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes noch geleiſtete Arbeit dem früheren Dienſtherrn unberech⸗ 
tigt zufällt. Das Recht des Dienſtherrn auf die Dienſterfindung hat 
ſeine wirtſchaftliche Berechtigung, es bedeutet in mancher Beziehung 
auch eine Beſchränkung des Angeſtellten. Deshalb muß in Zweifels“ 
fällen mit beſonderer Vorſicht geprüft werden. Die Zurückverweiſung 
des RG. zu dieſem Punkt hat daher ihre volle Berechtigung. 

RA. Dr. Kurt Bußmann, Hamburg. 
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II. Verfahren und Koſten. 

9. 8 314 3PO.; 8831 BG B.; 8 16 KraftfG. 
Ein Tatbeſtand, der alle Schriftſätze als vor⸗ 
getragen bezeichnet, iſt ungenügend, wenn eine 
Partei in ihren Angaben gewechſelt hat. Unter 
Inbetriebnahme iſt die Inbewegungſetzung für 
eine beſtimmte Einzelfahrt, nicht die allgemeine 
Zurverfügungſtellung für den Betrieb zu ver⸗ 


ſtehen. Wer einen gebrauchten Wagen — wenn 
nicht gerade von einer bewährten Kraftfahr⸗ 
zeugfabrik — kauft, muß ihn zunächſt auf ſeine 


Betriebsſicherheit unterſuchen laſſen. 


Im Okt. 1929 wurde der Kl. auf dem neben einer 
Straße befindlichen Gehweg von einem der Bekl. gehörigen, 
von dem in deren Dienſten ſtehenden Führer O. geſteuerten 
Laſtkraftwagen überfahren und ſchwer verletzt. Der Wagen 
war dadurch auf den Gehweg geraten, daß er infolge Bruchs 
einer Schraube des Lenkhebels die Steuerung verloren hatte. 

Es handelt ſich um die Frage, ob die Bekl. dem Kl. nicht 
nur nach 8 12 KraftfG., ſondern auch nach 88 823 ff. BGB. 
ſchadenserſatzpflichtig iſt. 


Die Ausführungen des BU. laſſen nicht erkennen, wel⸗ 


chen Sachverhalt das OLG. feiner rechtlichen Beurteilung 
zugrunde gelegt hat. Der Sachverhalt iſt unter den Parteien 
keineswegs unſtreitig und bedurfte daher auf Grund der 
tatrichterlichen Würdigung des Beweisergebniſſes der Feſt⸗ 
ſtellung. Die Bekl. hat ſogar zum Teil in ihren Angaben. 
gewechſelt, während der Tatbeſtand alle Schriftſätze der Bekl. 
als vorgetragen bezeichnet (8314 Satz 1 ZPO.) Schon 
dieſer Mangel des Urt. muß, für ſich allein genommen, zu 
ſeiner Aufhebung führen, da mit der Möglichkeit ſachlich⸗ 
rechtlicher Irrtümer gerechnet werden muß (8550 3 PO. ); 
eine abſchließende Beurteilung durch das Rev. iſt daher 
nicht möglich. Das Urt. gibt aber weiter auch zu folgenden 
rechtlichen Bedenken Anlaß. 


1. Die Urteilsgründe laſſen es zweifelhaft erſcheinen, ob 
der Vorderrichter den Kl. für beweispflichtig hinſichtlich des 
Verſchuldens der Bekl. erachtet hat oder ob ſeiner Anſicht nach 
die Bekl. ſich entlaſten muß. Daran, daß die Bekl. ſich ent⸗ 
laſten muß, kann ſchon im Hinblick auf 8831 Abſ 1 BGB. 
kein Zweifel ſein. Im übrigen könnten aber die Regeln vom 
Beweis des erſten Anſcheins (NG. 131, 354) nebſt Nach⸗ 
weiſen), da erfahrungsgemäß Kraftfahrzeuge nicht ohne Ver⸗ 
ſchulden ihres Führers oder ohne einen Fehler in der Lenk⸗ 
vorrichtung auf den Bürgerſteig zu geraten pflegen (ogl. 
RGWarn. 1932 Nr. 72: RS. v. 9. Febr. 1931, V1380/30), 
und ferner der Rechtsgrundſatz zu dem gleichen Ergebnis 
führen, daß der Partei die Beweislaſt zufällt, welche der 
Gegenpartei die Führung des an ſich dieſer obliegenden Be⸗ 
weiſes ſchuldhaft unmöglich gemacht oder erſchwert hat (RG. 
20, 6; 60, 152: 87, 4402); 105, 259), letzteres deswegen, 
weil die Bekl. zu einer Zeit, als ihr bereits die Schadens⸗ 
erſatzanſprüche des Kl. bekannt waren, den Wagen in ſeine 
Beſtandteile behufs Verwertung derſelben zerlegt und dadurch 
den Verluſt dieſes äußerſt wichtigen Beweismittels herbei⸗ 
geführt hat. 

2. Der BerR. hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, für 
das Maß der von der Bekl. zu erfüllenden Sorgfaltspflicht 
ſeien die „billigerweiſe“ zu ſtellenden Anforderungen ent⸗ 
ſcheidend. Damit ſetzt ſich der Vorderrichter in Widerſpruch 
zu der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen., nach der an den Kraft⸗ 
fahrzeughalter im Intereſſe der Verkehrsſicherheil die ſtreng⸗ 
ſten Anforderungen bzgl. des Maßes der Sorgfaltspflicht bei 
der Auswahl und Beaufſichtigung ſeiner Angeſtellten (RG. 
120, 1613); 128, 1540; 135, 1565); 136, 11°), 17% zu⸗ 
mal dann zu ſtellen find, wenn der Halter, wie hier die Bekl., 
mehrere Kraftfahrzeuge zu gewerblichen Zwecken im Betriebe 
hat. Das gleiche gilt aus demſelben Grunde auch für die 
Pflicht zur Inſtandhaltung der Kraftwagen. Dieſe Pflicht 
ergibt ſich nicht nur aus 8831 BGB. und den allgemeinen 

) JW. 1931, 2478. ) JW. 1916, 407.) JW. 1928, 1721. 


9 JW. 1930, 2849. „) SW. 1932, 1251. „ JW. 1932, 2014. 
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Rechtsgrundſätzen über die Verantwortlichkeit des Eigen⸗ 
tümers für die aus der Beſchaffenheit der ihm gehörigen 
Sachen dritten Perſonen entſpringenden Gefahren (RG. 52, 
379; 92, 3628); 134, 234°) nebſt weiteren Nachweiſen; vgl. 
auch 87 Abſ. 3 Satz 2 KraftfG.). Vielmehr ſchreibt die Kraftf⸗ 
VerkVO. in der zur Unfallzeit geltenden Faſſ. v. 16. März 
1928 (RGBl. I, 91) noch beſonders vor ($3 Abſ. 1 Satz 1), 
daß die Kraftfahrzeuge verkehrsſicher ſein müſſen, d. h. die 
Einrichtungen aufzuweiſen haben, deren Nichtvorhandenſein 
oder Verſagen eine Gefahr für den öffentlichen Verkehr be⸗ 
deutet, und dieſe Einrichtungen ſich in einem ſolchen Zuſtand 
befinden müſſen, daß ihr Verſagen bei ſachgemäßer Unter⸗ 
haltung und Bedienung nicht zu befürchten iſt (Müller, 
Automobil., 5. Aufl., 83 Erl. 1 S. 470); hinſichtlich der 
Lenkvorrichtung, die „unter allen Umſtänden“ verkehrsſicher 
fein muß, ſei auf Ziff. I, 1 Saß 2, auch Ziff. IV der Anweiſung 
über die Prüfung von Kraftfahrzeugen v. 16. März 1928 
(bei Müller a. a. O. S. 39) beſonders hingewieſen, desgl. 
auch auf 84 Abſ. 1 Ziff. 1 KraftfVerkVO. Wenn 816 
Satz 2 daſ. — im Gegenſatz zum Führer (Satz 1) — den 
Halter nur dann für die Beachtung der 88 3, 4 KraftfVerkVO. 
für verantwortlich erklärt, wenn er die Inbetriebnahme des 
Fahrzeugs angeordnet oder zugelaſſen hat, obwohl ihm ein 
Mangel „bekannt“ iſt (Zuſatz in der KraftfVerkVO. v. 
15. Juli 1930 RGBl. I, 276] „oder bekannt ſein muß“, 
ebenſo KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932 RG Bl. I, 201]), fo 
kann unter „Inbetriebnahme“ i. S. dieſer Vorſchr. nur die 
Inbewegungſetzung für eine beſtimmte Einzelfahrt verſtanden 
werden (Iſaac⸗Sieburg, Automobil., 2. Aufl., 8 16 
Erl. 9), nicht dagegen die — allgemeine — Zurverfügung⸗ 
ſtellung des Fahrzeugs für den Betrieb durch den Halter. 
Eine gegenteilige Auslegung würde ſich mit 87 Abſ. 2, § 16 
Kraftf®. und 8831 BGB. in unvereinbaren Widerſpruch 
ſetzen und überdies an der zivilrechtlichen Haftbarkeit des 
Halters für die Verſehen ſeines Angeſtellten nach $831 BGB. 
nichts ändern. Von dieſer rechtlichen Grundlage aus iſt fol⸗ 
gendes zu bemerken: 

a) Es hat den Anſchein, iſt aber nicht feſtgeſtellt, daß 
die Abnützung des Gewindes, welche das Herausfallen der 
Schraube des Lenkhebels und damit den Unfall des Kl. ver⸗ 
urſacht hat, nicht erſt kurz vor dem Unfall eingeſetzt hat, 
ſondern allmählich in einem längeren Zeitraum eingetreten 
iſt. Unter dieſer Vorausſetzung würde es ſich alſo um einen 
gefahrdrohenden Zuſtand von längerer Dauer, der der Bell. 
unbekannt geblieben wäre, nicht aber um ein plötzliches, 
unvorherſehbares Ereignis, für deſſen Eintritt als für einen 
Zufall im Rechtsſinn die Bekl. nicht verantwortlich gemacht 
werden könnte, handeln. 

b) Trifft es zu, daß ein Konſtruktionsfehler nicht vor⸗ 
liegt, ſondern daß bei einwandfreier Wartung und Pflege 
des Wagens die Abnützung des Gewindes rechtzeitig bemerkt 
worden wäre, ſo kann die Bekl. ihre Schadenserſatzpflicht 
durch Ber. auf die „nicht beſonders glücklich gewählte“ Kon⸗ 
ſtruktion nicht ablehnen; denn dann hat ſie eine der Urſachen 
des Unfalls geſetzt, während ſie für einen Konſtruktionsfehler 
nicht ohne weiteres einzuſtehen hätte. Das BG. hat hierzu 
keine Stellung genommen. 

e) Es ſcheint unſtreitig geworden zu ſein, daß der Wagen 
ſchon im Jan. 1919, alſo über 10 Jahre vor dem Unfall, erſt⸗ 
malig polizeilich zugelaſſen und daß er am 5. April 1929 
ohne Übernahme einer Gewährleiſtung, ohne Vornahme grö- 
ßerer Inſtandſetzungsarbeiten und zum Preiſe von nur 
3600 AM, der nach dem M.ſchen Gutachten auf einen ſtark 
abgenutzten Zuſtand des Wagens hindeuten ſoll, an die Bekl. 
verkauft worden iſt. Gewiß kann man nun von demjenigen, 
der von einer bewährten Kraftfahrzeugfabrik einen neuen 
Wagen oder einen zwar alten, aber generalreparierten Wagen 
erwirbt, nicht verlangen, daß er zunächſt den Wagen auf ſeine 
Betriebsſicherheit unterſuchen läßt. Aber wenn die Auskunft 
der Verkäuferin zutrifft, ſo verlangte es die allgemeine Ver⸗ 
kehrsſorgfaltspflicht, daß die Bekl., zumal fie den Wagen 
in ihrem Gewerbebetriebe verwenden wollte, ihn, bevor ſie 
ihn in Betrieb nahm, einer gründlichen Durchſicht durch 
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einen hierzu geeigneten Sachverſtändigen unterwerfen ließ 
und daß ſie in angemeſſenen, dem Zuſtande und dem Alter 
des Wagens entſprechenden Zwiſchenräumen das gleiche Ver⸗ 
fahren anwendete. Daß ſie dieſe Verkehrsſorgfaltspflichten 
erfüllt hätte, hat die Bekl. bisher nur in recht allgemeiner 
und unzureichender Form behauptet. Das Nachſehen und In⸗ 
ſtandhalten der äußerlich ſichtbaren Wagenteile genügte den 
erhöhten Anforderungen nicht, die an den Halter eines alten 
abgenutzten Wagens im Intereſſe der Aufrechterhaltung der 
Verkehrsſicherheit und im Hinblick auf 883, 4 KraftfVerkVO. 
geſtellt werden müſſen. Davon, daß dem Halter jene Unter⸗ 
ſuchungspflichten erſt dann oblägen, wenn die mangelnde Ver⸗ 
kehrsſicherheit in die äußere Erſcheinung getreten iſt oder gar 
erſt einen Unfall herbeigeführt hat, kann keine Rede ſein 
(vgl. RG. 136, 1110). Hiermit ſteht die Frage in engſtem 
Zuſammenhange, ob die Bekl. bei der Auswahl der von ihr 
mit der Inſtandhaltung ihres Kraftwagens betrauten Per⸗ 
ſonen, und bei der Leitung dieſer Verrichtung, insbeſ. bei 
den Weiſungen, die ſie jenen Perſonen erteilt hat, mit der 
verkehrserforderlichen Vorſicht auch inſoweit zu Werke ge⸗ 
gangen iſt, als äußerlich nicht ſichtbare Mängel in Betracht 
kommen konnten (vgl. 8831 BGB.). Wenn das angefochtene 
Urt. auch zu dieſem Punkt nur „billige“ anſtatt ſtrenge An⸗ 
forderungen an die Sorgfaltspflicht des Halters ſtellt, jo 
muß dieſe Auffaſſung rechtlich beanſtandet werden. 

d) Die Bekl. beruft ſich weiter darauf, daß das Ober- 
amt H. auf ihren Antrag am 15. April 1929 den Wagen 
polizeilich zugelaſſen und dadurch deſſen Verkehrsſicherheit 
anerkannt habe. Die Bekl. wird anzugeben haben, mit wel⸗ 
chem Maße von Gründlichkeit die polizeiliche Unterſuchung des 
bisher ſchon zugelaſſenen Wagens bewirkt worden iſt und ob 
fie ſich insbeſ. auf die Schraube erſtreckt hat, deren Heraus⸗ 
fallen die Urſache des Unfalls geweſen iſt. Im übrigen wird 
abgeſehen davon, daß der Halter von ſeinen Sorgfaltspflich⸗ 
ten nicht ſchlechthin dadurch befreit wird, daß der Polizei der 
Zuſtand des Wagens genügt hat, zu beachten ſein, daß zwi⸗ 
ſchen der polizeilichen Abnahme und dem Unfall ein Zeitraum 
von faſt 6 Monaten liegt, in welchem das Gewinde der 
Schraube möglicherweiſe erſt glatt zu werden begonnen hat 
oder wenigſtens in verkehrsgefährdender Weiſe verſchlechtert 
worden iſt. 


(U. v. 16. Jan. 1933; VI 351/32. — Stuttgart.) [H.] 


10. 8515 Abſ. 2 3 PO.; §17 KraftfG. Zu⸗ 
ſtellung von Amts wegen im Falle des 8 515 tft 
wirkungslos. Stillſchweigende Zurücknahme 
einer Ber. iſt möglich. 817 hat neben BGB. und 
den landesgeſetzlichen AusfBeft. dazu die ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung, daß ſchon bloße Mitver⸗ 
urſachung beachtlich iſt. 

Der Kl. war am 28. Nov. 1927 mit ſeinem Laſtzuge mit 
einem Eiſenbahnzug der Bekl. zuſammengeſtoßen. BG. hatte 
den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
RG. hob auf. 

Eine von Amts wegen erfolgte Zuſtellung iſt im Falle 
des 8 515 Abſ. 2 ZPO. ebenſo wirkungslos, wie umgekehrt 
eine Zuſtellung im Parteibetriebe immer dann wirkungslos 
iſt, wenn die ZPO. die Zuſtellung von Amts wegen vor⸗ 
ſchreibt (RG. 32, 419; Sydow-Buſch⸗Krantz, Erl. 3 
zu 8 625 ZPO.). Daß die Ber. auch ſtillſchweigend dadurch 
zurückgenommen werden kann, daß in der mündlichen Ver⸗ 
handlung ein gegenüber der Begründungsſchrift beſchränkter 
Antrag geſtellt wird, iſt anerkannt (vgl. Stein- Jonas, 
Erl. 1 zu § 515 ZPO.; JW. 1907, 108). 

Die Rev. rügt mit Recht, daß das BG. den 817 
Kraftf®. nicht beachtet hat. Das BG. hat den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Kl. auf Grund des heſſ. ABGB. v. 
17. Juli 1899 mit der Begr. in vollem Umfange dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, daß der Unfall weder durch 
höhere Gewalt noch durch ein Verſchulden des Kl. verurſacht 
ſei. Soweit das BU. das heſſ. Ausf. anwendet, iſt es nach 
8549 Abſ. 1 ZPO. der Nachprüfung des RevG. entzogen. 
Nicht entzogen iſt dem RevG. aber die Prüfung, ob das 


10) IW. 1932, 2014. 


BG. reviſible Rechtsnormen dadurch verletzt hat, daß es 
ſie zu Unrecht nicht angewendet hat. Als eine ſolche reviſible 
Rechtsnorm ſtellt ſich auch §S 17 KraftfG. dar. Dieſe hat 8 254 
BGB. über die Berückſichtigung eines mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens des Geſchädigten bei der Verteilung des Schadens 
inſoweit erweitert, als ſie neben der Berückſichtigung eines 
ſchuldhaften Verhaltens des Geſchädigten die Beachtung der 
Mitverurſachung durch den Geſchädigten, alſo die Berück⸗ 
ſichtigung auch ſolcher objektiver Urſachen vorſchreibt, die 
dem Geſchädigten nicht als Verſchulden angerechnet werden 
können. Es handelt ſich bei $17 KraftfGG. um eine Vorſchr., 
die neben den Belt. des BGB. und den zu ihrer Ausführung 
erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchr. ihre ſelbſtändige Be⸗ 
deutung hat. Das BG. hat lediglich geprüft, ob der Kl. einen 
Schadenserſatzanſpruch gem. Art. 74 heſſ. AG BGB. deshalb 
nicht hat, weil der Unfall durch ſein Verſchulden verurſacht 
iſt, und hat dies mit einer für das Rev. nicht nachprüfbaren 
Begr. verneint. Es hat aber nicht erwogen, ob der Kl. einen 
Teil ſeines Schadens deshalb ſelber tragen muß, weil er 
ſeinen Schaden zwar nicht verſchuldet, aber doch inſofern mit⸗ 
verurſacht hat, als er durch den Betrieb ſeines Kraftwagens 
mitwirkende Urſachen geſetzt hat, die ihm zwar nicht als 
Verſchulden angerechnet werden können, aber ſeinen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch doch deshalb mindern, weil ſie zur Ent⸗ 
ſtehung des Schadens beigetragen haben. Der Unfall iſt da⸗ 
durch mitverurſacht worden, daß die Bremsſtange an dem 
Motorwagen des Kl. während der Fahrt in der Nähe der 
Haltetafel gebrochen iſt, die Bremsvorrichtung deshalb in der 
Wirkung verſagt und den Laſtzug nicht zum Halten gebracht 
hat. Die mangelhafte Beſchaffenheit der Bremsvorrichtung 
kann dem Kl. nach den Feſtſtellungen des BG. nicht als 
Verſchulden angerechnet werden, weil er den Kraftwagen 
nicht lange vor dem Unfall hat nachſehen und überholen 
laſſen. Aber dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß der Bruch 
der Bremſe eine der mitwirkenden Urſachen des Unfalls dar⸗ 
ſtellt, die der Kl. ſich nach §17 KraftfG. zurechnen laſſen 
muß. Freilich kann §17 Kraftf®. nur zur Anwendung kom⸗ 
men, wenn nach anderen Vorſchr. eine Haftung des be⸗ 
teiligten Kraftfahrzeughalters gegeben iſt (RG. 83, 4362); 
84, 415; 87, 642); 90, 2903); 96, 68 0). Aber die Haftung 
des Kl. ergab ſich im vorl. Falle nach den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. aus $7 KraftfG. Wenn das BG. ausführt, 
daß ein von dem Kl. zu vertretender Mangel nicht nach⸗ 
gewieſen ſei, ſo iſt dies rechtsirrig. Den Entlaſtungsbeweis 
aus 87 Abſ. 2 KraftfGG. kann der Kraftfahrzeughalter da⸗ 
durch allein, daß er die Beobachtung jeder nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles gebotenen Sorgfalt durch ſich ſelber und 
den Führer des Fahrzeugs beweiſt, nicht erbringen. Er muß 
darüber hinaus beweiſen, daß der Unfall weder auf einem 
Fehler in der Beſchaffenheit des Fahrzeugs noch auf einem 
Verſagen ſeiner Verrichtungen beruht. Dieſen Nachweis hat 
der Kl. nicht geführt. Das BG. hat im Gegenteil tatſächlich 
feſtgeſtellt, daß der Unfall auf ein Verſagen der Bremsvor⸗ 
richtung mit zurückzuführen iſt. 
(U. v. 20. März 1933; VI 349/32. — Be 
9. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


** 11. 848 StGB. Eine vom Angeſtifteten zu 
verantwortende Handlung liegt bei einem 
Zwange i. S. des 852 StGB. nicht vor. Anders 
bei einer Unfreiwilligkeit i. S. des 846 Ziff. 1. 

Das Schw. hat feſtgeſtellt, daß der Mitangekl. N. 
bei ſeiner Ausſage als Zeuge die wahrheitswidrige Ausſage, 
wie er jetzt erkläre, nur deshalb gemacht hat, weil die 
eidesſtattliche Verſicherung, von der bei der Vernehmung ge⸗ 
ſprochen wurde, dem Gericht vorlag. Hiernach könnte es 


2) JW. 1914, 411. 


) JW. 1915, 1018. 
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62. Jahrg. 1933 Heft 43) 


ſcheinen, daß der Entſchluß zur Leitung des Meineides in 
N. nicht durch die vom BeſchwF. angewandten Mittel, ſon⸗ 
dern durch die im Hinblick auf das Vorliegen der wiſſentlich 
falſchen Verſicherung an Eidesſtatt für N. geſchaffene Zwangs⸗ 
lage hervorgerufen worden ſei. Diefe Zwangslage war jedoch 
keine ſolche, die geeignet geweſen wäre, einen freien Ent⸗ 
ſchluß des N. in der hier in Betracht kommenden Richtung 
zu beſeitigen und den Entſchluß zu einem unfreiwilligen, 
gezwungenen zu machen. Hierzu genügt nicht ſchon eine 
Unfreiwilligkeit i. S. des 8 46 Nr. 1 StGB.; vielmehr iſt 
eine rechtlich beachtliche Unfreiwilligkeit erſt dann gegeben, 
wenn die Strafbarkeit der Handlung des Angeſtifteten infolge 
eines Zwanges i. S. des 852 StGB. ausgeſchloſſen ift. So⸗ 
lange dieſer Schuldausſchließungsgrund noch nicht gegeben 
iſt, liegt auch noch eine vom Angeſtifteten zu verantwor⸗ 
tende Handlung vor und die Herbeiführung eines Entſchluſſes 
zur Begehung einer ſolchen verantwortlichen Handlung durch 
irgendein Mittel erfüllt dann den Begriff der Anſtiftung 
i. S. des § 48 StGB. Dieſer Fall iſt hier gegeben. Die An⸗ 
gabe der Wahrheit in der Zeugenausſage hätte gegen N. 
ſelbſt lediglich eine Verfolgung wegen des Vergehens der 
wiſſentlich falſchen Verſicherung an Eidesſtatt nach ſich ziehen 
können (8157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB.); nicht aber war er 
durch unwiderſtehliche Gewalt oder durch eine Drohung der 
im § 52 StGB. bezeichneten Art zu der Begehung des Mein⸗ 
eides genötigt. Sein Entſchluß hierzu blieb daher ein frei⸗ 
willig gefaßter. Nach den Urteilsfeſtſtellungen wollte der 
BeſchwF. dadurch, daß er den N. durch feine geiſtige Über⸗ 
legenheit und zum Teile auch durch Verſprechungen zur 
Abgabe einer wiſſentlich falſchen Verſicherung an Eidesſtatt 
anſtiftete und die Abgabe einer ſolchen Verſicherung be⸗ 
wirkte, ihn auf ſeine künftige Zeugenausſage vor Gericht 
„feſtlegen“, damit er bei ſeiner Vernehmung keinen „Zurück⸗ 
zieher“ machen konnte; die Herbeiführung der falſchen eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung war daher zugleich ein vom Beſchimmter Tatſachen gegenüber 
dem bisherigen Verhandlungsergebnis erbringen ſoll (RGSt. 31, 138 
JW. 1911, 248). Im erſteren Falle ſoll das freie richterliche Er⸗ 
meſſen, im letzteren dagegen die Erheblichkeit der durch den Augen- 
ſchein zu erweiſenden Tatſache ausſchlaggebend ſein, ſo daß die be⸗ 
antragte Augenſcheinseinnahme auch dann ſtattfinden muß, wenn nach 
dem bisherigen Ergebnis das Gericht bereits die Überzeugung von 
der Unrichtigkeit der zu beweiſenden Tatſache gewonnen hat (vgl. 
auch die in Anm. 1 zu RGSt. 47, 102 zit. ungedruckten Entſch. 
des 5. StrSen.). 

Dieſer insbeſ. vom 5. StrSen. vertretene Standpunkt iſt in 
dem grundlegenden Urteil RGSt. 47, 100 ff. aufgegeben und allgemein 
der Rechtsſatz aufgeſtellt, daß die Anordnung einer richterlichen Augen⸗ 
ſcheinseinnahme außerhalb der Gerichtsſtelle in das pflichtmäßige, 
d. h. von der Pflicht zur Wahrheitsermittelung geleitete Ermeſſen des 
Tatrichters geſtellt ſei. Mit dieſem Urteil ſcheint auf den erſten Blick 
die obige Entſch. nicht vereinbar zu ſein; denn daß hier das BG. bei 
Ablehnung des Antrages auf richterlichen Augenſchein ſein Ermeſſen 
nicht pflichtgemäß hätte walten laſſen, dafür liegt kein Anhaltspunkt 
vor und wird auch im RGurteil nicht behauptet. Es hat aber bereits 
in ROSE. 47, 108 der 5. StrSen. bei Nachprüfung der Ablehnung 
eines Augenſcheinseinnahmeantrages hervorgehoben, daß, wenn auch 
die Nachprüfung im allgemeinen ſich darauf zu beſchränken habe, ob 
der Tatrichter bei Ablehnung des Antrages die Grenzen pflichtgemäßen 
Ermeſſens eingehalten habe, doch inſofern noch Raum für die Nach⸗ 
prüfung des NG. bleibe, als die allgemeinen Grundſätze betreffend 
die Behandlung von Beweisanträgen nicht verletzt werden dürften, 
und insbeſ. Inhalt und Richtung des Antrages auf Augen⸗ 
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14. 8 245 StPO. Von der Vernehmung einer 
vorgeladenen Auskunftsperſon kann nicht mit 
der Begründung abgeſehen werden, daß die 
Vorladung nicht nachgewieſen ſei, falls nicht der 
Vorſitzende auf den Nachweis der Ladung hin⸗ 
gewirkt hat. Daß ein vorgeladener Sachverſtän⸗ 
diger nicht zu Beginn der Hauptverhandlung 
erſchienen iſt, ſteht ſeiner Vernehmung nicht 
entgegen. f) 

Vor der Berufungsverhandlung war zwar vom Angekl. 
dem Gericht nicht angekündigt worden, daß er einen Sach⸗ 
verſtändigen lade, wohl aber hat bei Beginn der Berufungs⸗ 
verhandlung der Verteidiger dem Gericht mitgeteilt, daß er 
„den Sachverſtändigen Sch.“ geladen habe. Sch. war nicht 
erſchienen, kam aber, während der neunte und letzte Zeuge 
vernommen wurde. Der Verteidiger beantragte ſeine Ver⸗ 
nehmung. Das Gericht lehnte ſie durch Beſchluß mit der 
Begründung ab, der Sachverſtändige kenne weder die Ort⸗ 
lichkeit, noch habe er der Berufungsverhandlung von Anfang 
an beigewohnt. Hiermit hat, wie die Rev. rügt, die Strͤ. 
gegen § 245 StPO. verſtoßen. Die hier gegebene Vorſchrift, 
daß ſich die Beweisaufnahme auf die ſämtlichen vorgeladenen 
Zeugen und Sachverſtändigen zu erſtrecken habe, gilt zwar 
nicht für den Fall, daß ein Zeuge oder Sachverſtändiger dem 
Gerichte geſtellt, ſondern nur dann, wenn er geladen worden 
iſt. Der Verteidiger hat aber durch ſeine Erklärung vom 
19. März 1929 und die Vorlegung der Abſchrift einer 
„Zeugenladung“ aus ſeinen Akten glaubhaft gemacht, daß 
eine förmliche Ladung vorlag. Daß dem ſo war, war aller⸗ 
dings dem BG. darzutun (RGRſpr. 1, 551 und 660); es 
wäre aber, da der Verteidiger dem Gericht erklärt hatte, er 
habe den Sachverſtändigen vorladen laſſen, Sache des Ge⸗ 
richtes geweſen, ſich dies vom Verteidiger nachweiſen zu laſ⸗ 
ſen. Eine ſolche Verpflichtung des Gerichtes zur Befragung 
hat der erk. Sen. in einem Urt. v. 21. März 1895 ange⸗ 
nommen (abgedruckt in Goltd Arch. 43, 51). Dagegen hat 
allerdings der 3. StrSen. in einem Urt. v. 28. Jan. 1924, 
3D 1261/23, ſich dafür ausgeſprochen, es beſtehe keine Pflicht 
des Vorſitzenden, auf einen Nachweis dafür hinzuwirken, daß 
die auf Veranlaſſung des Angekl. zur Hauptverhandlung er⸗ 
ſchienenen Zeugen und Sachverſtändigen förmlich geladen wor⸗ 


ſcheinseinnahme bei der Ablehnung desſelben zutreffend gewürdigt 
werden müßten. Im vorliegenden Falle erachtet das RG. durch 
die der Ablehnung des Beweisantrages gegebene Begründung deſſen 
Inhalt nicht als erſchöpft, und es liegt daher ein zur Anrufung der 
vereinigten Senate zwingender Widerſpruch zu dem obigen Urteil 
und den RGSt. 47, 100 ff. aufgeſtellten Rechtsgrundſätzen nicht 
vor. Es wäre aber durchaus erwünſcht, wenn der 5. StrSen. zur 
Nachprüfung ſeiner dort aufgeſtellten Rechtsanſicht genötigt würde; 
denn abgeſehen davon, daß die Begründung, die der 5. StrSen. für 
die Unterlaſſung der Anrufung der VerStrSen. gegeben hat, ge⸗ 
zwungen und wenig überzeugend erſcheint, muß auch der Satz, daß 
es dem Sinn und dem Willen des Geſetzes entſpreche, im Gegenſatz 
zum Zeugenbeweiſe die Einnahme des Augenſcheins in das Ermeſſen 
des Tatrichters zu ſtellen, lebhaft bezweifelt und im Intereſſe objek- 
tiver Wahrheitserforſchung bedauert werden; denn wie Schneickert 
(Handwörterbuch der Rechtswiſſenſchaft Bd. 1 S. 401) zutreffend jagt, 
iſt der Augenſchein das zuverläſſigſte aller Beweismittel, weil die 
eigene perſönliche Wahrnehmung von beweiserheblichen Tatſachen die 
richterliche Überzeugung am meiſten und beſten zu fördern geeignet iſt. 
Wo durch dieſes Beweismittel eine beweiserhebliche Tatſache bewieſen 
oder widerlegt werden kann, müſſen alle anderen Beweismittel, insbeſ. 
der Sachverſtändigen⸗ und Zeugenbeweis, weit zurückſtehen, und es 
iſt daher keineswegs anzunehmen, daß beim Schweigen des Geſetzes 
dieſes wichtigſte aller Beweismittel hinter den anderen minder zu⸗ 
verläſſigen zurückſtehen ſollte. 
IR. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 


Zu 14. Nach herrſchender Meinung braucht das Gericht nicht 
auf Vorlegung des Nachweiſes der Ladung hinzuwirken (Lö we⸗ 
Roſenberg, 2a zu 8 245). Mit Recht tritt der 1. Sen. dem ent⸗ 
gegen; die Stellung des Gerichts im Strafprozeß nötigt dazu, ihm 
eine Amtspflicht zur Aufklärung auch dieſes Punktes aufzuerlegen, da 
das Geſetz nicht ausdrücklich das Gegenteil vorſchreibt. Ebenſowenig 
berechtigte das verſpätete Erſcheinen des Sachverſtändigen zur Ab⸗ 
lehnung, da er immerhin noch vor Schluß der Beweisaufnahme er⸗ 
ſchienen war (Löwe⸗Roſenberg, 2b zu 8 245). Darauf, ob der 
Sachverſtändige die Örtlichkeit kannte, kam es überhaupt nicht an, 
ſofern ihm nicht etwa aus dieſem Grunde die Sachverſtändigeneigen⸗ 
ſchaft überhaupt abgeſprochen werden konnte (Löwe⸗Roſenberg, 
3 b zu 8 245). LG R. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


den ſeien. Einen Antrag, dieſe Perſonen zu vernehmen, hat 
aber in jenem Fall der Angekl. nicht geſtellt, und inſofern 
liegt der gegenwärtige Fall anders. Sollte aber auch jene 
— ohne nähere Begründung gegebene — Ausführung des 
3. StrSen. allgemein fo aufzufaſſen fein, daß das Gericht 
keine Verpflichtung habe, die Frage zu klären, ob eine Ladung 
vorliege, alſo auch für den Fall, daß unter der Behauptung, 
der erſchienene Zeuge oder Sachverſtändige ſei geladen wor⸗ 
den, deſſen Vernehmung verlangt wird, ſo könnte jener An⸗ 
ſicht doch der erk. Sen. nicht folgen. Jenes Urteil würde 
auch nicht dazu nötigen, die Ver StrSen. anzurufen, da der 
3. Sen. mit einer Entſcheidung dieſes Sinnes von der frü⸗ 
heren Entſcheidung des erk. Sen. abgewichen wäre. 

Es ging hiernach nicht an, mit der oben wiedergegebenen 
Begründung die Vernehmung abzulehnen. Darauf, daß der 
Sachverſtändige nicht ſchon beim Beginne der Hauptverhand⸗ 
lung, ſondern erſt kurz vor dem Schluß der Beweisaufnahme 
erſchienen war, kann es für die Anwendung des $ 245 
SPD. nicht ankommen, im vorliegenden Falle um jo weni⸗ 
ger dann, wenn, wie die Rev. vorträgt, der Sachverſtändige 
unverſchuldet, infolge eines Kraftwagenunfalls, erſt verſpätet 
eingetroffen iſt; ebenſowenig darauf, daß die Ladung des 
Sachverſtändigen dem Gerichte vor der Berufungsverhandlung 
nicht angezeigt worden war. Belanglos für $ 245 StPO. iſt 
ferner, daß der Sachverſtändige die Ortlichkeit nicht kannte 
und daß er der Beweiserhebung nur zu einem geringen Teil 
hat anwohnen können. 

Da der Gerichtsbeſchluß eine Verletzung des 8 245 
StPO. enthält, und der von ihm betroffene Punkt für die 
Entſcheidung weſentlich iſt, muß nach § 338 Nr. 8 StPO. 
das Urteil aufgehoben werden. 

(1. Sen. v. 23. April 1929; ID 218/29.) A.] 


15. 88 296, 339 St PO. Stattgabe einer ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Reviſion zuungunſten des 
Angeklagten in einem Falle, in dem mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die Vorinſtanz nur auf eine 
Geldſtrafe erkannt hatte, die Verhängung der 
von ihr ausgeſprochenen Nebenſtrafe unzu⸗ 


läſſig war. f) 
Der Angekl. wurde vom SchöffG. wegen einfacher paſ⸗ 


Zu 15. Das Urteil des BG. enthält, indem es wegen einfacher 
paſſiver Beſtechung (8331 StGB.) neben Geldſtrafe auf Verluſt der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter verurteilt, einen Ver⸗ 
ſtoß contra jus in thesi elarum (vgl. § 358 StGB.). Das Gericht 
hat inſofern ſeine Vollmacht überſchritten. Dieſe geht immer nur 
auf die Anwendung der beſtehenden Strafgeſetze. Verurteilung auf 
Grund einer nicht beſtehenden, nicht in der angenommenen Art be⸗ 
ſtehenden Strafſatzung iſt nichtig. Strafdrohungen können nur auf 
dem Geſetz beruhen. Das Gericht ſchafft nicht eine ſolche, nicht all⸗ 
gemein, nicht für den Einzelfall, indem es ihr Beſtehen fälſchlich 
unterſtellt. Die Ungültigkeit entſprechender Verurteilung hat deren Un⸗ 
wirkſamkeit im Umfange der Vollmachtsüberſchreitung zur Folge. 
Sie darf daher im Rechtsleben keine Beachtung finden. Vollſtreckung 
im Sinne des Strafvollzuges, d. i. zwangsweiſe Verwirklichung des 
Urteilsinhalts, iſt ausgeſchloſſen; die einer eigentlichen Vollſtreckung 
nicht fähigen Urteilswirkungen, Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter uſw., treten nicht 
ein. Allen Stellen, die es angeht, ſind Maßnahmen der „Vollziehung“ 
— weiterer Begriff gegenüber der „Vollſtreckung“ —, alfo alle Hand⸗ 
lungen unterſagt, die dem Urteil die tatſächliche Folge geben würden, 
insbeſ darf ein ohne ſtrafgeſetzliche Grundlage mit Verluſt der Amts⸗ 
fähigkeit Belegter nicht ſo behandelt werden, als hätte er ſie wirklich 
verloren. 

Die Rechtsunwirkſamkeit eines ſolchen Urteils wird anerkannt 
und, ſoweit es ſich um „Vollſtreckung“ handelt, geſichert durch die 
Strafvorſchrift des 8345 StGB. 

Die Praxis des RG. (RGSt. 9, 329; 25, 399 uſw.), wonach das 
Verſchärfungsverbot der 88 331 und 358 Abſ. 2 SPD. nicht auf 
die rechtliche Qualifikation der Tat zu beziehen iſt, kann zur Ver⸗ 
hängung ungeſetzlicher Strafe führen, indem der Rechtsmittelrichter 
an die alte Strafe gebunden bliebe, aber eine ihr widerſprechende 
Deliktsſchuld feſtſtellen könnte. Hiergegen Oetker: GerS. 65, 447ff. 
(von Löwe⸗Roſenberg 8331 Bem. 2 u. 4 nicht berückſichtigt). 

Ein auf ungeſetzliche Strafe erkennendes Urteil beſchwert nicht 
nur den Verurteilten, ſondern auch den Staat. Ihm wird eine 
Straſpflicht aufetlegt, richtiger aufzuerlegen verſucht, im Widerſpruch 
mit dem Geſetz. Freilich entbehrt das Urteil der verpflichtenden Kraft 
für den Staat, es darf ja nicht vollſtreckt, nicht vollzogen werden. 
Aber mit dem Anſcheine der Rechtswirkſamkeit verknüpft ſich, wie 
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ſiver Beſtechung zu zwei Monaten Gefängnis und zum Ver⸗ 
luſt der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter auf die 
Dauer von drei Jahren verurteilt. Die von ihm hiergegen 
eingelegte Berufung wendet ſich nur gegen Art und Höhe 
der Hauptſtrafe ſowie gegen die Nebenſtrafe. Der Schuld⸗ 
ausſpruch iſt daher rechtskräftig. Das BG. hob das Urteil 
des Shöff®. lediglich hinſichtlich des Ausſpruchs der Ge⸗ 
fängnisſtrafe auf, verurteilte den Angekl. zu 500 „% Geld⸗ 
ſtrafe und verwarf im übrigen die Berufung, ließ alſo die 
Nebenſtrafe beſtehen. Gegen dieſes Urteil haben ſowohl 
der Staatsanwalt als der Angekl. Rev. eingelegt. Der Staats⸗ 
anwalt hat erklärt, daß die Rev. zuungunſten des Angell. 
eingelegt werde, erſtrebt alſo den Ausſpruch einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe unter Beibehaltung der Nebenſtrafe. Der Angekl. be⸗ 
antragt, die Nebenſtrafe in Wegfall zu ſetzen. 

Beide Rev. ſind trotz ihres verſchiedenen Ziels be⸗ 
gründet. Nach § 358 StGB. kann auf Verluſt der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Amter nur neben Gefängnisſtrafe 
erkannt werden. Dies iſt vom BG., wie in den Urteils⸗ 
gründen ſelbſt hervorgehoben wird, bei der Urteilsfindung 


für den Verurteilten die Gefahr der Vollſtreckung, ſo dem Staate 
gegenüber die Zumutung, daß er vollſtrecken uſw. ſolle. Das iſt 
bereits eine Beſchwerung, die durch Anrufung der höheren Inſtanz zu 
beſeitigen der Staat im Intereſſe der Herſtellung klarer Rechtslage 
berechtigt und verpflichtet iſt. Zudem hat er den Anſpruch auf geſetz⸗ 
mäßiges Urteil, dem durch die ungeſetzliche Verurteilung nicht ge⸗ 
nügt iſt. Es geht zu weit, wenn Binding, Grundriß S. 244 lehrt, 
das unheilbar nichtige Urteil könne niemals Rechtsmittel auslöſen. 
Vielmehr kommt den ordentlichen Rechtsmitteln der SPD. auch die 
Funktion zu, ungültige Urteile zu beſeitigen, gültige an die Stelle 
treten zu laſſen, ſoweit das prozeſſual möglich iſt (ausgeſchloſſen 
insbeſ., wenn die „urteilende“ Stelle überhaupt nicht Gericht war; 
nähere Darlegungen hier nicht am Platze). Aber die Verſäumung 
| durch Rechtsmittel würde nicht das Ungültige gültig 
machen. 

Demnach ſtand im gegebenen Falle der StA. die Rev. zu. 
Sie Ronnte dieſe zugunſten und zuungunſten des Angekl. einlegen. 
Keineswegs macht die StA., wenn ſie zugunſten des Ungekl. an⸗ 
ficht, nur eine Beſchwerung ihres Gegners geltend (jo Lö we⸗ 
Roſenberg, zu 8 296 Bem. 2 b), denn jede ungerechte Ver⸗ 
urteilung beſchwert den Staat, indem ihm eine materiell ungerecht⸗ 
fertigte Strafpflicht auferlegt wird (übereinſtimmend Beling, Reichs⸗ 
ſtrafprozeßrecht S. 390), ſchon deshalb muß auch die StA. anfechten 
können. Hätte die StA. ihre Rev. darauf beſchränkt, daß die Neben⸗ 
ſtrafe als ungeſetzlich zu ſtreichen ſei, ſo wäre das Rev. zugunſten 
des Angekl. geweſen. Es fragt ſich nun, ob fie das BU. im ganzen 
zuungunſten des Angekl. anfechten konnte. Sie hat ihrer Rev. aus⸗ 
drücklich dieſe Richtung gegeben, aber auch wenn ſie ohne ſolche 
Erklärung das Urteil im Strafausſpruch angefochten hätte unter 
Bezugnahme auf die Unzuläſſigkeit der Verbindung von Geldſtrafe 
und Verluſt der Amtsfähigkeit, müßte Gleiches gelten, da nicht an⸗ 
zunehmen wäre, daß die StA. die Beſeitigung der unzuläſſigen 
Nebenſtrafe nur unter Beibehaltung der in zweiter Inſtanz an die 
Stelle von Gefängnisſtrafe (ſo erſtes Urteil) getretenen Geldſtrafe 
anſtrebte. 

Das erſte Urteil war von der StA. nicht angefochten worden. 
Daraus würde ein Verluſt des Reviſionsrechts ſelbſt dann nicht 
folgen, wenn das BG. ganz im Sinne der erſten Inſtanz entſchieden 
hätte (ogl. auch Löwe⸗Roſenberg, zu 8 333 Bem. 3 b). Mit 
dem Erlaſſe eines ſolchen Urteils war für die StA. res integra ge- 
geben und ſie nicht gehindert, es als beſchwerend anzufechten. Im 
gegebenen Falle lag in der ungeſetzlichen Nebenſtrafe noch ein neuer 
Beſchwerdegrund. 

Auch dem Angekl. geht die Rev. gegen das BU. nicht dadurch 
verloren, daß er das vom BG. beſtätigte erſte Urteil nicht angefochten 
hat. Schon deshalb nicht, weil auf die Berufung des StA. hin zu⸗ 
gunſten des Angekl. geändert werden (§ 301 StPD.) und er ſich 
darauf verlaſſen konnte. 

Selbſt ein Verzicht der StA. auf Berufung präjudiziert 
nicht ihrem Reviſionsrechte. Nicht anders iſt es bei entſprechendem 
Verzichte des Angekl. Ein Verzicht auf Rev. vor Erlaſſung des Bu. 
wäre unwirkſam; wie ſollte der Verzicht auf Berufung dieſe weiter⸗ 
gehende Wirkung haben? 

Aber es folgt aus dem Verbote der reformatio in pejus in 
der Ber Inſt., daß nach Anfechtung des erſten Urteils nur ſeitens 
des Angekl. Rev. des StA. gegen das BU. nicht zu Feſtſtellung 
ſchwererer Schuld, als im erſten Urteil angenommen, und nicht zur 
Verſchärfung der Strafe dieſes Urteils führen kann. Durch Paſſivität 
des StA. gegenüber dem erſten Urteil iſt inſofern reformatio in 
pejus endgültig unmöglich geworden. Gegen dieſe Rechtswirkung gibt 
es nicht für den StA. eine in int. restitutio durch Rev. Folglich 
behielt in unſerem Falle der Angekl. in der Rev Inſt. im Verhältnis 
zum erſten Urteil das Berufungsbenefizium des § 331 StPO. und 


überſehen worden. Hierdurch iſt in erſter Linie der Angekl. 
beſchwert, gegen den auf eine Nebenſtrafe erkannt iſt, die 
neben der erkannten Hauptſtrafe unzuläſſig iſt. Aber auch der 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Rev. muß ſtattgegeben werden, da 
immerhin die rechtliche Möglichkeit beſteht, daß das BG. 
nach Erkennung des Rechtsirrtums anſtatt auf Geldſtrafe wie⸗ 
der auf Gefängnisſtrafe erkennt und neben ihr die Neben⸗ 
ſtrafe beſtehen läßt. 

(1. Sen. v. 23. April 1929; 1D 1293/28.) A.] 


* 16. Die Vorſchrift des 8329 StPO. kann nicht 
Platz greifen, wenn die Sache ſchon in einem 
früheren Termin vor dem BG. zur Verhand⸗ 
lung gekommen iſt. In jedem Falle ſind die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 329 StPO. nicht gegeben, 
wenn die Zuſtellung nicht an den Angekl., ſon⸗ 
dern nur an den Zuſtellungs bevollmächtigten 
erfolgt iſt. f) 

(2. Sen. v. 5. Nov. 1928; 2 D 99/28.) A.] 

Abgedr. IW. 1929, 1666 25. 


es war eine Abänderung des Urteils zum Nachteile des Angehl. 
ausgeſchloſſen. Hätte nur der Angekl. revidiert, fo wäre ihm im 
Verhältnis zum BU. das Reviſionsbenefizium des 8358 Abs. 2 SPD. 
— nicht härtere Strafe im neuen Urteil als die im BU. erkannte — 
zuſtatten gekommen. Da aber auch der StA. zuungunſten des Angekl. 
revidiert hat, fo bleibt die Rechtswohltat des § 358 Abſ. 2 beiſeite, 
die des § 331 bei Beſtand. Demnach kann nach Aufhebung des BU. 
das neue Urteil die Strafe des BU. zwar verſchärfen, doch nicht 
über die mit dem erſten Urteil gegebene Grenze hinaus. Es hätte 
ic) empfohlen, wenn das RG., dem im übrigen durchaus zuzuſtimmen 
iſt, dieſe Beſchränkung in den Gründen ausgedrückt hätte. Nur in 
gleichem Sinne iſt es richtig und wohl auch ſo gemeint, wenn 
Löwe⸗Roſenberg 8 301 Bem. 5 am Schluſſe die von der StA. 
ergriffene Rev. nur noch zugunſten des Beſchuldigten wirken läßt. 

Hätte nur der Angekl. und nur wegen der unzuläſſigen Neben⸗ 
ſtrafe revidiert, ſo wäre in analoger Anwendung des 8354 StPO. 
lediglich deren Streichung im Reviſionsurteil am Platze geweſen. 
Teilweiſe „Freiſprechung“ (Lö we⸗Roſenberg 8 354 Bem. 2 b0 
iſt eine ſolche bloße Strafreduktion nicht. 

Angenommen, es hatte im gegebenen Falle nur der Angekl. 
das Urteil, aber im ganzen aus zutreffenden prozeſſualem Grunde 
angefochten, jo Zurückverweiſung mit dem Hinweiſe in den Gründen, 
daß bei Subſtitution von Geldſtrafe an Stelle der Freiheitsſtrafe 
im erſten Urteil die Nebenſtrafe unzuläſſig wäre. Dieſer Ausſpruch für 
das Gericht der neuen Hauptverhandlung gem. § 358 Abſ. 1 StPO. 
bindend. Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 16. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

I. Der Entbindung des Angekl. vom Erſcheinen in der Ber 
rufungsverhandlung ſtand ein rechtliches Bedenken nicht entgegen. 

Ein Dispens gem. 8 233 (8 332) StPO. bezieht ſich, wenn 
er allgemein für „die Hauptverhandlung“ ausgeſprochen iſt, nicht 
nur auf die erſte, ſondern auch weitere in der Inſtanz ſtattfindende 
Hauptverhandlungen. Aber es kann der Dispens auch auf eine be⸗ 
ſtimmte Hauptverhandlung beſchränkt ſein. Im erſteren Falle bleibt 
Rücknahme des Dispenſes durch Anordnung perſönlichen Erſchei⸗ 
nens des Angekl ($ 236 SPD.) für eine weitere Hauptverhand⸗ 
lung vorbehalten, wenn der Anlaß dazu (Krankheit des Angel. 
uſw.) weggefallen iſt oder die Aufklärung des Sachverhalts es er⸗ 
fordert. So iſt's im gegebenen Falle geſchehen. 

Eine verſchiedene Deutung des Dispenſes in dem Sinne, 
daß er je nach der Tragweite des Hinderungsgrundes (Krankheit, 
Berufsgeſchäfte des Angekl. uſw.) auf eine weitere Hauptverhand⸗ 
lung der Inſtanz mitzubeziehen wäre oder nicht, verbietet ſich. Der 
Angekl. muß beſtimmt wiſſen, ob er für die fernere Hauptverhand⸗ 
lung dispenſiert iſt oder nicht. Daher bleibt ein allgemein für „die 
ee e erteilter Dispens bis zu ſeiner Rücknahme 
in Kraft. 

Daß der Dispens auf die Fortſetzung einer unterbrochenen 
Hauptverhandlung in der Friſt des 8 229 StPO. mit zu beziehen 
iſt, folgt ſchon aus der Einheit einer ſolchen Hauptverhandlung; 
auch hier gilt natürlich der Vorbehalt des 8 236. 

Es iſt auch wohl möglich, daß der Angehl. allererſt bezüglich 
einer weiteren Hauptverhandlung vom Erſcheinen entbunden wird. 

Für ein nachfolgendes Berufungsverfahren aber iſt der Dis⸗ 
pens niemals wirkſam, ſchon weil nicht der Richter der erſten In⸗ 
ſtanz dem vorgeordneten Richter präjudizieren kann. Es lebt auch 
ein Dispens, den die erſte, die Ber Inſt. erteilt hatte, nicht dadurch 
wieder auf, daß die Sache vom BG., Rev. an die untere Inſtanz 
zurückverwieſen wird. Für das erneute Verfahren kann nur er⸗ 
neuter Dispens wirkſam ſein. . 

Blieb ein vor der Hauptverhandlung geſtelltes Entbindungs⸗ 
geſuch unbeſchieden, ſo wirkt das nicht als Dispenserteilung, aber 
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Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 


I. 5 14 Aufw Nov. Eine Ablöſung für Rechnung 
des Erwerbers liegt auch dann vor, wenn bei einem Tauſch 
von Grundſtücken der bisherige Eigentümer den zur 
Löſchung der Hypothek erforderlichen Betrag zunächſt aus 
eigenen Mitteln aufbringt, aber von dem jetzigen Eigen⸗ 
tümer ein Grundſtück erhält, deſſen Wert den Betrag des 
abgelöſten Rechtes deckt. f) 


Auf dem deutſchen Grundſtück des B. war für den Gläubiger 
eine Vorkriegshypothek eingetragen. Durch Vertrag v. 10. Juli 1922 
tauſchte B. das Grundſtück gegen ein in Polen belegenes Grundſtück 
des Antragsgegners. Beide Grundſtücke follten laſtenfrei übereignet 
werden. Am 14. Juli 1922 zahlte B. die Hypothek an den Gläubiger 
gegen Erteilung der Löſchungsbewilligung aus. Nach Löſchung der 
Hypothek ging beim Grundbuchamt der Antrag ein, den Antrags⸗ 
gegner als neuen Eigentümer des deutſchen Grundſtücks einzutragen, 
was am 29. Juli 1922 erfolgte. Der Gläubiger verlangt die Auf⸗ 
wertung ſeiner Hypothek von dem Antragsgegner. Die Parteien haben 
wegen ihres Streits über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
die Buftändigkeit der AufwSt. nach 8 71 Aufwch. vereinbart. 


es kann in ſolchem Falle das Ausbleiben das Angekl. als ent⸗ 
ſchuldigt angeſehen werden. 

II. Das Verſäumnisurteil des ſtrafprozeſſualen Berufungs⸗ 
verfahrens, d. i. die Verwerfung der Berufung des Angekl. wegen 
nicht genügend entſchuldigten Ausbleibens desselben (8 329 StBD.) 
fest voraus, daß dieſer bei Beginn der Hauptverhandlung nicht 
erſchienen war. Würde er ſich nachträglich entfernen, fo ware die 
begonnene Verhandlung über ſeine Berufung zu Ende zu führen in 
entſprechender Anwendung der bezüglichen Vorſchriften der erfien 
Inſtanz (vgl. insbeſ. 88 231 Abſ. 2, 324 Abf. 2, 236 StPO.). 
Bleibt der Angekl. in einer weiteren Hauptverhandlung oder bei 
Fortſetzung der Verhandlung aus, ſo iſt er eben nicht bei „Beginn“ 
ausgeblieben, und es tritt analoge Sachbehandlung ein (8 230 
Abſ. 2 StPD.), wie bei Entfernung des Angekl. im Verlaufe nicht 
unterbrochener Verhandlung. Alſo nicht Verwerfungsurteil. Der 
Sinn iſt: das Ausbleiben ſteht dem Beginn der Verhandlung über 
die Berufung entgegen, der Angekl. verwirkt dadurch den Anſpruch 
auf Nachprüfung des angefochtenen Urteils. Auf einen Verzichts⸗ 
willen kommt es nicht an, es iſt daher die Präſumtion eines Ver⸗ 
zichtes zu vermeiden. War aber einmal der Angekl. bei Beginn des 
Verfahrens vor dem BG. erſchienen und hatte daher die Berufungs⸗ 
verhandlung (8 324 StPO.) begonnen, jo kann er nicht mehr durch 
Sichentfernen oder Ausbleiben in weiterer Verhandlung dem Be⸗ 
rufungsverfahren in den Arm fallen. Vgl. auch RGSt. 61, 280; 
Fellmann: Bayß. 1927, 302. Nur Zurücknahme der Berufung 
käme jetzt in Betracht, wozu es aber der Zuſtimmung des Gegners 
bedürfte ($ 303 StPO.). 

Die vom Geſetz verlangte „ſofortige Verwerfung“ iſt nicht zu 
preſſen. Das Weſentliche iſt der Ausſchluß fachlicher Verhandlung 
über das Rechtsmittel. Es ſteht insbeſ. an ſich nichts im Wege, 
mit der Verwerfung zu warten, bis über zuſammentreffende Be⸗ 
rufung des StA. verhandelt worden iſt, alſo beide Berufungen zu⸗ 
gleich zu beſcheiden, die eine durch Verwerfung, die andere durch 
materiellen Entſcheid. Würde aber bei ſolchem Aufſchub der Ver⸗ 
werfung der Angekl. vor Urteilsverkündung noch erſcheinen, ſo 
wäre das Verwerfungsurteil nicht zu erlaſſen. Es präjudiziert alſo 
der ſachlichen Beſcheidung des Rechtsmittels nicht eigentlich bereits 
das Ausbleiben des Angekl. bei Beginn der Verhandlung, ſondern 
der Erlaß des Verwerfungsurteils. Dagegen ſteht Vorführung 
des Angekl., weil auch der Sta. Berufung ergriffen hatte, 8 32) 
Abs. 1 am Schluſſe, der Verwerfung feines Rechtsmittels nicht 
entgegen. 

III. Im gegebenen Falle war im erſten Verhandlungstermin 
vor dem BG. der Entbindungsbeſchluß zurückgenommen worden, und 
es mußte daher der Angel. zu dem neuen Termin geladen werden. 
Sein Ausbleiben in dieſem Termin konnte, wie unter II dargelegt, 
nicht zur Verwerfung des Rechtsmittels führen. Es kommt hinzu, 
daß die Ladung nicht dem Angekl. perſönlich, ſondern ſeinem Zu⸗ 
ſtellungs bevollmächtigten zugeſtellt worden war. Der Analogieſchluß 
iſt unabweislich, daß, wie die Bewilligung des Fernbleibens dem 
Angekl. perſönlich zugeſtellt werden mußte (RGSSt. 44, 47), ſo 
auch die unter Aufhebung dieſer Bewilligung angeordnete Ladung zu 
dem neuen Termin. Es iſt ihm der Wegfall des Dispenſes unmittel⸗ 
bar zum Bewußtſein zu bringen. Bleibt er in der neuen Verhand⸗ 
lung trotz gehöriger Ladung aus, ſo ergeht nicht Verwerfungs⸗ 
urteil, vielmehr hat er ſeine Vorführung zu gewärtigen, und es iſt 
über die Berufung zu verhandeln. Im übrigen kann zu dieſem 
Punkte auf die Gründe der reichsgerichklichen Entſch. Bezug ge 
nommen werden. 

Geh. Rat. Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 
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An ſich liegen die Vorausſetzungen des 8 20 Abi. 2 Aufw ch. 
vor. Dem Antragsgegner ſteht aber 8 14 AufwGNov. entgegen. 

Der Geſtaltungswunſch des Antragsgegners (j. NG. 119, 179 1)) 
iſt darin zu erblicken, daß er im Tauſchvertrage vom 10. Juli 1922 
die Laſtenfreiheit des von ihm zu erwerbenden deutſchen Grundſtücks 
mit dem Veräußerer B. vereinbarte. Ob B. ſich bei den Tauſch⸗ 
verhandlungen zuerſt zur Ablöſung der Hypothek erboten hat, iſt 
dagegen belanglos. Maßgebend iſt, daß der Antragsgegner die Be⸗ 
ſchaffung des „reinen Grundbuchs“ zur Vertragsbedingung gemacht 
und damit die Beſeitigung der Hypothek des Gläubigers durch den 
Tauſchgegner herbeigeführt hat. Hiernach iſt die weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung des I 14 AufwGNov. gegeben (ſ. RG. 
V66/28: AufwRſpr. 29, 172). 

Daß die Mittel zur Ablöſung der Hypothek aus dem Vermögen 
des Antragsgegners ſtammen, iſt nicht unbedingt erforderlich (ſ. NO. 
a. a. O.). Immerhin ift auch dieſer Umſtand im vorliegenden Falle 
zu bejahen. Allerdings beruht der Erwerb des Antragsgegners hier 
auf einem Tauſche zweier Grundſtücke, bei dem eine bare Zahlung 
(Tauſchzugabe) nicht ſtattgefunden hat. Die bisher bekanntgewordenen 
Entſch. des RG. betreffen dagegen Kauf verträge und erörtern daher 
nur die Geldzahlung des Käufers, die dem Verkäufer die Mittel 
zur Ablöſung des fremden Rechtes gewährt. Indeſſen muß der Grund⸗ 
gedanke der höchſtrichterlichen Rſpr. bei Tauſchverträgen entſprechend 
verwendet werden. Danach darf ſich der Erwerber nicht auf eine von 
ihm ſelbſt veranlaßte Rechtsänderung berufen, wenn er die Ablöſung 
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Zu 1. Der Entſch. vermag ich nicht beizupflichten. 

Vorausſetzung für die Anwendung des § 14 Nov. iſt, daß die 
Hypothek, ſofern die Ablöſung nicht von dem Erwerber erfolgt 
iſt, „für Rechnung des Erwerbers“ abgelöſt worden iſt. In 
dem Entwurfe der Nov. wär zunächſt gefordert, daß die Hypothek 
außerdem von dem Erwerber durch Vereinbarung mit dem Ver⸗ 
äußerer übernommen fein müſſe. Dieſe Vorausſetzung iſt im 
Reichstagsausſchuß geſtrichen worden, da ſonſt das Anwendungsgebiet 
des § 14 zu eng ſei. Wo nun aber die Abgrenzung liegen ſoll, 
ſagt das Geſetz nicht. Dies mußte alſo aus den unklaren Worten 
„für Rechnung“ in Verbindung mit dem dehnbaren Grundgedanken 
der Vorſchrift entnommen werden. Die Rſpr. hat ſich mit der Beſtim⸗ 
mung abzufinden verſucht, ſo gut dies möglich war. Sichere Rechts⸗ 
ſätze ließen ſich auf ſo unſicherem Boden nicht entwickeln. Bei 
einem Notgeſetz, das in feiner praktiſchen Bedeutung zeitlich be⸗ 
grenzt und fo unklar wie ber § 14 Nov. if, kommt man um 
eine Präjudizienrſpr. nach engliſchem Vorbild nicht herum. Weder 
die Literatur noch die Inſtanzgerichte können hier ihre Aufgabe 
darin ſehen, in der höchſtrichterlichen Rechtſprechung entwickelte Rechts⸗ 
ſätze zu bekämpfen. 

Die Rſpr. hat drei Vorausſetzungen für die Anwendung des 
Begriffs „für Rechnung des Erwerbers“ entwickelt, nämlich 
1. daß ein Zuſammenhang zwiſchen der Ablöſung der Hypothek 

und dem Erwerbsgeſchäft beſtehen, 
2. daß die Ablöſung der Hypothek dem Geſtaltungswunſch des Er⸗ 
werbers entſprechen und 

3. daß die Ablöſung mit Mitteln des Erwerbers erfolgt ſein muß. 
Dieſe drei Boranzfegungen müſſen kumulativ vorliegen. In⸗ 
folgedeſſen erſcheint es mir nicht richtig zu ſein, wenn das KG. 
den „Geſtaltungswunſch“ des Erwerbers für ausreichend hält, ohne 
den zur Ablöſung verwandten Mitteln Bedeutung beizumeſſen. Zu 
Unrecht beruft ſich das KGG. bei ſeiner Auffaſſung auf das Urt. 
des RG. v. 15. Dez. 1928 (Aufm Rſpr. 1929, 172 JW. 1929, 
856). Dort hat das NG. nur ausgeſprochen, daß die Mittel zur 
Ablöſung nicht unmittelbar aus dem Vermögen des Erwerbers zu 
ſtammen brauchen. Es ſoll genügen, daß die Ablöſung „mit einſt⸗ 
weilen anderweit, auch aus dem Vermögen des Veräußerers ent⸗ 
nommenen Mitteln“ erfolgt iſt, ſofern dies „im Hinblick auf die 
bevorſtehende Erſtattung aus dem Kaufpreis“ geſchah. An dem Er⸗ 
fordernis, duß die Ablöſung, ſei es auch nur in weiterem Sinne, 
mit Mitteln des Erwerbers erfolgt fein müſſe, wird alſo feſtgehalten. 

Das KG. führt — als Eventualbegründung — aus, daß die 
Ablöſung nicht nur gemäß dem Wunſche des Erwerbers, ein „reines 
Grundbuch“ zu haben, ſondern auch mit deſſen Mitteln erfolgt ſei. 
Hierbei geht es aber über das hinaus, was das RG. bis jetzt in 
ſeiner weitgehendſten Entſch. — dies dürfte die v. 15. Dez. 1928 
ſein — ausgeſprochen hat. Es handelte ſich im vorliegenden Falle 
um den Tauſch zweier Grundstücke. Eine Barauszahlung wurde von 
keiner Seite geleiſtet. Somit kann keine Rede davon ſein, daß der 
Veräußerer, wie das RG. dies in dem Urt. v. 15. Dez. 1928 für den 
dort entſchiedenen Fall ausführt, den zur Ablösung der Hypothek er⸗ 
forderlichen Betrag nur einſtweilen im Hinblick auf die bevorstehende 
Erſtattung aus dem Kaufpreis vorgelegt hat. Allenfalls ließe ſich dies 
ſagen, wenn das KG. unterſtellt Hätte, daß der Veräußerer ſich die nor» 
gelegte Ablöfſungsſumme durch Hypothezierung des in Tauſch genomme⸗ 
nen Grundſtücks wieder beſchaffen wollte. Dies unterſtellt das KG. 
aber gerade nicht, ſondern es erklärt ausdrücklich, daß es dieſer 
Unterſtellung nicht bedürfe. Wenn das KG. meint, der ablöſende 
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der Poſt durch Hingabe von Gegenſtänden feines Vermögens dem 
Veräußerer ermöglicht hat. Dies gilt auch dort, wo der Veräußerer 
zunächſt die Mittel zur Beſeitigung der Hypothek ſelbſt auf⸗ 
bringt, aber ſpäter vom Erwerber durch Leiſtung des Entgelts für 
das übereignete Grundſtück den Erſatz für ſeine Ablöſungsaufwen⸗ 
dungen erhält oder auch nur erhalten ſoll (. KG. Aw 530/27 und 
55 AufwRſpr. 28, 866 und 897 und jetzt auch RG. V 66/28: 
a. a. O.). 

In der hier zu entſcheidenden Sache hat der frühere Eigentümer 
B. die Hypothek des Gläubigers zunächſt mit ſeinen eigenen Mitteln 
zur Löſchung gebracht, indem er ſich die hierzu erforderlichen Mittel 
durch Verkauf ſeiner Fahrhabe verſchaffte. Dieſes Opfer brachte der 
Vorgänger des Antragsgegners aber nur in der durch den Tauſch⸗ 
vertrag begründeten Erwartung, daß er ſich wegen ſeiner Aufwendun⸗ 
gen an dem ihm zufallenden polniſchen Tauſchgrundſtück erholen 
könne. Ob ſich B. inzwiſchen durch Belaſtung dieſes polniſchen 
Grundſtücks das bei der Ablöſung der hier ſtreitigen Hypothek ver⸗ 
ausgabte Geld wieder beſchafft hat, iſt unerheblich. Es genügt zur 
Anwendung des $ 14 AufwGNov., daß dem B. nach dem Willen des 
Antragsgegners in der „Subſtanz“ des laſtenfreien polniſchen Grund⸗ 
ſtücks ein Wert zugefloſſen iſt, der aus dem Vermögen des Antrags⸗ 
gegners herrührt und zum Erſatz der Ablöſungsaufwendungen aus⸗ 
reicht. Ob die Beſeitigung der Hypothek auch die Bemeſſung der 
Tauſchleiſtungen des Antragsgegners beeinflußt hat (f. RG. V 66/28 
a. a. O.), kann dahingeſtellt bleiben, da die Vorausſetzungen des 
§ 14 AufwGNov. ohnehin vorliegen. Die hier vertretene weite Aus⸗ 
legung der AufwGNov. entſpricht dem Zwecke des Geſetzes, das auch 
bei reinen Tauſchverträgen einen möglichſt großen Schutz der Auf⸗ 
wertungsgläubiger anſtrebt. 


(K., 9. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. März 1929, 9 Aw 3910/28.) 
[Kass Dr. Pakuſcher.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 5230 StGB.; 8 913 RBO.; 88 45, 46 Gewd. Die 
allgemeinen Sorgfaltspflichten eines gewerblichen Unter- 
nehmens ſind übertragbar. Der Unternehmer iſt jedoch zur 
ſorgfältigen Auswahl und zur Überwachung verpflichtet. 5 

Wer die Verantwortung für die Einhaltung der Unfallver⸗ 
hütungsvorſchriften im Mühlenbetriebe der Angekl. hatte, ob dieſe 
oder ihr Stellvertreter, ift nicht von entſcheidender Bedeutung. Denn 
die Unfallverhütungsvorſchriften regeln nur die Pflichten der Mit⸗ 
glieder der Berufsgenoſſenſchaft gegenüber der Genoſſenſchaft mit Hin⸗ 
blick auf deren wirtſchaftlichen Zweck der Sicherung gegen In⸗ 
anſpruchnahme mit Entſchädigungsanſprüchen und können daher 


Veräußerer habe die „Subſtanz“ des Tauſchgrundſtücks erhalten, 
ſo beweiſt gerade der Ausdruck „Subſtanz“, daß dem Veräußerer 
eben keine flüſſigen Mittel zufloſſen, aus denen er ſich wegen der 
vorgelegten Ablöſungsſumme hätte erholen können. 

Die Rſpr. des höchſten Gerichtes iſt bei der Auslegung des Be⸗ 
griffes „für Rechnung des Erwerbers“ bereits weiter als ſämtliche Kom⸗ 
mentatoren der Nov. gegangen. Mügel, der den Begriff am weiteſten 
faßte, hebt dies mit Recht hervor (JW. 1929, 856). Auf den Geſtaltungs⸗ 
willen des Erwerbers als alleiniges Kriterium hat das RG. bisher 
nicht abgeſtellt. Dies würde ich auch für bedenklich halten. Der ſog. 
Geſtaltungswille iſt ein anfechtbarer Begriff. Es iſt zu bezweifeln, 
ob der Wille des Käufers wirklich dahin ging, ein Grundſtück 
hypothekenfrei zu „geſtalten“, oder ob es ſich nicht vielmehr für 
ihn lediglich darum handelte, das Grundſtück zu einem beſtimmten 
Preiſe zu erwerben. Zur Beſeitigung nicht übernommener Hypo⸗ 
theken war der Veräußerer ja nach 8 439 Abſ. 2 BGB. ohne wei⸗ 
teres verpflichtet. Infolgedeſſen bedarf es bei der Auslegung des 
§ 14 Nov. außer dem Geſtaltungswunſche einer weiteren Einſchrän⸗ 
kung, die in dem Begriff der Ablöſung mit Mitteln des Er⸗ 
werbers zu ſuchen iſt. Man mag dieſen Begriff mit dem RG. im 
weiteſten Sinne verſtehen. Wenn aber der Veräußerer die Mittel 
zur Ablöſung der Hypothek durch Veräußerung ſeines Mobiliar⸗ 
beſitzes flüſſig gemacht und ein Grundſtück in Tauſch genommen hat, 
das er nicht zur Finanzierung der Ablöſungsſumme mit Hypotheken 
belaſten wollte, ſo kann man beim beſten Willen nicht ſagen, daß 
die Ablöſung mit Mitteln des Erwerbers erfolgt ſei, will man 
dieſen Begriff nicht in das gerade Gegenteil deſſen verkehren, was 
er nach dem normalen Sprachgebrauch beſagt. 

Das RG. hält es nicht für erforderlich, daß die Mittel zur Ab⸗ 
löſung der Hypothek von dem Erwerber ſtammen, wenn der Kauf⸗ 
preis mit Rückſicht auf die geforderte Beſeitigung der Hypothek 
durch den Veräußerer höher bemeſſen worden ift, was beiſpielsweiſe 
dann der Fall ſein ſoll, wenn der Erwerber die ſehr beträchtlichen 
Löſchungskoſten übernommen hat (RG. v. 16. Febr. 1929: Aufw⸗ 
Kart. 8 14 Nov. Kart. Nr. 17). Auch dieſe Abgrenzung iſt bedenk⸗ 
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wohl für die Begründung fahrlaſſigen Verhaltens in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung herangezogen werden, aber nicht maßgebend ſein für die 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit (Bayobs St. 12, 73 ff.). 

Belanglos iſt es auch, wer in vorl. Falle Träger der durch 
die GewO. auferlegten beſonderen Pflichten geweſen iſt (88 45, 46, 
151 Abſ. 1 Gew.). Denn die Verletzung dieſer Pflichten begründet 
gleichfalls nicht eine Verantwortlichkeit nach dem StGB., ſondern 
nur eine ſolche nach den Strafbeſtimmungen der Gewd. 


Entſcheidend ſind vielmehr die allgemeinen Sorgfalts⸗, Lei⸗ 
tungs⸗ und Aufſichtspflichten, die ſich aus jedem Gewerbebetriebe 
ergeben und die zum Inhalt haben, daß derjenige, der einen Ge⸗ 
werbebetrieb ausübt, ſein ſtetes Augenmerk darauf zu richten hat, die 
Einrichtungen des Betriebs und den Betrieb ſelbſt derart ſicher zu ge⸗ 
ſtalten und ſicher zu erhalten, daß ſie nicht zu Schädigungen Dritter 
führen können. 

Die Art dieſer Pflichten ſchließt nicht aus, daß ſie einem 
Stellvertreter übertragen werden. Sie ſind nicht „unentlaſtbar“. 

Die Angekl. hatte fie dem R. übertragen. Denn danach war dieſer 
mit der Leitung des ganzen Mühlenbetriebes betraut, erſtreckte ſich ſeine 
Leitung auf alles, was der Mühlenbetrieb in techniſcher Beziehung mit 
ſich brachte und umfaßte namentlich auch die Sorge dafür, daß nicht 
bloß das Mehlgeſchäft feinen Fortgang nahm, ſondern daß vor 
allem auch die Betriebseinrichtungen in ordnungsgemäßem Zuſtande 
gehalten und die Unfallverhütungsvorſchriften beobachtet wurden. 
Die Rüge des St A., R. ſei nicht in vollem Umfange Betriebsleiter 
geweſen, ſein Pflichtenkreis habe ſich mit dem Unternehmerpflichten⸗ 
kreis der Angekl. nicht gedeckt, es ſei ihm nicht aufgetragen ge⸗ 
weſen, für die Einrichtungen des Betriebs und deren Unterhaltung 
zu ſorgen, iſt demgemäß unzutreffend. 

Das RG. hat für ſolche Fälle der Übertragung der bezeichneten 
Pflichten eine nach den Umſtänden des Einzelfalls ſich bemeſſende 
Rechtspflicht des Auftraggebers zur Verhinderung ſtrafbarer Hand⸗ 
lung des Beauftragten anerkannt, die ſich als Pflicht zur ſorg⸗ 
fältigen Auswahl und als Pflicht zu einer nach den gegebenen 
Verhältniſſen möglichen und erforderlichen Beaufſichtigung des Be⸗ 
auftragten und Überwachung der Arbeiten des Betriebes darſtellt 
(RG. IW. 1928, 232311). Als Möglichkeit in dieſem Sinne iſt 
insbeſ. die Möglichkeit der Wahrnehmung von Ordnungswidrig⸗ 
keiten, die zu einem Unfalle führen können, anzuſehen, und ſie iſt 
ohne weiteres als erwieſen zu erachten, wenn feſtſteht, daß der Auf⸗ 
traggeber die Ordnungswidrigkeiten tatſächlich wahrgenommen hat 
und ſich der daraus drohenden Gefahr bewußt geweſen iſt; dann 
beſteht für ihn auch unter allen Umſtänden die Pflicht, für die Ab⸗ 
ſtellung der Ordnungswidrigkeiten und damit für die Beſeitigung 
der Gefahr zu ſorgen; zum mindeſten muß er hier dem Beauf⸗ 
tragten die erforderlichen Anweiſungen erteilen (RG. a. a. O.). 

Daß die Angekl. bei der Auswahl und Aufſtellung des R. 
die Verkehrsſorgfalt und -aufmerkfamkeit walten ließ, iſt zutreffend 
ausgeführt. Bezüglich der Beaufſichtigungs⸗ und Überwachungspflicht 
iſt feſtgeſtellt, daß die Angekl. von dem techniſchen Mühlen⸗ 


lich, da dem Erwerber ex post geſehen eine Willensrichtung unter⸗ 
ſtellt wird, die ihm im allgemeinen fern lag. Denn regelmäßig 
zahlt der Erwerber nichts für die Ablöſung der Hypothek, ſondern 
er legt für das Grundſtück den Preis an, den es ihm wert iſt. 
Wenn das KG. ſchon den $ 14 Nov. anwenden wollte, jo hätte es 
auch argumentieren können, bei einem Tauſchvertrag handle es 
ſich um verrechnete Grundſtückskaufpreiſe und die verrechneten 
Grundſtückskaufpreiſe ſeien im Hinblick auf die beiden laſtenfrei 
zu übertragenden Tauſchgrundſtücke höher bemeſſen worden. Dieſe 
Begründung wäre m. E. nicht kühner geweſen als die Annahme, die 
Ablöſung der Hypothek ſei mit Mitteln des Erwerbers erfolgt. 
Aber auch mit dieſer Begründung würde m. E. der Auslegung des 
§ 14 Gewalt angetan. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 1. Das obige Urteil verdient volle Zuſtimmung. Es be⸗ 
handelt Fragen, die nicht nur ſtrafrechtlich, ſondern auch zivilrechtlich 
praktiſch bedeutſam ſind, da der Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft 
gegen den Betriebsunternehmer gem. 8903 RVO. eine Fahrlaſſigkeit 
im ſtrafrechtlichen Sinne zur Vorausſetzung hat. Allerdings haftet 
der Unternehmer der Genoſſenſchaft ohne ſtrafgerichtliche Feſtſtellung 
(Abs. 4). Nach 8 913 RWO. iſt der Unternehmer berechtigt, die 
Pflichten, die ihm in Anſehung der Beobachtung der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften obliegen, wohl einem Betriebsleiter, jedoch nicht 
anderen Angeſtellten zu übertragen. Nach anerkannten Rechtsgrund⸗ 
fägen befreit ſich aber damit der Unternehmer nicht von jeder Ver⸗ 
antwortung. Ihm verbleibt in jedem Falle die Verpflichtung zur 
gehörigen Beaufſichtigung aller Perſonen, deren Hilfe er ſich bei 
Ausübung ſeines Gewerbes bedient, ſowie des Gewerbebetriebs ſelbſt 
(RGSt. 24, 295; 50, 10). Unter welchen Umſtänden die Ver⸗ 
antwortung des Unternehmers eintritt, richtet ſich nach der Lage des 
einzelnen Falles. Bedeutſam Kann hierbei fein, ob der Unternehmer 
ſachkundig iſt oder nicht, wie groß fein Betrieb iſt, ob er an ber 
Betriebsſtelle wohnt oder nicht uſw. (RG. 102, 327). 

Das Urteil ſtellt zunächſt mit Recht feſt, daß die angeklagte 
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betriebe gar nichts verſteht, daß ſie von dem in Wirklichkeit be⸗ 
ſtehenden gefährlichen Zuſtande der Mühle. einrichtung nichts wußte, 
daß auch keine Betriebskontrolle zu einer ſie darauf aufmerkſam 
machenden Beanſtandung geführt hatte, endlich daß ſie ſich hinſicht⸗ 
lich der Sicherheit des Betriebs ganz auf R. verlaſſen mußte und 
Konnte. Es kann ihr daher auch eine fahrlaſſige Verletzung der Be⸗ 
aufſichtigungs⸗ und Überwachungspflicht nicht zur Laſt gelegt werden. 
Die Beaufſichtigung und überwachung des R. und des Betriebs war 
unter den gegebenen Umſtanden für ſie weder möglich noch er⸗ 
forderlich. 


(Bayob eG., Str Sen., Urt. v. 8. Febr. 1929, RevReg. I Nr. 916/28.) 
* 


2. 88 185, 240 StGB. Die Ausſchreibung einer 
Forderung zum Verkauf iſt nicht in jedem Falle und unter 
allen Umſtänden eine Beleidigung des Schuldners, deren 
Androhung eine Nötigung enthält. f) 

Wenn ein Gläubiger, der es mit einem böswilligen oder ſäu⸗ 
migen Schuldner zu tun hat, von dem er auf dem gewöhnlichen 
Wege Befriedigung nicht erlangen kann, ſeine Forderung in der 
wahren Abſicht zum Verkauf ausſchreibt, hierfür einen Abnehmer zu 
finden und durch Gewinnung des Kaufpreiſes ganz oder wenigſtens 
teilweiſe zu ſeinem Guthaben zu gelangen, ſo übt er nur ſein Recht 
aus, und in feinem Vorgehen kann kein Angriff auf die Ehre 
ſeines Schuldners, der Ausdruck einer Geringſchätzung nicht er⸗ 
blickt werden. Iſt aber die Ausſchreibung der Forderung, die dem 
Gläubiger bekannt iſt, nicht geeignet, durch einen Verkauf der Forde⸗ 
rung zu deren Abſtoßung und Verwertung zu führen, und iſt ſie 
dazu auch gar nicht beſtimmt, ſoll ſie vielmehr nur dazu dienen, 
an dem Schuldner Schikane zu üben und ihn in der Offentlichkeit 
bloßzuſtellen, ſo bedeutet ſie eine Kundgebung der Mißachtung und 


Unternehmerin die ihr obliegenden Pflichten einem Betriebsleiter über⸗ 
tragen hatte. Nicht jede im Geſchäftsverkehr als „Betriebsleiter“ be⸗ 
zeichnete Perſon iſt als ein ſolcher i. S. des 8 913 RVO. anzuſehen. 
Entſcheidend iſt, ob dem betreffenden Vertreter des Gewerbetreibenden 
bie ſelbſtändige Leitung des Betriebes überlaſſen iſt (ogl. RGSt. 
49, 121; ferner das Urteil des OLG. Roſtock, abgedr. in „Die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft“ 1926, 102 ff.). Eine ſolche ſelbſtändige Stellung hat 
der Betriebsleiter R. im vorliegenden Falle gehabt. Weiter iſt aber 
dem BayObLG. auch darin beizupflichten, daß eine fahrläſſige Ver⸗ 
letzung der Beaufſichtigungs⸗ und Überwachungspflicht nicht in Frage 
kommt, da die Angekl. von dem techniſchen Mühlenbetriebe nichts 
verſtand und ſich ganz auf ihren Betriebsleiter verlaſſen mußte. 
RA. Dr. Franz Seligſohn, Berlin. 


Zu 2. Nach dem prozeſſualen Aufbau der Reviſion des 
geltenden Rechts iſt das Rev. an die Feſtſtellung des Jnjt&er. über 
die Frage, ob eine Kundgebung als Beleidigung zu erachten iſt, 
gebunden, da dieſe Entſch. eine „weſentlich tatſächliche iſt, weil 
nicht nur Inhalt und Tragweite der Kundgebung zu ermitteln, ſon⸗ 
dern zugleich die begleitenden Umſtände und die einſchlagenden 
Ronkreten Verhältniſſe zu berückſichtigen ſind und in tatſächlicher 
Würdigung aller dieſer Momente feſtzuſtellen iſt, ob die betreffende 
Kundgebung ſich als Beleidigung eines anderen darſtellt“ (RGSt. 
3, 434 f.). Die Tätigkeit des Nev®. iſt mithin auf die Nachprüfung 
beſchränkt, ob die Erwägungen des InſtGer. einen Rechtsirrtum, 
insbeſ. eine Verkennung des Rechtsbegriffs der Beleidigung, ent⸗ 
halten (RGSt. a. a. O.). Da die neuere Rſpr. des RG. in zuneh⸗ 
mendem Maße auch Verſtöße gegen die allgemein gültigen Regeln des 
Denkens, der Erfahrung und der Auslegung als Rechtsirrtümer 
anerkennt (vgl. RSSt. 61, 153; Mannheim, Beiträge zur Lehre 
von der Reviſion uſw., S. 122), iſt auch die Reviſionsrüge der in 
ſich widerſpruchsvollen Auslegung von Gedankenäußerungen zuläſſig. 

Ob eine beſtimmte Außerung oder Handlung objektiv eine den 
Tatbeſtand der Beleidigung erfüllende Kundgebung der Mißachtung 
enthält (S 185 StGB.) — über die nur bedingte Zuläſſigkeit der 
Unterſcheidung zwiſchen objektivem und ſubjektivem Tatbeſtande 
innerhalb des Begriffs der Beleidigung vgl. RGSt. 18, 144; 41, 
51 —, läßt ſich nicht aus dem betreffenden äußeren ſinnfälligen Ver⸗ 
halten des Täters allein entſcheiden, vielmehr ſind hierbei auch die 
begleitenden Umſtände, insbeſ. die Betrachtungsweiſe der Beteiligten, 
zu denen auch der Adreſſat einer Außerung gehört, und der vom 
Täter verfolgte Zweck — Tat im weiteren Sinn — mit zu berück⸗ 
ſichtigen. Eine Kundgebung, die von dem Willen beherrſcht iſt, die 
Geringſchätzung eines anderen dieſem oder Dritten gegenüber zum 
Ausdruck zu bringen, ſtellt ſich als Beleidigung dar, wenn auch 
die Außerung oder Handlung ſelbſt, für ſich betrachtet, keinen ehr⸗ 
verletzenden Inhalt hat (vgl. ROSE 1, 390; 3, 434; 18, 144; 
41, 51). Ob eine öffentliche Mitteilung des Inhalts, daß jemand 
die ihm gegen eine andere Perſon zustehende Forderung verkaufen 
wolle, beleidigend iſt oder nicht, iſt nur unter Berückſichtigung des 
mit der Bekanntmachung verfolgten Zweckes und der Umſtände, 
unter denen die Ausſchreibung erfolgt, zu entſcheiden. 

Die Erwägung des BayObeLG., aus der Tatſache, daß der 
Schuldner zahlungsunfahig war und der Angekl. dies wußte, ſei 
zu folgern, daß der Angekl. nicht ſeine Forderung verwerten, ſon⸗ 
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der Ehrenkränkung; von wirklicher Verfolgung eines Rechts kann 
dann keine Rede ſein. Dem Gläubiger kann in dieſem Falle auch 
der Schutz des § 193 StCB. nicht zugebilligt werden, weil er gar 
nicht berechtigte Intereſſen wahrnehmen, vielmehr in Kenntnis 
deſſen, daß ihn die Ausſchreibung nicht zu dem vorgeblich er⸗ 
ſtrebten Erfolge führen kann, den Schuldner nur in den Augen 
ſeiner Mitmenſchen herabsetzen will. Das Urteil ſtellt feſt, daß der 
Schuldner W. nicht böswillig, aber zahlungsunfähig und in ſchwer⸗ 
ſter wirtſchaftlicher Bedrängnis war und daß deshalb der Angehl. nie⸗ 
mals einen Käufer für ſeine Forderung hätte finden können. Es 
ſtellt aber auch feſt, daß dem Angekl. dies wohl bekannt war. 
Wenn es daraus die Folgerung zieht, daß es dem Angehl. nicht 
um eine Verwertung ſeiner Forderung, ſondern nur darum zu 
tun war, ſeinen Schuldner, wenn er nicht zahle, bloßzuſtellen, ſo 
läßt ſich gegen die Berechtigung dieſer Annahme nichts einwenden. 
Dies um fo weniger, als der Angekl. die von ihm verfolgte Ab⸗ 
ſicht ſelbſt in der Poſtkarte mit den Worten klar und unverkenn⸗ 
bar ausgeſprochen hat, W. ſolle ſofort zahlen, wenn er die Aus⸗ 
ſchreibung und damit ſeine öffentliche Bloßſtellung vermeiden wolle. 
Hätte ſomit die von dem Angekl. angedrohte Ausſchreibung 
im Falle ihrer Ausführung objektiv und ſubjektiv ein ſtrafbares 
Vergehen der Beleidigung begründet, ſo iſt der Tatbeſtand eines Ver⸗ 

gehens nach 88 240, 43 StGB. gegeben. 
(BayO5LG., StrSen., Urt. v. 11. Juni 1929, RevReg. I Nr. 368/29.) 

* 


3. 88 327, 367 ff. StGB.; 8 192 RV. Zum Begriffe: 
Schägerei und Raufhandel. f) 


Die Geſetzesmaterialien geben über die Frage, was unter 
„Schlägereien oder Raufhändeln“ zu verſtehen iſt, keinen aus⸗ 
reichenden Aufſchluß (vgl. PrOVG.: Reger 13, 385). Die Be⸗ 


dern den Schuldner bloßſtellen wollte, erſcheint nicht ſchlüſſig. 
Die Möglichkeit, daß der Angekl. die Forderung in Kenntnis 
und unter Verſchweigung ihrer Wertloſigkeit verkaufen wollte, wo⸗ 
durch er ſich allerdings des Betruges bzw. des Betrugsverſuchs 
ſchuldig gemacht hätte, ift nicht auszuſchließen. Geht man aber ein⸗ 
mal davon aus, daß der Angekl. durch die Ausſchreibung der 
Forderung nicht eine wirtſchaftliche Verwertung ſeines Anſpruchs 
erreichen, ſondern den Schuldner bloßſtellen wollte, ſo iſt in der 
öffentlichen Bekanntgabe der Verkaufsabſicht eine ehrverletzende 
Kundgebung zu erblicken. Dieſelbe Beurteilung müßte in. E. auch 
in dem Falle Platz greifen, daß der Gläubiger durch die unter Nam⸗ 
haftmachung des Schuldners erfolgende Ausſchreibung ernſtlich einen 
Abnehmer finden wollte. Da nämlich die öffenkliche Bekannt⸗ 
gabe der Perſon des Schuldners für den wirtſchaftlichen Zweck 
der Ausſchreibung — die Erweckung des öffentlichen Intereſſes 
am Erwerb der Forderung — durchaus entbehrlich iſt, muß die an 
einen unbegrenzten Perſonenkreis gerichtete Mitteilung, daß der 
mit Namen und Adreſſe genau bezeichnete Schuldner ſeine fälligen 
Verbindlichkeiten nicht erfüllt habe, ſtets als eine, auch im Be⸗ 
wußtſein des beleidigenden Charakters der Außerung erfolgte Kund⸗ 
gebung der Mißachtung, mindeſtens in der Begehungsform des 
dolus eventualis, erachtet werden. Dieſelben Umſtände, aus denen 
der objektiv beleidigende Charakter der Veröffentlichung zu fol⸗ 
gern iſt, führen in vorliegendem Falle zur Verſagung des Recht⸗ 
fertigungsgrundes des 8 193 StGB. Wenn der Gläubiger durch die 
öffentliche Ausſchreibung der Forderung nicht ein wirtſchaftliches 
Ziel, ſondern nur die Befriedigung ſeiner Rachſucht und die Bloß⸗ 
ſtellung des Schuldners erſtrebt, iſt eben der Zweck ſeines Tuns 
nicht die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. Die Frage, ob der 
Täter zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gem. 8 193 StGB. 
handelt, iſt aber allein nach dem Zweck der Außerung zu ent 
ſcheiden, und gerade aus der Benutzung der Preſſe iſt häufig die 
Abſicht der Beleidigung zu folgern (RS. 59, 416; JW. 1926, 
1185; 1928, 2094 und Anm. von Alsberg). 

Daß der Tatbeſtand einer Nötigung i. S. des 8 240 StGB. nicht 
erfüllt ift, wenn der Angekl. ſich wegen der angedrohten Beleidi⸗ 
gung mit Recht auf den Schutz des $ 193 StGB. berufen darf, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß im Falle des 8 240 StGB. des pfychiſche Mittel 
der Nötigungshandlung ein ſtrafbares Verbrechen oder Vergehen 
fein muß (vgl. RGSt. 37, 104). AGR. Dr. Unger, Berlin. 


Zu 3. Mit Recht ſetzt das BayObLG. den Begriff der 
Schlägerei und des Raufhandels i. S. des 8 192 RVO. nicht dem 
gleichlautenden Begriff der 88 327 und 367 Nr. 10 StGB. gleich. 

Der legislatoriſche Grund, der zu den beſonderen Etraf⸗ 
beſtimmungen für Prügeleien zwiſchen mehr als zwei Perſonen ge⸗ 
führt hat, trifft für die Beſtimmung des 8 192 Ziff. 2 RVO. nicht 
zu. Die RBO. will den Krankenkaſſen das Recht geben, ihren 
Mitgliedern das Krankengeld zu verſagen, wenn die Verletzung 
nicht ohne eigenes Verſchulden erlitten iſt. Dies trifft 
aber bei einer Verletzung, die anläßlich einer Prügelei zwiſchen nur 
zwei Perſonen entſtanden iſt, nicht weniger zu, als bei einer 
ſolchen, die ſich der Verletzte bei einer Prügelei zwiſchen mehr als 
zwei Perſonen zugezogen hat. 

RA. Dr. Arthur Brandt, Berlin. 
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ſtimmung ſoll erſichtlich dem Schutze der Krankenkaſſe gegen In⸗ 
anſpruchnahme auf Gewährung von Krankengeld in den hier auf⸗ 
geführten beſonderen Fällen dienen. Sie iſt daher entſprechend 
dieſem Zwecke und der hier vom Geſetzgeber verfolgten Ab⸗ 
ſicht auszulegen, während anderen geſetzlichen Beſtimmungen über 
„Schlägereien“, denen andere Zwecke und andere Abſichten des 
Geſetzgebers zugrunde liegen, eine Bedeutung nicht zukommt. 
Demgemäß darf eine „Schlägerei“ oder ein „Raufhandel“ i. S. 
des § 192 RVO. nicht erſt dann angenommen werden, wenn mehr 
als zwei Perſonen bei den Vorgängen beteiligt waren, wie dies 
nach der in Schrifttum und Rſpr. herrſchenden Meinung für den 
Begriff „Schlägerei“ i. S. des 8 227 StGB. und nach der zwar 
im Schrifttum, nicht aber auch in der Rſpr. überwiegend ver⸗ 
tretenen Anſicht auch für den gleichen Ausdruck i. S. des 8 367 
Nr. 10 StGB. verlangt wird (vol. hierzu Lpz Komm., 3. Aufl., 
Anm. 2 zu § 227, Anm. X 2 zu 8 367 St hB.; Frank, 17. Aufl., 
Anm. I zu § 227, Anm. XI zu 8 367 StGB.; v. Olshauſen, 
11. Aufl., Anm. 3 zu 8 227, Anm. 10 a f zu 8 367 StGB.; ferner 
die dort angeführten Entſch.). Vielmehr genügt es für die An⸗ 
nahme einer „Schlägerei“ oder eines „Raufhandels“ i. S. des 
9 192 RVO., wenn ſich die Vorgänge auch nur zwiſchen zwei Per⸗ 
ſonen abgeſpielt haben. Eine gegenteilige Anſchauung iſt auch dem 
Schrifttum und der Rſpr. zu 8192 RVO. und feinem Vorbild, 
dem 8 6a des früheren KrankVerſcg., ſowie zu § 1279 RVO., 
in dem ebenfalls die „Schlägereien oder Raufhändel“ angeführt 
find, nicht mit Sicherheit zu entnehmen (vgl. Reger⸗Henle, 
8. Aufl., Anm. 10, und Raſp⸗Meinel, 2. Aufl., Anm. 6, je zu 
§ 6a KrankVerſG.; RVerſAͤKomm. zur RVO., Anm. 4 zu § 192 
und Anm. 8 zu 81279; Hanow, RBD., 7. Aufl., Anm. 6 zu 
§ 192, und 4. Aufl., Anm. 12 zu 81279 RVO.; Reger 13, 385; 
14, Beil., 82; 16, 392; ErgBd. 1, 299; RVerſelNachr. [J. u. A.] 
1894, 131; ArbVerſorg. 1908, 371). Allerdings ſetzt jedoch der 
Begriff „Schlägerei“, „Raufhandel“ i. S. des 8 192 RVO., was 
nach Schrifttum und Rſpr. nicht zweifelhaft iſt, ſtets eine wechſel⸗ 
ſeitige widerrechtliche Tätigkeit von mindeſtens zwei Perſonen, ein 
bei jedem Beteiligten widerrechtliches, feindſeliges Gegenübertreten 
aus Anlaß eines Streites oder Angriffs voraus. 


(BayobsG., StrSen., Urt. v. 22. März 1923, RevReg. II Nr. 65/28.) 
* 


4. 8 14 Münz G. v. 1. Juni 1909; Bund Bek. v. 
23. Juni 1910; R in Min Bek. v. 26. Jan. 1922 und v. 
27. Dez. 1928; 8 15 Münz. v. 30. Aug. 1924. Die Bet. v. 
23. Juni 1910 iſt erſt ab 1. April 1929 außer Kraft getreten. 
Marken i. S. dieſer Bek. ſind nur ſolche, die aus unedlem 
Metall hergeſtellt find; Medaillen find nicht bloß Denk- 
und Schaumünzen, ſondern ſchlechthin Münzen oder Gegen- 
ſtände aus Metall in der Form von Münzen, die nicht für 
den Geldverkehr beſtimmt ſind. Für den Begriff des 
Geldes iſt es bedeutungslos, ob es im Reiche kursfähig 
iſt oder welchen Kurs es in Deutſchland hat. 

Nach 8 1 Abſ. 1 der auf Grund des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 Münz. 
v. 1. Juni 1909 (RGBl. 507) erlaſſenen Bek. d. Bundesrates v. 
23. Juni 1910 dürfen „Medaillen und Marken (Reklame⸗, Nabatt-, 
Spiel⸗, Speiſe⸗ und fonftige Wertmarken)“ nicht „die Angabe eines 
Geldwertes enthalten“. Dieſe Vorſchrift hat durch die auf einem Beſchl. 
des Reichsrates beruhende Bek. d. RF M. v. 26. Jan. 1922 eine 
Anderung nicht erfahren. Die Beſtimmung des 8 14 MüngG. v. 
1. Juni 1909, der die geſetzliche Grundlage für die Bek. v. 23. Juni 
1910 bildet, iſt durch 8 15 Abſ. 1 MünzGG. v. 30. Aug. 1924 
(RGBl. II, 254), das mit 11. Okt. gleichen Jahres in Kraft ge⸗ 
treten iſt (vgl. VO. v. 10. Okt. 1924, RGBl. II, 383), aufgehoben 
worden. Dieſe Aufhebung hat aber, wie ſich ohne weiteres aus 88 14 
Abſ. 1 Nr. 2 und 15 Abſ. 1 Münz. v. 30. Aug. 1924 ergibt, nicht 
auch die Aufhebung der Bek. v. 23. Juni 1910 zur Folge gehabt; 
dieſe Bek. iſt vielmehr in Geltung geblieben und wird erſt ab 1. April 
1929 zufolge der 88 8 und 9 BD. des RJ M. über die Herſtellung 
von Medaillen und Marken v. 27. Dez. 1928 (RGBl. 1929, I, 2) 
aufgehoben und durch die Beſtimmungen in 88 1—5, 7 der genannten 
VO. erſetzt ſein. 

Die von dem Angekl. hergeſtellten Privatmünzen find keine 
Marken i. S. des 8 1 Abſ. 1 Bek. v. 23. Juni 1910. Dieſe Bek. 
hat, wie ſich aus der beiſpielsweiſen Aufführung der Reklame⸗, 
Rabatt⸗, Spiel⸗ und Speiſemarken ergibt, nur ſolche Wertmarken 
im Auge, die aus unedlem Metall hergeſtellt ſind. Aus edlem Metall 
werden auch derartige Marken, die nicht einen erheblichen Wert in 
ſich ſelbſt tragen, ſondern meiſt, wie z. B. die Speiſe⸗ und Vier⸗ 
marken, den Anſpruch auf irgendeine Leiſtung begründen, erfahrungs⸗ 
gemäß nicht angefertigt. Für dieſe Auslegung ſpricht auch die Faſſung 
des 82 Bek. v. 23. Juni 1910, wonach „Marken (8 1) ‚und‘ Me⸗ 
daillen aus unedlem Metall“, die zu geringen Preiſen für den 
Maſſenabſatz angefertigt werden, nicht mit einem Durchmeſſer von 
mehr als 20 bis einſchließlich 25 mm hergeſtellt werden dürfen. Aus 
dieſer Faſſung ift erſichtlich, daß nach der Vorſtellung des Geſetz⸗ 
gebers die von ihm in 8 1 dieſer Bek. bezeichneten „Marken“ ſolche 
ſein ſollten, die aus unedlem Metall angefertigt ſind. 
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Die von dem Angekl. geprägten Privatmünzen find aber als 
„Medaillen“ i. S. des § 1 Abſ. 1 Bek. v. 23. Juni 1910 anzu⸗ 
ſehen, und zwar auch inſoweit, als ihnen nicht die Nürnberger Burg 
oder das Bildnis Albrecht Dürers aufgeprägt iſt. Unter Medaillen 
i. S. dieſer Bek. ſind nicht bloß Denk⸗ und Schaumünzen zu ver⸗ 
ſtehen, die zur Erinnerung an eine Begebenheit oder zu Ehren einer 
Perſon geprägt worden ſind, ſondern ſchlechthin Münzen oder Gegen⸗ 
ſtände aus Metall in der Form von Münzen, die nicht für den Geld⸗ 
verkehr beſtimmt find. Dieſe Auslegung entſpricht dem Zwecke dieſer 
Beh., einen geregelten Geldumlauf aufrechtzuerhalten und zu dieſem 
Behufe die Gefahr der Verwechſlung privater Münzen mit den Reichs⸗ 
münzen zu verhüten. 

Die von dem Angekl. hergeſtellten Privatmünzen enthalten 
die „Angabe eines Geldwertes“, weil dieſen Münzen die Aufſchriften 
„100 Goldmark“, „50 Goldmark“ und „20 Goldmark“ aufgeprägt 
worden ſind. 

Als Geld iſt jedes vom Staat oder von einer durch ihn dazu 
ermächtigten Stelle als Wertträger beglaubigte, zum Umlauf im 
öffentlichen Verkehr beſtimmte Zahlungsmittel ohne Rückſicht auf 
eine Annahmepflicht anzuſehen (vgl. RGSt. 58, 255). Für den Bes 
griff des Geldes iſt es bedeutungslos, ob es im Reiche Rursfähig iſt 
und welchen Kurs es in Deutſchland hat. 

Die von dem Angekl. angefertigten Privatmünzen können da⸗ 
her freilich nicht als Geld bezeichnet werden; denn ſie ſind nicht als 
geſetzliches Zahlungsmittel für den öffentlichen Verkehr beſtimmt. 

Wohl aber haben ſie als Münzen zu gelten, welche die Angabe 
eines Geldwertes enthalten; denn die Goldmark wird im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr als ein Geldwert aufgefaßt. Der Angekt. hat ſelbſt 
erklärt, daß er von verſchiedenen Leuten gefragt worden ſei, was 
das für ein „Geld“ ſei, das er mache. 

Nach der Beendigung des Währungsverfalles iſt die Goldmark 
als Geldwert im öffentlichen Verkehr geſetzlich eingeführt und nach 
der Schaffung der Reichsmark iſt die Goldmark durch verſchiedene 
geſetzliche Vorſchriften der Reichsmark, ſohin dem geſetzlichen Wäh⸗ 
rungsgelde, gleichgeſtellt worden. Im einzelnen iſt hier neben der 
VO. auf Grund des Geſ. üb. Vermögensſtrafen und Bußen v. 
23. Nov. 1923 (RGBl. I, 1117) und der BO. über Vermögens⸗ 
Ian und Bußen v. 6. Febr. 1924 (RGBl. I, 44) folgendes anzu⸗ 
ühren: 

a) Durch die VO. des Reichspräſidenten über Steueraufwertung 
v. 11/18. Okt. 1923 (RGBl. I, 939, 979) wurden die Aufwertung 
der Steuern, die Entrichtung der Zinſen aus rückſtändigen Steuern 
und die FJeſtſetzung der Geldſtrafen bei Steuerzuwiderhandlungen in 
Goldmark feſtgelegt (88 2, 4, 6, 11, 17 a a. O.). 

In den beiden VO. über die Gerichtskoſten und über die 
Gebühren der Rechtsanwälte v. 13. Dez. 1923 (RGBl. I, 1186 u. 
1188) iſt die Goldmark bei der Bemeſſung der gerichtlichen und der 
Anwaltsgebühren zugrunde gelegt worden. 

c) In der Gold BilVO. v. 28. Dez. 1923 (RGBl. I, 1253) 
iſt beſtimmt, daß Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern 
verpflichtet ſind, v. 1. Jan. 1924 ab oder, falls das neue Geſchäfts⸗ 
jahr mit einem fpäteren Zeitpunkt beginnt, von dieſem Zeitpunkt ab 
das Inventar und die Bilanz in Goldmark aufzuſtellen haben und 
daß als Goldmark der Gegenwert von 1% des nordamerikaniſchen 
Dollars gilt (8 1). Weiter wurde in dieſer VO. vorgeſchrieben, daß 
Eröffnungsinventare und Eröffnungsbilanzen in Goldmark aufzu⸗ 
ſtellen find (8 2), wie hoch die geſetzlichen Mindeſtbeträge des Eigen⸗ 
kapitals einer AktG., einer Kommikt®., einer Gmb c., ferner der 
Aktien, der Interimsſcheine und der Stammeinlagen in Goldmark 
feſtgeſetzt werden müſſen (§ 10) und wie hoch bei Neugründungen 
von Aktch., Komm AktG. und GmbH. das Grundkapital, das Stamm⸗ 
Kapital, die Aktien, die Interimsſcheine und die Stammeinlagen in 
Goldmark zu bemeſſen ſind (8 17). 

d) Durch 8 1 VD. über Goldmark⸗ und Goldmarknoten⸗Wechſel 
und Schecks v. 6. Febr. 1924 (RGBl. I, 50) iſt geſtattet worden, 
Wechſel und Schecks in der Weiſe auszuſtellen, daß die zu zahlende 
Geldſumme in Goldmark ausgedrückt wurde, wobei als Goldmark 
der Wert von 1% des nordamerikaniſchen Dollars zu gelten hatte. 

e) In der III. StNot VO. v. 14. Febr. 1924 (RGBl. I, 74) 
iſt die Aufwertung der in 8 1 dieſer VO. aufgeführten Auſprüche auf 
15% des Goldmarkbetrages der Forderungen, deſſen Berechnung 
in § 2 Abſ. 2 der VO. geregelt wurde, feſtgeſetzt worden. 

f) Die 5. DurchfVO. des am 23. Juni 1923 (RG Bl. I, 407) 
erlaſſenen Gef. über wertbeſtändige Hypotheken v. 17. April 1924 
(RGBl. I, 415) hat die Eintragung von Feingoldhypotheken als 
Goldmarkhypotheken in das Grundbuch geſtattet, wobei eine Gold⸗ 
mark dem Preiſe von 1/90 kg Feingold gleichgeſtellt wurde. 

g) In Art. I der 2. Durchf BO. zur Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Juli 1924 (RGBl. 
I, 660) iſt es für zuläſſig erklärt worden, daß in den in & 9 ber 
Bek. zur Entlastung der Gerichte v. 13. Mai 1924 (RGBl. I, 552) 
aufgeführten wertbeſtändigen Schuldtiteln die Höhe der zu zahlenden 
Geldſumme in Goldmark beſtimmt wurde, und zwar entweder 

in der Weiſe, daß für die Umrechnung der Goldmark in 

Reichswährung der für Reichsſteuern geltende Goldumrechnungs⸗ 
ſatz als maßgebend bezeichnet wurde (Steuergoldmark) oder 
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in der Weiſe, daß als Goldmark der Wert von 1% 2 des 
N Dollars angenommen wurde (Dollargoldmark) 
oder 


in der Weiſe, daß als Goldmark der amtlich feſtgeſtellte Preis 
von 1½390 kg Feingold zugrunde gelegt wurde (Feingoldmark). 

h) Durch das Münzch. v. 30. Aug. 1924 (NGBl. II, 254) iſt 
die Goldwährung für das Deutſche Reich wieder eingeführt, und in 
8 1 dieſes Gef. ift beſtimmt worden, daß die Rechnungseinheit der 
Goldwährung die Reichsmark bildet. Nach 8 4 des genannten Gel. 
gelten aber als Reichsgoldmünzen bis auf weiteres auch die auf Grund 
gewiſſer früherer Geſetze ausgeprägten Goldmünzen; ſie ſind geſetz⸗ 
liche Zahlungsmittel (8 5 Abs. 1 MünzG. v. 30. Aug. 1924). 

Durch die 2. DurchfVO. dieſes Minz®. v. 12. Dez. 1924 
(RGBl. I, 775) ift die Goldmark der Reichsmark gleichgeſetzt wor⸗ 
den. In 82 dieſer VO. iſt nämlich vorgeſchrieben, daß die Reichs⸗ 
mark an die Stelle der Goldmark tritt, ſofern in Geſetzen oder Ver⸗ 
ordnungen des Reiches für Geldbeträge die Goldmark als Rechnungs⸗ 
einheit in der Weiſe beſtimmt iſt, daß für die Umrechnung der Gold⸗ 
markbeträge in die Währungseinheit der von dem Rö M. bekannt⸗ 
gegebene Goldumrechnungsſatz maßgebend ift. Weiter iſt in 8 3 dieſer 
BD. die Beſtimmung getroffen, daß für den Geltungsbereich der 
Gold BilVO. v. 28. Dez. 1923 und der dazu erlaſſenen DurchfVO. 
an die Stelle der Goldmark als Rechnungseinheit die Reichsmark zu 
treten hat. 

) In 8 19 DurchfBeſt. zum Gef. über die Liquidierung des 
Umlaufs an Rentenbankſcheinen v. 31. Jan. 1925 (RGBl. II, 29) 
iſt ausgeſprochen, daß bei der Entrichtung der Rentenbankzinſen und 
der Vollſtreckung wegen ſolcher Zinſen eine Goldmark einer Reichs⸗ 
mark gleichzuſetzen iſt. 

k) Im AufwG. v. 16. Juli 1925 (RGBl. I, 117) iſt für die 
Feſtſetzung der Höhe der dort geregelten Aufwertung die Goldmark 
zugrunde gelegt worden. 


Wie allgemein die Goldmark im öffentlichen Verkehr als Geld⸗ 
wert eingeführt war, iſt auch daraus erſichtlich, daß vor der Schaf⸗ 
fung der Reichsmark eine Zeitlang bei Zahlungen mittels Poſt⸗ 
anweiſungen und Zahlkarten auf Grund der poſtaliſchen Beſtim⸗ 
mungen die Höhe der eingezahlten Geldſummen in Goldmark an⸗ 
zugeben war. 

In der Begründung zum Entw. der VO. über die Herſtellung 

von Medaillen und Marken v. 27. Dez. 1928 (Tagung des Reichs⸗ 
rates 1928, Druckſ. Nr. 110) iſt daaruf hingewieſen worden, daß 
ein geregelter Geldumlauf vor allem die Freihaltung des Verkehrs 
von münzähnlichen Zeichen vorausſetzt, welche die unbedingt not⸗ 
wendige überſichtlichkeit und Klarheit im Münzweſen beeinträchtigen, 
und daß auch eine dem Münzſyſtem nicht oder nicht unmittelbar ent⸗ 
lehnte Wertangabe, insbeſ. auch die Bezeichming „Goldmark“, auf 
Medaillen oder Marken im Intereſſe der Verkehrsſicherheit nicht ge⸗ 
duldet werden kann, weil eine ſolche Wertangabe geeignet iſt, bei 
dem Unkundigen den Eindruck hervorzurufen, daß es ſich um Reichs⸗ 
münzen oder wenigſtens um ein dieſe vertretendes Geldzeichen handle. 
Dieſe Ausführungen treffen nach der tatſächlichen Entwicklung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe und nach der geſetzlichen Einführung der 
Goldmark auch für die hier in Betracht kommende Bek. v. 23. Juni 
1910 zu. Daß die Aufprägung der Bezeichnung „Goldmark“ auf 
privaten Münzen als Angabe eines Geldwertes zu erachten ift, ent⸗ 
ſpricht auch der Anſchauung weiter Volkskreiſe, die mit Goldmark 
wie mit Reichsmark rechnen und dieſe beiden Wertangaben insbeſ. 
auch um deswillen gleichſtellen, weil die alten auf Mark lautenden 
Reichsgoldmunzen noch als Reichsmarkmünzen gelten, ſohin ſogar 
zum geſetzlichen Währungsgelde gehören. Nach dem Zwecke der Bek. 
v. 23. Juni 1910, der darauf abzielt, im Intereſſe eines geregelten 
Geldumlaufs der Gefahr von Verwechſlungen und Mißbräuchen beim 
Geldverkehr vorzubeugen, iſt anzunehmen, daß es Privaten nach 
81 Abſ. 1 Satz 2 dieſer Bek. nicht geſtattet iſt, Medaillen und 
Marken herzustellen und in den Verkehr zu bringen, die durch die 
Art ihrer Wertangabe den Anſchein erwecken können, daß ſie gültige 
Reichsmünzen ſeien. 
, Ob die von dem Angekl. angefertigten Privatmünzen einen 
über den darauf angegebenen Goldmarkbetrag hinausgehenden Wert 
haben, iſt unerheblich. Wenn der Angehl. feine Handlungen zufolge 
irriger Auslegung des Begriffs „Angabe eines Geldwertes“ für er⸗ 
laubt gehalten hat, ſo hat er ſich in einem ſtrafrechtlichen Irrtum 
befunden, der ihn nicht vor Strafe zu ſchützen vermag. Die Beſtim⸗ 
mung in 8 1 Abſ. 1 Bek. v. 23. Juni 1910 iſt ein weſentlicher 
Beſtandteil der ſtrafrechtlichen Vorſchrift des § 6 dieſer Bek. und da⸗ 
her als eine ſtrafrechtliche Norm anzuſehen. 

Dagegen kann die Verurteilung wegen einer mit dieſer Über- 
tretung in Tateinheit ſtehenden Übertretung nach 88 2 Abi. 1 und 6 
Bek. v. 23. Juni 1910/26. Jan. 1922 nicht aufrechterhalten werden. 
Denn die aus edlem Metall angefertigten Medaillen dürfen mit 
einem Durchmeſſer von mehr als 20 bis einſchließlich 22 mm her⸗ 
geſtellt werden. 


(Baydbech, StrSen., Urt. v. 7. März 1929, RevReg. II Nr. 22/28.) 
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Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 870 Gen®. Es gibt keine Argliſteinrede, wenn 
der Vorſtand die Anmeldung des Austritts beim Genoj- 
ſenſchaftsregiſter ſchuldhaft unterläßt. f) 

Der Bekl. war als Eigentümer des Gutes H. der Genoſſenſchaft, 
die i. J. 1926 durch Fuſion in der Kl. aufgegangen iſt, als Genoſſe 
beigetreten. Infolge von Unſtimmigkeiten, die zwiſchen der Guts⸗ 
verwaltung und der Genoſſenſchaft entſtanden, erklärte der Behl. 
durch ſeinen Verwalter P. im Jan. 1925 ſeinen Austritt aus der 
Genoſſenſchaft. Dieſe erwiderte hierauf nichts, forderte aber durch 
Schreiben v. 22. Dez. 1925 den Bekl. zur Einzahlung eines von ihm 
auf feinen Geſchäftsanteil noch geſchuldeten Reſtbetrages in Höhe von 
396,95 AM auf. Nachdem der Bekl. hierauf geantwortet hatte, daß er 
bereits ſeit Jahresfriſt aus der Genoſſenſchaft ausgetreten ſei und 
daher um die bisher unterbliebene Rückzahlung ſeiner Geſchäftseinlage 
bitte, entgegnete die Genoſſenſchaft, daß ſie die durch P. ausgeſprochene 
Kündigung nicht als wirkſame Kündigung des Bekl. gelten laſſen 
könne. Dieſer Schriftwechſel endete mit einem Schreiben des Bell. 
v. 26. April 1926, in dem dieſer die von P. ausgeſprochene Kündigung 
für rechtswirkſam erklärt und jeden Anſpruch der Genoſſenſchaft ab⸗ 
lehnt. Am 20. Okt. 1928 ſodann forderte die Kl. den Bekl. zur 
Zahlung des von ihm noch geſchuldeten Geſchäftsanteiles mit dem 
Bemerken auf, daß die früher ausgeſprochene Kündigung durch die in⸗ 
zwiſchen erfolgte Fuſton hinfällig geworden ſei, daß der Bekl. 
ſpäteſtens drei Monate nach Bekanntgabe der Fuſion, wenn er mit 
dieſer nicht einverſtanden geweſen ſei, den Austritt hätte erklären 
mifjen, und daß im übrigen die Kündigungsfriſt bei der Zentral⸗ 
genoſſenſchaft 5 Jahre betragen hätte. Die Klage auf Zahlung des 
rückſtändigen Geſchäftsanteiles hatte Erfolg. 

Nun vertritt der Bekl. unter Berufung auf RG. 41, 56 den 
Standpunkt, dem Klageanſpruche ſtehe die Einrede der Argliſt ent» 
gegen; denn die Kl. müßte das Verſchulden ihres Vorſtandes, das in 
der Unterlaſſung der Anmeldung des Ausſcheidens (8 69 Gen.) 
liege, gegen ſich gelten laſſen. 

Zu beachten iſt jedoch, daß die Eintragung des Erlöſchens der 
Mitgliedſchaft, wie fie durch 8 70 Abſ. 2 Gen®. angeordnet wird, nicht 
nur dem Schutze der Glaubiger der Genoſſenſchaft, ſondern auch den 
Intereſſen der Genoſſenſchaft und den einzelnen Genoſſen dient; dieſe 
ſollen ſich ſichere Kenntnis darüber verſchaffen können, auf welche 
Perſonen außer ihnen ſich die Beitragspflicht verteilt. Auch handelt der 
Vorſtand der Genoſſenſchaft bei Anmeldung des Ausſcheidens eines 
Genoſſen kraft eigenen Rechtes und in Erfüllung einer eigenen im 
Geſetz begründeten Pflicht. 

So hat denn auch das RG. in Übereinſtimmung mit der Recht⸗ 
ſprechung verſchiedener OLG. (OLG. 16, 110 und 32, 127) den in 
22 41, 56 vertretenen Standpunkt ſpäterhin nicht mehr aufrecht 
erhalten. 

In der Plenarentſch. v. 16. Mai 1904 (RG. 57, 209) hat das 
NG. die Frage, ob der Erwerb der Mitgliedſchaft von einem Genoſſen 
mit der Begründung angefochten werden könne, daß er durch arg⸗ 
liſtige Täuſchung des Vorſtandes zum Eintritt in die Genoſſenſchaft 
bewogen worden ſei, verneinend beantwortet. 

In gleicher Weiſe muß es unſtatthaft erſcheinen, daß ſich ein 
Genoſſe gegenüber der Genoſſenſchaft auf ſchuldhafte Unterlaſſung 
der Löſchung ſeitens des Vorſtandes ſolle berufen können; denn 
auch hier iſt der öffentliche Glaube der Liſte und die der Eintragung 
beigemeſſene Rechtswirkſamkeit entſcheidend zu berückſichtigen. Insbeſ. 
iſt die Erwägung maßgebend, daß ſich die Genoſſen auf die Verßpflich⸗ 
tung aller in der Liſte eingetragenen Perſonen zur Beitragszahlung 
mülſſen verlaſſen können. Auch das RG. hat in einer ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidung (RG. 68, 346 1)) ausdrücklich hervorgehoben, daß bie Ger 
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Zu 1. Die Entſch. ſteht in Übereinſtimmung mit der herrſchen⸗ 
den Meinung (vgl. RG. 57, 292 ff.; OLG. Celle in OLG. 16, 110; 
R. 68, 348 JW. 1908, 498; OLG. Naumburg v. 5. März 1929, 
6U 396/28; Pariſius⸗Crüger, Anm. 5 zu 8 69). Der ur⸗ 
ſprünglich vom RG. (41, 56) eingenommene Standpunkt, daß der 
klagenden Genoſſenſchaft, wenn ihr Vorſtand es unterlaſſen hat, die 
Aufkündigung des Genoſſen alsbald weiter zu geben, mit der Einrede 
der Argliſt begegnet werden könne, wird heute nicht mehr aufrecht er⸗ 
halten. Die Beſtimmung, daß die Mitgliedſchaft erſt mit der Ein⸗ 
tragung endet, dient dem Schutze der Genoſſen und der Gläubiger der 
Genoſſenſchaft. Es handelt ſich um eine Kenntlichmachung Dritten 
gegenüber. Der Zweck der Vorſchrift würde vereitelt, wenn aus der 
ſchuldhaften Verhinderung der Eintragung abgeleitet werden könnte, 
die ſchuldhaft unterbliebene Eintragung ſtehe der erfolgten gleich. 
Solange das Ausſcheiden des Genoſſen nicht eingetragen iſt, 
gilt er nicht nur, ſondern iſt Mitglied der Genoſſenſchaft und als 
ſolcher zur Zahlung des geſchuldeten rückſtändigen Geſchäftsanteils 
verpflichtet. Mit Rückſicht auf das Bedürfnis nach Zuverläſſigkeit des 
Genoſſenſchaftsregiſters iſt die Entſcheidung durchaus zu billigen. 
NA. Prof. Dr. A. Saenger, Frankfurt a. M. 
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noſſenſchaft von den Genoſſen nicht für ein ſchuldhaftes Handeln des 
Vorſtandes, ſoweit die Mitgliedſchaft in Frage kommt, in Anſpruch 
genommen werden könne. 
Nach alledem war der Bekl. im Zeitpunkte der Fuſion noch Ge⸗ 
noſſe der Zentralgenoſſenſchaft. 
(8G., Urt. v. 16. April 1929, 2 U 1069/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Katinſzky, Berlin. 


* 


2. 8276 BGB. Culpa in contrahendo im gegen” 
feitigen Verhältnis von Teilnehmern eines Ringtaufdhes- 

Zwiſchen vier Beteiligten waren Verhandlungen auf Durch⸗ 
führung eines Ringtauſches eingeleitet worden, der Ringtauſch ſcheiterte 
jedoch, weil der Bekl. es ſchließlich ablehnte, die ihm zugedachte Woh⸗ 
nung in Berlin⸗L. zu beziehen. Der Kl. forderte von dem Bekl., mit 
dem er nicht in unmittelbaren Verhandlungen geſtanden hatte, Erſatz 
eines durch Reiſen und andere Aufwendungen ihm verurſachten 
Schadens, wurde aber vom LG. abgewieſen, weil ein Vertrag zwiſchen 
den Parteien nicht zuſtande gekommen ſei. Das KG. hat auf die 
Berufung des Kl. deſſen Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Ein Schadenserſatzanſpruch iſt gegeben aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Verſchuldens beim Vertragsſchluſſe (culpa in contrahendo). 
Treten unter den gegenwärtigen, auf dem Wohnungsmarkte herrſchen⸗ 
den tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſen mehrere Perſonen mit⸗ 
einander zu dem Zwecke in Verbindung, um gegenſeitig oder im 
Ringe ihre Wohnungen zu tauſchen, ſo ſind für alle Beteiligten auch 
ſchon vor dem Abſchluſſe einer bindenden Tauſchvereinbarung Auf⸗ 
wendungen zu gewärtigen, die ein jeder macht, weil er ſich darauf 
verläßt, daß die anderen Beteiligten ebenſo wie er ernſthaft gewillt 
find, zu der erfolgreichen Durchführung des Tauſches mitzuwirken. 
Dieſe Verbundenheit der Beteiligten löſt ſchon vor dem Abſchluſſe eines 
endgültig und gegenſeitig bindenden Vertrages rechtliche Beziehungen 
aus, die ſich als ein auf den Grundſatz von Treu und Glauben ab⸗ 
geſtelltes Vertrauensverhältnis kennzeichnen. Aus dieſem Vertrauens⸗ 
verhältnis erwächſt für die Beteiligten die Rechtspflicht, im Rahmen 
des eigenen vernunftgemäß zu beurteilenden Intereſſes auf die Be⸗ 
lange der anderen Beteiligten gebührende Rückſicht zu nehmen und 
nicht letzten Endes durch grundloſes Abſpringen den Ringtauſch zum 
Scheitern zu bringen. Verurſacht ein Beteiligter durch ein ſolches, nach 
dem Grundſatze von Treu und Glauben zu mißbilligendes Verhalten 
einem anderen Beteiligten Schaden, ſo haftet er dieſem für eine culpa 
in contrahendo (vgl. RGRKomm. Anm. 3 zu 8276 BGB.). Eines 
ſolchen gegen Treu und Glauben verſtoßenden Verhaltens hat ſich der 
Bekl. ſchuldig gemacht. Er wird nicht dadurch entlaſtet, daß er geltend 
macht, mehrere der beteiligten Wohnungsämter würden den Tauſch 
nicht genehmigt haben. Selbſt wenn wirklich bewieſen werden könnte, 
daß eines oder das andere Wohnungsamt dem Tauſche die Genehmi⸗ 
gung verſagt haben würde, fo würde dadurch der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem zu beanſtandenden Verhalten des Bekl. und 
dem dem Kl. entſtandenen Schaden nicht unterbrochen; wie das RG. 
wiederholt, insbeſ. in RG. 114, 1591), ausgeſprochen hat, iſt gerade 
während eines Schwebezuſtandes, in welchem ſich ein Vertragsverhält⸗ 
nis bis zur behördlichen Genehmigung befindet, eine rechtliche Ge⸗ 
bundenheit der Parteien vorhanden, die ſelbſt dann gegenſeitige Ver⸗ 
pflichtungen nach den Anforderungen von Treu und Glauben auslöſt, 
wenn der Vertrag infolge Verſagung der behördlichen Genehmigung 
nicht rechtswirkſam wird. Der Senat hat keine Bedenken, dieſe 
Folgerungen auch dann zu ziehen, wenn ein endgültiger Vertrag unter 
den Parteien noch nicht zuſtande gekommen war. (Es folgen Dar⸗ 
legungen, daß die von dem Bell. für fein Abſpringen angeführten 
Gründe auch bei Berückſichtigung ſeines eigenen vernünftigen Inter⸗ 
eſſes nicht geeignet ſind, ſein Verhalten nach Treu und Glauben zu 
rechtfertigen.) 

(KG., 27. ZivSen., Urt. v. 18. Febr. 1929, 27 U 7247/28.) 
Mitgeteilt von KGR. von Owſtien, Berlin. 
* 

Dresden 


3. Hat der Aufwertungsſchuldner im Verfahren vor 
der Aufwertungsſtelle beſtritten, perſönlicher Schuldner 
zu fein, und hat daraufhin die Aufwertungsſtelle dem Auf- 
wertungsgläubiger Friſt zur Beibringung einer rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung des ordentlichen Gerichts darüber 


1) JW. 1926, 2367. 


Zu 3. Man wird der Entſch. kaum beitreten können. Zunächſt 
kann der Umſtand, daß — wie der nicht mitabgedruckte Tatbeſtand 
der Entf. ergibt — die AufwSt. bis zur Beibringung einer rechts⸗ 
kräftigen Entſch. des Prozeßgerichts ausgeſetzt hatte, die Frage nicht 
entſcheiden, ob ein privatſchriftliches Anerkenntnis des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten ausreicht oder nicht. Nach 8 80 ZPO. war der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte unzweifelhaft ermächtigt, den geltend gemachten Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch anzuerkennen; ein ſolches Anerkenntnis wirkte wie 
das Anerkenntnis der Partei ſelbſt. Hegte die Gegenſeite bezüglich 
der Exiſtenz der Vollmacht irgendein Mißtrauen, ſo mochte ſie von 


geſetzt, daß der Gegner ſein perſönlicher Schuldner ſei, ſo 
genügt es zum Wegfall des Feſtſtellungsintereſſes im an⸗ 
hängig gemachten Verfahren vor dem ordentlichen Gericht 
nicht, wenn der Schuldner nach Klagezuſtellung durch Schrei- 
ben feines Prozeßbevollmächtigten an den Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Klägers erklärt, daß er nunmehr anerkenne, 
perſönlicher Schuldner zu ſein. f) 

Genügt hätte etwa ein von beiden Bekl. unterzeichnete be⸗ 
dingungsloſes Anerkenntnis oder ein bedingungsloſes Anerkenntnis 
ihres Prozeßbevollmächtigten mit Beifügung der Vollmachten der 
Bekl. Der Brief des Prozeß bevollmächtigten der Bekl. allein genügte 
noch nicht völlig. Die Bekl. konnten dem Kl. trotzdem noch Schwierig⸗ 
keiten machen, indem ſie insbeſ. die Vollmacht des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zum Anerkenntnis in Abrede ſtellten, ſo daß der Kl. erſt 
zu anderweitem Nachweiſe dieſer Vollmacht genötigt geweſen wäre. 

Das Feſtſtellungsintereſſe des Kl. war ſomit durch den Brief 
noch nicht ganz erloſchen, und ſein Feſtſtellungsantrag im Termine 
war immerhin noch begründet. 

(OLG. Dresden, 11. ZivSen., Urt. v. 31. Mai 1929, 11 O 36/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wiens kowitz, Dresden. 
K 
Frankfurt a. M. 

4. 88 823, 832, 1627, 1631 BGB. Haftung des auf⸗ 
ſichtspflichtigen Vaters. 

Der Vater haftet nach § 832 für einen von ſeinen minder⸗ 
jährigen Kindern einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden, 
wenn er nicht beweiſt, daß er ſeiner Aufſichtspflicht genügt hat 
oder daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung ent⸗ 
ſtanden ſein würde. 

Das LG. hat zutreffend angenommen, daß R. L. dem Kl. 
durch die Zerſtörung eines Auges widerrechtlich Schaden zugefügt 
hat. Denn die Körperverletzung eines Menſchen iſt eine objektiv 
widerrechtliche Handlung, wenn ſie nicht aus einem anderen Grunde, 
wie Notwehr, Notſtand, zu einer rechtmäßigen wird. Daß der 
Täter in den Fällen des 8 832 außerdem ſchuldhaft gehandelt 
habe, iſt nicht erforderlich. Die Haftung des Erſatzpflichtigen beruht 
nicht auf dem Gedanken, daß er für die Schuld des zu Be⸗ 
aufſichtigenden einſtehen ſolle, ſondern darauf, daß er wegen ſeines 
eigenen Verſchuldens bei der Beaufſichtigung zum Schadenserſatz 
verpflichtet ſein ſolle. 

Daß die Verletzung des Kl. auf einen Zufall zurückzuführen 
iſt, hat das LG. mit Recht verneint. Nach dem Ergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme hat R. L. den Kl. abſichtlich geworfen. R. L. war 
zur Zeit des Unfalls noch nicht ſieben Jahre alt. Er ſelbſt iſt 
daher für den Schaden nicht verantwortlich ($ 828 BGB.). Die 
Haftung des Bell. aus 8 832 wird aber durch dieſe Delikts⸗ 
unfähigkeit ſeines Sohnes nicht ausgeſchloſſen. 

Der Bekl. hat den Entlaſtungsbeweis (8832) nicht geführt. 

Gerade in den Fällen, in denen es ſich um noch nicht delikts⸗ 
fähige Kinder handelt, hat der Auffichtspflichtige die ihm ob» 
liegende Aufſicht gewiſſenhaft auszuüben. Es hat ſich bei dem 
Fall des Kl. nicht um einen vereinzelten Fall gehandelt. 

Was die väterliche Aufſichtspflicht verlangt, iſt dem Sach⸗ 
verhalt des einzelnen Falles zu entnehmen und hängt weſentlich 
von dem Alter, der perſönlichen Veranlagung und Entwicklung des 
Minderjährigen ſowie davon ab, was dem Vater unter Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner wirtſchaftlichen Lage billigerweiſe zugemutet wer⸗ 
den kann. 

Der Bekl. wußte, daß fein Sohn ein ſog. „Steinwerfer“ 
war und ſich als ſolcher wiederholt in gefährlicher Weiſe betätigt 
hatte. Es genügte nicht, daß er ihn, wenn er erfuhr, daß er 
andere Kinder blutig geworfen hatte, züchtigte; er mußte ihn in 
der Folge beaufſichtigen, damit ein ſolcher Fall nicht weiter vor⸗ 
kam. An die Aufſichtspflicht find erhöhte Anforderungen zu ſtellen, 
wenn der zu Beaufſichtigende ſich ſchon als unvorſichtig erwieſen 
oder — wie im vorliegenden Fall — die Untugend hat, andere 
Menſchen abſichtlich mit Steinen zu werfen. 

Die Züchtigungen, die der Bekl. ſeinem Sohne hat zuteil 
werden laſſen, haben nichts genutzt. Dieſer hat immer wieder von 
neuem andere Kinder geworfen und ihnen blutende Wunden bei⸗ 
gebracht. Wenn Verwarnungen und Prügel nicht fruchteten, mußte 
der Bekl. zu ſchärferen Maßnahmen greifen. 


ihrem Recht Gebrauch machen, Vorlegung der Vollmacht zu fordern. 
Solange ſie dies aber nicht tat, mußte ſie ſich mit dem Anerkenntnis 
des Prozeßbevollmächtigten begnügen. Allenfalls hätte ſie beanſpruchen 
können, daß das Anerkenntnis in der mündlichen Verhandlung ab⸗ 
gegeben wurde, um die Grundlage eines Urt. aus § 307 PO. zu 
bilden. Der in den Gründen ausgeſprochene Rechtsſatz, dem An⸗ 
erkenntnis der Bekl. hätte die Prozeßvollmacht beigefügt werden 
müſſen, widerſpricht der klaren Vorſchrift des 8 88 ZPO., nach wel⸗ 
cher der Mangel der Vollmacht im landgerichtlichen Verfahren ſolange 
nicht zu beachten iſt, als er nicht vom Gegner gerügt wird. 


IR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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Ein dauernder Hausarreſt war nicht erforderlich. Aber ein 
zeitweiliger Hausarreſt wäre zweifellos angebracht und auch mög⸗ 
lich geweſen, da der Junge noch nicht ſieben Jahre alt war und 
— wenn der Bekl. auf Arbeit war — von ſeiner Mutter bei dem 
Hausarreſt hätte beaufjichtigt und gebändigt werden können. Selbſt⸗ 
verſtändlich durfte der Bekl. ſeiner Arbeit nachgehen. Die Tat⸗ 
ſache, daß er tagsüber von Hauſe abweſend war und zur Zeit des 
fraglichen Vorfalles während der ganzen Woche außerhalb ſeines 
Wohnorts gearbeitet hat, entlaſtet ihn aber nicht. Da er wußte, 
wie ſcharf der Junge beauffichtigt werden mußte, ſo hätte er da⸗ 
für ſorgen müſſen, daß während feiner Abweſenheit ſeine Ehefrau 
oder ſeine Mutter, die — wie der Kl. unbeſtritten behauptet 
hat — zur damaligen Zeit in ſeinem Haushalt ſich aufgehalten 
hat, den Jungen beaufſichtige. Wäre dies geſchehen, ſo wäre der 
bedauerliche Vorfall, der dem Kl. ein Auge gekoſtet hat, ver⸗ 
mieden worden. 

(OLG. Frankfurt a. M., 2. Ziv Sen., Urt. v. 19. Febr. 1929, 2 U 360/28.) 

Mitgeteilt von RA. Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


* 
Naumburg. 

5. 8 823 BGB.; 88 4, 15 Wege. f. d. Prov. Sachſen. 
Der Straßenanlieger muß ſich vorübergehende Störungen 
der Kommunikation gefallen laſſen. 

Der Kl. betreibt die Wirtſchaft des Kurhauſes B. Im Jahre 
1928 haben auf der Straße B.— L. — D. wegen Ausführung von 
Brückenbauten bei B. Sperrungen der Provinzialſtraße J.—G. 
ſtattgefunden. 

Der Kl. behauptet, er habe durch die Sperrungen in ſeinem 
Gewerbebetrieb als Kurhauswirt Schaden erlitten, indem er einen 
großen Verdienſtausfall erlitten habe, da das Kurhaus zeitweiſe von 
jedem Fuhrverkehr abgeſchnitten und von Kraftfahrzeugen nicht zu 
erreichen geweſen ſei. Er verlangt von dem bekl. Provinzialver⸗ 
band Schadenserſatz. Die Klage wurde abgewieſen. 

Wenn der Kl. ſich lediglich gegen die in der Sperrung liegende 
Anordnung der Wegepolizeibehörde, die den Bau und die Unter⸗ 


haltung der in Rede ſtehenden Provinzialſtraße betrifft, hätte wenden 


wollen, würde die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges nicht 
gegeben fein. Nach 8 42 Abſ. 2 Wege O. für die Provinz Sachſen v. 
11. Juli 1891 (GS. 316) kommen hinſichtlich der Zuſtändigkeit der 
Behörden zur Wahrnehmen der in der Wegepolizei begründeten Be⸗ 
fugniſſe des Verfahrens und der Rechtsmittel gegen die Anord⸗ 
nungen der Wegebaupolizeibehörden die Beſt. der 88 55—57 Zuſtch. 
zur Anwendung. Nach 856 Zuſtc f. v. 1. Aug. 1883 (GS. 237) 
findet gegen die die Unterhaltung öffentlicher Wege betreffenden An⸗ 
ordnungen der Wegepolizeibehörde als Rechtsmittel der Einſpruch an 
die Wegebaupolizeibehörde als Rechtsmittel der Einſpruch an die 
Wegepolizeibehörde und gegen deren Beſchluß die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Der Kl. nimmt aber die bekl. Provinz in Anſpruch weil ſie 
die Sperrung zu ſpät beantragt, die beabſichtigte Beantragung der 
Sperrung nicht rechtzeitig bekanntgegeben und eine unſachgemäße 
Durchführung der Sperrung verſchuldet habe, ſo daß durch dieſe Um⸗ 
ſtände der behauptete Schaden entſtanden ſei. Für dieſe Schadens⸗ 
erſatzklage iſt der ordentliche Rechtsweg gegeben und die Bekl. paſſiv 
legitimiert. 

Daß die in Rede ſtehende Straße eine Provinzialſtraße alſo ein 
öffentlicher Weg i. S. § 15 Weged. für die Provinz Sachſen iſt, in 
Anſehung deſſen auf Grund geſetzlicher Beſtimmung oder auf Grund 
eines Beſchluſſes des Provinzialllandtages die Baulaſt der bekl. 

rovinz obliegt, iſt unſtreitig. Die Bekl. kann, wenn eine ſie zum 
chadenserſatz verpflichtende Handlung geſchehen iſt, auf Grund der 
88 89, 31 BGB. in Anſpruch genommen werden. 

Der Kl. gründet den Anſpruch in erſter Linie auf unerlaubte 
Handlung. Da eines der im 8 823 BGB. beſonders genannten 
Rechtsgüter nicht verletzt iſt, ſo ſteht in Frage, ob ein „ſonſtiges 
Recht“ des Kl. verletzt iſt. Ein ausgeübter Gewerbebetrieb, wie der 
des Kl. als Kurhauswirtes, fällt nach der ſtänd. Rſpr. des RG. 
(RG. 51, 369; 56, 275; 58, 214; 64, 52) unter den Begriff des 
ſonſtigen Rechts. Der Gewerbebetrieb wird aber nur widerrechtlich 
verletzt, wenn der Eingriff ſich unmittelbar gegen feinen 
Beſtand richtet. Dieſes kann geſchehen durch tatſächliche Hinderung 
von Betriebshandlungen, durch Verneinung ſeiner rechtlichen Zu⸗ 
läſſigkeit und durch die Forderung, den Gewerbebetrieb zu ſchließen 
oder einzuſchränken (RG. 73, 111,112 1)). Ein folder Eingriff liegt 
indeſſen hier nicht vor. Das RG. (RG. 102, 223, 225) hat auch 
beſonders hervorgehoben, daß eine widerrechtliche Verletzung nicht 
gegeben iſt, „wenn dem Gewerbetreibenden nur ein wirtſchaft⸗ 
licher Gewinn entzogen, ſeine Ausſicht auf Erwerb geſtört 
iſt“. Letzteres iſt aber im vorliegenden Falle nur geſchehen. Es fehlt 
demnach an der widerrechtlichen Verletzung des Gewerbebetriebs im 
erörterten 1055 

Als ſonſtiges Recht i. S. 8 823 BGB. könnte auch das ſer⸗ 
vitutiſche Recht des Straßenanliegers auf ungehinderte a 


1) JW. 1910, 284. 


tion angeſehen werden, das dem Mieter ebenfalls zuſtatten kommt 
(vgl. RE. 7, 216; 10, 272; 37, 255). Ob der Kl. Mieter iſt oder 
die Räume des ſeiner Ehefrau gehörenden Kurhauſes unentgelt⸗ 
lich benutzt, iſt hier ohne Bedeutung. Er hat jedenfalls an der 
Straße ein eigenes, von der Eigentümerin abgeleitetes Recht, das 
in dem Benutzungsrecht hinſichtlich des Kurhauſes enthalten iſt 
(vgl. 36, 272, 275). Jedoch hat dieſes Recht keinen weiteren In⸗ 
halt und Umfang, als ſich aus der Natur und dem Zwecke der 
Straße ergibt. Es beſteht alſo kein Recht auf das unveränderte 
Fortbeſtehen der Straße in ihrer ganzen Längenausdehnung (RG. 
25, 245). Auch muß ſich der Straßenanlieger vorübergehende Stö⸗ 
rungen der Kommunikation gefallen laſſen, wenn es ſich um Repa⸗ 
raturen oder Verbeſſerungen der Straße ſelbſt z. B. Pflaſterungen 
oder Aſphaltierungen — wie im vorliegenden Falle — handelt (ſo 
RG. 37, 255). 

Fehlt es an der Verletzung eines geſchützten Rechtsgutes, ſo 
kann dahinſtehen, ob etwa ein Verſchulden der Bekl. gegeben iſt 
durch verſpätete Beantragung der Sperre, durch nicht rechtzeitige 
vorherige Bekanntgabe und durch unſachgemäße Aufftellung der 
Sperrtafeln. Es ſoll aber darauf hingewieſen werden, daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht die Bekl. mit Recht geltend macht, nach der Darſtellung der Klage⸗ 
ſchrift ſei dem Kl. bereits im Jan. 1928 die künftige Straßen⸗ 
ſperrung bekannt geweſen, der Kl. habe auch nicht beſtritten, daß 
ihm Stangen und Bretter zur Herſtellung von Schildern mit dem 
Hinweis auf den Weg zum Kurhaus zur Verfügung geſtellt wor⸗ 
den ſeien. 

Daß das angebliche Verrücken der Sperrtafeln durch Arbeiter und 
Angeſtellte der Bekl. nicht aus techniſchen Gründen, ſondern vorſätz⸗ 
lich geſchehen fei, hat der Kl. nicht geltend gemacht. Auch wenn er 
das getan hätte, würde der Mangel der Rechtsgutverletzung dem 
Erſatzanſpruch entgegenſtehen. 

Auch aus 8 75 Einl. z. ALR. kann der Kl. keine Rechte her⸗ 
leiten. Der Straßenanlieger hat zwar das oben ſchon erörterte 
Recht auf Benutzung der Straße als dauerndes wohlerworbenes Recht 
(RG. 24, 247). Ein Eingriff in dieſes Recht im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe verpflichtet den Staat oder das durch den Eingriff begünſtigte 
Gemeinweſen nach 875 a. a. O. zum Schadenserſatz. Ein folder 
Eingriff liegt aber nur vor bei Anlagen, die außerhalb der 
Zwecke liegen, denen der Regel nach die öffentliche Straße zu 
dienen hat. Hier aber handelt es ſich nicht um ſolche Anlagen, ſon⸗ 
dern um notwendige, der Bekl. nach 88 4, 15 Weged. für die 
Provinz Sachſen infolge ihrer Wegebaulaſt und der daraus erwachſen⸗ 
den Pflicht, „die Straße dem Verkehrsbedürfnis entſprechend zu 
unterhalten und zu verbeſſern“, obliegende Verbeſſerungsarbeiten, 
die der Anlieger dulden muß (vgl. RG. 37, 255). Zudem iſt der 
Kl. von dem Verkehr mit der Straße niemals nach beiden Seiten 
hin abgeſchnitten geweſen. 

(OG. Naumburg, Urt. v. 4. Juli 1929, 5 U 32/29.) 
Mitgeteilt von RA. Konrad Landsberg, Naumburg a. S. 


b) Strafſachen. 
I. Materielles Recht. 


Berlin. 1. Strafgeſetzbuch. 


6. 8 193 StGB. ſetzt das Vorliegen einer ſtrafbaren 
Beleidigung voraus. Zu den Vorausſetzungen der Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen. Der Rechtsbegriff der 
Form in § 185 StGB. iſt reviſibel. f) 

Der Angehl. hat eine ſchriftliche Zahlungsaufforderung der 
„Deutſchen Tuche Akt.“, mit der er in Geſchäftsverbindung ſtand, 
in der es u. a. heißt: Da Sie aber nicht mehr zu unſeren Abnehmern 
zählen, ſo haben wir gar keine Veranlaſſung, unſere bekannte Kulanz 
weiter walten zu laſſen ... ſowie das nachfolgende Mahnſchreiben eines 
RU. dieſer Geſellſchaft mit einem an dieſe Firma gerichteten Briefe be⸗ 
antwortet, in deſſen drittem Abſatz er Angriffe gegen das Privatleben 
des Privatkl. richtet und deſſen zweiter Abſatz u. a. dahin lautet: 
„Wir geben gern zu, daß derartige Geſchäftspraktiken im ſchönen 
Galizien zu Hauſe ſein mögen, in Deutſchland kennt man ſie weniger.“ 

Während das AG. den Ungekl. deshalb freigeſprochen hatte, 
weil die Möglichkeit fehle, die Beziehung der beanſtandeten Auße⸗ 
rung des zweiten Abſatzes — im Gegenſatz zu der des dritten, be⸗ 
züglich der dies zweifelsfrei ſei — gerade auf den Privathl. feſt⸗ 


Zu 6. Dem Urteil iſt beizupflichten. Bemerkenswert iſt die 
Hervorhebung, daß $ 193 das Vorliegen einer ſtrafbaren Beleidi⸗ 
gung begrifflich vorausſetze (ogl. dagegen DLÖ. Hamburg oben zu J). 
Sehr begreiflich iſt es auch, daß das KG. die Bejahung des 8 193 
durch die Str. bedenklich findet. Der Unterſchied zwiſchen dieſem 
Falle und dem vom OLG. Hamburg behandelten iſt klar: hier hat 
ein „an die Bezahlung ſeiner Schulden in handelsüblicher Weiſe 
gemahnter Schuldner“ ſich ohne erkennbaren Anlaß Beleidigungen 
erlaubt, dort ein durch das Verhalten des Gegners erregter Ver⸗ 
einsvorſtand zu notwendigen Abwehrmaßnahmen gegriffen. 

LGR. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 
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zuſtellen, hat das BG. einerſeits zwar ausgeführt, der Angekl. habe 
gewußt, daß nur der Privatkl. als der allein für die Geſchäfts⸗ 
leitung der Briefempfängerin in Berlin Verantwortliche in Betracht 
gekommen ſei, und daß deshalb der Brief, wenn er auch an die Ge⸗ 
ſellſchaft gerichtet geweſen fei, in Wirklichkeit den Privatkl. be⸗ 
treffen ſollte; das LG. hat aber andererſeits erklärt, es könne da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob der Privatkl. in dieſem Abſatze gemeint ſei, 
weil es dem Angekl. den Schutz des § 193 StGB. zubillige und 
dadurch zum Freiſpruch gelange. Das KG. hat der Rev. ſtattgegeben. 

Da der der Privatklage zugrunde liegende zweite Abſatz des 
Schreibens v. 19. Jan. 1928 ſich gegen die Gejchäftsführung der 
vom Privatkl. in Berlin geleiteten Aktch., der dritte Abſatz ſich 
eindeutig gegen die private Lebensführung des Privatkl. richtet, 
beſtehen, was vom Rev. von Amts wegen zu prüfen war, weil 
es ſich um eine Prozeßvorausſetzung handelt; zwar keine Bedenken 
hinſichtlich der Zulaſſigkeit der Beſchränkung des Strafantrages 
auf die im zweiten Abſatze enthaltene Kundgebung. Der im 8 63 
Satz 1 StGB. ausgeſprochene Grundſatz der Unteilbarkeit des Straf⸗ 
antrages iſt dadurch nicht verletzt, weil eine wirkliche Teilung des 
Strafantrages im eigentlichen Sinne unter den hier obwaltenden 
Umſtänden nicht vorliegt (vgl. die Ausführungen RGSt. 62, 83 f.). 

Zutreffend ſind beide Vorinſtanzen ferner auch davon aus⸗ 
gegangen, daß die Beleidigungsfähigkeit von Perſonenmehrheiten 
zwar an ſich in weitem Umfange denkbar ſei, daß aber poſitiv im 
StGB. nach der Entwicklung ſeiner Beſtimmungen nur die Beleidi⸗ 
gungsfähigkeit der Behörden (8 196) und der politiſchen Körper⸗ 
ſchaften (8 197) anerkannt iſt, jo daß im vorliegenden Falle die Be⸗ 
leidigungsfähigkeit der Briefempfängerin als AktG. rechtlich be⸗ 
denkenfrei verneint worden iſt (vgl. v. Ols hauſen, 11. Aufl., 
Anm. 11 a—0 zu 8185 StGB.). Gerade deshalb aber hätte es 
einer eindeutigen Feſtſtellung ſeitens des BG. bedurft, daß und 
weshalb der Privatkl. durch den zweiten Abſatz des vom Angell. 
an die „Deutſche Tuche ARtC.” gerichteten Briefes getroffen war; 
es beruht infolgedeſſen auf einem Rechtsirrtum, wenn das LG. 
nach ſeinen, dieſe Frage zunächſt bejahenden Ausführungen ſchließ⸗ 
lich ſeiner Meinung dahin Ausdruck gegeben hat, es könne dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Privatkl. in dieſem Abſatze gemeint ſei. 

Auch im übrigen vermag die Begründung des angefochtenen 
Urteils die getroffene Entſch. nicht zu rechtfertigen. Die Aus⸗ 
führungen des BG. laſſen zunächſt vermiſſen, daß es als notwen⸗ 
dige begriffliche Vorausſetzung der Anwendbarkeit des $ 193 StGB. 
das Vorliegen einer durch die beanſtandeten Worte in objektiver und 
ſubjektiver Hinſicht erfüllten ſtraftbaren Beleidigung feſtgeſtellt hat 
(vgl. Lpzͤomm., Anm. 2 zu 8 193 StGB.). Dies wäre im vor⸗ 
liegenden Falle um ſo notwendiger geweſen, als der Amtsrichter 
in dieſer Beziehung ausgeführt hat, es könnten Bedenken obwalten, 
ob die beanſtandete Redewendung überhaupt objektiv geeignet ſei, 
unter Geſchäftsleuten die eigene Mißachtung des einen gegenüber 
der Perſönlichkeit des anderen erkennen zu laſſen. Es wäre vor 
allem eine Auslegung des Sinnes der beanſtandeten Außerung er⸗ 
forderlich geweſen. Statt deſſen iſt die Urteilsbegründung lediglich 
auf 8 193 StGB. abgeſtellt. Zur Not könnte man allerdings, 
wenn ſonſtige Mängel in ihr nicht enthalten wären, dieſe uner⸗ 
läßliche Vorbedingung für die Prüfung der Zubilligung des Schutzes 
des § 193 StGB. aus dem geſamten Zuſammenhange der Urteilsgründe 
in tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht als ſtillſchweigend feſtgeſtellt 
anſehen. Die Strͤ. hat aber auch die Zubilligung des Schutzes 
dieſer Sonderbeſtimmung nicht ausreichend begründet, die im Hin⸗ 
blick auf letztere erfolgte Wertung der beanſtandeten Kundgebung als 
„tadelndes Urteil“ läßt den Verdacht nicht von der Hand weiſen, 
daß das LG. den Begriff der Beleidigung i. S. 8 185 StGB. ver⸗ 
kannt hat. 

Wenn auch mit der Rev. dem Vorderrichter darin beizuſtim⸗ 
men fein mag, daß der Angel. den Brief zur Wahrnehmung feiner 
Intereſſen geſchrieben und abgeſandt hat, obſchon auch in dieſer 
Hinſicht durchaus Zweifel möglich ſind, ſo gibt es doch zu erheblichen 
Bedenken Anlaß, wenn ſich das angefochtene Urteil angeſichts der auf⸗ 
fallenden Tatſache, daß ein an die Bezahlung ſeiner Schulden in 
handelsüblicher Weiſe gemahnter Schuldner, hier der Angekl., die 
Mahnſchreiben mit einem derartigen Briefe wie dem v. 19. Jan. 
1928 beantwortet hat, ohne Deutung des Sinnes der Kundgebung, 
mit der einfachen Erklärung begnügt, aus der Form oder aus 
ſonſtigen Umſtänden ſei auch bezüglich des hier allein in Frage kom⸗ 
menden Abſatzes das Vorhandenſein einer Beleidigung nicht zu ent⸗ 
nehmen. Dieſe Wiedergabe eines Teils des geſetzlichen Wortlauts 
weiſt zwar darauf hin, daß das LG. die beanſtandete Außerung auch 
in dieſer Hinſicht einer Prüfung unterzogen hat, auch liegt die 
richterliche Feſtſtellung, daß eine Kundgebung nach ihrer Form 
oder ſonſtigen Umſtänden die Abſicht einer Beleidigung ergebe oder 
nicht erkennen laſſe, an ſich auf tatſächlichem Gebiete, ſo daß ſie 
inſoweit der Nachprüfung durch das Rev. entzogen iſt. Im vor⸗ 
liegenden Falle wäre es aber aus dem vorerwähnten Grunde un⸗ 
umgänglich notwendig geweſen, anzugeben, weshalb hier aus der 
Form der beanſtandeten Redewendung trotz des anſcheinend ent⸗ 
gegenſtehenden Sachverhalts das Vorhandenſein einer Beleidigung 
nicht zu ſchließen ſei. Angeſichts dieſer Unterlaſſung iſt der Rüge 
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der Reviſion, die Str. habe den Rechtsbegriff der Form ver⸗ 
kannt, Raum gegeben. 

Wegen dieſer Mängel war das angefochtene Urteil nebſt Feſt⸗ 
ſtellungen aufzuheben und die Sache an das BG. zur anderweitigen 
Verhandlung und Entſch. zurückzuverweiſen (8 354 II StPO.) Für 
dieſe wird die Str. außer der Berückſichtigung der obigen Aus⸗ 
führungen auch die grundſätzlichen Darlegungen des NESt. 40, 317f. 
zu beachten und ferner zu erwägen haben, ob und inwieweit etwa die 
Anwendung der Ausgleichsbefugnis des § 199 StGB. im Hinblick auf 
den Briefwechſel möglich und angebracht iſt. 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 10. Dez. 1928, 4 V 269/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Heinz Bergmann, Berlin. 
* 


7. § 193 StGB. Wahrnehmung berechtigter Inter- 
eſſen, die nur mittelbar eigene Intereſſen ſind. 

Der Angekl, hatte dem Bezirksjugendamt und dritten Perſonen 
gegenüber erklärt, die Ehefrau des Privatklägers mißhandele ihre 
ſechsjährige Tochter und laſſe ſie hungern. Der Wahrheitsbeweis war 
nicht erbracht, vielmehr war nur erwieſen, daß die Behandlungsweiſe 
des Kindes mitunter gefühllos geweſen war. Dem Angehl. iſt aber 
der Schutz des 8 193 StGB. zuzubilligen. Ebenſo wie jeder Staats⸗ 
bürger ſelbſt dann ein ihn perſönlich nahe angehendes Intereſſe wahr⸗ 
nimmt, wenn er Störungen der Rechtsordnung zur Anzeige bringt, 
durch die er ſelbſt nicht unmittelbar getroffen worden iſt, ſo hat er 
auch ein ihn perſönlich nahe angehendes Intereſſe daran, daß für das 
geiſtige und körperliche Wohl der Kinder, und zwar nicht nur der 
eigenen, geſorgt wird. Wer eine ſtrafbare Handlung anzeigt, ſchützt 
ſich mittelbar ſelbſt, denn er trägt dazu bei, daß geſellſchaftsfeindliche 
Elemente für die Zukunft von Störungen der Rechtsordnung ab⸗ 
gehalten werden, und er ſelbſt in geringerem Maße in Zukunft der 
Gefahr ausgeſetzt iſt, Opfer einer Störung der Rechtsordnung zu 
werden. Ebenſo nimmt jeder Staatsbürger mittelbar eigene Intereſſen 
wahr, wenn er an der Jugendfürſorge mitarbeitet. Von der Beſchaffen⸗ 
heit der jungen Generation hängt in jeder Beziehung die Zukunft 
des Volkes und Staates, und damit die Zukunft jedes einzelnen und 
ſeiner Nachkommen ab. Anzeigen zum Schutze von Kindern an die 
Behörden, die für das Wohl der Jugend zu ſorgen haben, dienen 
daher, auch wenn ſie lediglich Mißſtände betreffen, den eigenen Inter⸗ 
eſſen. Die Jugendfürſorge iſt auf die private Mitarbeit angewieſen. 
Auch der Angekl. war daher zur Mitteilung der angeblichen Kinder⸗ 
mißhandlung an das Bezirksjugendamt berechtigt. Er war bei der 
Anzeige von der Wahrheit der von ihm gemachten Behauptung über⸗ 
zeugt und wollte ſich einer guten Sache annehmen. 

Der gleiche Schutz iſt ihm aber auch für ſeine Außerungen pri⸗ 
vaten Perſonen gegenüber zuzubilligen, denn ſie ſind nur ſolchen 
Perſonen gegenüber getan, die durch ihre räumliche Nähe mit den 
Verhältniſſen in der Familie des Privatklägers vertraut ſein mußten. 
Sie ſollten dazu dienen, weitere Unterlagen für die Mitteilung an 
das Jugendamt zu beſchaffen. Sie ſtehen daher mit der Anzeige in 
unmittelbarem Zuſammenhange und dienen ihrer Vorbereitung. Der⸗ 
artige Außerungen hat das KG. 3 V 214/26 bereits ſtraflos erklärt. 
Im vorl. Falle iſt außerdem zu berückſichtigen, daß der Angekl., 
wenn er derartige Erkundigungen nicht eingezogen hätte, des Vor⸗ 
wurfes gewärtig ſein mußte, er habe die Anzeige ohne vorherige ge⸗ 
wiſſenhafte Prüfung der Wahrheit ſeiner Behauptungen erſtattet. Wer 
aber leichtſinnig eine ehrenrührige Behauptung aufſtellt, kann nicht 
den Schutz des 8193 in Anſpruch nehmen. Daß der Angehl. bei 
ſeinen Geſprächen den ihm nach den obigen Ausführungen geſteckten 
Rahmen überſchritten hätte, iſt nicht erſichtlich. 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 13. Juni 1929, 4 V 151/29.) 
Mitgeteilt von Erſter Staatsanwalt b. KG. Dr. Schmidt, Berlin. 
* 
Dresden. 

8 8 1 Abſ. 2 StGB.; 88 44, 55, 148 Ziff. 7 RGewd.; 
§ 16 Sächſ. Gef. v. 1. Juli 1878, die Beſteuerung des Ge⸗ 
werbebetriebs im Umherziehen betr.; 88 300, 313, 345, 346 
StPO. Bei Androhung einer in einem Vielfachen eines 
Grundwertes beſtehenden Geldſtrafe, deren Höchſtbetrag 
150 RM. überſteigen kann, hängt die Frage, ob Vergehen 
oder Übertretung vorliegt, von dem Höchſtbetrag der je⸗ 
weilig möglichen Geldſtrafe ab. Hat die Strafkammer das 
überſehen und über das nur als Reviſion zuläſſige Rechts⸗ 
mittel des Angeklagten als Berufung entſchieden, fo muß 
das Reviſionsgericht mangels einer nach dieſer Richtung 
erhobenen Rüge über dieſen Verfahrensfehler hinweg⸗ 
ſehen. Gewerbsmäßiger Handel im Umherziehen liegt nicht 
ohne weiteres vor, wenn der Gewerbetreibende außer⸗ 
halb ſeines Wohnſitzes eine in den Rahmen des ſtehenden 
Gewerbebetriebes fallende Einzelhandlung vornimmt. 1) 

Das in der zweiten Inſtanz durchgeführte Verfahren wider⸗ 
ſpricht dem 8 313 SPD. Der Anſicht der Str., daß ſich die dem 


Zu 8. Das OLG. vertritt die Auffaſſung, daß die Einſtufung 
einer Straftat in die Dreiteilung der ſtrafbaren Handlungen nicht 
von der generellen Höchſtſtrafdrohung abhängt, obwohl dies 
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Angekl. zur Laſt gelegte Zuwiderhandlung gegen § 16 Sächſcheſ. v. 
1. Juli 1878 als ein Vergehen i. S. des § 1 Abſ. 2 StchB. dar⸗ 
ſtelle, kann nicht beigetreten werden. Der erk. Sen. vertritt in 
Übereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung die Auffaſſung, 
daß bei Androhung einer in einem Vielfachen eines Grundwertes 
beſtehenden Geldſtrafe, deren Höchſtbetrag über 150 9X hinaus⸗ 
gehen kann, in jedem Falle nach Maßgabe des der Berechnung 
der Strafe zugrunde zu legenden Betrags beſonders zu ermitteln 
iſt, welches der Höchſtbetrag der angedrohten Strafe iſt, und daß 
ſich danach entſcheidet, ob ein Vergehen oder eine Übertretung vor⸗ 
liegt. Es iſt alfo ſtets der einzelne Fall ins Auge zu faſſen, unter 
Zugrundelegung des für ihn maßgebenden Grundwertes der Höchſt⸗ 
betrag der für ihn möglichen Geldſtrafe zu berechnen und hier⸗ 
nach die Eigenſchaft der ſtrafbaren Handlung als Vergehen oder 
Übertretung zu beurteilen (vgl. hierzu RG.: Rſpr. 3, 536; 10, 710; 
RGSt. 42, 397; SächſAnn. n. F. 1923, 175; JW. 1925, 2021; 
Olshauſen, Komm. z. StGB., Anm. 10 zu SI und Lpz Komm., 
3. Aufl., Anm. 5 zu § 1). Die Berufung des Angekl. war daher gem. 
8313 SPD. ausgeſchloſſen. Die Stra. hätte nach alledem, da es ſich 
bei der Rechtsmittelerklärung des Angekl. nur um einen Irrtum in 
der Bezeichnung des zuläſſigen Rechtsmittels handelt (3300 StPO.), 
die Berufung als Reviſion behandeln und die Sache dem RA. zur 
Entſchließung gem. 88 345, 346 SPD. zurückgeben müſſen. Für 
die von der Str. als Beränft. getroffene Sachentſcheidung war 
kein Raum. Dieſe Geſetzesverletzung, die lediglich einen Ver⸗ 
fahrensverſtoß enthält, kann jedoch vom Men. nicht berück⸗ 
ſichtigt werden, weil von der StA. kein Rechtsmittel eingelegt und 
vor allen Dingen keine Verfahrensrüge in dieſer Richtung erhoben 
worden iſt (vgl. hierzu LZ. 1929 Sp. 409). Der Aırgekl. iſt durch 
dieſen Verfahrensfehler nicht beſchwert. Über dieſen Verſtoß muß 
nunmehr hinweggegangen und der Fall ſo behandelt werden, als 
ſei ordnungsgemäß verfahren worden. 

Die Rev. des Angekl. iſt begründet. 

j Der BeihiwF. hat die hier in Frage kommende Kuh, die er 
im Tauſchwege eingehandelt hatte, um ſie mit nach C., ſeinem 
Wohnort, zu nehmen, auf dem Wege nach C. zunächſt in H., wo 
er noch geſchäftlich zu tun hatte, im Gaſthof eingeſtellt. Nach⸗ 
dem er ſich dann vergeblich bemüht hatte, auf dem Bahnhof einen 
een zum Transport der Kuh zu bekommen, und weil 
die Kuh ſich überdies ziemlich wild benahm und ſich nicht gut 
führen ließ, hat er ſich entſchloſſen, fie unterwegs zu verkaufen. 
In Ausführung dieſes Entſchluſſes hat er ſodann die Kuh, ohne 
ſie mit ſich zu führen, in dem dem Orte H. benachbarten K. dem 
Fleiſcher F. mündlich und dem Fleiſcher G. mittels Fernſprecher 
zum Kaufe angeboten. Da beide den Kauf ablehnten, hat ſie der 
Angekl. ſchließlich doch noch mit nach C. genommen und dort 
weiterverkauft. 

Den bereits in der Beränft. erhobenen Einwand des Angehl., 
er habe von aus damals überhaupt keinen gewerbs⸗ 
mäßigen Kuhhandel betrieben, es handele ſich vielmehr bei 
ſeiner hier in Frage kommenden Tätigkeit lediglich um ein 
bereinzeltes, durch eine beſondere Gelegenheit hervorgerufenes, 
ſeinem Gegenſtande nach auf nur kurze Zeitdauer berechnetes Ge⸗ 
ſchäft, keineswegs alſo um ein ſolches, das ſeiner Beſchaffenheit 
nach die Annahme einer fortgeſetzten Erwerbstätigkeit zulaſſe und 
in hierauf gerichteter Abſicht begonnen worden ſei, hat die Strͤ. 
für nicht durchſchlagend erachtet. In dem angefochtenen Urteil iſt 
hierzu ausgeführt, es unterliege keinem Zweifel, daß die Hand⸗ 
lungen, die der Angekl. vorgenommen habe, in den Rahmen ſeines 
Gewerbebetriebes als Viehhändler gehörten. Dieſe Handlungen 
lägen innerhalb ſeiner fortgeſetzten Erwerbstätigkeit als Vieh⸗ 
händler und ſeien, wie keiner näheren Darlegung bedürfe, in hier⸗ 
auf gerichteter Abſicht, um nämlich eine dauernde Einnahmequelle 
zu haben, getätigt worden. Es handele ſich bei dieſen einzelnen 
Taten um ein ſog. Sammeldelikt, deſſen einzelne Betätigungen 
durch den Begriff der Gewerbsmäßigkeit zu einer einheitlichen Tat 
im ſtrafrechtlichen Sinne zuſammengehalten würden. 

Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrig. Ob ein Gewerbebetrieb, 
d. h. eine auf Erwerb gerichtete fortgeſetzte oder doch mit dem 
Willen der Fortſezung vorgenommene Tätigkeit vorliegt, kann 
allerdings nur auf Grund der tatſächlichen Verhältniſſe und unter 


$1 6:68. erkennbar fo vorſchreibt, ſondern von der Höhe der im 
Einzelfall möglichen Höchſtſtrafe. Dieſe Frage wird bei Delikten 
praktiſch, deren Strafe ſich nach dem Vielfachen eines beſtimmten 
Betrags bemißt. Das OLG. führt für feine Anſicht keine beſonderen 
Gründe an, ſondern folgt einfach der reichsgerichtlichen Rſpr. Es 
erübrigt ſich daher, die bekannte Streitfrage an dieſer Stelle neu 
85 erörtern (vgl. über die Literatur Frank, StGB. 17, 8113; 
Tshaufen!!, 81 N. 10). 
. Zutreffend entſcheidet das OLG. die Frage, wie zu verfahren 
iſt, wenn das BG. eine Berufung zugelaſſen hat, obwohl nur 
eine Reviſion zuläſſig geweſen wäre. Iſt dieſer Verfahrensfehler 
nicht gerügt, lo hat das Meng. nicht etwa von Amts wegen das 
Berufungsberfahren aufzuheben. Anders läge es, wenn das BG. 
irrtümlich die Rechtskraft eines erſtinſtanzlichen Urteils überſehen 
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Berückſichtigung der geſamten Tätigkeit beurteilt werden. Unter 
Umſtänden kann ſchon aus einer einmaligen Tätigkeit auf die Ab⸗ 
ſicht einer Wiederholung und eine gewerbsmäßige Tätigkeit ge⸗ 
ſchloſſen werden. Nach den Ausführungen im angefochtenen Urteil 
geht die Str. von der Annahme aus, daß, weil der Angekl. das 
ſtehende Gewerbe als Viehhändler in C. ausübt, jede von ihm 
außerhalb ſeines Wohnorts vorgenommene Tätigkeit als Vieh⸗ 
händler ſchon eine gewerbliche Tätigkeit darſtelle. Dieſe Auffaſſung 
iſt rechtsirrig, da die im Umherziehen ausgeübte Tätigkeit ſelbſt 
wieder gewerbsmäßig vorgenommen fein muß. Dies folgt aus 8 16, 
wonach derjenige beſtraft wird, der ohne einen Gewerbeſchein ein⸗ 
gelöſt zu haben, ein der Steuer vom Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen unterworfenes Gewerbe betreibt. Eine Einzelhandlung 
genügt daher nicht, wenn ſie lediglich im Rahmen eines ſtehenden 
Gewerbebetriebes erfolgt, es muß vielmehr gerade der Handel im 
Umherziehen gewerbsmäßig betrieben, d. h. mit der Abſicht aus⸗ 
geübt werden, gerade aus dieſer Art der Betätigung eine fort⸗ 
geſetzte Einnahmequelle zu erzielen. Das gilt für die Anwendung 
nicht nur des 8 16 ſächſ. Gef. v. 1. Juli 1878, ſondern auch der 
88 55, 148 Ziff. 7 RGewdO. (vgl. hierzu BayOb eG. 5, 409; 6, 
213; KG.: GewArch. 23, 554 und Johow 23, 93). 

Nach dem von der Str. für erwieſen erachteten Sachverhalt 
handelt es ſich bei der vom Angekl. ausgeübten Tätigkeit um 
eine aus einem ganz beſonderen Anlaß erfolgte — durch eine ge⸗ 
wiſſe Zwangslage hervorgerufene — Einzelbetätigung, die in keiner 
Weiſe auf die Abſicht einer gewerbsmäßigen Ausübung des Ge⸗ 
werbebetriebs im Umherziehen hindeutet. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 7. Mai 1929, 2 OSt 122/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 

9. 88 185, 53 StGB. Ein Scherz kann nicht mit der 
Begründung ſtraffrei gelaſſen werden, daß es auf dem 
Lande derb zugehe und daß der betreffende Vorgang von 
allen Anweſenden außer gerade von der Verletzten als 
Scherz aufgefaßt worden ſei. Entſcheidend iſt vielmehr 
gerade das Verhalten der verletzten Perſon. — Der in Not⸗ 
wehr Begriffene braucht nicht fremde Hilfe anzurufen, 
ſondern kann ſich ſelbſt verteidigen. — Rechtsverletzung 
braucht nicht vorzuliegen, vielmehr begründet ſchon der 
Angriff mit dem Ziel einer Rechtsverletzung das Not- 
wehrrecht. 

Das LG. legt maßgebenden Wert darauf, daß es auf dem Lande 
am Tage eines örtlichen Vereinsvergnügens oft derb zugehe und daß 
der Vorgang von allen Beteiligten außer von der Zeugin J. 
als Scherz aufgefaßt worden ſei. Dieſe Begründung läßt erkennen, 
daß das LG. ſich darüber, welche Bedeutung einer im Scherz vor⸗ 
genommenen Handlung für den inneren Tatbeſtand der Beleidigung 
zukommt, nicht klar geweſen iſt. In dieſer Beziehung kommt es 
darauf, ob die in Frage ſtehende Handlung von dritten bei dem 
Vorgang anweſenden Perſonen als Scherz aufgefaßt worden iſt und 
ob es auf dem Lande gelegentlich eines örtlichen Vereinsvergnügens 
etwas derb zuzugehen pflegt, gar nicht an. Vielmehr iſt lediglich 
das Verhalten der von der Handlung unmittelbar be⸗ 
troffenen Perſon entſcheidend. 

Nun führt zwar das LG. zur Begründung ſeiner Annahme, daß 
dem Angekl. das Bewußtſein der Beleidigung gefehlt habe, weiter 
den Umſtand an, daß die Zeugin J. ſelbſt durch ihr Verhalten an 
dem Abend gezeigt habe, daß ſie einen Scherz verſtehe und mitmache 
und daß ſie erſt hinterher ſich beleidigt gefühlt haben wolle, ſich 
aber an dem Abend das etwas derbe Scherzen, ohne ſich im ge⸗ 
ringſten darüber zu entrüſten, bis zum Verlaſſen der Gaſtſtube ſeitens 
des Angekl. ohne Widerſpruch habe gefallen laſſen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung ſteht aber in unvereinbarem Widerſpruch mit der vom LG. 
übernommenen Feſtſtellung, nach der die Zeugin J. ſich gleich zu 
Anfang gegen den tätlichen Angriff des Angekl. geſträubt, ihm 
auch ihre Ablehnung kundgetan hat und ſich nicht zu ihm, wie fie 
anfänglich beabſichtigt hatte, ſondern zwiſchen zwei andere Gäſte ge⸗ 
ſetzt hat. Dieſe Tatſachen, die doch in einer auch für den Angekl. 
ohne weiteres erkennbaren Weiſe vorwiegend dafür ſprechen, daß die 
Zeugin J. mit ſeinem Vorgehen gegen ſie keineswegs einverſtanden 
war, hat das LG. bei der Prüfung des inneren Tatbeſtandes der 
Beleidigung zu verwerten unterlaſſen, vielmehr im Gegenſatz dazu 


hätte. Dann müßte das Revcz. von Amts wegen das BU. auf⸗ 
heben. 4 
Einwandfrei wird dargelegt, daß der gewerbsmäßige Handel 
mit Vieh nicht deswegen ein gewerbsmäßiger Handel im Umher⸗ 
ziehen wird, weil in einem Ausnahmsfalle einmal ein Handels⸗ 
geſchäft außerhalb des Wohnorts abgeſchloſſen wurde. Nach dem 
Sachverhalt wollte der Angekl. nicht daraus ein Einkommen er⸗ 
zielen, daß er in künftigen Fällen ebenfalls außerhalb ſeines 
ſtehenden Gewerbebetriebes Handelsgeſchäfte abzuſchließen gedachte. 
Er hatte alſo nicht den Vorſatz, ſein Gewerbe im Umherziehen zu 
betreiben. Ein Gewerbebetrieb ohne beſonderen Gewerbeſchein, der 
nur vereinzelt außerhalb des Wohnſitzes ſtattgefunden hat, fällt 


nicht unter das Strafgeſetz. 
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die mit dieſer Tatſache in unlöslichem Widerſpruch ſtehende Annahme 
verwertet, daß die Zeugin J. durch ihr Verhalten an dem Abend 
gezeigt habe, daß ſie einen Scherz verſtehe und mitmache und ſich 
erſt hinterher beleidigt gefühlt haben wolle. 

Zu beanſtanden iſt weiter die Annahme des LG., daß der 
Angekl. nur fahrläſſig i. S. des § 230 StGB. und nicht vorſätzlich 
(8 223 StGB.) gehandelt habe. 

Auch die Anwendung des § 53 StGB. gibt Anlaß zu rechtlichen 
Bedenken. 

Das LG. ſtellt feſt, daß der Angekl. mit den Worten: „Da 
will ich doch gleich mal nachſehen“ auf die J. zugegangen iſt und 
ſich auch ſchon etwas gebückt hat, als wolle er ihr tatſächlich 
unter die Röcke ſehen, daß die Zeugin darauf aufgeſprungen iſt, 
ihn mehrmals geſchlagen und am Halſe gepackt hat und daß erſt 
hierauf der Angekl. fie zur Seite geſtoßen hat. Auf Grund dieſer 
Feſtſtellung nimmt es mit Recht an, daß die Zeugin J. in Ab⸗ 
wehr eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs des Angehl. 
gehandelt hat, als ſie ihn ſchlug und am Halſe anpackte. Das 
LG. nimmt aber weiter an, daß die Art der Verteidigung, welche die 
Zeugin J. gegen den Angriff des Angekl. anwendete, zu deſſen Ab⸗ 
wehr nicht erforderlich war und daß ſie deshalb die Grenzen be⸗ 
rechtigter Notwehr überſchritten habe. Das LG. begründet ſeine 
Stellungnahme mit den Worten: „. .. hätte fie — die J. — doch den 
Angekl. mit Worten zurückſchrecken können, zumal fein Angriff ja 
noch nicht ausgeführt war, oder ſie hätte weggehen oder die Hilfe 
der übrigen Anweſenden anrufen können.“ Jede dieſer Erwägungen 
iſt rechtsirrig. Der in Notwehr befindliche Angegriffene braucht, wie 
in der Rſpr. anerkannt iſt, nicht zu fliehen, braucht nicht fremde 
Hilfe anzurufen; vielmehr beſteht das Weſen der Notwehr gerade 
darin, daß das Recht dem Unrecht nicht zu weichen braucht, ſondern 
ſich ſelbſt verteidigen darf. Zu einer bloßen Verteidigung mit Worten 
war nach den Feſtſtellungen über den Sachhergang keine Zeit mehr, 
ganz abgeſehen von dem Kräfteverhältnis des angreifenden Mannes 
und der angegriffenen Frau. Der Angriff war ein gegen⸗ 
wärtiger, da ja der Angekl. ſich auf die Frau J. zu bewegte, 
ſogar ſchon ſich bückte, um unter ihre Röcke zu blicken. Die 
Stellungnahme des LG., wie ſie in den Worten „zumal ſein An⸗ 
griff ja noch nicht ausgeführt war“ liegt, iſt völlig abwegig. Denn 
es kann der Frau J. doch nicht zugemutet werden, zu warten, bis 
der Angriff durchgeführt iſt und ihr der Angreifer unter die Röcke 
blickt. Nicht erſt die vollzogene Rechtsverletzung, ſondern ſchon 
der Angriff mit dem Ziel einer Rechtsverletzung gibt dem An⸗ 
gegriffenen das Notwehrrecht nach 8 53 StGB. 

Das LG. hätte außerdem mindeſtens prüfen müſſen, ob nicht 
die Zeugin J. gegenüber dem unvermuteten Angriff des Angehl. 
in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Ver⸗ 
teidigung hinausgegangen iſt, dann wäre die Überſchreitung der Not⸗ 
wehr gemäß § 53 Abſ. 3 StGB. nicht ſtrafbar geweſen. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 22. Nov. 1928, 1 OSt 230/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
f * 


10. 88 185, 186, 193 StG B. Wird für eine einheitliche 
Kundgebung, mit der ihrem Geſamtinhalt nach die Wahr- 
nehmung ſ berechtigter Intereſſen bezweckt wird, der Straf⸗ 
ſchutz des 8 193 StGB. bejaht, fo kann für einen Teil der 
Außerung eine nur bei Gelegenheit der Intereſſenwahr⸗ 
nehmung ausgeſprochene und darum ftrafbarg Beleidi⸗ 
gung nur dann angenommen werden, wenn es ſich um eine 
ſelbſtändige Teilkundgebung handelt, die ſich aus der Ge⸗ 
ſamtkundgebung derart ausſcheiden läßt, daß bei ihr der 
für die anderen Teile anzuerkennende Zweck der Inter⸗ 
eſſenwahrnehmung ausnahmsweiſe — im Hinblick auf 
Form oder Begleitumſtände — zu verneinen iſt. 

Die Erwägungen, aus denen der Vorderrichter die Anwendbar⸗ 
keit der von der Angekl. in Anſpruch genommenen Schutzvorſchrift 
des 8193 StGB. verneint, ſoweit durch die im angefochtenen Urt. 
näher bezeichneten Stellen des Briefes der Tatbeſtand eines im Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhange begangenen Vergehens nach 8 185 StGB. 
für erfüllt angeſehen worden iſt, halten der Nachprüfung nicht ſtand. 

Unter eingehender Würdigung der Frage, in welchem Sinne die 
im Briefe enthaltenen Außerungen objektiv zu verſtehen und nach dem 
Willen der Angekl. gemeint ſind, hat die Strafkammer die einzelnen 
Briefſtellen in zwei Gruppen geſondert. Die erſte Gruppe iſt rechtlich 
als eine auf einem einheitlichen Vorſatze beruhende fortgeſetzte Hand⸗ 
lung i. S. des 8 185 Stöß B., die letztere als eine auf einem einheit⸗ 
lichen Vorſatze beruhende fortgeſetzte Handlung i. S. des 8 186 StGB. 
beurteilt und dabei angenommen worden, daß die beiden fortgeſetzten 
Handlungen an und für ſich, da fie von der Angekl. zu gleicher Zeit 
in demſelben Briefe verwirklicht ſeien, zu einander im Verhältnis der 
Tateinheit i. S. von § 73 StB. ſtehen würden. Hinſichtlich der 
fortgeſetzt begangenen üblen Nachrede hat die Strafkammer für die 
Tatſachenbehauptungen unter g und h den Wahrheitsbeweis als er⸗ 
bracht angeſehen, für die Behauptungen unter a und d aber der 
Angekl. den Schutz des 8193 StB. zugebilligt, fo daß inſoweit eine 
Beſtrafung nicht eintreten konnte. Dagegen hat fie hinſichtlich der 
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fortgeſetzt begangenen Beleidigungen nach 8 185 StGB. die einzelnen 
ehreurührigen Werturteile als eine inhaltlich viel zu weitgehende 
Kritik der Perſönlichketit des Nebenkl. D., zu der die Angekl. 
bewußtermaßen kein Recht hatte, aufgefaßt und trotz der für vor⸗ 
liegend erachteten Einheit der Tat angenommen, daß hierbei die Ab⸗ 
ſicht der Angekl. lediglich dahin gegangen ſei, den Nebenkl. in 
ſeiner Ehre als Schulleiter, Rabbiner und Menſch aufs ſchwerſte zu 
verletzen, daß fie inſoweit alſo nicht zugleich mit dem Willen ge⸗ 
handelt habe, berechtigte Intereſſen wahrzunehmen. Die Frage, ob 
etwa das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form der aus⸗ 
geſprochenen Werturteile oder aus den Umſtänden, unter denen ſie 
abgegeben wurden, hervorgehe, iſt im angefochtenen Urt. weder geprüft 
noch entſchieden worden. Vielmehr hat ſich der Vorderrichter darauf 
beſchränkt, die Abſicht der Angekl., zu beleidigen, auch aus dem 
Inhalte des Werturteils unter i, ferner aus einer in der Hauptver⸗ 
handlung abgegebenen Erklarung über den Zweck des Briefes ſowie 
aus der am Anfang und am Ende des Briefes erſichtlichen Bezeichnung 
„Denunziantin“ zu entnehmen. 

Die unterſchiedliche Behandlung, die bei der Würdigung des 
Zweckes der Briefſtellen a und d zur Bejahung und bei den Brief⸗ 
ſtellen b, e, i und 1 zur Verneinung der Frage nach der Anwendbar⸗ 
keit des 8193 StGB. geführt hat, iſt nach Anſicht des Senats wegen 
des darin zutage tretenden Widerſpruchs zu beanſtanden. Im Urt. 
wird ausgeführt: 

Über die von der Angekl. mit dem Briefe verfolgten Zwecke hat 
dieſe zunächſt angegeben, daß ſie mit ihrem Schreiben einerſeits ihre 
moraliſche Rechtfertigung, andererſeits in materieller Hinſicht ihre 
Wiederanſtellung als Lehrerin bzw. ihre Entſchädigung erſtrebt habe. 
Es bedarf keiner näheren Ausführung, daß die Angekl. mit dem Er⸗ 
ſtreben dieſer Ziele Rechte, zum mindeſten vermeintliche Rechte aus⸗ 
geführt bzw. verteidigt und berechtigte Intereſſen, zum mindeſten ver⸗ 
mutliche berechtigte Intereſſen wahrgenommen hat. Es iſt lediglich 
die Frage geweſen, ob die Angekl. mit ihrem Briefe derartige Rechte 
bzw. Intereſſen auch hat ausführen bzw. verteidigen bzw. wahrnehmen 
wollen und ferner, ob ſich etwa aus der Form der Außerung die 
Abſicht der Beleidigung ergibt. 

Für die Stellen des Briefes unter a und d — in denen ſie mit 
Bezug auf D. nicht erweislich wahre ehrenrührige Tatſachen be⸗ 
hauptet hat — hat das BG. zugunſten der Angehl. das Vorliegen des 
8193 StGB. bejaht, weil es zu der Auffaſſung gelangt iſt, daß die 
Angekl. bei dieſen Stellen auch wirklich die obenbezeichneten Rechte 
hat ausführen bzw. verteidigen und die obenbezeichneten Inter⸗ 
eſſen hat wahrnehmen wollen, und weil in dieſen Stellen eine den 
Inhalt begleitende, eine Beleidigungsabſicht ergebende Form nicht 
vorliegt. Zu einer anderen Auffaſſung iſt das BG. jedoch bei den 
Werturteile enthaltenden Stellen gelangt ..., die in den Worten 
gipfeln: „moraliſcher Ruin ſeiner jüdiſchen Umgebung“, „Schänder 
jüdiſcher Ehre“, „Krebsleiden am Köcper der Leipziger Judenheit“ 
und „falſcher Prieſter“. Faßt man die dergeſtalt verſchieden be⸗ 
handelten Außerungen des Briefes näher ins Auge, ſo hat darin die 
Angekl. an ehrenrührigen Tatſachen mit Bezug auf D., behauptet: 
er — ein orthodoxer Rabbiner — bringe es fertig, einen un⸗ 
ſchuldigen Menſchen (die Angelel.) brotlos zu machen, feine Ehre 
zu ſchänden, ſeine Exiſtenz für immer zu untergraben und ihn zu 
verleumden, um eine Rechtfertigung für feine beiſpielloſe Gewalt⸗ 
tätigkeit zu haben; er, der ſich Prieſter nenne und von der 
Kanzel aus Wahrheit, Gerechtigkeit und Nächſtenliebe 
predige, habe auch die Ehre ihres Vaters im Grabe geſchändet; er 
Kämpfe als ein Rabbiner nach den von ihr gemachten Er⸗ 
fahrungen mit den Waffen der Lüge, Verleumdung und 
falſcher Zeugenſchaft gegen ſie. 

Wie im Urt. unter a und d eingehend dargetan wird, ſind damit 
dem Nebenkl. ſittlich und rechtlich verwerfliche, ja ſogar wider das 
Strafgeſetz verſtoßende Handlungen vorgeworfen worden, ohne daß 
dafür irgendein Beweis der Wahrheit zu erbringen geweſen ware. 
Trotzdem hat die Strafkammer hinſichtlich dieſer ſchweren Vorwürfe 
die Vorausetzungen des 8193 StGB. für vorliegend erachtet und 
deshalb ihre Strafbarkeit verneint. 

Bei dem Stande des Rechtsmittels iſt nicht nachzuprüfen, ob der 
Vorderrichter mit dieſer Entſch. das Richtige getroffen hat. Keines⸗ 
falls iſt aber mit ihr die weitere Annahme der Strafkammer in Ein⸗ 
klang zu bringen, wonach die Angehkl. bei den als bloße Werturteile 
und Meinungsäußerungen i. ©. von 8 185 StOB. beurteilten Brief⸗ 
ſtellen lediglich mit der Abſicht, den Nebenkl. zu beleidigen, und 
nicht auch gleichzeitig zum Zwecke der Intereſſenwahrnehmung ge⸗ 
handelt haben ſoll. Allerdings wäre eine ſolche Scheidung trotz der 
Einheitlichkeit der beleidigenden Kundgebung immerhin an ſich mög⸗ 
lich und zulaſſig, aber nur unter der Vorausſetzung, daß die Angel. 
und zwar bewußtermaßen mit den abfälligen Werturteilen einen gegen⸗ 
über dem übrigen Inhalt ihrer Rechtfertigungsſchrift, vor allem im 
Verhältnis zur fortgeſetzten üblen Nachrede ſeinem Gedanken⸗ 
inhalte nach völlig ſelbſtändigen Angriff gegen die 
Ehre des Nebenkl. erhoben hätte. Andernfalls aber — von dem aus 
der Form der Werturteile oder aus den Begleitumſtänden ſich er⸗ 
gebenden Beweiszweck immer abgeſehen — war ſchon begrifflich für 
eine ſolche Scheidung kein Raum, ſondern es durfte alsdann die 
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ſtrittige Frage bei Würdigung und Erforſchung der inneren Tatſeite 
für die üble Nachrede wie für die Beleidigung nach § 185 StGB. nur 
einheitlich beantwortet, alſo entweder insgeſamt bejaht oder ins⸗ 
geſamt verneint werden. 

Von einer bei Gelegenheit der berechtigten Intereſſenwahr⸗ 
nehmung verübten ſtrafbaren, des Schutzes des § 193 StcB. ent⸗ 
behrenden Beleidigung kann beim Vorliegen einer wenn auch nur 
ihrem Außeren nach einheitlichen Kundgebung, mit der 
ihrem Geſamtinhalte nach die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
bezweckt wird, grundſätzlich nur dann die Rede ſein, wenn es ſich um 
eine ihrem Gedankeninhalte nach ſelbſtändige ehrenrührige Teil⸗ 
kundgebung handelt, die aus dem Rahmen der Geſamt⸗ 
Kundgebung ſich inhaltlich dermaßen aus ſcheiden läßt, 
daß bei ihr auch der für die anderen Teile der Kundgebung anzu⸗ 
erkennende Zweck der berechtigten Intereſſenwahrnehmung aus⸗ 
nahmsweiſe zu verneinen iſt. Es darf ſich alſo nicht um bloß 
ſachliche Ausſchreitungen bei Wiedergabe eines und des⸗ 
ſelben beleidigenden Gedankeninhalts handeln. Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzung als erfüllt zu gelten habe, iſt im angefochtenen Urteil nicht 
erörtert. Die dazu erforderliche Feſtſtellung rechtlich einwandfrei zu 
treffen, erſcheint auch nach Anſicht des Senats denkgeſetzlich aus⸗ 
geſchloſſen, weil die Angehl. offenſichtlich in den fraglichen Brief⸗ 
ſtellen, zum Teil durch die Behauptung ehrenrühriger Tatſachen, zum 
Teil durch perſönliche Meinungsäußerungen über das vorgebliche Ver⸗ 
halten des Nebenkl., im weſentlichen doch immer nur den näm⸗ 
lichen gedanklichen Inhalt zum Ausdruck gebracht hat. Wie 
die Urteilsgründe erkennen laſſen, fußen die zum Gegenſtand der Ab⸗ 
urteilung gemachten Werturteile ſamt und ſonders auf den von der 
Angekl. in ihrem Briefe behaupteten Tatſachen; beide ſtehen mit⸗ 
einander im engſten inneren Zuſammenhange und ſind 
voneinander nicht derart zu trennen, daß die einzelnen Urteile als 
ihrem Inhalte nach ſelbſtändige Ehrangriffe anzu⸗ 
ſprechen wären. Bei dieſer Sachlage konnte auch nicht als einwandfrei 
feſtgeſtellt gelten, daß die Angekl. von ihrem Standpunkte aus die 
beanſtandeten Werturteile — anders als wie ihre Tatſachenbehaup⸗ 
tungen des gleichen Inhalts — zur Wahrnehmung ihrer Inter⸗ 
eſſen für unnötig und nicht zweckdienlich gehalten hätte. 

„Da ſich die Strafkammer einer Prüfung und Entſch. der 
weiteren Frage, ob etwa gerade aus der Form der Werturteile oder 
aus Begleitumſtänden die Beleidigungsabſicht der Angekl. zu ent⸗ 
nehmen ſei, enthalten hat, ſo mußte das angefochtene Urteil wegen 
des gekennzeichneten Rechtsirrtums der Aufhebung unterliegen. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 1. Aug. 1928, 1 OSt 115/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


Hamm. 
11. SS 67, 361 Ziff. 10 StGB. Verjährung der Straf- 
verfolgung wegen Verletzung der Unterhaltspflicht. 

„Die Übertretung iſt ein ſog. Dauerdelikt, bei welchem die 
Verjährung mit dem Aufhören des ſtrafbaren Zuſtandes beginnt. 
Der Pflichtige entzieht ſich ſo lange ſeiner Unterhaltspflicht, als er 
ihr nicht freiwillig nachkommt. Das ergibt ſich aus folgender 
Erwägung: Die Unterlaſſung der Erfüllung einer geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht iſt an ſich nicht ſtrafbar. Das Strafgeſetz ſtellt fie im 
§ 3861 Ziff. 10 StGB. erſt von dem Augenblick an unler Strafe, 
in welchem der Unterhaltspflichtige von einer zuſtändigen Behörde 
erfolglos zur Erfüllung aufgefordert iſt. Es wendet ſich alſo gegen 
den Ungehorſam des Täters. Daraus folgt, daß der ſtrafwürdige 
Zuſtand aufhört, ſobald der Täter den Ungehorſam aufgibt und 
ſeine Unterhaltspflicht freiwillig erfüllt. 

(OLG. Hamm, StrSen., Urt. v. 27. April 1929, 8 63/29.) 

Mitgeteilt von OLGR. Heuermann, Hamm. 


Dresden. 2. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


12. 58 41 a, 1464 GewO. Die Aufſtellung von Auto⸗ 
maten in Kinos, Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, die an 
Sonn⸗ und Feſttagen und wochentags nach? Uhr Waren 
abgeben, iſt ſtrafbar. 

Der Automat, um den es ſich handelt, gibt gegen Einwurf 
eines Zehnpfennigſtückes kleine, in Papier und Pappe eingepackte 
Schokoladentafeln ab. Aufſtellung und Betrieb waren erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Inhaber des Lichtſpieltheaters, der dafür 
einen Teil der vereinnahmten Beträge erhielt. Der Automat war 
hinter der Eintrittsſperre aufgeſtellt, ſo daß er nur für Beſucher 
des Lichtſpielhauſes und erſt nach Entrichtung des Eintrittsgeldes 
zugänglich war. 

Das LG. nimmt an, es liege kein Anlaß dafür vor, daß 
andere Perſonen Schokolade aus dem Automaten entnommen hätten 
oder daß die entnommenen Schoholadentafeln nicht ſofort im Licht⸗ 
ſpielhaus verzehrt worden waren. Auf jeden Fall feiern fie dazu — 
zum ſofortigen Verzehren — beſtimmt und geeignet geweſen. Da 
es ſich zweifelsfrei um den Verkauf von kleinen Mengen Schokolade 
innerhalb eines Lichtſpieltheaters zum Genuß auf der Stelle handle, 
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ſei das Gericht nicht in der Lage, darin den Betrieb einer offenen 
Verkaufsſtelle i. S. der angezogenen Beſtimmungen zu erblichen. 
Deshalb hat das LG. den Angelkl. freigeſprochen. 

Das LG. hat den Begriff der offenen Verkaufsſtelle inſofern 
verkannt, als es auf Grund der von ihm getroffenen tatſächlichen 
Feſtſtellungen den hier in Frage kommenden Automaten nicht als 
offene Verkaufsſtelle angeſehen hat. Eine offene Verhkaufsſtelle iſt 
eine ſtändige, der Allgemeinheit zum Zwecke des Kaufs und Ver⸗ 
Kaufs in der Regel zugängliche Stelle, an der Waren der Allgemein⸗ 
heit, d. h. einem weder nach außen begrenzten noch nach innen 
durch wechſelſeitige perſönliche oder ſachliche Beziehungen verbundenen 
Perſonenkreiſe, verkauft werden. Der Umſtand, daß der Automat 
hinter (innerhalb) der Sperre aufgeſtellt und infolgedeſſen nur für 
Beſucher des Lichtſpielhauſes nach Entrichtung des Eintrittsgeldes 
zuganglich war, macht die Geſamtheit der Lichtſpielhausbeſucher, die 
in der Lage waren, gegen Einwurf eines Geldſtückes dem Automaten 
Waren zu entnehmen, nicht zu einem nach außen begrenzten und 
nach innen durch wechſelſeitige perſönliche oder ſachliche Beziehungen 
verbundenen Perſonenkreiſe (vgl. Landmann, Gewd., 8. Aufl., 
§ 42 a Nr. 4). Die Feſtſtellung, daß kein Anhalt dafür vorliegt, 
daß andere Perſonen Schokolade aus dem Automaten entnommen 
hätten, iſt hiernach für die Entſcheidung ohne Bedeutung. 

Im vorl. Falle kommt es auch darauf nicht an, ob die dem 
Automaten entnommene Schokolade zum Genuß auf der Stelle 
oder zum Mitnehmen beſtimmt und geeignet war. Eine Verkaufs⸗ 
ſtelle iſt eine Stelle, an der Waren verkauft werden. Zu welchem 
Zwecke das geſchieht, zum Mitnehmen oder zum ſofortigen Genuß, 
iſt gleichgültig. Die bei Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, 
4. Aufl., Bd. 3 Anm. 4 zu 8 41a GewO. befindliche Bemerkung, 
daß die Waren zum Mitnehmen verkauft werden müſſen, iſt 
irreführend. Sie gilt, wie ſich auch aus der dort angeführten Entſch. 
des OLG. Stuttgart v. 18. Okt. 1909 (Gew Arch. 10, 99) ergibt, 
nur für Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. Dieſe unterſtehen beſonderen 
Beſtimmungen (8 105 GewO.) und werden zu offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen i. S. von 8 41 a erſt dann, wenn in ihnen Waren auch zum 
Mitnehmen an andere Orte verkauft werden (Hoffmann, Gewd., 
8 41a Anm. 3). Verkaufsautomaten, die der Allgemeinheit zugäng⸗ 
lich find, fallen nach allgemein anerkannter Rſpr. unter $ 41 a 
(Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, 4. Aufl., Bd. 3 Gewo., 
Anm. 5 zu 8 41a). Eine Ausnahme gilt für die in Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften aufgeſtellten Verkaufsautomaten. Sie nehmen an 
dem Vorrechte dieſer Wirtſchaftsbetriebe inſoweit teil, als ſie zum 
Verſchleiße von Genußmitteln lediglich an die Gäſte der betreffenden 
Wirtſchaft und zwar in ſo geringer Menge beſtimmt ſind, daß Genuß 
auf der Stelle ſeitens der Käufer vermutet werden kann. Soweit 
dort aber Waren zum Mitnehmen an andere Orte verkauft werden, 
find auch fie offene Verkaufsſtellen i. S. von § 41 a. Und wenn 
ein Wirt den Verkauf von Zigarren oder anderen Genußmitteln 
nicht für eigene Rechnung betreibt, ſondern wenn er geſtattet, daß 
ein anderer, ſei es perſönlich, ſei es mittels Automaten, dieſen 
Handelsbetrieb für eigene Rechnung ausübt, ſo nimmt der letztere 
an dem Vorrechte der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften nicht teil, 
weil fein Gewerbe nicht Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsgewerbe, ſon⸗ 
dern Handelsgewerbe iſt (vgl. Landmann, Gew., 6. Aufl., § 41 2 
Nr. 2 k.). Im vorl. Falle ſtand der Verkaufsautomat in einem 
Lichtſpieltheater, das nicht unter den Begriff der Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften fällt. Überdies handelte es ſich nach den getroffenen 
Feſtſtellungen bei der Aufſtellung des Automaten offenſichtlich um 
ein ſelbſtändiges Unternehmen der vom Angekl. vertretenen Firma, 
das von dieſer Firma auf eigene Rechnung betrieben wird und das 
mit dem Unternehmen des Lichtſpielhausbetriebes in keinem wirt⸗ 
ſchaftlichen oder ſonſtigen inneren Zuſammenhange ſteht. Der Teil 
der durch den Automaten vereinnahmten Beträge, den der Inhaber 
des Lichtſpieltheaters erhielt, iſt lediglich als eine Entſchädigung 
für die Überlaſſung des Platzes zur Aufſtellung des Automaten 
(Standgeld) anzuſehen. 

(OLG. Dresden, 2. StrSen., Urt. v. 5. Febr. 1929, 2 St 290/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Samſon, Dresden. 
* 


13. $ 139b GewO. Die Pflicht zur Geſtattung amt⸗ 
licher Reviſionen umfaßt auch die Pflicht, Geſchäftsbücher 
vorzulegen. 

Die dem Arbeitgeber bzw. Betriebsleiter nach § 139 b Abi. 4 
GewO. obliegende allgemeine Verpflichtung, jederzeit amtliche Re⸗ 
viſionen des Betriebes zu geftatten, erſchöpft ſich nicht in der Pflicht, 
dem zuſtändigen Aufſichtsbeamten das Betreten und die Beſichti⸗ 
ſichtigung der Betriebsräume zu erlauben, in denen die Reviſion 
ſtattfinden ſoll, ſondern ſie umfaßt u. U. auch die Pflicht, zur Er⸗ 
möglichung der Reviſion ſelbſt auf Verlangen Geſchäftsbücher oder 
Geſchäftspapiere des Betriebes, alſo auch die Lohnliſten, vorzulegen 
und deren Einſichtnahme zu dulden (vgl. auch das Regulativ, die 
amtliche Tätigkeit der Gewerbeinſpektoren betr., v. 1. April 1892 
unter Ziff. 7: SüchſWochenbl. 1892, 92). Eine wirkſame Aufficht 
über die Durchführung der Arbeiterſchutzbeſtimmungen, insbeſ. der 
Vorſchriften über die Arbeitszeit, würde von den dazu berufenen 
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Beamten ohne die Befugnis, ſich auch die Geſchäftsbücher vorlegen zu 
laſſen und ſie, ſoweit erforderlich, einer Durchſicht zu unterziehen, 
nicht ausgeübt werden können. Da die revidierenden Beamten, vor⸗ 
behaltlich der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten, zur Geheimhaltung 
der amtlich zu ihrer Kenntnis gelangenden Geſchäfts⸗ und Vetriebs⸗ 
verhältniſſe der ihrer Reviſton unterliegenden Anlagen verpflichtet 
find (§ 139 b Abſ. 1 Gewd.), fo ſteht ein Mißbrauch von der 
Ausübung jener Befugnis nicht zu befürchten. Ob: nach den allge⸗ 
meinen prozeſſualen Grundſätzen über die Befreiung von der 
Zeugnispflicht derjenige, der die Reviſion geſtatten muß, dem Auf⸗ 
ſichtsbeamten gegenüber die Erteilung mündlicher Aus⸗ 
kunft verweigern darf, ſoweit er damit ſich ſelbſt oder einem der 
im 852 N. 1—3 StPO. bezeichneten Angehörigen die Gefahr ſtraf⸗ 
gerichtlicher Verfolgung zuziehen würde, kann nach Lage des Falles 
unerörtert bleiben. Jedenfalls hat der Angekl. ſchon dadurch, daß 
er die Vorlegung der Lohnliſten verweigerte, der für ihn durch 
§ 139 b Abſ. 4 GewO. begründeten Verpflichtung zuwidergehandelt. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 29. Mai 1929, 1 OSta 45/29.) 
Mitgeteilt von OSta. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


14. 812 Arb VO. in Bäckereien vom 23, Nov. 1918 
und 16. Juli 1927; § 139b Abſ. 4 RGemdD. 8 12 Bäckerei O. 
betrifft nicht alle Zuwiderhandlungen wider die von der 
zuſtändigen Behörde erlaſſenen Anordnungen, vielmehr 
nur ſolche, die die Beſchäftigung von Arbeitern oder die 
Vornahme von Arbeiten betreffen. Zuwiderhandlungen in 
der erfteren Richtung find nach 8 139b Abf. 4 RGewdO. zu 
beurteilen. f) 

Die Kreishauptmannſchaft L. hat für die Bäckereien und Brot⸗ 
fabriken ihres Negierungsbezirks unter Vorbehalt des Widerrufs ge⸗ 
nehmigt, daß die im 83 Bäckerei O. vorgeſchriebene Betriebsruhe 
in die Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens verlegt wird. Sie 
hat dieſe Genehmigung jedoch, wozu fie nach 85 Bäckerei BO. befugt 
war, an die Einhaltung verſchiedener Bedingungen geknüpft, von 
denen der eine Teil die Vornahme gewiſſer Arbeiten und die Be⸗ 
ſchäftigung beſtimmter Arbeiter zeitlich einſchränkt, während der andere 
Teil die zu einer genügenden Überwachung der Betriebe erforderlichen 
Maßnahmen betrifft. Für den Fall der Nichtbeachtung der vor⸗ 
geſehenen Bedingungen iſt der ſofortige Widerruf der Genehmigung 
angedroht, im übrigen aber eine Strafvorſchrift für etwaige Zuwider⸗ 
handlungen der Arbeitgeber nicht aufgenommen. Einer ſolchen be⸗ 
ſonderen Strafdrohung bedurfte es auch nicht. 

Nach 8 12 Bäckerei O. macht ſich ſtrafbar, wer den in der 
VO. ſelbſt getroffenen Beſtimmungen oder den auf Grund derſelben 
erlaffenen Anordnungen der zuständigen Behörden zuwider Arbeiter 
beſchäftigt oder Arbeiten vornimmt oder vornehmen läßt. Was da⸗ 
gegen die Auſſicht über die Ausführung der Beſtimmungen der 
Bäckerei O. und demgemäß auch der an ihre Stelle tretenden wider⸗ 
ruflich erlaſſenen Anordnungen anlangt, fo ſchreibt 8 11 Bäckerei O. 
ausdrücklich vor, daß ſie ſich nach 8 139 b GewO. regelt. Daraus 
folgt, daß auch die Vorſchrift des § 139 b Abſ. 4 dieſes Ge. und die 
dazu gehörige Strafbeſtimmung des 8 149 Abſ. 1 Ziff. 7 entſprechende 
Anwendung zu finden haben. 

Hiernach iſt die Auffaſſung, daß die Strafdrohung des 8 12 
BäckereivO. ohne Unterſchied auch alle Zuwiderhandlungen 
wider die von der zuſtändigen Behörde widerruflich erlaſſenen An⸗ 
ordnungen und die darin aufgeſtellten Bedingungen im beſonderen 
mitumfaffe, als zu weitgehend abzulehnen. Vielmehr trifft ſie nur 
für ſolche Verſtöße zu, bei denen es ſich um Verletzung eines Ver⸗ 
botes der Beſchäftigung von Arbeitern oder der Vornahme von 
Arbeiten handelt, wie es übrigens bei den in der Reviſionsbegründung 
in Bezug genommenen Urteilen des KG. (GewArch. 24, 143; 25, 299) 
der Fall iſt und auch bei einem Zuwiderhandeln gegen die unter 
Ziff. 1 und 3 von der Kreishauptmannſchaft geſtellten Bedingungen 
unbedenklich anzunehmen ſein würde. 

Anders liegt die Sache dann, wenn ein Arbeitgeber, wie im 
gegebenen Falle, wider Beſtimmungen verſtoßen hat, die lediglich die 


Zu 14. Der Entſcheidung ift zuzuſtimmen, insbeſ. darin, daß 
die Strafdrohung des § 12 Bäck Arb. Z VO. nicht ſchlechthin alle mit 
der Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien zuſammenhängenden 
Verſtöße deckt, ſondern nur ſolche gegen materieſle Beſtimmungen der 
VO. und der auf Grund derſelben erlaſſenen Anordnungen. Erſtaun⸗ 
lich, aber zugleich für den geſetzestechniſchen Zuſtand des Arbeitsrechts 
kennzeichnend iſt es, daß die auf den vorliegenden Fall zugeſchnittene 
Strafbeſtimmung des 8 149 Abſ. 1 Nr. 7 GewO. von den beiden Vor⸗ 
inſtanzen überfehen werden konnte. Einiges juriſtiſches Intereſſe be⸗ 
anſprucht die Auflage, die von der nach 8 5 Bäck Arb VO. beſtimmten 
höheren Verwaltungsbehörde bei Genehmigung der zeitlichen Ver⸗ 
ſchiebung der Betriebsruhe gemacht worden iſt. Trotzdem die Ge⸗ 
nehmigung nicht für Einzelbetriebe erteilt werden kann, ſondern für 
den ganzen Bezirk der Verwaltungsbehörde oder für ganze Teile 
desſelben gegeben werden muß, dürfte die Genehmigung noch als 
Verfügung, nicht als Rechtsverordnung anzuſehen ſein. Ihrer Be⸗ 
laſtung mit Auflagen, die in der Praxis gerade bei 85 BäckArb Z VO. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Durchführung der Beaufſichtigung der Betriebe bei Ausführung der 
Arbeiterſchutzvorſchriften ermöglichen und ſichern ſollen, gleichviel ob 
ſie im Geſetz ſelbſt oder ſtatt deſſen von der zuſtändigen Behörde 
getroffen ſind. Zuwiderhandlungen dieſer Art können zwar nicht 
als Vergehen auf Grund von 88 5, 12 Bäckerei O. abgeſtraft 
werden. Aber es fehlt nicht, wie die Str®. meint, überhaupt an einer 
Strafdrohung für ſolche Verſtöße, ſondern es haben die einſchlagen⸗ 
den Vorſchriften der GewO. auf ſie Anwendung zu finden. Sie ſind 
alſo, falls ſchuldhaft begangen, als Übertretungen nach 88 139 b 
Abſ. 4, 149 Abſ. 1 Ziff. 7 Gemd. zu ſtraſen. Daß die in Ziff. 2 der 
kreishauptmannſchaftlichen Anordnung aufgeſtellte Bedingung, wider 
die der Angekl. verſtoßen haben ſoll, ſich inhaltlich mit der durch 
§ 130 b Abf. 4 GewO. begründeten Verpflichtung des Arbeitgebers 
deckt, wonach er den Aufſichtsorganen die Vornahme amtlicher Re⸗ 
viſionen zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, während 
des Betriebs geſtatten muß, alſo unter allen Umſtänden die 
Möglichkeit des ungehinderten Zutritts zu den Betriebsräumen ver⸗ 
ſchaffen muß, iſt nicht zu bezweifeln (GewArch. 8, 147). 
(OLG. Dresden, Urt. v. 2. Jan. 1929, 1 08t 273/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Hamburg. 

15. 8 152 GewO. Aufſchrift auf dem Firmenſchild 
einer Geſellſchaft mbH. 

Die Angekl. find Geſchäftsführer einer GmbY., welche unter der 
Firma „RS Kaffeegeſchäft“ ihr Unternehmen betreibt. Die Geſellſchaft 
unterhält in Hamburg fünf Filialen in Geſtalt offener Ladengeſchäfte. 
Auf dem Firmenſchild an dieſen Läden iſt nur die Bezeichnung 
„K.s Kaffeegeſchäft“ unter Weglaſſung des Zuſatzes „GmbH.“ an⸗ 
gebracht. Die Angehl. find dieſerhalb auf Grund der 88 15a, 148 
Abf. 1 Nr. 14 Gerd. vom AG. zu Geldſtrafen verurteilt worden. 
Gegen dieſes Urt. haben ſie Rev. eingelegt. 

Nach 8 15 Abf. 1 GewO. find alle Gewerbetreibenden, welche 
einen offenen Laden haben, verpflichtet, ihren Familiennamen mit 
mindeſtens einem ausgeſchriebenen Vornamen an der Außenſeite oder 
am Eingange des Ladens in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. 
Nach dem Abf. 2 erſtreckt ſich bei Kaufleuten dieſe Verpflichtung auch 
auf die Bezeichnung der Firma, die jedoch, ſofern ſie den Familien⸗ 
namen mit dem ausgeſchriebenen Vornamen des Geſchäftsinhabers 
erkennen läßt, auch allein genügt. Das Geſetz verlangt danach die 
Kenntlichmachung des Ladeninhabers durch Mitteilung ſeines bür⸗ 
gerlichen Namens. Da nur phyſiſche Perſonen einen Familiennamen 
haben, ſcheidet die Anwendbarkeit der Vorſchrift auf Handelsgeſell⸗ 
ſchaften grundsätzlich aus. Allerdings wird durch die Sonderbeſtim⸗ 
mung des Abſ. 3 die Pflicht zur Mitteilung des Namens ausgedehnt 
auf die perſönlich haftenden Geſellſchafter der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien. Dagegen fallen AktG. und GmbH. nicht unter die Vor⸗ 
schrift des Geſetzes. Die Merkmale eines Strafgeſetzes erfüllt der 
ſeſtgeſtellte Sachverhalt nicht, fo daß unter Aufhebung des angefoch⸗ 
tenen Urt. auf Freiſprechung zu erkennen iſt. 

(OLG. Hamburg, StS., Urt. v. 19. März 1928, R III 28/28.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
* 
Jena. 

18. 855 GewO. Ein Anbieten in eigener Perſon 
i. S. dieſer Beſtimmung liegt nicht vor, wenn der Angekl. 
von den Gemeindedienern den Vertrieb in deren Ge- 
meinden beſorgen läßt. 

Der Angekl. hat die „Hillri“⸗Pakete nicht ſelbſt den Orts⸗ 
einwohnern verkauft. Er hat ſie vielmehr im ganzen zu den Ge⸗ 
meindedienern gebracht und dieſe mit dem Vertrieb betraut. Dabei 
hat er ihnen gejagt, er komme vom Ortsvorſteher, der mit der Ver⸗ 
teilung durch die Gemeindediener einverſtanden ſei, und hat ihnen 
eine Vergütung für jedes verkaufte Paket verſprochen. Die Ge⸗ 
meindediener haben dann den größten Teil der Pahete verkauft. 


(vgl. Erl. des preuß. Minifter. für Handel und Gewerbe v. 4. Mai 
1925: RArbBl. 1925, 275) durchaus üblich iſt, ſtehen durchſchlagende 
Bedenken nicht im Wege. Hingegen wäre die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde nicht in der Lage, der Genehmigung ſelbſtändig eine Straf⸗ 
drohung beizugeben; hierzu bedürfte fie geſetzlicher Ermächtigung. Die 
im vorliegenden Falle von der höheren Verwaltungsbehörde gemachte, 
die Überwachung der Betriebe ſicherſtellende Auflage deckt ſich inhaltlich 
mit der Vorſchrift des 8 139 b Abſ. 4 GewO, nach welchem auch die 
Aufſicht über die Ausführung der Bäck Arb Z VO. zufolge deren 8 11 
zu führen iſt. Die Auflage war alſo, ſtreng juriſtiſch geſehen, über⸗ 
flüſſig, ſo wenig ihre praktiſche Bedeutung als Einſchärfung gern 
unbeachteter Geſetzesvorſchriſten verkannt werden ſoll. Eine Andeutung 
davon, daß es für die Strafbarkeit des Falles auf die Genehmigungs⸗ 
bedingungen der höheren Verwaltungsbehörde eigentlich nicht ankommt, 
iſt wohl in dem letzten Satz der reichsgerichtlichen Entſcheidungsgründe 
zu erblicken. Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


58. Jahrg. 1929 Heft 43] 


Auf Grund deſſen hat die Str. H. freigeſprochen, weil er die 
Pakete nicht in eigener Perſon feilgeboten habe. 

Die Reviſion meint, H. habe „in eigener Perſon“ feilgeboten, 
die Gemeindediener ſeien nur feine Werkzeuge geweſen; die Strͤ. 
habe dieſen Begriff zu eng aufgefaßt. 

Das iſt aber unbegründet. Die Worte „in eigener Perſon“ 
eng oder weit auszulegen, iſt begrifflich unmöglich. Die Grenze 
zwiſchen eigenem Handeln und dem durch fremde Perſonen iſt nicht 
flüſſig, ſondern ſcharf umriſſen. Dabei entſcheidet allein das rein 
Körperliche Tätigſein; keine Zweifel beſtehen aber, daß die körper⸗ 
liche Tätigkeit des Angekl. mit dem Aushändigen der Pakete an die 
Gemeindediener beendet war. Von da an begann deren körperliche 
Tätigkeit. 

Den einzelnen Käufern hat alfo der Angekl. nicht in eigener 
Perſon die Vakete feilgeboten. Das iſt aber nach 8 55 Geno. 
notwendiges Tatbeſtandsmerkmal für das Vergehen gegen das 
Thür WandGewStGö. v. 28. Dez. 1923 und 16. Mai 1924 (GS. 
1924, 300). 

Ein Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des Angekl. und 
der der Gemeindediener beſteht allerdings. Strafrechtlich bedeutſam 
iſt er aber nur, wenn ſich dieſe ſtrafbar gemacht hätten. Das trifft 
nicht zu. Sie haben zwar in eigener Perſon, aber die Pakete nicht 
„außerhalb ihres Wohnorts“ feilgeboten. Das iſt ein anderes not⸗ 
wendiges Tatbeſtandsmerkmal des 8 55 RGewdo. Die Gemeinde⸗ 
diener haben demnach das Geſetz ebenfalls nicht verletzt. Der Angehl. 
Rann deshalb nicht etwa wegen Anſtiftung oder als Mittäter beſtraft 
werden. Mittelbarer Täter iſt er auch nicht, weil die Gemeindediener 
keine willenloſen Werkzeuge im ſtrafrechtlichen Sinne ſind. Sie 
ſind vielmehr mit Wiſſen und Willen tätig geworden, um die Ver⸗ 
gütung zu verdienen. 

(OLG. Jena, Urt. v. 16. Aug. 1929, 8 154/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schubart, Jena. 


* 
Köln. 

17. f 126 GewO. Als Lehrling iſt nur ein gewerb⸗ 
licher Arbeiter anzuſehen, der nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten in ein Arbeitsverhältnis hauptſächlich zu dem 
Zwecke eingetreten iſt, um eine Ausbildung in deu be⸗ 
treffenden Gewerbe zu erhalten. Durch den Lehrvertrag 
wird nicht nur eine Arbeitspflicht des Lehrlings, ſoudern 
auch die Pflicht zu deſſen Ausbildung für den Lehrherrn 
begründet (8 127 Gew O.). 

(OLE. Köln, Urt. v. 5. April 1929, 8 82/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Roters, Köln. 


Berlin. II. Verfahren. 


18. 88 331, 354 StPO.; 88 27 b, 29 Abſ. 4 StGB. Andert 
das Berufungsgericht auf die alleinige Berufung des An⸗ 
geklagten das Urteil erſter Inſtanz im Strafmaß dahin ab, 
daß es die erkannten, zu einer Geſamtſtrafe zuſammen⸗ 
gezogenen Freiheitsſtrafen auf Grund des $ 27b StGB. 
in Geldſtrafen umwandelt, ſoſind beſondereErſatzfreiheits⸗ 
ſtrafen feſtzuſetzen, deren Geſamtlänge diejenige der Ge⸗ 
ſamtſtrafe nicht überſteigen, aber auch nicht hinter ihr zu⸗ 
rückbleiben darf. Sie ſind in der Weiſe zu berechnen, daß 
die an ſich verwirkten Freiheitsſtrafen entſprechend ihrer 
Länge in dem Maße zu verkürzen find, daß ihre Geſamt⸗ 
länge diejenige der Geſamtſtrafe ergibt. 7) 
£ Im Strafausſpruch ift zwar der Grundſatz des § 331 SPD. 
inſofern verletzt, als die an die Stelle der nach 8 27 b StGB. feſt⸗ 


Zu 18. Die Entſch. wäre klarer, wenn der Tenor des BU. mit⸗ 
geteilt wäre. Das BU. hatte, wie ſich aus der Entſch. des Rev. 
ergibt, an Stelle zweier nach 8 27b StGB. feſtgeſetzter Geld⸗ 
ſtrafen wegen Uneinbringlichkeit nach 8 29 SIEB. Freiheits⸗ 
ſtrafen ausgeworfen, deren Geſamthöhe die Höhe der durch das 
erſtrichterliche Urteil erkannten Geſamtſtrafe überſtieg. Daß darin 
eine Geſetzesverletzung nach 8 331 StPO. liegt, hat das Rev. mit 
Recht feſtgeſtellt, iſt aber der Meinung, daß dieſer Mangel doch 
nicht die Aufhebung des Urteils rechtfertigen kann. 

Soweit ſich aus der Entſch. erkennen läßt, hätte der Tenor 
des BU. folgendermaßen lauten müſſen: „Der Angekl. wird an 
Stelle zweier an ſich verwirkter Gefängnisſtrafen von je zwei 
Wochen, die zu einer Geſamtſtrafe von drei Wochen zuſammen⸗ 
gefaßt werden, zu einer Geldſtrafe von je 140 RX verurteilt, an 
deren Stelle im Falle der Uneinbringlichkeit eine Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe von je 14 Tagen tritt.“ 

Da nun Erſaßfreiheitsſtrafen nicht zu einer Geſamtſtrafe zu⸗ 
ſammengefaßt werden können (8 78 II StGB. und RG. 59, 21), 
to würde nach dieſer Tenorierung im Falle der Nichtzahlung der 
Geldſtrafen der Angekl. eine Woche mehr zu verbüßen haben, als 
es bei der reinen Gefängnisſtrafe, auf die offenbar in erſter In⸗ 
ſtanz erkannt wurde, der Fall wäre. 
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geſetzten Geldſtrafen im Falle der Uneinbringlichkeit tretenden 
Freiheitsſtrafen zuſammen die Höhe der durch das erſtrichterliche 
Urteil erkannten Geſamtſtrafe überſteigen. Daß dies unzuläſſig iſt, 
folgt einmal daraus, daß, wenn in der Beränft. die vom Vorder⸗ 
richter verhängte Freiheitsſtrafe durch eine Geldſtrafe erſetzt wird, 
die für dieſe Geldſtrafe feſtgeſetzte Erſatzfreiheitsſtrafe nicht höher 
als die urſprüngliche Freiheitsſtrafe ſein darf (RGSSt. 2, 205), 
ferner daraus, daß, wenn in erſter Inſtanz auf eine Geſamtſtrafe 
erkannt war, dieſe Geſamtſtrafe das Höchſtmaß für die Geſamt⸗ 
ſumme der vom BG. erkannten Freiheitsſtrafen bildet, falls dieſe 
Freiheitsſtrafen fo beſchaffen find, daß eine Geſamtſtrafe aus ihnen 
nicht gebildet werden kann. Dieſer Mangel vermag aber nicht die 
Aufhebung des Urteils zu rechtfertigen; denn gegen die Belaſſung 
der vom Erſtrichter erkannten Einſatzſtrafen als Grundſtrafen und 
die gem. 8 27 b StöGB. an ihre Stelle geſetzten Geldſtrafen be⸗ 
ſtehen keine rechtlichen Bedenken. Es fehlt lediglich eine beſondere 
Feſtſetzung der im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldſtrafen zu 
vollſtreckenden Freiheitsſtrafen. Für dieſe Feſtſetzung iſt nun davon 
auszugehen, daß die in erſter Linie verwirkten Freiheitsſtrafen 
nach 829 Abſ. 4 StGB. grundſätzlich auch die Erſatzſtrafen für 
die an ihrer Stelle verhängten Geldſtrafen bilden, ſo daß dem⸗ 
zufolge die Geſamtſumme der Erſatzfreiheitsſtrafen, wenn auch nicht 
höher, ſo doch jedenfalls auch nicht niedriger als die hinter der 
Summe der an ſich verwirkten Freiheitsſtrafen zurückbleibende Ge⸗ 
ſamtſtrafe ſein darf. Berückſichtigt man ferner, daß die Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafen in einer Geſamtſtrafe nicht ſeſtgeſetzt werden können, 
andererſeits es aber auch nicht zuläſſig erſcheint, die Geſamtſtrafe 
von drei Wochen, d. i. gleich 21 Tagen, Gefängnis entſprechend 
den an ſich verwirkten gleichlangen Gefängnisſtrafen von je zwei 
Wochen in zwei gleiche Teile von je 10½ Tagen Gefängnis zu zer⸗ 
legen, da Freiheitsſtrafen nach vollen Tagen bemeſſen werden 
müſſen, fo kann die Bemeſſung der Erſatzfreiheitsſtrafen nur in der 
Weiſe vorgenommen werden, daß für jede der erkannten Gold⸗ 
ſtrafen von 140 % eine Erſfatzfreiheitsſtrafe von zehn Tagen Ge⸗ 
fängnis feſtgeſetzt wird. Da hiernach nur eine beſtimmte Höhe für 
die Erſatzfreiheitsſtrafen in Frage kommen kann, hält es der erk. 
Sen. für zuläſſig, in entſprechender Anwendung des 8 354 Abſ. 1 
SPD. die erforderliche Ergänzung des angefochtenen Urteils ſelbſt 
vorzunehmen. Die Rev. iſt daher mit der Maßgabe zurückzuweiſen, 
daß hilfsweiſe an die Stelle der Geldſtrafen von je 140 Ab eine 
Gefängnisſtrafe von je zehn Tagen tritt. 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 25. Mai 1929, 2 8 234/29.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 
* 

Celle. 

19. 88 304, 305, 397 StPO. Der Beſchluß, durch den 
ein Nebenkläger zugelaſſen wird, iſt anfechtbar. Der Ver⸗ 
letzte, der vor Durchführung des Strafverfahrens auf ſeine 
Rechte als Nebenkläger verzichtet, iſt nicht befugt, dann 
im Strafverfahren die Rechte des Nebenklägers auszu- 
üben. 7) 

In einem zu richterlichem Protokoll erklärten Vergleiche des 
u. a. wegen fahrläffiger Körperverletzung verfolgten Angekl. und dem 
Verletzten hatte dieſer den Strafantrag wegen Körperverletzung zurück⸗ 
genommen und erklärt, daß er kein weiteres Intereſſe an einer Strafe 


Da nach dem Verbot der reformatio in peius der Angekl., 
der allein die Berufung eingelegt hat, nicht ſchlechter geſtellt wer⸗ 
den darf, als im erſtinſtanzlichen Urteil, iſt die Stellungnahme 
des Revch. inſoweit gerechtfertigt, als es die Erſatzfreiheitsſtrafen 
auf den Betrag der Geſamtſtrafe zu reduzieren ſucht. 

Es iſt dem KG. weiterhin beizupflichten, wenn es bei Um⸗ 
wandlung der Freiheitsſtrafen in eine Geldſtrafe verlangt, daß die 
Erſatzfreiheitsſtrafe nicht geringer ſein darf als die Gefängnisſtrafe, 
weil die Strafe nur umgewandelt, nicht geändert werden ſoll. 

Eigenartig iſt allein der richtiggeſtellte Tenor des Nevltt., 
das an Stelle zweier an ſich verwirkter Gefängnisſtrafen von je 
14 Tagen ... zwei Erſatzfreiheitsſtrafen von je 10 Tagen ſetzt. 
Der ſcheinbare Widerſpruch wird aber dadurch behoben, daß die 
beiden an ſich verwirkten Gefängnisſtrafen auch zu einer geringeren 
Geſamtſtrafe zuſammengefaßt ſind und auch nur mit einer ent⸗ 
ſprechenden Kürzung vollſtreckt werden. 

Die entſprechende Anwendung des 8 354 Abſ. 1 StPO. dürfte 
richtig und ns fein. Es ift allerdings nicht ganz unfraglich, 
ob die Beſtimmung nicht auch unmittelbar angewandt werden 
könnte. Im Ergebnis iſt dies jedoch ohne Einfluß. 

Prof. Dr. G. Bohne, Köln. 


Zu 19. I. Der obige Beſchluß ſetzt voraus, daß dem Angell. 
gegen den Beſchluß, durch welchen der Verletzte als Nebenkläger zu⸗ 
gelaſſen iſt, das Rechtsmittel der Beſchwerde zuſteht. Dieſe Frage iſt 
indes befteitten und durchaus ſtreitig. Für Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
fprechen ſich aus: KG., Beſchl. v. 4. Juni 1909 (Goltd Arch. 57, 237) 
und Beſchl. des OLG. Braunſchweig v. 24. Juni 1920 (L. 1920, 903). 
Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde verneinen Beſchl. des OLG. Dresden 
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verfolgung habe. Der Angekl. wurde demnächſt in der Hauptverhand⸗ 
lung von der Beſchuldigung der Körperverletzung freigeſprochen. Gegen 
dieſes Urteil hat der Verletzte, ſeine Zulaſſung als Nebenkläger be⸗ 
antragend, Berufung eingelegt. Durch den angefochtenen Beſchluß iſt 
er als Nebenkläger zugelaſſen. Der hiergegen gerichteten Beſchwerde 
des Angekl. war in Übereinſtimmung mit dem Antrage des General» 
ſtaatsanwalts ſtattzugeben. Durch den Vergleich hat der Verletzte 
rechtswirkſam auf ſein Recht, als Nebenkläger das Verfahren zu be⸗ 
treiben, verzichtet. Der Nebenkläger hat gem. 8397 StPO. nach 
erfolgtem Anſchluß die Rechte des Privatlilägers. So wie ſich der 
Privatkläger gerichtlich mit der Wirkung vergleichen kann, daß da⸗ 
durch der Fortgang des Verfahrens unmöglich gemacht wird, kann 
dies guch der Nebenkläger. Und zwar muß dies auch ſchon für die 
Zeit vor dem erfolgten Beſchluß gelten, da ſich der Verletzte jederzeit, 
auch ſchon im Laufe des erſten Rechtszuges, alſo auch ſchon in dem 
Zeitpunkt, als er den gerichtlichen Vergleich ſchloß, dem Verfahren 
als Nebenkläger anſchließen konnte und dann jedoch ſeine Befugnis, 
wirkſam auf ſeine Rechte als Nebenkläger zu verzichten, außer jedem 
Zweifel geſtanden hatten. Es wäre aber ſinnlos, zu verlangen, daß 
er ausdrücklich ſich nur zu dem Zwecke als Nebenkläger anſchließen 
müßte, damit er auf die ihm daraus entſpringenden Rechte wirkſam 
verzichten könnte. 
(OLG. Celle, Beſchl. v. 14. Dez. 1928, III WS 431/28.) 
Mitgeteilt von RA. Brinkmann, Zeven. 
* 

Dresden. 

20. 814 StPO. 88 13, 35, 36 JGG.; Wird ein Jugend⸗ 
licher, nachdem die erſte Strafe ausgeſetzt worden iſt, wie⸗ 
derum verurteilt, ſo hat das ſpäter entſcheidende Gericht 
Entſchließung darüber zu treffen, ob die erſterkannte 
Strafe zu vollſtrecken ſei. 

Gem. § 14 StPO. wird angeordnet, daß ſich der Entſcheidung 
darüber, ob die Strafe aus dem Urteil des Jugendſchöffengerichts G. 
1928 vollſtreckt werden oder ausgeſetzt bleiben ſoll, das AG. D. zu 
unterziehen hat. 

Bei der vom zuſtändigen AG. zu treffenden Entſcheidung wegen 
der Strafausſetzung handelt es ſich um eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung, nicht um eine ſolche, die im Verwaltungswege zu treffen 
wäre. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß gegen Entſcheidungen, die eine 
Strafausſetzung betreffen, die Einlegung von Rechtsmitteln im Geſetz 
vorgeſehen iſt (vgl. 88 35, 36 JGG.) Es iſt ſomit bei einem Streit 
zwiſchen mehreren Gerichten darüber, welches zur Entſcheidung über 
eine Strafausſetzung berufen iſt, $14 StPO. anzuwenden (RG.: 
SächſJMBl. 1926, 49; KG.: Alsberg, OsGeEntſch. StrProz. 1 
Nr. 15, 16; Kieſow, JGG. S. 205, 206). 

Im vorl. Falle iſt eine Entſcheidung des zweiten Gerichts nach 
813 Abſ. 1 JGG. unterblieben. Es ift infolgedeſſen nach § 13 Abſ. 4 


v. 19. Mai 1904 (SächſAnn. 26, 99), Beſchl. des OLG. Kolmar v. 
18. Mai 1915 (28.1915, 1182) und Beſchl. des OLG. Marienwerder 
v. 13. Aug. 1918 (88.1918, 1165), ferner im Schrifttum Roſen⸗ 
feld, Die Nebenklage S. 98, und Oettinger, Die Nebenklage 
(Rechtsgang Bd. 3 S. 323). Den Letztgenannten iſt beizupflichten. 

Nach § 305 StPO. unterliegen Entſcheidungen der erkennenden 
Gerichte, welche der Urteilsfällung vorausgehen, nicht der Beſchwerde. 
Im Sinne dieſer Vorſchrift iſt die Zulaſſung des Nebenklägers ein 
der Urteilsfällung vorausgehender Veſchluß des erkennenden Gerichts. 
Dies verkennen auch nicht die zit. Entſch., welche die Zuläſſig⸗ 
keit der Beſchwerde bejahen. Sie berufen ſich jedoch auf die Be⸗ 
ſtimmung des 8 304 Abſ. 2 StPO., wonach auch dritte Perſonen 
gegen Beſchlüſſe, durch welche ſie betroffen werden, Beſchwerde er⸗ 
heben können. Zuzugeben iſt, daß die beſchwerdebeſchränkende Be⸗ 
ſtimmung des 8 305 StPO. ſich nicht auf die nach § 304 Abſ. 2 
StPO. zur Beſchwerde legitimierten Perſonen bezieht. 

Mit Recht heben jedoch die die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
verneinenden Entſch. hervor, daß der Angekl. nicht zu den im 
8304 Abſ. 2 StPO. erwähnten dritten Perſonen zu rechnen iſt. Aus 
dem Wortlaut des § 304 Abſ. 2 („Auch Zeugen, Sachverſtändige und 
andere Perſonen können gegen Beſchlüſſe und Verfügungen, durch 
welche ſie betroffen werden, Beſchwerde erheben“) im Zuſammenhang 
mit dem vorhergehenden Abſatz iſt ohne weiteres erſichtlich, daß zu 
den im Abſ. 2 bezeichneten Perſonen weder der Angehl., noch die 
Staatsanwaltſchaft gehören, da ſich auf dieſe, wenn auch nicht aus⸗ 
drücklich, ſo ganz unzweifelhaft dem Zuſammenhange nach der 
8304 Abſ. 1 StPO. bezieht. 

Hieraus ergibt ſich, daß die Beſchwerde des Angekl. als un⸗ 
zuläſſig hätte verworfen werden müſſen. Wenn die Str. auf Grund 
der Berufung des Nebenklägers dem Verfahren Fortgang gab, jo 
konnte der Angekl. die Unzuläſſigkeit des Anſchluſſes des Neben⸗ 
klägers und damit auch der Berufung des letzteren nur im Wege 
der Rev. geltend machen. 

II. In der Sache ſelbſt iſt der Eutſch. zuzuſtimmen. 

Die in dem zu richterlichem Protokoll gegebenen Vergleiche ab⸗ 
gegebene Erklärung des Verletzten, daß dieſer kein weiteres Intereſſe 
an einer Strafverfolgung habe, in Verbindung mit der (rechtlich 
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JGG. nachträglich Entſchließung zu faſſen. Wer dieſe zu treffen hat, 
iſt im Geſetz nicht beſtimmt. In Übereinſtimmung mit dem RG. : 
IMBl. 1926, 49 iſt ſinngemaß davon auszugehen, daß die Be⸗ 
ſchlußfaſſung dem Richter der ſpäteren Entſcheidung obliegt. 
(OLG. Dresden, Beſchl. v. 2. Aug. 1929, 1 OStReg 279/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


21. § 412 Abſ. 1 StPO. Hat der Angekl. vor der Ver- 
handlung dem Gericht mitgeteilt, er werde perſönlich er⸗ 
ſcheinen, ſo kann im Falle ſeines Ausbleibens ſein Ein⸗ 
ſpruch nicht verworfen werden. +) 

Das RG. hat in RGSt. 61, 278 für den Fall des nicht ge⸗ 
nügend entſchuldigten Ausbleibens und Nichtvertretenſeins eines 
Angekl. in der Berufungsverhandlung ausgeſprochen, daß die Be⸗ 
ſtimmung des § 329 Abſ. 1 StPO., wonach ſolchenfalls die Be⸗ 
rufung des Angekl. ſofort zu verwerfen iſt, eine Ausnahmebeſtimmung 
von dem Grundſatze darſtelle, daß gegen einen ausgebliebenen Angekl. 
kein Urteil erlaſſen werden dürfe, und auf der Fiktion eines Ver⸗ 
zichts des Angekl. auf ſein Rechtsmittel beruhe, als Ausnahme⸗ 
beſtimmung aber aufs engſte auszulegen ſei. Der Senat hat ſich be⸗ 
reits früher dieſer Auffaſſung angeſchloſſen und iſt ſogar, eben weil 
die Beſtimmung aufs engſte auszulegen iſt, noch etwas weiter ge⸗ 
gangen, indem er angenommen hat, daß die Ausnahmebeſtimmung 
des 8 329 Abſ. 1 SPD. in jedem Falle unanwendbar werde, wenn 
Umſtände vorliegen, die zweifelfrei darauf hinweiſen, daß der Angel. 
auf der Durchführung der Berufung beharre und hierdurch der Fik⸗ 
tion, daß ſein Ausbleiben einen Verzicht auf Durchführung der Be⸗ 
rufung bedeuten ſolle, der Boden entzogen ſei. 

Der Fall des § 412 Abſ. 1 StpO., daß ein Ungekl., der gegen 
einen Strafbefehl Einſpruch erhoben hat, in der daraufhin an⸗ 
beraumten Hauptverhandlung ohne genügende Entſchuldigung aus⸗ 
bleibt und ſich darin auch nicht durch einen Verteidiger vertreten 
läßt, liegt im Grunde nicht anders. Infolgedeſſen muß das, was 
dort vom Angekl. gilt, der der Verhandlung über feine Berufung 
fernbleibt, entſprechend auch von dem Angekl. gelten, der zur Ver⸗ 
handlung auf ſeinen Einſpruch nicht erſcheint. 

Wie aus den Akten, deren Inhalt inſoweit zur Klarſtellung 
heranzuziehen war, hervorgeht, hat der Angekl. am 28. Aug. 1928 
an das Gericht erſter Inſtanz eine Poſtkarte gerichtet, worin er 
unter Bezugnahme auf die Ladung mitteilte, daß er am 5. Sept. 
1928 zur Hauptverhandlung perſönlich erſcheinen werde. Hierdurch 
hat er in einer jeden Zweifel beſeitigenden Weiſe zu erkennen ge⸗ 
geben, daß er ſeinen Einſpruch aufrechterhalte und nicht an deſſen 
Zurücknahme denke, die Fiktion eines Verzichtwillens mithin bün⸗ 
dig widerlegt. 

Die Vorausſetzungen für die Erlaſſung eines Urteils wegen 
Ausbleibens des Angekl. hätten daher nicht als erfüllt angeſehen 


übrigens unzuläſſigen) Rücknahme des Strafantrages ſieht das OLG. 
zutreffend als einen Verzicht des Verletzten auf Betreibung des Ver⸗ 
fahrens als Nebenkläger an. 

Dieſer zu gerichtlichem Protokoll erklärte Verzicht hat ohne 
weiteres den Untergang des Rechts des Verletzten, ſich dem Verfahren 
als Nebenkläger anzuſchließen, zur Folge. Zu verlangen, daß der 
Verletzte vor Verzicht auf das Recht der Erhebung der Nebenklage 
zunächſt ſeine Zulaſſung als Nebenkläger herbeiführen müßte, würde, 
wie das OLG. zutreffend ausführt, völlig ſinnlos ſein. 

RA. Dr. Arthur Brandt, Berlin. 


Zu 21. Der geſetzgeberiſche Grundgedanke des 8 412 Abſ. 1 StPO. 
läßt ſich entweder darin ſuchen, daß bei dem Angehl., der in der 
Hauptverhandlung nicht erſcheint, Verſchleppungsabſicht vermutet 
wird, oder darin, daß ſein Ausbleiben als Zurücknahme des Ein⸗ 
ſpruchs aufgefaßt wird. Hält man die erſte Anſicht für richtig, ſo 
beſteht kein Anlaß, von einer Verwerfung des Einſpruchs nur des⸗ 
halb abzuſehen, weil der Angekl. vor der Hauptverhandlung dem 
Gericht ſein Erſcheinen angekündigt hat; denn dieſe Ankündigung 
kann ja gerade in Verſchleppungsabſicht geſchehen ſein. Wenn man 
dagegen das Ausbleiben als Zurücknahme auffaßt, dann iſt dieſe 
Auffaſſung allerdings nicht am Platze, wenn der Angekl. kurz vor 
der Hauptverhandlung ſein Erſcheinen ankündigt. Herrſchend iſt die 
zweite Auslegung, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß $ 412 nur für 
den erſten Hauptverhandlungstermin gelten ſoll. Der obigen Entſch. 
iſt daher zuzuſtimmen. Man braucht gar nicht anzunehmen, daß die 
Poſtkarte des Angekl. v. 28. Aug. 1928 „jeden Zweifel“ über die 
am 5. Nov. 1928 bei ihm vorhandene Willensrichtung ausſchloß; 
jedenfalls genügte ſie, um die Fiktion der Zurücknahme unmöglich 
zu machen. 

Das LG. hätte übrigens — wie ich bereits JW. 1926, 1250 
darzulegen verſucht habe — auch daun, wenn es das Urteil der 
erſten Inſtanz für richtig hielt — nicht nur über die Frage, ob der 
Angekl. ohne genügende Entſchuldigung ausgeblieben war, ſondern 
auch über die Sache ſelbſt eutſcheiden muſſen (ebenſo Beling, 
RStrpR. 1928, 477 Anm. 2; a. A. Löwe⸗Roſenberg 3 zu 
8 412). LGgt. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 
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werden dürfen, zum mindeſten nicht vom LG., dem aus den Akten 
bekannt war, daß der Angekl. ſich am Verhandlungstage, wenn⸗ 
ſchon verſpätet, bei Gericht eingefunden und damit bewieſen hatte, 
daß es ihm mit ſeinem Einſpruche nach wie vor ernſt war. Viel⸗ 
mehr hätte das LG. gem. 8 328 StPO. die Berufung gegen das 
den Einſpruch verwerfende Urteil für begründet erachten und, falls 
es nicht ein Verfahren gem. Abſ. 2 der angezogenen Geſetzesſtelle 
für angezeigt hielt, nach deren Abſ. 1 unter Aufhebung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils in der Sache ſelbſt erkennen müſſen. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 19. Juni 1929, 1 OSt 97/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 

Kiel. 

22. 8270 StGB.; 8 337 StPO. Die Nichterwähnung 
des $ 270 in den Urteilsgründen bedeutet nicht eine Ge⸗ 
ſetzes verletzung. 

Angehl. iſt erſtinſtanzlich zu einer Geldſtrafe verurteilt. Er 
hat Rev. eingelegt und rügt u. a. mit Hinweis auf ſeine ungünſtige 
Wirtſchaftslage die Verletzung des in den Urteilsgründen unerwähnten 
8 27e a. a. O. durch Nichtanmendung. Die Rev. iſt verworfen. 

Richtig iſt, daß das angefochtene Urteil zu dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung nicht ausdrücklich Stellung nir mt. Die Nichterwähnung 
des 8 27 in den Urteilsgründen läßt jedoch nicht ohne weiteres 
den Schluß zu, daß der VR. dieſe Beſtimmung überſehen hat. Nach 
den Feſtſtellungen des Urteils lag zu dieſer Erörterung kein Anlaß 
vor, namentlich ergibt das Urteil nichts dafür, daß der Angekl. ſich 
auf den 8 27% berufen hat. In der Rſpr. iſt allerdings zu 8 27 b 
der Standpunkt vertreten, daß die Nichterörterung der Anwendbar⸗ 
keit des 8 27 b einen Reviſionsgrund bilde (RG. 58, 106). Daraus 
kann aber für den vorliegenden Fall des 8 27 nichts gefolgert 
werden. Denn während der 8 27 einen Grundſatz ausſpricht, der 
in praktiſcher Übung von jeher gegolten hat, enthält der $ 27b eine 
Anderung des früher geltenden Rechts; das, was für 8 27b gilt, 
kann daher nicht ohne weiteres analog auf den Fall des 8 270 
angewandt werden. Auch auf die Entſch. des KG. v. 27. Febr. 


Zu 22. Die Reichsratsvorlage v. 17. Nov. 1924 enthält 
um erſten Male in 8 68 die zwingende Vorſchrift, daß die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniffe des Täters bei der Bemeſſung einer Geld⸗ 
ſtrafe zu berückſichtigen ſind. Die Berückſichtigung dieſer wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe iſt in den 8 27 StGB. übergegangen. 
Der StGBEntw. v. 14. Mai 1927 hebt hervor (zu § 69 S. 53), 
daß deshalb die Beſtimmung auch für das neue Strafbuch vor⸗ 
geſchlagen werde. Es iſt unrichtig, die zwingende Vorſchrift der 
Berückſichtigung dieſer wirtſchaftlichen Verhältniſſe anders zu be⸗ 
urteilen als die gleiche zwingend vorgeſchriebene Berückſichtigung 
der Erreichbarkeit des Straſzwecks in 8 27 b. 

Es it unerheblich, ob ein, mehrere oder die Mehrzahl der 
Richter bereits praktiſch dieſe beiden Geſichtspunkte auch vor dem 
Erlaß des § 27 b oder c SHÖB. angewendet haben, denn es fehlte 
die zwingende Vorſchrift, welche alle Richter verbindet. Es war 
gerade vor der Einführung der §8 27b und e unmöglich, eine 
Reviſion darauf zu ſtützen, daß ein Richter die Erreichbarkeit des 
Strafzwecks durch Geldſtrafe aus § 27 p oder die wirtſchaftlichen 
Rebe e bei der Bemeſſung der Geldſtrafe nicht berückſichtigt 
abe. 

Die Reviſionsmöglichkeit iſt durch die Faſſung der §8 27 b 
und e klar gegeben, fie kann nicht deshalb verneint werden, daß 
einer der beiden Punkte bereits vor 88 27 b und e praktifch zur 
Anwendung gekommen ſei, und ſie kann und braucht nicht mit 
einer analogen Anwendung der im Urteil des RG. 58, 106 ge⸗ 
wonnenen Anſicht über den $ 27b auch für den § 27 begründet 
zu werden. 

Es ſteht nur zur Erörterung, ob $ 266 Abſ. 3 StPO., wonach 
die Gründe des Strafurteils das zur Anwendung gebrachte Geſetz 
we müſſen, angewendet oder durch Nichtanwendung ver⸗ 
etzt iſt 

Die Ausführung des Urteils, daß ein Grund zur Annahme, 
daß der Richter die wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht berückſichtigt 
habe, nicht vorgelegen habe, iſt ebenſo gleichgültig, wie es die An⸗ 
nahme wäre, daß der Richter die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu 
berückſichtigen überſehen hätte, denn beide Annahmen haben 
nichts mit der Frage, ob nach § 266 Abſ. 3 das Urteil das zur 
Anwendung gelangte Strafgeſetz angewendet hat und dies aus 
dem Urteil erſichtlich iſt, zu tun. Für § 27 b beſtimmt RG.: JW. 
1924, 320, daß die Urteilsgründe einen Ausſpruch darüber ent⸗ 
halten müſſen, ob nicht der Strafzweck durch Geldſtrafe er⸗ 
reicht werden kann. Das Urteil v. 30. Mai 1924: DNZ. 16, 390 
gibt immerhin zu, daß aus dem Urteil erſichtlich werden muß, 
ob nicht der 8 27 b überſehen iſt. Nach der AusfVO. v. 22. Dez. 
1921 (IM Bl. 1921, 665) muß die Sta. bereits im Vorverfahren 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ermitteln. Nach Hellwig, G8t., 
Arm. 86 genügt ſogar die Bemerkung nicht, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe berückſichtigt find, ſondern es muß dies im 
einzelnen vorgebracht werden. 
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1925 (HöchſtRR. I, 199) Kann ſich die Rev. nicht ſtützen, da dieſer 
Entſch. ein Einzelfall zugrunde liegt. Daß grundſätzlich in der 
Nichterwähnung des § 27c in den Urteilsgründen eine Geſetzesver⸗ 
letzung zu erblicken iſt, beſagt auch dieſe Entſch. nicht. In dem 
hier vorliegenden Falle beſteht kein Grund zur Annahme, daß der 
VR. die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Angekl. nicht berück⸗ 
ſichtigt Hat. 
(OLG. Kiel, StS., Urt. v. 31. März 1928, S 36/28.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 


Königsberg. 

23. 8416 Abſ. 2 StPO. Der Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung kann auch bei der Polizeibehörde bis zum 
Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen werden. f) 

Der Angehl., der in ſeiner Abweſenheit verurteilt iſt, hat ſeine 
Rev. darauf geſtützt, ſein Vater habe in ſeinem Auftrage den Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung durch Erklärung bei der Polizei mehrere 
Tage vor der Hauptverhandlung zurückgenommen und die polizeiliche 
Strafe bezahlt; die Polizeibehörde habe dem AG. keine Nachricht 
gegeben. Die Rev. dringt durch. Nach § 416 Abſ. 2 StPO. kann der 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung bis zum Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung zurückgenommen werden; das Geſetz ſchweigt darüber, 
in welcher Weiſe, an welcher Stelle und wem gegenüber das zu 
geſchehen hat. Aus allgemeinen Rechtserwägungen iſt deshalb an⸗ 
zunehmen, daß für die Rücknahme dieſelben Beſtimmungen wie für 
die Stellung des Antrags Geltung haben ſollen und daher die Rück⸗ 
nahme auch bei der Polizeibehörde ſchriftlich oder mündlich oder bei 
dem AG. bis zum Beginn der Hauptverhandlung erklärt werden 
kann (8 413 Abſ. 3). 

Dieſer Annahme ſteht auch nicht die Erwägung entgegen, daß 
infolge des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung die Akten von der 
Polizeibehörde an das AG. abgegeben waren. Denn die Strafverfügung 
tritt erſt mit dem Beginn der Hauptverhandlung außer Kraft (Lö we⸗ 
Roſenberg, Anm. 5 zu 8 413 StPO.). Der Polizeibehörde muß 
deshalb, wenn fie nach Überfendung der Akten auch nicht mehr zur 


Die vorgedachte Entſch. hebt in Wirklichkeit die Bedeutung 
des § 27 GMD. auf, indem fie den Zwang zur Erörterung der 
Fragt, ob wirtſchaftliche Verhältniſſe des Täters berückſichtigt ſind, 
im Urteil beſeitigt. Damit wird der Fortſchritt dieſer Geſetzgebung 
aufgehoben. Das Urteil würde, wenn es richtig wäre, auf das 
lebhafteſte zu bedauern ſein. Es iſt nicht richtig, ſondern verſtößt 
gegen § 266 Ziff. 1 StPO. 

IR. Dr. Johannes Werthauer, Berlin. 


Zu 23. Die in dem vorl. Erkenntnis für die Rücknahme des 
Antrags auf gerichtliche Entſcheidung gegen eine polizeiliche Straf⸗ 
verfügung ausgeſprochenen Grundſätze weichen ab von der Rſpr. des 
RG. über die Rechtsgültigkeit der Rücknahme des Strafantrags. Die 
Rücknahme des Strafantrags kann, ſoweit und ſolange überhaupt 
zuläſſig, nur gegenüber der Dienſtſtelle wirkſam erklärt werden, die 
jeweils mit der Sache befaßt iſt, wobei gleichgültig bleibt, ob der 
Antragſteller ſeine Erklärung dieſer Behörde einreicht oder eine andere 
Dienſtſtelle, der ſie zugegangen iſt, ſie an die zuſtändige Behörde 
weitergibt (RGSt. 52, 200; 55, 23, 25). Nur dann iſt hiernach die 
Rücknahme des Strafantrags wirkſam, wenn ſie vor Erhebung der 
Anklage der die Sache bearbeitenden Staatsanwaltſchaft, nach Er⸗ 
hebung der Anklage dem mit der Sache befaßten Gericht — dem 
erkennenden vor Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils 
(864 SGB.) — zugeht. Die Rücknahme des Strafantrags hat 
für das Verfahren die rechtliche Bedeutung eines Prozeßhinderniſſes 
(RGSt. 55, 25). Ein ſolches Hindernis wird nur dann wirkſam, wenn 
es bis zu dem von dem Geſetz zugelaſſenen Zeitpunkt derjenigen 
Staatsanwaltſchaft oder demjenigen Gericht zugeht, das mit der Sache 
befaßt iſt. 

Ebenſo wird, worauf die obige Entſch. hinweiſt, die Zurück⸗ 
nahme eines Rechtsmittels erſt wirkſam mit dem Augenblicke, zu 
welchem ſie dem mit der Sache befaßten Gericht zugeht. 

Daß die Rücknahme eines Antrags auf gerichtliche Entſcheidung 
gegen eine polizeiliche Strafverfügung anders zu behandeln iſt, leuchtet 
nicht ein. „Allgemeine Rechtserwägungen“ können auch beim Mangel 
beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen nicht den Grundſatz tragen, daß, 
was für die Stellung eines Antrags, auch für ſeine Rücknahme gilt. 
Strafantrag i. S. des 8 61 StGB. und Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung i. S. des 8 414 SPD. find Prozeßvorausſetzungen, im 
Wegfall Prozeßhinderniſſe, und gerade aus allgemeinen Erwägungen 
folgert das RG! mit Recht, daß Prozeßhinderniſſe erſt wirkſam 
werden, wenn fie der mit dem Prozeß befaßten Behörde zugehen. Die 
Polizeibehörde iſt, nachdem fie die Akten an die Staatsanwaltſchaft 
überſandt hat, nicht mehr zuständig, die Strafverfügung zurüch⸗ 
zunehmen. Die Angelegenheit iſt damit in jeder Form ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit entzogen. Daraus ergibt ſich, daß ihr gegenüber nach Ab⸗ 
gabe der Akten die Rücknahme des Antrags nicht wir kſam er⸗ 
klärt werden kann. Die vor der Polizeibehörde abgegebene Erklärung 
wird erſt dann wirkſam, wenn ſie rechtzeitig, d. h. bis zum Beginn 
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Rücknahme der Strafverfügung zuſtändig fein dürfte (Löwe a. a. O. 
Anm. 6 zu 8 414), die Befugnis zuerkannt werden, die Rücknahme 
des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung und die polizeiliche Strafe 
noch entgegenzunehmen. Die Rechtsgültigkeit der Rücknahme kann 
endlich auch nicht von ihrer rechtzeitigen Übermittelung an das AG. 
abhängig gemacht werden. 

Die Zurücknahme von Rechtsmitteln mag erſt mit dem Augen⸗ 
blick Wirkſamkeit erlangen, in dem ſie dem Gericht zugeht (Lö we 
a. a. O. Anm. 3 zu § 302). Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
iſt aber kein Rechtsmittel. Durch die rechtzeitige Rücknahme des An⸗ 
trags bei der dafür zuſtändig gebliebenen Polizeibehörde iſt deshalb 
die polizeiliche Strafverfügung rechtskräftig geworden. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 6. Juni 1929, 8 206/29.) 


Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 


Breslau. a) Zivilſachen. 


1. 8807 3PO. Es iſt unzuläſſig, dem Offenbarungs⸗ 
eidsſchuldner bei der Eidesleiſtung einen Vorbehalt der 
Ergänzung des Verzeichniſſes zu geſtatten. 

Das von der Schuldnerin beſchworene Vermögensverzeichnis 
entſpricht nicht den gem. § 807 RO. an ein ſolches zu ſtellenden 
Anforderungen. Die Einſchränkung, daß etwas vergeſſen ſein 
könnte, zwingt zu dem Schluſſe, daß die Schuldnerin eine ernſt⸗ 
liche Prüfung, die zu einer Angabe ihres Vermögens „nach beſtem 
Wiſſen“ geführt hat, nicht vorgenommen hat. Der Offenbarungs⸗ 
eid ſoll gerade bekräftigen, daß in dem beſchworenen Vermögens⸗ 
verzeichnis nach ſorgfältiger Prüfung nichts vergeſſen iſt. Der von 
der Schuldnerin ausgeſprochene Vorbehalt macht ihren Offen⸗ 
barungseid wertlos. Das Begehren der Gläubigerin auf wieder⸗ 
holte Abnahme des Eides iſt daher gerechtfertigt. 


(LG. Breslau, 10. K., Beſchl. v. 28. Dez. 1928.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bernſtein, Berlin. 
*. 


Hagen. 

2. 88 31, 89 BGB. Die Stadtgemeinde haftet für 
die von Schülern ſtädtiſcher Lehranſtalten mitgebrachten 
Überkleider. }) 


(LG. Hagen, Urt. v. 26. April 1929, 18 660/28.) 
Abgedr. ZW. 1929, 23714, 


der Hauptverhandlung (8416 Abſ. 2 SPD.) bei Gericht eingeht. 
Nur dieſes Ergebnis läßt eine Prüfung der Frage zu, ob die Rück⸗ 
nahme rechtzeitig, d. h. bis zum Beginn der Hauptverhandlung, er⸗ 
klärt iſt: die Terminsſtunde, für die die Hauptverhandlung feſtgeſetzt 
iſt, bietet keine Gewähr dafür, daß zu dieſem Zeitpunkt die Haupt⸗ 
verhandlung bereits begonnen hat. Andererſeits pflegt im Protokoll 
über die Hauptverhandlung der Zeitpunkt des Beginns der Verhand⸗ 
lung nicht feſtgeſtellt zu werden. Wer alſo vormittags 11 Uhr Termin 
hat, kann nach der obigen Entſch. durch Erklärung der Polizei- 
behörde gegenüber, wenn ſeine Sache pünktlich aufgerufen wird, den 
Antrag um 11 Uhr nicht mehr, kommt aber die Sache mit Ver⸗ 
ſpätung zur Verhandlung, auch noch nach 11 Uhr rechtzeitig zurück⸗ 
nehmen. Der Zufall — pünktliche oder nichtpünktliche Innehaltung 
der für die Verhandlung der Sache angeſetzten Terminszeit — würde 
alſo über die Rechtzeitigkeit der der Polizeibehörde gegenüber ab⸗ 
gegebenen Erklärung entſcheiden. 

Offenſichtlich wollte das OLG. dem Angekl. helfen, weil die 
Polizeibehörde die mehrere Tage vor der Hauptverhandlung bei ihr 
abgegebene Rücknahmeerklärung an das Gericht nicht weitergegeben 
hat, und aus dieſer Unterlaſſung einer Behörde dem Angekl. Nach⸗ 
teile nicht erwachſen ſollten. Rechtlich aber erheben ſich gegen die 
Entſch. Bedenken, und praktiſch führt fie zu Schwierigkeiten. 

RA. Dr. Jonas, Altona. 


Zu 2. Das Urt. läßt den ausſchlaggebenden und allein maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkt nicht ſcharf hervortreten. Wenn eine Unter⸗ 
richts⸗, Verwaltungs-, Gerichts⸗ oder ſonſtige Behörde den Be⸗ 
ſuchern der Anſtalt einen Raum zur Verfügung ſtellt zur Abſtellung 
der Fahrräder, ſo ſtellt ſie nur eine Einrichtung her, deren ſich der 
Radfahrer zur Aufbewahrung des Rades auf ſeine Gefahr ſelbſt 
bedienen kann. Dann liegt aber keine Obhutspflicht, alſo auch 
kein Verwahrungsvertrag vor (Mot. 2, 571; RGRKomm. 3 zu 
8 688); vielmehr muß der Radfahrer wiſſen, daß namentlich bei 
den jetzigen Zeitverhältniſſen beſondere Vorſichtsmaßregeln (An⸗ 
bringung eines Schloſſes oder einer Kette) erforderlich ſind, um 
Unbefugten die Mitnahme des Rades zu erſchweren. Die entgegen⸗ 
geſetzte Annahme des KG.: DIZ. 1922, 178 iſt nicht richtig. So 
wenig nun in der Bereitſtellung eines Raums zur Abſtellung von 
Rädern ein Antrag der Schule auf Abſchluß eines Verwahrungs⸗ 
vertrages liegt, ebenſo wenig liegt er in der Bereitſtellung des 
Flurs zum Aufhängen von Kleidern. Auch hier übernimmt die 


Chemnitz. b) Strafſachen. 

3. § 184 Ziff. 3 StB. Mittel zur Verhütung der 
Empfängnis ſind nicht ſchlechthin „Gegenſtände, die zum 
unzüchtigen Gebrauch beſtimmt ſind“ 

Das RG. glaubt in annähernd Konſtanter Rſpr. empfängnis⸗ 
verhütende Mittel um deswillen zu den Gegenſtänden rechnen zu 
müſſen, die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt ſind, weil ſolche 
empfängnisverhütende Mittel ihrer Natur nach auch beim außer⸗ 
ehelichen Geſchlechtsverkehr angewendet werden können und Anwendung 
finden, und weil der außereheliche Geſchlechtsverkehr ganz allgemein 
mit Unzucht gleichzuſetzen ſei. 

Dieſer Auffaſſung vermag das Gericht ſich nicht anzuſchließen. 
Es erkennt zwar an, daß empfängnisverhütende Mittel ebenſowohl 
beim ehelichen wie beim außerehelichen Geſchlechtsverkehr Anwendung 
finden, und daß auch das für das vom Bund ſeinen Mitgliedern zur 
Verfügung geſtellte Mittel gelten muß, wiewohl dieſe Mitglieder Ehe⸗ 
leute ſein müſſen. Aber das Gericht iſt der Überzeugung, daß die 
Gleichſetzung jedes außerehelichen Geſchlechtsverkehrs mit dem Begriff 
der Unzucht mindeſtens heute nicht mehr der allgemeinen Volks⸗ 
anſchauung von Zucht und Sitte entſpricht. 

In der heutigen Zeit wird das Problem der ſog⸗ Kameradſchafts⸗ 
ehe ernſthaft erörtert und ein von vornherein nur auf Zeit gedachtes 
intimes Zuſammenleben eines Mannes und einer Frau auch ohne 
ſtaatliche Anerkennung nicht mehr durchweg als etwas Sittenwidriges 
angeſehen, ſofern es nur auf gegenſeitiger Zuneigung beruht. Das iſtz 
offenbar verurſacht durch die Erkenntnis, daß ſonſt eine große Zahl 
von Männern und Frauen in den für das Geſchlechtsleben wichtigſten 
Jahren oder überhaupt von erotiſcher Betätigung ausgeſchloſſen ſein 
würden, weil die wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine Eheſchließung in 
den Formen des BGB. wegen ihrer materiellen Nebenwirkungen nicht 
zulaſſen. Eine erhebliche Anzahl junger Kriegerwitwen ſind dadurch 
an einer neuen Eheſchließung gehindert, daß ſie durch eine ſolche 
ſelbſt dann, wenn ſie ſich ſpäter als ein Mißgriff herausſtellen ſollte, 
für alle Zeiten um die für ſie und die aus der Kriegerehe hervor⸗ 


gegangenen Kinder unentbehrlichen Verſorgungsanſprüche kommen. 


Die ſittliche Auffaſſung überwiegender Teile des Volkes billigt ihnen 
daher zu, den Verſuch eines erotiſchen Zuſammenlebens mit einem 
Manne zunächſt in der Form des außerehelichen Zuſammenlebens zu 
machen, und dieſes außereheliche Zuſammenleben erſt bei Bewährung 
in die Formen einer bürgerlichen Ehe überzuführen. In den weiteſten 
Kreiſen der für ein aktives Geſchlechtsleben überhaupt in Frage 
kommenden Altersklaſſen des Volkes haben ſich die Anſchauungen 
über die geſchlechtliche Betätigung weitgehend geändert. 

Die geſchlechtliche Betätigung wird in weit höherem Maße als 
ein ſachlich zu wertendes körperliches Bedürfnis angeſehen und aus 
dem Kreis moraliſch zu bewertender Handlungen herausgenommen, 


Schule durch die Gewährung des Raumes den Schülern gegenüber 
keine Obhutspflicht; es hängt von der freien Entſchließung der 
Beſucher ab, ob ſie von der ihnen ſo gebotenen Gelegenheit zur 
Ablegung der Kleider Gebrauch machen wollen, obwohl der hierfür 
beſtimmte Raum dem Zutritt Unbefugter ausgeſetzt iſt. — Vor⸗ 
liegend kommt aber eine Tatſache in Betracht, die das Urteil nur 
ganz beiläufig (Zeile 41) erwähnt: Die Bekl. hatte nämlich 
von den Schülern verlangt, daß die Kleider auf dem 
Flur aufgehängt werden. Iſt den Schülern unterſagt, ihre 
Oberkleider in die Klaſſenzimmer mitzunehmen, ſo ſind ſie an⸗ 
gewieſen, fie an dem Kleiderregal aufzuhängen, das ſich im Haus⸗ 
flur vor dem Klaſſenzimmer befindet, alſo in einem Raum, der 
Unbefugten leicht zugänglich iſt. Hiermit übernimmt aber die Stadt 
die Obhutspflicht, die Verwahrung; die Anweiſung, Kleider in 
einem ſo gefährdeten Raum unterzubringen, enthält nach Treu 
und Glauben die Erklärung der Stadt, jede Tätigkeit zu entfalten, 
die nach den Anforderungen des Verkehrs geeignet iſt, Diebſtähle 
oder Beſchädigung zu verhüten. Hier kommt alſo ein Verwahrungs⸗ 
vertrag zuſtande, obwohl die Stadt die Perſon ihrer Vertrags⸗ 
genoſſen und die aufgehängten Sachen im Einzelnen nicht kennt. 
Dieſe Beſonderheit erklärt ſich durch die eigenartige Sachlage, die 
durch eine Maßnahme der Schulzucht geſchaffen wird. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht von Meinzolt: BayNpild. 17, 34, iſt nicht 
richtig. — über den Umfang der der Stadt obliegenden Maßnahmen 
vgl. KG. (KGBl. 21, 16) und Roſtock (OLG. 41, 118) ſowie 
Delius: Recht 20, 35 (Verſchließung des Raumes), ferner 
Kiel (OLG. 38, 99), das fo ſtrenge Maßnahmen nicht für erforder⸗ 
lich hält, und Meinzolt a. a. O. Der erſteren Anſicht iſt bei⸗ 
zuſtimmen. — Der Eintritt in das Seminar erfolgt nicht auf Grund 
eines Vertrages; das Schulgeld iſt nicht Vergütung i. S. des 8 611; 
ſondern die Schüler machen Gebrauch von einer öffentlichen Ein⸗ 
richtung und zahlen in dem Schulgeld dafür eine Abgabe, eine 
Gebühr (Joſef: PrVerwl. 44, 247). Praktiſche Bedeutung hat 
dieſer vom LG. hervorgehobener Umſtand kaum; in beiden Fällen 
enthält die den Schülern erteilte Anweiſung zum Aufhängen der 
Kleider im Flur den Antrag der Stadt, ihr die Verwahrung 
der Kleider zu übertragen, und dieſen Antrag nehmen die Schüler 
durch das Aufhängen der Kleider an. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 
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genau ſo wie andere körperliche Betätigungen nicht mit moraliſchen 
Maßſtäben gemeſſen werden. Dieſe veränderte Anſchauung kommt 
auch in gewiſſem Sinne in der Verf. zum Ausdruck, inſofern ſich 
dieſe ausdrücklich gegen jede ſittliche Diffamierung der aus außer⸗ 
ehelichen Liebesbeziehungen hervorgegangenen Kinder wendet. Min⸗ 
deſtens heute iſt es alſo nicht mehr richtig, daß der Begriff des 
außerehelichen Geſchlechtsverkehrs ſchlechthin mit dem der Unzucht 
gleichzuſtellen iſt. Damit entfällt auch der Schluß, daß jedes empfängnis⸗ 
verhütende Mittel um deswillen als ein zu unzüchtigem Gebrauch be⸗ 
ſtimmter Gegenſtand angeſehen werden könne, weil es auch beim 
außerehelichen Geſchlechtsverkehr angewendet werden kann. 

Das Gericht hatte aber weiter zu prüfen, ob etwa die Empfängnis⸗ 
verhütung als ſolche ſich als etwas darſtelle, was mit dem ſittlichen 
Bewußtſein des Volkes im Widerſpruch ſtehe, und ob etwa deshalb 
die zu ihrem Zwecke beſtimmten Mittel als Gegenſtände anzuſehen 
ſeien, die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt ſind. 

Auch das war zu verneinen. 

Nach Anſchauung des weitaus überwiegenden Teiles des Volkes 
haftet dem Gebrauche empfängnisverhütender Mittel nichts das nor⸗ 
male Scham⸗ und Eittlichkeitägefühl eines erwachſenen Menſchen an 
ſich Verletzendes an. Es liegt das wohl daran, daß der Gebrauch 
ſolcher Mittel zum Zwecke der Verhinderung unerwünſchter Geburten 
heutzutage in allen Schichten des Volkes und im Verkehr zwiſchen 
Eheleuten wie Unverheirateten allgemein und gewöhnlich iſt. Über⸗ 
Rommene, insbeſ. ſtrenggläubig⸗religiböſe Anſchauung mag noch viel⸗ 
fach an der ideellen Berechtigung dieſer Auffaſſung zweifeln, indem 
ſie die Berechtigung an abſoluten Prinzipien mißt, die ſie mit dem 
Sittlichkeitsbegriff verbindet. Dieſen Zweifeln vermochte ſich die 
Kammer nicht anzuſchließen. 

Die Kammer lehnt euch die Meinung ab, daß die vom Angekl. 
vorgetragene Auffaſſung von der Richtigkeit der Empfängnisverhütung 
an ſich ſchon in ihren Vorausſetzungen — ein uniformer kleinlicher 
Begriff vom „menſchlichen Glück“ — falſch, in ihren Schlußfolge⸗ 
rungen oberflächlich und in ihren Nebenwirkungen mehr ſchädlich als 
nützlich ſei. Selbſt dann aber bliebe maßgebend, daß die Empfängnis⸗ 
verhütung heute „Sitte“ iſt und ſo die Gefühlswelt der großen aus⸗ 
ſchlaggebenden Maſſe beſtimmt. Es iſt nicht zu bezweifeln, daß die 
allgemeine Neigung, durch Beſchränkung der Kinderzahl das äußere, 
auf der Befriedigung materieller Bedürfniſſe beruhende Lebensbehagen 
zu erhöhen, auch eine Menge anderer Gründe für ſich anführen kann, 
welche mindeſtens zur gegenwärtigen Notzeit des „Volkes ohne Raum“ 
objektive wirtſchaftliche Tatſachen für ſich haben und darüber hinaus 
ſogar Sittlichkeit im abſoluten Sinne für ſich in Anſpruch nehmen. 

So geht eine Wandlung der Volksanſchauung auf erotiſchem 
Gebiet auch dahin, daß in immer ſteigendem Maße das Verantwortlich⸗ 
Keitsgefühl dafür, Kinder zu erzeugen, zur ſittlichen Forderung er⸗ 
hoben iſt. Weiteſten Kreiſen des Volkes gilt es heute als unſittlich, 
Kinder in die Welt zu ſetzen, die ihrer körperlichen Konſtitution oder 
ihrer wirtſchaftlichen Lage nach ſo ungünſtige Lebensausſichten haben 
würden, daß ſie es aller Vorausſicht nach zu Glück und Erfolg nicht 
zu bringen vermögen. Auch auf dem Gebiete der Kindererzeugung 
beginnt der Qualitätsbegriff über den Quantitätsbegriff die Oberhand 
zu erlangen und der Gedanke ſich durchzuſetzen, daß nur geſunde 
Eltern, und dieſe nur ſo viele Kinder erzeugen und gebären dürfen, 
als ſie unter angemeſſenen Bedingungen großzuziehen vermögen. 

Dazu kommt, daß die Gleichberechtigung der Frau, die geſetzlich 
gewährleiſtet iſt, zu einer Betonung des Gedankens geführt hat, daß 
ebenſowohl die unverheiratete wie die verheiratete Frau ſelbſt zu be⸗ 
ſtimmen habe, wie oft ſie gebären wolle, und daß es geradezu als 
unſittlich in weiten und gerade den beſten Streifen des Volkes an⸗ 
geſehen wird, die Ehefrau durch eine zu große Anzahl von Geburten 
in ihrer Schönheit, Geſundheit und Lebensdauer zu beeinfluſſen. 

So iſt alſo nach der Anſchauung des weitaus überwiegenden 
Teiles des Volkes die Anwendung empfängnisverhütender Mitter 
nicht nur nicht etwas Unſittliches, ſondern in zahlreichen eugeniſch 
oder wirtſchaftlich bedingten Fällen geradezu ein ſittliches Erfordernis. 
Dabei ſpricht in erheblichem Maße die politiſche Überzeugung mit, 
daß das Gedeihen Deutſchlands abhängig ſei von der Hebung der 
Qualität ſeiner Menſchen einerſeits und von der Beſeitigung ſeiner 
quantitativen Übervölkerung andererſeits. 

Dieſe Gründe haben bei der derzeitigen Lebensauffaſſung des 
Volkes, welche in hohem Maße die des weſtiſch⸗europäiſchen Menſchen 
überhaupt genannt werden kann, genügt, um auf dem Wege durch 
die modernen Maſſenverſtändigungsmittel eine Volksmeinung zu 
bilden, welche dem ſittlichen Bewußtſein des einzelnen ausreicht zur 
dogmatiſchen Rechtfertigung ſeines ohnehin vorhandenen Entſchluſſes, 
möglichſt nicht mehr Kinder zu haben, als er ohne unerwünſchte 
Schmälerung ſeiner Daſeinsgrundlage aufziehen kann. 

Das erkennende Gericht kann ſich bei ſeiner Anſchauung, daß 
empfängnisverhütende Mittel nicht ſchlechthin als Gegenſtände an⸗ 
zuſprechen ſeien, die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt ſind, auf nam⸗ 
hafte Vertreter der Strafrechtswiſſenſchaft, ſo insbeſ. auch Frank, 
Alsberg und Binding, gegenüber der Rſor. des NG. berufen. 

(LG. Chemnitz, Urt. v. 25. Juni 1929, 1 Bs 29/29.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Rudolf Waſſermann, München. 
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B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 2 Nr. 2 ArbGG. Zuſtändigkeit des Arbeitsgerichts 
für Klagen aus unerlaubter Handlung zwiſchen Arbeit- 
nehmer und geſetzl. Vertreter des Arbeitgebers. f) 

Der Streit der Parteien betrifft ausſchließlich die Frage, ob die 
Zuſtändigkeit der ArbG. für eine bürgerliche Rechtsſtreitigheit aus 
unerlaubter Handlung (88 823 ff. BGB.) zwiſchen einem Arbeitnehmer 
und dem geſetzlichen Vertreter ſeines früheren Arbeitgebers 
gegeben iſt. Das BG. prüft dieſe Frage zunächſt unter den Geſichts⸗ 
punkten der Nr. 1, 2 und 3 des 8 2 ArbGG. und gelangt dabei ohne 
weiteres zu einer Verneinung der Anwendbarkeit der Nr. 1 und 3, 
da einerſeits die Parteien dieſes Rechtsſtreits nicht tarifvertragsfähig 
ſeien und andererſeits der Behl. nicht Arbeitnehmer ſei. Aber auch 
Nr. 2 a. a. O. komme nicht in Betracht. Allerdings gehe aus dem 
Zuſammenhang dieſer Beſtimmung und des dem Geſetz zugrunde 
liegenden Gedankens, für arbeitsrechtliche Streitigkeiten Sondergerichte 
zu ſchaffen, hervor, daß die Anfangsworte dieſer Beſtimmung „bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern“ 
ſich auch auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus unerlaubter Hand⸗ 
lung bezögen, denn ſonſt hätten die Beſtimmungen in 8 2 Nr. 3 und 
in 83 ArbGG. keinen Sinn. Die Zuſtändigkeit der ArbGG. für Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten aus unerlaubter Handlung beſtehe nach 8 2 Nr. 2 a. a. O. 
jedoch nur dann, wenn die Parteien Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ſeien. Dieſe Vorausſetzungen ſeien im vorliegenden Fall nicht gegeben. 
Denn der Bekl. ſei geſetzlicher Vertreter und Organ der arbeitgeben⸗ 
den Geſellſchaft, aber nicht ſelbſt Arbeitgeber des zwiſchen dem Kl. 
als Arbeitnehmer und den S. S.⸗Werken abgeſchloſſenen Vertrages. 
Daß geſetzliche Vertreter juriſtiſcher Perſonen nicht Arbeitgeber ſeien, 
folge ſchon daraus, daß 8 22 Arb&G. nur ihre Berufung als Arbeit⸗ 
geberbeiſitzer zulaſſe. Endlich komme auch die erweiterte Zuſtändigkeit 
aus 83 ArbGG. nicht zur Anwendung, da die Klage gegen die 
S. S.⸗Werke bei Erhebung der gegenwärtigen Klage noch nicht an⸗ 
hängig geweſen, auch nicht gleichzeitig erhoben, ſondern erſt ſpäter 
angeſtrengt worden ſei. 

Die Rev. rügt Verletzung des 8 2 Nr. 2 und des 83 ArbG. 
Ihr kann ein Erfolg nicht verſagt werden. 

Ohne Rechtsirrtum verneint das BG. die Anwendbarkeit des 
82 Nr. 1 und 3 ArbG. Ihm iſt auch darin beizutreten, daß 
i. S. der maßgebenden Vorſchriften des materiellen Rechts, insbef. 
der 88 231 ff. HGB., der Direktor einer Akt. nicht ſelbſt Arbeit⸗ 
geber, ſondern geſetzlicher Vertreter ſeiner als Arbeitgeber anzuſehen⸗ 
den AktG. iſt und als deren Organ die Arbeitgeberbefugniſſe der 
Körperſchaft ausübt. Indeſſen begegnet die Ablehnung der Anwendbar⸗ 
keit des § 2 Nr. 2 ArbGG. inſofern erheblichen Rechtsbedenken, als 
dieſe Auslegung zu ſehr an dem Wortlaut haftet und nicht ihrem 
Sinn und Zweck Rechnung trägt. Schon die Entſtehungsgeſchichte des 
ArbG. könnte dieſe Rechtsbedenken ſtützen. Sie läßt erkennen, daß 
es der Wille des Geſetzgebers war, „die große Gruppe der bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem 
Einzelarbeitsverhältniſſe“ — abgeſehen von der hier nicht intereſſieren⸗ 
den Ausnahme des zweiten Halbſatzes des 8 2 Nr. 2 ArbG. — 
„insgeſamt der Arbeitsgerichtsbarkeit zu übertragen ... Die Vor⸗ 
ſchrift erfaßt alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die aus einem 
Arbeitsverhältnis entſtehen können, ohne Rückſicht auf das Vorliegen 
eines Vertrags, nicht jedoch Streitigkeiten aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen, die mit dem Arbeits⸗ .. verhältnis in einem nur zu⸗ 
fälligen Zuſammenhange ſtehen ... Durch die umfaſſende Um⸗ 
grenzung der Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichtsbehörden im 8 2 Nr. 2 
. .. wird eine Aufzählung der einzelnen möglichen bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis ... vermieden... Die Auf⸗ 
zählung gibt dem Rechtſuchenden zwar einen Anhalt bei der Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob für eine Klage das ArbG. oder das ordentliche 
Gericht zuständig iſt, fie vergrößert aber auch die Gefahr einer un⸗ 
richtigen, beſonders einer zu engen Auslegung der Geſetzes⸗ 
vorſchriften über die Zuſtändigkeit, weil eine vollkommene Aufzählung 
kaum möglich fein würde“ (Begr. zum Entw. eines ArbGG. S. 24). 
Gegen eine zu enge und deshalb mit dem Willen des Geſeßzgebers 
undereinbare Auslegung des § 2 Nr. 2 a. a. O. ſprechen aber vor 


Zu 1. Bereits RArbcg. 2, 141 hat — ohne dort die Begr. 
zum Entw. eines ArbGG. zu zitieren — ſich deren Standpunkt zu 
eigen gemacht, daß eine zu enge Auslegung der Vorſchriften über die 
Zuständigkeit zu vermeiden ſei. Für den vorliegenden Fall zeigen die 
im Urteil dargelegten praktiſchen Ergebniſſe, daß eine andere Auf⸗ 
faſſung des Geſetzes als die des RArbch. gar nicht möglich iſt. Sie 
folgt der bewährten Lehre Wachs: daß als gewollt anzuſehen iſt 
„nicht nur das im Geſetz ausdrücklich Gefagte, ſondern auch das 
vernünftigerweiſe mit dem Gewollten Mitgewollte“ (Handb. 1, 257). 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
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allem praktiſche Erwägungen. Zutreffend weiſt insbeſ. Volkmar: 
ArbRſpr. 1928, 332 darauf hin, daß mau, wenn brauchbare Ergeb⸗ 
niſſe erzielt werden ſollen, die Frage, ob nicht auch i. S. der Zu⸗ 
ſtändigkeitsvorſchrift des 8 2 Nr. 2 ArbGG. bei Anſprüchen aus einer 
vom geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon gegen deren (auch 
früheren) Arbeitnehmer (angeblich) begangenen unerlaubten Handlung 
der Vertreter einem Arbeitgeber gleich zu behandeln iſt, bejahen muß. 
Denn es wäre merkwürdig, wenn z. B. bei einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien die ArbGG. zuſtändig fein ſollten, weil der Leiter 
des Unternehmens, der perſönlich haftende Geſellſchafter ſelbſt Arbeit⸗ 
geber ſei, während bei einer AktG. die Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte gegeben ſein ſollte, weil der leitende Direktor der AktG. nicht 
ſelbſt Arbeitgeber, ſondern geſetzlicher Vertreter des Arbeitgebers ſei. 
Das Ergebnis wäre um ſo befremdlicher, weil andererſeits, wenn die 
leitende Perſönlichkeit, gegen welche die Klage gerichtet werde, nur 
Prokuriſt des Unternehmens ſei, gleichwohl die ArbG. zuſtändig ſeien, 
da dann eine Klage zwiſchen Arbeitnehmern untereinander vorläge 
(8 2 Nr. 3 ArbGG.). Daß die dem 82 Nr. 2 a. a. O. durch das BG. 
gegebene Auslegung nicht nur merkio”rdige und befremdliche, ſondern 
geradezu unhaltbare Ergebniſſe zeitigen würde, beweiſt ein weiteres 
Beiſpiel. Geſetzt den Fall, daß an die Stelle einer aus den Geſell⸗ 
ſchaftern A. und B. beſtehenden OHG. am 1. Mai eines Jahres mit 
Wirkung von dieſem Tage unter Wahrung des Geſellſchaftszwecks und 
des Perſonalbeſtandes eine GmbH. tritt, deren alleinige Geſchäfts⸗ 
führer die bisherigen beiden Geſellſchafter werden. Einem Angeſtellten 
des Unternehmens wird von A. aus derſelben (fortgeſetzten) un⸗ 
erlaubten Handlung am 30. April und 1. Mai des betreffenden Jahres 
Schaden zugefügt. Soll er mit Rückſicht darauf, daß A. am 30. April 
Geſellſchafter der OHG., am 1. Mai aber Geſchäftsführer der GmbH. 
iſt, die Schavenzerfasklage wegen des Vorgangs v. 30. April bei dem 
ArbG., den gleichgelagerten Anſpruch wegen des Vorgangs v. 1. Mai 
aber vor dem ordentlichen Gericht erheben müſſen? Die Frage ſtellen, 
heißt ſie verneinen. Die Antwort zeigt zugleich, daß eine Auslegung, 
welche die Entſch. darüber, ob ArbG. oder ordentliches Gericht zu⸗ 
ſtändig ſein ſoll, von der Rechtsform des Unternehmens abhängig 
machen will, unmöglich iſt. Einen ähnlichen Standpunkt ſcheinen 
übrigens auch Flatow⸗Joachim, Arb G., zu 82 Nr. 2 Anm. 11 
S. 58 einzunehmen. Endlich iſt nach der tatſächlichen Feſtſtellung des 
BG. im vorliegenden Fall auch der vom Geſetz verlangte Zuſammen⸗ 
hang der Rechtsſtreitigkeit mit dem Arbeitsverhältnis gegeben, da er 
jedenfalls in mittelbarer Hinſicht beſteht und nicht ein nur zufälliger iſt. 

(RArbG., Urt. v. 19. Jan. 1928, RAG 473/28 — Berlin.) (O.] 

* 

2. 863 HGB. Geſchlechtskrankheit durch aufßerehe- 
lichen Verkehr iſt kein unverſchuldetes Unglück, es ſei denn, 
daß der Arbeitnehmer den Nachweis erbringen kann, daß er 
alle erforderlichen Vorſichtsmaßnahmen getroffen hat. f) 

Der Kl. iſt kaufmänniſcher Angeſtellter bei der bekl. Firma. Er 
zog ſich im Mai 1928 durch außerehelichen Verkehr eine Geſchlechts⸗ 
krankheit zu und war infolgedeſſen während des Monats Juni 1928 
dienſtunfähig. Der auf das Dienſtverhältnis anwendbare TarVertr. 
für die kaufmänniſchen und techniſchen Angeſtellten in Frankfurt a. M. 
b. 3. Febr. 1928 beſtimmt im 83 Ziff. 1, daß bei unverſchuldeten 
Krankheitsfällen i. S. 863 HGB. das Gehalt bis zur Dauer von 
mindeſtens 6 Wochen ohne Abzug des Krankengeldes zu zahlen iſt. 
Geſtützt auf dieſe Beſtimmung beanſprucht der Kl. von der Bekl. die 
Zahlung des Gehalts von 167 AA für den Monat Juni 1928. Die 
Bekl. hat um Abweiſung der Klage gebeten. Während das ArbG. der 
Klage ſtattgegeben hat, hat das LArbG. auf die zugelaſſene Berufung 
unter Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils die Klage abgewieſen, 
die Rev. jedoch zugelaſſen. Mit dieſer beantragt der Kl., unter Auf⸗ 
hebung des BU. nach feinen in der BerJInſt. geſtellten Anträgen zu 
erkennen. Die Bekl. war in der RevInſt. nicht vertreten. Der Kl. 
hat um Erlaß des Verſäumnisurteils gebeten. 

Der Kl. iſt infolge Vollziehung des außerehelichen Beiſchlafs an 
Tripper mit nachfolgender Hodenentzündung erkrankt und infolge⸗ 


Zu 2. Die Entſch. iſt im Ergebnis vermutlich richtig, in der 
Begründung aber iſt ſie nicht einwandfrei. Zwar betonen die Inſtanzen 
mit Recht, daß bei der Beantwortung der Frage, ob Geſchlechtskrank⸗ 
heit als unverſchuldetes Unglück i. S. 8 63 HGB. anzuſehen ſei, die 
moraliſche Seite des außerehelichen Geſchlechtsverbehrs außer Betracht 
zu bleiben habe. Und ebenſo zutreffend iſt der Standpunkt des 
LArbG., den ſich das RArbGG. zu eigen macht, daß auch von einem 
Verſchulden im hygieniſchen Sinne daun nicht geſprochen werden 
könne, wenn der Angeſtetlle glauben durfte, mit einer geſchlechtlich 
unbeſcholtenen Frauensperſon zu verkehren, oder wenn er beim Ver⸗ 
kehr diejenigen Vorſichtsmaßnahmen beobachtet hat, die die mit ihm 
verbundenen Gefahren zu vermindern geeignet ſind. Unrichtig iſt es 
hingegen, wenn da, wo dieſe Vorausſetzungen fehlen, das L ArbG 
und das RArbG. von einem Verſchulden des Angeſtellten gegenüber 
dem Arbeitgeber reden und es ſo anſehen, als habe der Gehilfe da⸗ 
durch, daß er ſich der Gefahr einer geſchlechtlichen Anſteckung aus⸗ 
geſetzt, die ihm ſeinem Prinzipal gegenüber obliegenden Sorgfalts⸗ 
pflichten verletzt und fahrläſſig die Leiſtung der im Anſtellungsvertrag 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


deſſen einen Monat lang dienſtunfähig geweſen; er beanſprucht gleich⸗ 
wohl für die Dauer ſeiner Dienſtunfähigkeit von der Bekl. die 
Zahlung ſeines Gehalts für dieſen Monat und beruft ſich auf 8 63 
HGB. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung behält der Handlungsgehilfe, 
wenn er durch unverſchuldetes Unglück an der Leiſtung der Dienſte 
verhindert wird, ſeinen Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt, jedoch 
nicht über die Dauer von ſechs Wochen hinaus. Als ein Unglück i. S. 
des Geſ. gilt auch die Erkrankung des Handlungsgehilfen. Die Entſch. 
des Prozeſſes hängt daher davon ab, ob die erwähnte Erkrankung des 
Kl. als unverſchuldet anzuſehen iſt. Bejaht man die Frage, ſo iſt der 
Klaganſpruch begründet, andernfalls unbegründet. 


Wie das LArbG. ausführt, iſt bei der Beantwortung der ſtrit⸗ 
tigen Frage nicht auf die ſittliche Seite des außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehrs abzuſtellen, ſondern gem. dem Wortlaute der geſetzlichen 
Beſtimmungen nur zu fragen, ob derjenige, welcher ſich auf Geſchlechts⸗ 
verkehr mit einer Frauensperſon ohne weiteres einläßt, mit einer 
nahen Möglichkeit der Anſteckung mit einer Geſchlechtskraukheit 
rechnen muß und daher unter Nichtbeachtung der ihm ſeinem Arbeit⸗ 
geber gegenüber obliegenden Pflichten fahrläſſig ſich der Gefahr der 
Dienſtunfähigkeit ausſetzt. Dies hat das LArbch. für den vorliegenden 
Fall bejaht. Es hat dargelegt, bei der außerordentlich ſtarken Ver⸗ 
breitung der Geſchlechtskrankheiten müſſe jeder unverheiratete Mann, 
der mit einer geſchlechtlich nicht unbeſcholtenen weiblichen Perſon ſich 
auf Geſchlechtsverkehr einlaſſe, mit der Gefahr rechnen, daß er ſich 
eine geſchlechtliche Erkrankung zuziehe, es erſcheine daher nur billig, 
daß ihm das Riſiko, das er bei einem ſolchen außerehelichen Verkehr 
eingeht, zur Laſt falle; eine Ausnahme könne nur in dem Falle ge⸗ 
macht werden, wenn der Arbeitnehmer den Nachweis erbringen könne, 
daß er mit einer geſchlechtlich noch unberührten weiblichen Perſon 
verkehrt habe, oder daß er alle erforderlichen Vorſichtsmußnahmen 
getroffen habe, die eine Anſteckung an einer Geſchlechtskrankheit 
nach menſchlicher Vorausſicht ausſchlöſſen. Solche Umſtände habe der 
Kl. aber nicht darzutun vermocht; deshalb müſſe er ſelbſt für die 
Folgen ſeines außerehelichen Geſchlechtsverkehrs einſtehen. 


Dieſen Ausführungen ifb durchweg beizupflichten. Nicht darauf 
kommt es entgegen der Meinung der Rev. für die Beantwortung der 
ſtrittigen Frage an, ob den Handlungsgehilfen ein ſittliches, ſon⸗ 
dern ob ihm ein rechtliches Verſchulden trifft, wenn er mit einer 
Frauensperſon in außerehelichen Geſchlechtsverkehr tritt. Dies aber 
hat der BerR. unter Berückſichtigung der ſonſtigen Verhältniſſe 
ohne Rechtsirrtum grundſätzlich bejaht. Es iſt bekannt, daß auch in 
Deutſchland die Zahl der geſchlechts kranken Perſonen immer mehr 
zugenommen hat. Es iſt weiter allgemein bekannt, daß die Gefahr 
einer Übertragung dieſer Krankheit ſehr groß iſt und hauptſächlich 
durch Geſchlechtsverkehr erfolgt, daß auch die Folgen der Erkrankung 
für die Arbeitsfähigkeit der davon Betroffenen erheblich werden 
können, endlich auch, daß die Erkrankung einer ſich dem Geſchlechts⸗ 
verkehr hingebenden Perſon von dem Beteiligten nicht ohne weiteres 
wahrnehmbar iſt. Daß unter dieſen Umſtänden der außereheliche Um⸗ 
gang mit Perſonen des anderen Geſchlechts die Gefahr der Anſteckung 
mit einer Geſchlechtskrankheit in ſich birgt, iſt für jeden einſichtigen 
Menſchen ohne weiteres einleuchtend. Wer alſo durch einen ſolchen 
Verkehr erkrankt, hat ſich dies regelmäßig ſelbſt zuzuſchreiben. Seine 
Krankheit iſt verſchuldet im Rechtsſinn. Beſondere Umſtände, die im 
gegebenen Falle eine andere Beurteilung rechtfertigen könnten, ſind 
nicht geltend gemacht. Der Anfpruch des Kl. auf Weiterzahlung des 
Gehalts für die Zeit der Dienſtunfähigkeit iſt daher nicht begründet. 

(RArbch., Urt. v. 15. Juni 1929, RAG 659/28. — Frankfurt a. M.) 
O.] 
* 


3. Die Frage, ob ein wichtiger Grund zur friſtloſen 
Entlaſſung gegeben fei, liegt im weſentlichen auf tatſäch⸗ 
lichem Gebiete. In der Reviſions inſtanz iſt nur nachzu⸗ 
prüfen, ob ein beſtimmtes Ereignis, ein beſtimmtes Han⸗ 


verſprochenen Dienſte unmöglich gemacht. Wenn dem ſo wäre, dann 
würde der Gehilfe für die Zeit ſeiner Erkrankung nicht nur den Lohn⸗ 
anſpruch verlieren, ſondern müßte darüber hinaus dem Prinzipal den 
ihm durch den Ausfall der Dienſte erwachſenen Schaden erjehen. 
Davon aber kann im Ernſte nicht die Rede ſein. Das Verſchulden, 
das 863 im Auge hat, iſt nicht Pflichtverletzung des Angeſtellten 
gegenüber dem Prinzipal, ſondern Pflichtverletzung gegenüber ſich 
ſelbſt: ſchuldhaft iſt ein Unglück i. S. 863 dann herbeigeführt, wenn 
jemand mutwillig oder leichtſinnig ſeinen Körper oder ſeine Geſund⸗ 
heit nicht in dem Maße vor Schaden zu bewahren verſucht hat, wie 
es der gebildete Menſch im eigenen Intereſſe normalerweiſe zu tun 
pflegt. Wer dergeſtalt unvorſichtig mit ſeiner Geſundheit umgeht, 
ſoll den Schaden, den er erleidet, nicht anderen zur Laſt legen dürfen. 
Der Erwerb einer Geſchlechtskrankheit kann, braucht aber nicht 
ſchuldhaft in dieſem Sinne zu ſein (vgl. mein Recht des kauf⸗ 
männiſchen Perſonals in Ehrenbergs Handbuch des Handelsrechts 
II, 7 Prof. Dr. Titze, Berlin. 
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deln an ſich einen wichtigen Grund abzugeben geeignet 
tft (R ArbG. 1, 222). f) 

Daß aber ein Angeſtellter, der ſich von den Arbeitnehmern 
ſeines Dienſtherrn Geſchenke machen läßt und hinterher die ihm 
unterſtellten Angeſtellten zur Ausſtellung unrichtiger, zur Täu⸗ 
ſchung des Dienſtherrn beſtimmter Beſcheinigungen zu veranlaſſen 
ſucht, damit das Vertrauen des letzteren in einem ſo hohen Maße 
untergraben und zerſtören kann, daß eine Belaſſung in ſeiner 
Stellung unmöglich wird, bedarf keiner weiteren Darlegung. 

(RArbG., Urt. v. 10. Mai 1929, RAG 593/28.) [O.] 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reid). 


Reichsſtnanzhof. 


Berichtet von Reichsſinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 16 Abf. 1, 18 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. Die Koften 
einer Strafverteidigung ſind, auch wenn ſie mit im In⸗ 
tereſſe der Ausübung eines Gewerbebetriebs aufgewendet 
wurden und Freiſprechung erfolgt iſt, grundſätzlich nicht 
als Werbungskoſten abzugsfähig. 

Der BeſchwF§. war Ende 1924 als Direktor einer Bank AktG., 
nachdem er der Beſtechung, des Wuchers uſw. angeſchuldigt worden 
war, ausgeſchieden. Im Jahre 1926 war er nicht als ſelbſtändiger 
Bankier tätig. Er macht gegenüber den von ihm bezogenen Ein⸗ 
künften die i. J. 1926 erwachſenen und mit 18900 RAM bezifferten 
Koſten ſeiner Verteidigung — das Strafverfahren endigte 1926 mit 
einem Freiſpruch des Beſchwy. — als Werbungskoſten geltend. Die 
Vorbehörde hat anerkannt, daß der Beſchw. die Ausgaben für die 
Verteidigung auch mit aus dem Grunde gemacht habe, um das 
Bankgeſchäft, das er nunmehr ſelbſtändig betreibt, eröffnen zu 
können, zumal er, ſolange die Beſchuldigungen der Beſtechung, des 
Wuchers uſw. nicht widerlegt geweſen ſeien, vermutlich nicht die 
Genehmigung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Bankgeſchäfts erhalten 
haben würde. Die ſteuerliche Abzugsfähigkeit der Verteidigungs⸗ 
koſten verbiete ſich aber auch dann, wenn man unterſtellen wollte, 
daß ſie lediglich zur Begründung des neuen Unternehmens ge⸗ 
macht wären, nach $ 18 EinkStG., da Ausgaben zur Begründung 
eines gewerblichen Unternehmens als nicht abzugsfähige Aufwen⸗ 
dungen zur Verbeſſerung oder Vermehrung des Vermögens ange⸗ 
ſehen werden müßten. 

Die RBeſchw., die auf den Zuſammenhang zwiſchen den Auf⸗ 
wendungen und den nunmehrigen Gewerbebetrieb des BeſchwF. hin⸗ 
weiſt, wendet ſich insbeſ. gegen die Anwendung des $ 18 Einköt®. 
Sie kann zu einer Aufhebung der Vorentſch. nicht führen. 

Zwar ſtellen Aufwendungen zur Gründung eines gewerblichen 
Unternehmens grundſätzlich Betriebsausgaben und damit Werbungs⸗ 
Roften dar. Ihr Abzug kann daher nicht unter Hinweis auf 8 18 
EinkSt®. verwehrt werden. Zu unterſuchen iſt vielmehr, ob der 
Ausgabe ein entſprechendes Aktivum gegenüberzuſtellen und inſo⸗ 
weit die Wirkung des Abzugs wieder auszugleichen iſt. Eine Akti- 
vierung der Verteidigungskoſten kommt aber nicht in Betracht, denn 
der Ausgabe ſteht in dieſem Falle kein dafür erworbenes wirtſchaft⸗ 
liches Gut des BeſchwF. gegenüber. 

Wenn hiernach auch die Vorbehörde die rechtliche Tragweite des 
§ 18 EinkStGG. verkannt hat, fo iſt die Vorentſch. im Ergebnis 
doch zutreffend. Die Aufwendungen des Beſchwß. für feine Verteidi⸗ 
gung ſtellen ſich überwiegend als nach 8 18 Abſ. 1 Nr. 2 Eink StG. 
nicht abzugsfähige, die Privatſphäre des BeſchwF. betreffende Auf⸗ 
wendungen dar. Wie bei einer Geldſtrafe überwiegt auch bei 
den Verteidigungskoſten der Zuſammenhang der Aufwendungen mit 
der Perſon des Beſchuldigten. Die Aufwendungen milffen als 
überwiegend im Intereſſe der Wiederherſtellung der perſönlichen 
Ehre und des Anſehens des Beſchuldigten ausgegeben angeſehen 
werden. Demgegenüber tritt der an ſich anzuerkennende Zuſammen⸗ 
hang mit der beabſichtigten Wiedereröffnung eines ſelbſtändigen 
gewerblichen Unternehmens ſo zurück, daß ein Abzug als Wer⸗ 
bungskoſten nicht in Frage kommt (vgl. R.: StW. 1929 
Nr. 163 a u. b). 


(RIP, 6. Sen., Urt. v. 8. Aug. 1929, IV A 1380/28.) 


Zu 3. Vgl. hierzu RArbch.: JW. 1928, 1464 und Anm. 
Oppermann, ſowie R.: IW. 1919, 504 und Anm. Titze. 
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II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Rechtsbelehrungen über das kommunale Dif- 
ziplinarverfahren des preußiſchen Rechts. f) 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Vorſitzende des 
Kreisausſchuſſes O. als Aufſichtsbehörde über die Geſchäftsführung 
des Amtsvorſtehers das Diſziplinarverfahren gegen den Angeſchuldig⸗ 
ten eingeleitet hat. Ein formell rechtsgültiges Diſziplinarverfahren 
Konnte aber nicht durch die Aufſichtsbehörde, ſondern allein von 
dem Landrat als Staatsbeamten eingeleitet werden. Der Umſtand, 
daß der Landrat ſelbſt alle diesbezüglichen Diſziplinarverfügungen 
unterſchrieben hat, kann an dieſem Ergebniſſe nichts ändern, denn 
er wollte, wie ſich aus den Akten unzweifelhaft ergibt, als Auf⸗ 
ſichtsbehörde über die Geſchäftsführung des Amtsvorſtehers, alſo als 
Vorſitzender des Kreisausſchuſſes handeln und hat als ſolcher ge⸗ 
handelt. Das Diſziplinarverfahren, und zwar ſowohl das auf dem 
Einleitungsbeſchl. v. 27. Jan. 1926 beruhende, wie das auf dem 
Einleitungsbeſchl. v. 22. März 1926 beruhende — wenn man das 
als ſelbſtändiges Verfahren auffaſſen könnte —, ſind daher nicht 
ordnungsmäßig eingeleitet. Daher war das gegenwärtige Ver⸗ 
fahren als gegen die geſetzlichen Veſtimmungen verſtoßend unter 
Aufhebung der Vorentſch. im ganzen Umfang einzuſtellen. 


Durch die getroffene Entſch. iſt ſelbſtverſtändlich die zu⸗ 
ſtändige Stelle nicht behindert, wegen der gleichen oder einzelner 
oder auch noch anderweitiger, bisher nicht zur Anſchuldigung ge⸗ 
ſtellter Dienſtverfehlungen ein neues ordnungsmäßiges Diſziplinar⸗ 
verfahren gegen den Angeſchuldigten einzuleiten. Es liegt aber 
Veranlaſſung vor, die Diſziplinareinleitungsbehörde und den Kreis⸗ 
ausſchuß als Diſziplinargericht auf eine Reihe formeller Verſtöße 
hinzuweiſen, die ſich außer der ſchon erörterten Zuſtändigkeitsfrage 
aus der geſchäftlichen Behandlung des gegenwärtigen Diſziplinar⸗ 
verfahrens ebenſo wie aus der Urteilsbegründung des Vorder⸗ 


richters ergeben: Gegenſtand eines Diſziplinarverfahrens kann 
nur ein poſitives, pflichtwidriges Handeln oder ein pllicht⸗ 
widriges Unterlaſſen eines Beamten ſein, nicht aber können 


allgemeine Rechtsbegriffe zum Gegenſtande von Anſchuldigungen 
gegen den Beamten gemacht werden. Das bleibt ſchon beim Erlaß 
eines Einleitungsbeſchluſſes zu beachten. Es ſind alſo im ein⸗ 
zelnen die konkreten Sachverhalte, die dem Ange- 
ſchuldigten als pflichtwidriges Handeln oder pflicht⸗ 
widriges Unterlaſſen zur Laſt gelegt werden, dar⸗ 
zulegen, jo daß der Beamte über die ihm zur Laſt gelegten Tat- 
ſachen vollſtändig im klaren iſt und ſich entſprechend verteidigen kann. 


In der Vorunterſuchung iſt der Angeſchuldigte zu allen 
einzelnen, ihm zur Laſt gelegten Verfehlungen zu hören und — 
wenn er erſcheint — zu Protokoll zu vernehmen. Dabei iſt ein 
vereidigter Protokollführer zuzuziehen. Einſeitige Aktenvermerke des 
Vorunterſuchungskommiſſars über Angaben, die der Angeſchul⸗ 
digte zu feiner Verteidigung gemacht habe, können die protokollariſche 
Vernehmung des Angeſchuldigten nicht erſetzen. Alle im Ver⸗ 
fahren vernommenen Zeugen und Sachverſtändige ſind — ſoweit 
nicht geſetzliche Beſtimmungen entgegenſtehen — eidlich zu ver⸗ 
nehmen. Eine Verweiſung auf den geleiſteten Dienſteid iſt unzu⸗ 
läſſig. Dem Angeſchuldigten iſt von allen Zeugenausſagen und 
Sachverſtändigengutachten vor Abſchluß der Vorunterſuchung zur 
Stellungnahme Kenntnis zu geben. 


Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft iſt zweckmäßig ſchon im 


Zu 1. Die Rſpr. der preuß. Kreisausſchüſſe als Diſziplinar⸗ 
gerichte erſter Juſtanz für die Kommunalbeamten hat ſeit ber Staats⸗ 
umwälzung ſtark gelitten. Dem DiſzSen. des OVG. muß gedankt 
werden für das obige Urteil, das er dazu benutzt, um die großen 
Grundſätze des preuß. Diſziplinar verfahrens auch inſoweit zu 
beleuchten und denjenigen, die es angeht, zur Beachtung zu emp⸗ 
fehlen, als der gerade vorliegende Sachverhalt nicht dazu nötigte. 
So überninunt das höchſte Gericht außer der Rolle des Richters 
im Einzelfalle noch das Amt des Rechtslehrers, der mit der auto- 
ritas rerum perpetuo similiter judicatarum den Behörden zeigt, 
wie ſie vorzugehen haben. Dieſe Entſch. wird wirken wie ein reini⸗ 
gendes Gewitter. Zugleich beſtätigt ſie in mancher Richtung Ge⸗ 
danken, die der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins in dem 
Gutachten ſeines Ausſchuſſes für öffentl. Recht dem Deutſchen 
RT. bei Beſprechung des Entwurfs eines Diſzcß. vorgetragen hat 
(JW. 1927, 2833). 

RA. Dr. Görres, Berlin. 
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Einleitungsbeſchluſſe zu beſtellen, da er bereits während des Schwe⸗ 
bens der Vorunterſuchung berechtigt iſt, auf den Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme durch Stellung von Anträgen beim Vorunterſuchungs⸗ 
kommiſſar Einfluß zu nehmen. Im Gegenſatze zum Unterſuchungs⸗ 
kommiſſar, der richterliche Unabhängigkeit beſitzt, iſt der Vertreter 
der Staatsanwaltſchaft an die ihm erteilten Weiſungen der Diſzipli⸗ 
nareinleitungsbehörde gebunden. Auf der anderen Seite bildet die 
von ihm angefertigte Anſchuldigungsſchrift, ſobald ſie dem entſchei⸗ 
denden Diſziplinargericht eingereicht ft, nach Form und Inhalt den 
unverrückbaren und auch gegenüber den im Einleitungsbeſchluß und 
in der Vorunterſuchung mit dem Angeſchuldigten ſpeziell erörterten 
Vorwürfen, ſoweit der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ſolche in 
die Anſchuldigungsſchrift nicht aufnimmt, feſten Rahmen, inner⸗ 
halb deſſen allein die Entſch. des Diſziplinargerichts ſich be⸗ 
wegen kann und darf. Sogenannte Nachtragsanſchuldigungsſchriften, 
welche Anſchuldigungspunkte betreffen, die mit dem Angeſchuldigten 
in einem ordnungsmäßig eingeleiteten und durchgeführten Ver⸗ 
fahren erörtert ſind, die der Vertreter der Staatsanwaltſchaft aber 
nicht in die dem Diſziplinargericht eingereichte Anſchuldigungsſchrift 
aufgenommen hatte, ſind ohne alle rechtliche Wirkung. Völlig un⸗ 
zuläſſig iſt es aber, wenn der Diſziplinarrichter an Stelle eines dem 
Angeſchuldigten in der Anſchuldigungsſchrift zum Vorwurfe gemachten 
ſpeziellen pflichtwidrigen Handelns oder Unterlaſſens einen ver⸗ 
änderten Tatbeſtand oder eine andere Dienſtverfehlung als die ihm 
in der Anſchuldigungsſchrift ausdrücklich zum Vorwurfe gemachte als 
erwieſen anſehen und zum Gegenſtand einer Beſtrafung des An⸗ 
geſchuldigten machen wollte. 


Die Diſziplinareinleitungs behörde wird daher ein drin⸗ 
gendes ſachliches Intereſſe daran nehmen und ihrerſeits durch ent⸗ 
ſprechende Anweiſung des Vertreters der Staatsanwaltſchaft dafür 
Sorge zu tragen Anlaß haben, daß ihr die Anſchuldigungsſchrift 
zu eigener Nachprüfung vorgelegt wird, bevor fie an das Diſ⸗ 
ziplinargericht eingereicht wird. Nur zu dieſem Zeitpunkt iſt es 
noch möglich, die Ergänzung der Vorunterſuchung — wenn ſich eine 
ſolche noch als erwünſcht oder notwendig erweiſt — durch die Diſ⸗ 
ziplinareinleitungsbehörde zu verfügen oder die Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift dem Vertreter der Staatsanwaltſchaft zur Abänderung oder 
Vervollſtändigung zurückzugeben. 


Iſt die Anſchulbigungsſchrift erſt dem Diſziplinarrichter ein⸗ 
gereicht und damit der Diſziplinarrichter mit der Sache befaßt, fo 
iſt eine nachträgliche Anderung der Anſchuldigungsſchrift und der 
in ihr enthaltenen Anſchuldigungen ohne rechtliche Wirkung. Ins⸗ 
beſ. iſt die nachträgliche anderweite Bewertung der mit dem An⸗ 
geſchuldigten in der Vorunterſuchung erörterten Tatbeſtände durch 
den Vertreter der Staatsanwaltſchaft und der Verſuch, angeblich 
verſehentlich in der Anſchuldigungsſchrift übergangene weitere An⸗ 
ſchuldigungspunkte noch zur Entſch. des Diſziplinarrichters zu 
bringen, nicht mehr rechtlich wirkſam. Andererſeits kann das nach⸗ 
trägliche Fallenlaſſen einzelner in die Anſchuldigungsſchrift auf⸗ 
genommener Anſchuldigungspunkte durch den Vertreter der Staats⸗ 
anwaltſchaft den Diſziplinarrichter nicht von der Prüfung und Entſch. 
darüber entbinden, ob zu einem ſolchen fallengelaſſenen Anſchul⸗ 
digungspunkte tatſächlich ein Dienſtvergehen vorliegt oder nicht 


Sofern nach Einreichung der Anſchuldigungsſchrift an das 
Diſziplinargericht neue, bisher dem Angeſchuldigten in der Vor⸗ 
unterfuchung nicht zum Vorwurfe gemachte und mit ihm erörterte 
Tatbeſtände der Bilziplinareinleitungsbehörde zur Kenntnis kom⸗ 
men, in denen ſie weitere Dienſtvergehen des Angeſchuldigten ſieht, 
können dieſe in dem beim Diſziplinargerichte bereits ſchwe⸗ 
benden Diſziplinarverfahren überhaupt nicht mehr geltend gemacht 
werden. Es muß dann vielmehr ihretwegen ein neues, ſelbſtändiges 
Diſziplinarverfahren eingeleitet werden, bei deſſen Durchführung 
wiederum alle Formvorſchriften genau beachtet werden müſſen. Eine 
Verbindung beider ſelbſtändiger Verfahren iſt nach Einreichung der 
Anſchuldigungsſchrift in dem neu eingeleiteten Verfahren zwecks 
gemeinſchaftlicher Verhandlung vor dem Difziplinargerichte möglich, 
wenn in dem zuerſt eingeleiteten Verfahren bis dahin eine ab⸗ 
ſchließende Entſch. des Diſziplinärgerichts noch nicht ergangen iſt. 
Sachlich bleiben aber beide Verfahren inſoweit ſelbſtändige, als die 
Verbindung aus praktiſchen Erwägungen und Bedürfniſſen durch Be⸗ 
ſchluß jederzeit wieder getrennt werden kann; das bleibt insbeſ. auch 
wegen der Entſch. über die Verpflichtung zur Tragung der baren 
Auslagen der Verfahren zu beachten. 

Nicht gebilligt werden kann die aktenmäßig feſtſtehende Tat⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſache, daß dem Angeſchuldigten die Ladung zur mündlichen Verhand⸗ 
lung mit einer Friſt von nur ſieben Tagen, vor allem aber, daß die 
„Nachtragsanſchuldigungsſchrift“ erſt am Tage vor der mündlichen 
Verhandlung vor dem Kreisausſchuß als Diſziplinargericht zuge⸗ 
ſtellt worden iſt. Durch ſolche unzureichenden Friſten wird der An⸗ 
geſchuldigte in feiner Verteidigung unzuläſſig beſchränkt. 


Außerdem trägt aber auch das Vorderurteil den in 8 79 
LVG. für die Urteilsfindung gegebenen Vorſchriften nicht genügend 
Rechnung. Die Gründe des Urteils laſſen nicht mit ausreichender 
Sicherheit erkennen, welche von den zur Begründung der einzelnen 
Anſchuldigungspunkte der Anſchuldigungsſchrift von der Anklage 
behörde verwerteten Tatbeſtänden als diſziplinare Verfehlungen 
feſtgeſtellt worden ſind, welche vielleicht als Inkorrektheiten angeſehen 
worden ſind, die aber diſziplinarer Strafahndung als ſolche — und 
aus welchen Gründen dann — noch nicht bedürfen, und endlich, welche 
als widerlegt anzuſehen find und auf Grund welcher Beweismittel. 
Der Kreisausſchuß hat es nicht für nötig erachtet, auf alle An⸗ 
ſchuldigungspunkte der Anſchuldigungsſchrift ſachlich einzugehen. Wohl 
kann in der BerInſt. von der Prüfung einzelner Anſchuldigungs⸗ 
punkte Abſtand genommen werden, wenn bereits die tatſächlich feſt⸗ 
geſtellten Verfehlungen hinſichtlich einzelner Anſchuldigungspunkte 
die Verhängung der Höchſtſtrafe der Dienſtentlaſſung rechtfertigen, 
oder wenn in der BerInſt. der Angeſchuldigte allein Berufung ein⸗ 
gelegt oder fie auf des Strafmaß beichränkt hat und damit das Ver⸗ 
bot einer Abänderung der Vorentſch. zuungunſten des Angeſchul⸗ 
digten eine Beſchränkung auf den Tatbeſtand begründet, auf den 
ſich das Urteil des Vorderrichters ſtützt. Gewiß laſſen ſich auch 
Fälle denken, in denen der erſtinſtanzliche Richter ſich auf die Prü⸗ 
fung und tatſächliche Feſtſtellung der Begründetheit nur ein⸗ 
zelner Anſchuldigungspunkte beſchränken kann, wie z. B. im 
Falle der Feſtſtellung ſchwererer ſtrafrechtlicher Verfehlungen 
eines Angeſchuldigten durch rechtskräftiges ſtrafgerichtliches Urteil, 
an das der Diſziplinarrichter gebunden iſt, und wenn in dieſem 
Falle die diſziplinare Verfehlung eine jo ſchwere iſt, daß fie die 
Anwendung der Höchſtſtrafe, der Dienſtentlaſſung, rechtfertigt. 
Immerhin kann eine Beſchränkung auf die Beurteilung nur ein⸗ 
zelner Anſchuldigungspunkte durch den erſtinſtanzlichen Diſziplinar⸗ 
richter nur in Ausnahmefällen und bei ganz klar liegenden Sachen, 
zu denen das hier vorliegende Verfahren jedenfalls nicht gehörte, 
als zweckmäßig zugelaſſen werden. In der Regel hat der Diſziplinar⸗ 
richter erſter Inſtanz ſeine Prüfung auf den Geſamttatbeſtand zu er⸗ 
ſtrecken und feſtzuſtellen: 


welche von den einzelnen Anſchuldigungspunkten als er⸗ 
wieſen und als diſziplinar ſtrafwürdige Dienſtverfehlungen zu 
erachten waren, und auf Grund welcher Beweismittel; 
ferner welche Anſchuldigungspunkte als widerlegt zu erachten 
waren, und auf Grund welcher Beweismittel. 
Das wird der Kreisausſchuß als Difziplinargeriht in künftigen 
Fällen zu beachten haben. 

Auch muß in dem Urteile dargelegt werden, aus welchen Grün⸗ 
den die erkannte Strafe und das Strafmaß als angemeſſen be⸗ 
trachtet worden ſind und ob und inwieweit und aus welchen Grün⸗ 
den ein Zuſammentreffen einer Reihe erwieſener 
Dienſtverfehlungen, von denen an ſich jede einzelne die 
Anwendung der Höchſtſtrafe noch nicht rechtfertigen würde, die 
Verhängung der Höchſtſtrafe etwa gebieteriſch erheiſcht und recht⸗ 
fertigt. Das erſtinſtanzliche Gericht muß immer damit rechnen, 
daß gegebenenfalls aus formellen oder materiellen Gründen ein 
Anſchuldigungspunkt, den der erſtinſtanzliche Richter als beſonders 
ſchwer angeſehen hat, vom BR. für ſich allein noch nicht als jo 
ſchwerwiegend angeſehen wird, um die Anwendung der Höchſtſtrafe 
zu rechtfertigen. 

Auch die Entſch. des Vorderrichters, ſoweit ſie dem verurteilten 
Angeſchuldigten die „Koſten“ des Verfahrens zur Laſt legt, findet 
in dem geltenden Diſziplinarrechte keine Stütze. Nach § 51 DiſzG. 
v. 21. Juli 1852 i. Verb. m. 8 157 Nr. 2 LVG. und dem G. 
v. 28. Okt. 1922 (GS. 363) beſteht geſetzlich nur die Verpflichtung 
des zu Strafe verurteilten Angeſchuldigten zur Tragung der baren 
Auslagen des Verfahrens (vgl. OVG. 79, 437, 441). 

Die Entſch. über die baren Auslagen des Verfahrens rechtfertigt 
ſich daraus, daß in dem vorliegenden Verfahren der Angeſchuldigte 
zu Strafe jedenfalls nicht verurteilt werden konnte. 


(FroG., 1. Sen., Urt. v. 1. März 1929, DU 82/26.) 
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Aberſicht der Rechtſprechung. 
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(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


1 A, 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 31, 89 86. Haftung der Stadt für die von Schülern ſtädtiſcher 
Lehranſtalten mitgebrachten Überkleider. LGG. Hagen 3034? 
8 276 BGB. Culpa in contrahendo im gegenſeitigen Verhältnis 
von Teilnehmern eines Ringtauſches. K ũ . 30242 
88 326, 276 BGB. Der ſelbſt vertragsuntreue Teil kann nicht 
wegen Vertragsverletzung des anderen Teils vom Vertrage zurück⸗ 
treten. Doch ſtehen beiden Teilen Schadenserſatzanſprüche En 
0052 


8626 BGB. Die Frage, ob ein wichtiger Grund zur friſtloſen Ent⸗ 
laſſung gegeben ſei, liegt im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiete. 
In der Reviſionsinſtanz iſt nur nachzuprüfen, ob ein beſtimmtes Er⸗ 
eignis, ein beſtimmtes Handeln an ſich einen wichtigen Grund ab⸗ 
zugeben geeignet iſt (RArbG. 1, 222). RArb w. 30363 

3 823 BGB.; 58 4, 15 Wege O. f. d. Prov. Sachſen. Der Straßen⸗ 
anlieger muß ſich vorübergehende Störungen der Kommunikation ge⸗ 
fallen laſſen. OLG. Naumbu gg 30255 


88 823, 832, 1627, 1631 BGB. Haftung des aufſichtspflichtigen 
Vaters, OLG. Frankfurt aM. oo ..... 30244 
Aufwertungsgeſetz. 


86 Abf. 2 Ani; § 54 GBO. Die Vergünſtigung des $ 6 
Abſ. 2 Aufw Gr. des teilweiſen Zurücktretens der Aufwertungshypothek 
ſteht einer in der Schutzzeit für den Eigentümer des mit der Auf⸗ 
wertungshypothek belaſteten Grundſtücks gemäß 1196 BGB. ein⸗ 
getragenen noch in feiner Hand befindlichen, alſo nicht in der Schutzzeit 
weitergegebenen Grundſchuld nicht zu. RG d . 3004¹ 


Novelle zum Aufwertungsgeſetz. 


8 14 AufwG Nov. Eine Ablöſung für Rechnung des Erwerbers 
liegt auch dann vor, wenn bei einem Tauſch von Grundſtücken der bis⸗ 
herige Eigentümer den zur Löſchung der Hypothek erforderlichen 
Betrag zunächſt aus eigenen Mitteln aufbringt, aber von dem jetzigen 
Eigentümer ein Grundſtück erhält, deſſen Wert den Betrag des ab- 
gelöſten Rechtes deckt. KG . 8 0.0 00 SRH 


Handelsgeſetzbuch. 


863 H. Geſchlechtskrankheit durch außerehelichen Verkehr 
iſt kein unverſchuldetes Unglück, es ſei denn, daß der Arbeitnehmer 
den Nachweis erbringen kann, daß er alle erforderlichen Vorſichts⸗ 
maßnahmen getroffen hat. RAr boo. 30362 

88 186 Abſ. 2, 211, 221 968. Der Gründer einer AktG. hat kein 
Recht auf Verweigerung der von ihm im Geſellſchaftsvertrag über⸗ 
nommenen Verpflichtung zur Einbringung von Sacheinlagen aus dem 
Grunde, weil hinterher die Ausgabe der Aktien wegen Zuſammen⸗ 
bruchs der Geſellſchaft unterbleibt. Der Konkursverwalter der AktG. 
darf die Einlageanſprüche der Geſellſchaft gegen die Gründer nur gegen 
eine angemeſſene Entſchädigung abtreten; ſonſt iſt der Abtretungs⸗ 
as ihn d ae 30063 


Genoſſenſchaftsgeſetz. 


8 70 Gen®. Es gibt keine Argliſteinrede, wenn der Vorſtand die 
Anmeldung des Austritts beim Genoſſenſchaftsregiſter ſchuldhaft unter⸗ 
el e Da ua 0 30231 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


8 256 ZED, Hat der Aufwertungsſchuldner im Verfahren vor der 
Aufwertungsſtelle beſtritten, perſönlicher Schuldner zu fein, und hat 
daraufhin die Aufwertungsſtelle dem Aufwertungsgläubiger Friſt zur 
Beibringung einer rechtskräftigen Entſcheidung des ordentlichen Ge⸗ 
richts darüber geſetzt, daß der Gegner ſein perſönlicher Schuldner ſei, 
ſo genügt es zum Wegfall des Feſtſtellungsintereſſes im anhängig ge⸗ 
machten Verfahren vor dem ordentlichen Gericht nicht, wenn der 
Schuldner nach Klagezuſtellung durch Schreiben ſeines Prozeßbevoll⸗ 
mächligten an den Prozeß bevollmächtigten des Klägers erklärt, daß 
er nunmehr anerkenne, perſönlicher Schuldner zu fein. OLG. Dresden 

30243 

8 807 ZRD. Es ift unzuläſſig, dem Offenbarungseidsſchuldner bei 
der Eidesleiſtung einen Vorbehalt der Ergänzung des Verzeichniſſes 
e , 30344 


Arbeitägerichtägeiet. 
8 2 Nr. 2XArbSG. Zuſtandigkeit des Arbeitsgerichts für Klagen aus 


unerlaubter Handlung zwiſchen Arbeitnehmer und geſetzl. Vertreter 
DESSStrbeitgeDers- d „„ 30351 


B. 
Strafrecht. 


Strafgeſetzbuch. 


§ 1 Abf. 2 Steh g.; 8g 44, 55, 148 Ziff. 7 RGewO.; 9 16 Sächſ. 
Geſ. v. 1. Juli 1878, die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen betr. Bei Androhung einer in einem Vielfachen eines Grund⸗ 
wertes beſtehenden Geldſtrafe, deren Höchſtbetrag 150 RM. überſteigen 
kann, hängt die Frage, ob Vergehen oder Übertretung vorliegt, bon 
dem Höchſtbetrag der jeweilig möglichen Geldſtrafe ab. OLG. Del 

8 270 StchB.; 5337 SPD. Die Nichterwähnung des $ 270 in 
den Urteilsgründen bedeutet nicht eine Geſetzesverletzung. — 9900 


c c 


88 53, 185 StGB. Ein Scherz kann nicht mit der Begründung 
ſtraffrei gelaſſen werden, daß es auf dem Lande derb zugehe und daß 
der betreffende Vorgang von allen Anweſenden außer gerade von der 
Verletzten als Scherz aufgefaßt worden ſei. Entſcheidend iſt vielmehr 
gerade das Verhalten der verletzten Perſon. — Der in Notwehr Be⸗ 
griffene braucht nicht fremde Hilfe anzurufen, ſondern kann ſich ſelbſt 
verteidigen. — Rechtsverletzung braucht nicht vorzuliegen, vielmehr 
begründet ſchon der Angriff mit dem Ziel einer Rechtsverletzung das 
Notwehrrecht. OLG. Dresden. 30270 

88 67, 361 Ziff. 10 St h B. Verjährung der Strafverfolgung wegen 
Verletzung der Unterhaltspflicht. OSG. Hemm . . . 302911 

8180 Abs. 3 Steh B. Ausbeutung. Tateinheitliches Zuſammen⸗ 
een von $ 180 StGB. und von Mietwucher nach $ 49a er 
Gbr, r N en c 

$ 180 Stöß B. Ausbeutung i. S. des $ 180 Abſ. 3 StGB. RG. 30095 

ae SGB, Mittel zur Verhütung der Empfängnis find nicht 
ſchlechthin „Gegenſtände, die zum unzüchtigen Gebrauch beſtimmt 
find" i. S. § 184 Ziff. 3 StB. LG. Chem niz 30343 

88 185, 53 StGB. Ein Scherz kann nicht mit der Begründung 
ſtraffrei gelaſſen werden, daß es auf dem Lande derb zugehe und daß 
der betreffende Vorgang von allen Anweſenden außer gerade von der 
Verletzten als Scherz aufgefaßt worden ſei. Entſcheidend iſt vielmehr 
gerade das Verhalten der verletzten Perſon. — Der in Notwehr Be⸗ 
griffene braucht nicht fremde Hilfe anzurufen, ſondern kann ſich ſelbſt 
verteidigen. — Rechtsverletzung braucht nicht vorzuliegen, vielmehr 
begründet ſchon der Angriff mit dem Ziel einer Rechtsverletzung das 
Notwehrrecht. OLG. Dresden. 3027 

88 185, 186, 193 StGB. Wird für eine einheitliche Kundgebung, 
mit der ihrem Geſamtinhalt nach die Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ 
eſſen bezweckt wird, der Strafſchutz des 8193 StGB. bejaht, ſo kann 
für einen Teil der Außerung eine nur bei Gelegenheit der Intereſſen⸗ 
wahrnehmung ausgeſprochene und darum ſtrafbare Beleidigung nur 
dann angenommen werden, wenn es ſich um eine ſelbſtändige Teil⸗ 
kundgebung handelt, die ſich aus der Geſamtkundgebung derart aus⸗ 
ſcheiden läßt, daß bei ihr der für die anderen Teile anzuerkennende 
Zweck der Intereſſenwahrnehmung ausnahmsweiſe — im Hinblick 
auf Form oder Begleitumſtände — zu verneinen iſt. OLG. 3 

8193 StGB. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, die nur 
mittelbar eigene Intereſſen ſind. KG f 30267 

§ 193 StGB. ſetzt das Vorliegen einer ſtrafbaren Beleidigung vor⸗ 
aus. Zu den Vorausſetzungen der Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ 
eſſen. Der Rechtsbegriff der Form in 9 185 StGB. iſt n 0955 


8 230 StGB.; 5 913 RVO.; 88 45, 46 GewO. Die allgemeinen 
Sorgfaltspflichten eines gewerblichen Unternehmens ſind übertragbar. 
Der Unternehmer iſt jedoch zur ſorgfältigen Auswahl und zur Über⸗ 
wachung verpflichtet. Bay db g. 3020 

8 240 StGB. Die Ausſchreibung einer Forderung zum Verkauf 
iſt nicht in jedem Falle und unter allen Umſtänden eine Beleidigung 
des Schuldners. Bay Ob ohh. 30212 

88 263, 43, 46 StGB. Betrugsverſuch zugunſten des Gemein⸗ 
ſchuldners, begangen durch die Vorſpiegelung, der Herausgabeanſpruch 
ſei bereits vor der Konkurseröffnung durch Leiſtung an den Gemein⸗ 
ſchuldner getilgt worden. Für einen Rücktritt vom Verſuch iſt kein Raum, 
wenn der Täter ſein Unternehmen für objektiv bereits geſcheitert hält. 
30098 

8 267 StGB. Fälſchliche Anfertigung einer Urkunde durch An⸗ 
bringung von Kreuzen und deren Beglaubigung zum Zwecke der Vor⸗ 
Fichi der ! ͤ . „ee 30117 


3040 


88 327, 36755. St68.; 5 192 RVO. Zum Begriffe: Schlägerei und 
Raufhander ar 8 30215 

$ 345 Abſ. 2 StGB. Mitwirkung bei der Strafvollſtreckung. Soli⸗ 
dare Verantwortlichkeit der bei der Strafvollſtreckung mitwirkenden 
Beamten. Die Fahrläſſigkeit des hilfeleiſtenden Beamten kann darin 
gefunden werden, daß für ihn die Möglichkeit einer unzuläſſigen Straf⸗ 
vollſtreckung auf Grund der Vorlegung eines unrichtigen Entwurfs 
DorauteiehDar ag , 30128 

8 350 StGB. Alleingewahrſam oder Mitgewahrſam? Die Aus⸗ 
ilbung der Dienſtaufſicht über einen Beamten braucht nicht zu einer 
Beſchränkung ſeiner tatſächlichen Verfügungsgewalt zu e 

0¹ 


Preßgeſetz. 
8 6 Abſ. 1 PreßG. Nennung des Druckers. R.. 301320 


Münzgeſetz. 


nn e Dale 


Strafprozeßordnung. 

879 Stpd. Der Sachverſtändigeneid deckt Bekundungen über 
Wahrnehmungen nur inſoweit, als ſie zur Begründung des Gut⸗ 
achtens erforderlich find. NO. » . 3014¹¹ 

88 233, 332, 357 SPD, Für den Antrag, den Angeklagten von der 
Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung zu entbinden, 
bedarf der Verteidiger einer beſonderen Ermächtigung. Vor Zuſtellung 
eines den Angeklagten vom Erſcheinen befreienden Gerichtsbeſchluſſes 
darf gegen den Angeklagten nicht verhandelt werden. Das richterliche 
Protokoll über die Vernehmung des Angeklagten, das im Falle ſeiner 
Entbindung vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung verleſen werden 
muß, darf nicht lediglich ein ſchöffengerichtliches Sitzungsprotokoll 


feind gs 8 3015 
8 244 StPO. Unzuläſſige Ablehnung eines Antrages auf Ein- 
nahme des Augenſcheins. R w.. 301613 


8245 SIRD. Von der Vernehmung einer vorgeladenen Auskunfts⸗ 
perſon kann nicht mit der Begründung abgeſehen werden, daß die 
Vorladung nicht nachgewieſen ſei, falls nicht der Vorſitzende auf den 
Nachweis der Ladung hingewirkt hat. Daß ein vorgeladener Sach⸗ 
verſtändiger nicht zu Beginn der Hauptverhandlung erſchienen iſt, 
ſteht feiner Vernehmung nicht entgegen. RG 3017¹⁴ 

88 296, 339 StFD. Stattgabe einer ſtaatsanwaltſchaftlichen Revi⸗ 
ſion zu ungunſten des Angeklagten in einem Falle, in dem mit Rückſicht 
darauf, daß die Vorinſtanz nur auf eine Geldſtrafe erkannt hatte, die 
Verhängung der von ihr ausgeſprochenen Nebenſtrafe unzuläſſig war. 
RGS ᷣ⁵„Nn p]7]—“ , 6 301715 

88 300, 313, 345, 346 SPD. 9 1 Abſ. 2 StGB.; 55 44, 55, 148 
Ziff.7 RGewdO.; § 16 Sächſ. Gef. v. 1. Juli 1878, die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen betr. Bei Androhung einer in 
einem Vielfachen eines Grundwertes beſtehenden Geldſtrafe, deren 
Höchſtbetrag 150 RM. überſteigen kann, hängt die Frage, ob Vergehen 
oder Übertretung vorliegt, von dem Höchſtbetrag der jeweilig mög⸗ 
lichen Geldſtrafe ab. Hat die Strafkammer das überſehen und über 
das nur als Reviſion zuläſſige Rechtsmittel des Angeklagten als Be⸗ 
rufung entſchieden, ſo muß das Reviſionsgericht mangels einer nach 
dieſer Richtung erhobenen Rüge über dieſen Verfahrensfehler Binmeg, 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſtrafen entſprechend ihrer Länge in dem Maße zu verkürzen ſind, daß 
ihre Geſamtlänge diejenige der Geſamtſtrafe ergibt. KG. 3031186 

88 357, 233 SPD. Wenngleich ein Mitangeklagter die Reviſion 
nicht darauf ſtützen kann, daß einem anderen Mitangeklagten gegenüber 
die Vorſchriften über ſeine Anweſenheit nicht beachtet worden ſind, 
ſo iſt doch ſeine Reviſionsrüge beachtlich, daß die gegen den abweſenden 
Mitangeklagten unzuläſſigerweiſe getroffenen Feſtſtellungen auch zu 
feinem Nachteil verwertet worden find. RG ). 9 

8 412 Abf. 1 StPD. Hat der Angekl. vor der Verhandlung dem 
Gericht mitgeteilt, er werde perſönlich erſcheinen, ſo kann im Falle 
ſeines Ausbleibens ſein Einſpruch nicht verworfen werden. OLG. 
Dresden n!!! ß ĩ˙—bß 30324 

8416 Abſ. 2 Stpd. Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
kann auch bei der Polizeibehörde bis zum Beginn der Hauptverhandlung 
zurückgenommen werden. OLG. Königsberg.. 3033²³ 


Jugendgerichtsgeſetz. 

88 13, 35, 36 J.; $ 14 StPO. Wird ein Jugendlicher, nachdem 
die erſte Strafe ausgeſetzt worden iſt, wiederum verurteilt, ſo hat das 
ſpäter entſcheidende Gericht Entſchließung darüber zu treffen, ob die 
erſterkannte Strafe zu vollſtrecken ſei. OLG. Dresden. . . 303220 


O. 
Steuerrecht. 
Einkommenſteuergeſetz. 

88 16 Abſ. 1, 18 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. Die Koſten einer Straf⸗ 
verteidigung ſind, auch wenn ſie mit im Intereſſe der Ausübung eines 
Gewerbebetriebs aufgewendet wurden und Freiſprechung erfolgt iſt, 
grundſatzlich nicht als Werbungskoſten abzugsfähig. RF H.. . 30374 


Gewerbeordnung. 


§ 154 Gewd. Aufſchrift auf dem Firmenſchild einer Geſellſchaft 
dib e , ee 303015 
88 41a, 1463 Gewd. Die Aufftellung von Automaten in Kinos, 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, die an Sonn⸗ und Feſttagen und wochen⸗ 
tags nach 7 Uhr Waren abgeben, iſt ſtrafbar. OLG. Dresden 302912 
88 44, 55, 148 Ziff. 7 Gewd.; 5 1 Abſ. 2 StGB.; 9 16 Sächſ. 
Geſ. b. 1. Juli 1878, die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umher⸗ 
ziehen betr.; $$300, 313, 345, 346 StPO. Bei Androhung einer in 
einem Vielfachen eines Grundwertes beſtehenden Geldſtrafe, deren 
Höchſtbetrag 150 RM. überſteigen kann, hängt die Frage, ob Vergehen 
oder Übertretung vorliegt, von dem Höchſtbetrag der jeweilig mög⸗ 
lichen Geldſtrafe ab. Hat die Strafkammer das überſehen und über das 
nur als Reviſion zuläſſige Rechtsmittel des Angeklagten als Berufung 
entſchieden, ſo muß das Reviſionsgericht mangels einer nach dieſer 
Richtung erhobenen Rüge über dieſen Verfahrensfehler hinwegſehen. 
Gewerbsmäßiger Handel im Umherziehen liegt nicht ohne weiteres 
vor, wenn der Gewerbetreibende außerhalb ſeines Wohnſitzes eine 
in den Rahmen des ſtehenden Gewerbebetriebes fallende Einzel⸗ 
handlung vornimmt. OSG. Dresden. 30268 
855 Gewd. Ein Anbieten in eigener Perſon i. S. dieſer Be⸗ 
ſtimmung liegt nicht vor, wenn der Angekl. von den Gemeindedienern 
den Vertrieb in deren Gemeinden beſorgen läßt. OLG. Jena 303016 
8 126 Gewd. Als Lehrling iſt nur ein gewerblicher Arbeiter an⸗ 
zuſehen, der nach dem Willen der Beteiligten in ein Arbeitsverhältnis 
hauptſächlich zu dem Zwecke eingetreten iſt, um eine Ausbildung in 
dem betreffenden Gewerbe zu erhalten. Durch den Lehrvertrag wird 
nicht nur eine Arbeitspflicht des Lehrlings, ſondern auch die Pflicht zu 
deſſen Ausbildung für den Lehrherrn begründet ($ 127 Gew.). OLG. 
DIE. r , Bi: genen - 303147 
81395 Gewd. Die Pflicht zur Geſtaltung amtlicher Reviſionen 
umfaßt auch die Pflicht, Geſchäftsbücher vorzulegen. OLG. 39201 
f 29 

§ 139 b Abſ. 4 Gewd.; $ 12 Arb ZVoO. in Bäckereien betrifft 
nicht alle Zuwiderhandlungen wider die von der zuſtändigen Behörde 
erlaſſenen Anordnungen, vielmehr nur ſolche, die die Beſchäftigung 
von Arbeitern oder die Vornahme von Arbeiten 1 Zuwider⸗ 
handlungen in der erſteren Richtung find nach $ 139 b Abſ. 4 RGewO. 
zu beurteilen. OLG. Dresden. 303014 


Verordnung über die Arbeitszeit in Bäckereien 
v. 23. Nov. 1918. 

812 Arb. in Bäckereien vom 23. Nov. 1918 und 16. Juli 
1927; f 139 b Abſ. 4 GewO. 812 Bäckerei VO. betrifft nicht alle Zu⸗ 
widerhandlungen wider die von der zuständigen Behörde erlaſſenen 
Anordnungen, vielmehr nur ſolche, die die Veſchäftigung von Arbeitern 
oder die Vornahme von Arbeiten betreffen. Zuwiderhandlungen in 
der erſteren Richtung find nach $ 139 b Abſ. 4 RGew O. zu beurteilen. 
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Preuß. Disziplinarrecht. 


Rechtsbelehrungen über das kommunale Diſziplinarverfahre 


n des 
preußiſchen Rechts. PrOVG.. ꝛrꝛ̃ . 33071 
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